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DELEGIERTE VERORDNUNG (EU) Nr. 1268/2012 DER 
KOMMISSION 

vom 29. Oktober 2012 

über die Anwendungsbestimmungen für die Verordnung (EU, 
Euratom) Nr. 966/2012 des Europäischen Parlaments und des 
Rates über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan 

der Union 

TEIL 1 

GEMEINSAME BESTIMMUNGEN 

TITEL I 

GEGENSTAND 

Artikel 1 

Gegenstand 

Diese Verordnung enthält die Anwendungsbestimmungen zur Verord­
nung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 (im Folgenden „Haushaltsordnung“). 

TITEL II 

HAUSHALTSGRUNDSÄTZE 

KAPITEL 1 

Grundsätze der Einheit und der Haushaltswahrheit 

Artikel 2 

Buchführung über die Zinserträge aus Vorfinanzierungen 

(Artikel 8 Absatz 4 der Haushaltsordnung) 

Sind Zinserträge an den Unionshaushalt abzuführen, wird in der Ver­
einbarung mit den Einrichtungen und Personen nach Artikel 58 Absatz 
1 Buchstabe c Nummern ii bis viii der Haushaltsordnung festgelegt, 
dass Vorfinanzierungen auf Bankkonten oder -unterkonten eingezahlt 
werden, welche die Identifizierung der jeweiligen Mittel und Zinsen 
gestatten. Ist dies nicht möglich, so muss anhand der Buchführungs­
methoden der Empfänger oder der Finanzmittler feststellbar sein, welche 
Mittel von der Union gezahlt wurden und welche Zinsen und sonstigen 
Erträge auf diese Beträge angefallen sind. 

Die Bestimmungen dieser Verordnung über Zinserträge aus Vorfinan­
zierungen stehen der Erfassung der Vorfinanzierungen auf der Aktiv­
seite in der Vermögensübersicht der Jahresabschlüsse entsprechend den 
in Artikel 143 der Haushaltsordnung genannten Rechnungsführungsvor­
schriften nicht entgegen. 
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KAPITEL 2 

Grundsatz der Jährlichkeit 

Artikel 3 

Mittel des Haushaltsjahres 

(Artikel 11 Absatz 3 der Haushaltsordnung) 

Die für das Haushaltsjahr bewilligten Mittel für Verpflichtungen und 
Mittel für Zahlungen umfassen: 

a) die im Haushaltsplan, einschließlich im Wege eines Berichtigungs­
haushaltsplans, bereitgestellten Mittel; 

b) die übertragenen Mittel; 

c) die gemäß den Artikeln 178 und 182 der Haushaltsordnung wieder­
eingesetzten Mittel; 

d) die Mittel aus gemäß Artikel 177 Absatz 3 der Haushaltsordnung 
zurückgezahlten Vorfinanzierungsbeträgen; 

e) die Mittel aus zweckgebundenen Einnahmen, die im laufenden Haus­
haltsjahr eingehen oder die in den vorhergehenden Haushaltsjahren 
eingegangen sind und nicht verwendet wurden. 

Artikel 4 

Verfall und Übertragung von Mitteln 

(Artikel 13 Absatz 2 der Haushaltsordnung) 

(1) Mittel für Verpflichtungen und nichtgetrennte Mittel für Immobi­
lienprojekte im Sinne von Artikel 13 Absatz 2 Buchstabe a der Haus­
haltsordnung können nur dann übertragen werden, wenn die entspre­
chenden Mittel aus nicht vom Anweisungsbefugten zu vertretenden 
Gründen nicht vor dem 31. Dezember des Haushaltsjahres gebunden 
werden konnten und die vorbereitenden Stufen so weit fortgeschritten 
sind, dass nach vernünftigem Ermessen davon auszugehen ist, dass die 
Mittelbindung spätestens am 31. März des Folgejahres bzw., für Immo­
bilienprojekte, am 31. Dezember des Folgejahres erfolgen kann. 

(2) Damit die entsprechenden Mittel auf das folgende Haushaltsjahr 
übertragen werden können, müssen insbesondere die folgenden vor­
bereitenden Stufen im Sinne von Artikel 13 Absatz 2 Buchstabe a der 
Haushaltsordnung bis zum 31. Dezember des Haushaltsjahres abge­
schlossen sein: 

a) Bei den globalen Mittelbindungen im Sinne von Artikel 85 der 
Haushaltsordnung muss der Finanzierungsbeschluss ergangen bzw. 
die Konsultation der betroffenen Dienststellen innerhalb eines jeden 
Organs im Hinblick auf die Annahme dieses Beschlusses vor diesem 
Datum abgeschlossen sein. 

b) Bei den Einzelmittelbindungen im Sinne von Artikel 85 der Haus­
haltsordnung muss die Auswahl der potenziellen Auftragnehmer, 
Empfänger, Preisträger oder betrauten Einrichtungen abgeschlossen 
sein. 
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(3) Gemäß Artikel 13 Absatz 2 Buchstabe a der Haushaltsordnung 
übertragene Mittel, die bis zum 31. März oder, für Immobilienprojekte, 
bis zum 31. Dezember des folgenden Haushaltsjahres nicht gebunden 
worden sind, werden automatisch in Abgang gestellt. 

Die Kommission unterrichtet das Europäische Parlament und den Rat 
innerhalb eines Monats über die nach Unterabsatz 1 in Abgang gestell­
ten Mittel. 

(4) Übertragene Mittel gemäß Artikel 13 Absatz 2 Buchstabe b der 
Haushaltsordnung können bis zum 31. Dezember des folgenden Haus­
haltsjahres verwendet werden. 

(5) In der Rechnungsführung werden die gemäß Absatz 1 bis 4 über­
tragenen Mittel unterschieden. 

KAPITEL 3 

Grundsatz der Rechnungseinheit 

Artikel 5 

Umrechnungskurse 

(Artikel 19 der Haushaltsordnung) 

(1) Unbeschadet der besonderen Bestimmungen, die aus der Anwen­
dung sektorspezifischer Regelungen resultieren, nimmt der zuständige 
Anweisungsbefugte die Umrechnung zwischen dem Euro und einer an­
deren Währung zu dem im Amtsblatt der Europäischen Union, Reihe C, 
veröffentlichten Tageskurs des Euro vor. 

Für die Umrechnung zwischen dem Euro und einer anderen Währung 
durch einen Auftragnehmer oder Empfänger gelten die in den öffent­
lichen Aufträgen, Finanzhilfevereinbarungen und Finanzierungsverein­
barungen jeweils festgelegten besonderen Umrechnungsmodalitäten. 

(2) Damit Währungsumrechnungen sich nicht wesentlich auf die Ko­
finanzierungen der Union auswirken oder den Unionshaushalt belasten, 
wird gegebenenfalls in den besonderen Bestimmungen gemäß Absatz 1 
vorgesehen, dass für die Umrechnung zwischen dem Euro und anderen 
Währungen der Durchschnittswert der Tagesumrechnungskurse eines 
bestimmten Zeitraumes herangezogen wird. 

(3) Wird für die betreffende Währung kein Tageskurs des Euro im 
Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht, zieht der zuständige 
Anweisungsbefugte den in Absatz 4 genannten Buchungskurs heran. 

(4) Zu Zwecken der in den Artikeln 151 bis 156 der Haushaltsord­
nung vorgesehenen Rechnungsführung und vorbehaltlich Artikel 240 
der vorliegenden Verordnung erfolgt die Umrechnung zwischen dem 
Euro und einer anderen Währung zum monatlichen Buchungskurs des 
Euro. Dieser Kurs wird vom Rechnungsführer der Kommission anhand 
für zuverlässig erachteter Informationsquellen auf der Grundlage des 
Kurses festgelegt, der am vorletzten Arbeitstag des Monats Gültigkeit 
hat, der dem Monat vorausgeht, für den der Kurs ermittelt wird. 

(5) Die Ergebnisse der Währungstransaktionen nach Absatz 4 werden 
in den Konten des jeweiligen Organs in einer eigenen Linie ausgewie­
sen. 
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Unterabsatz 1 gilt analog für die in Artikel 208 der Haushaltsordnung 
erwähnten Einrichtungen. 

Artikel 6 

Zu verwendende Umrechnungskurse 

(Artikel 19 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Umrechnung zwischen dem Euro und einer anderen Währung 
ist, wenn sie durch den zuständigen Anweisungsbefugten erfolgt, unbe­
schadet der besonderen Bestimmungen, die aus der Anwendung von 
sektorspezifischen Regelungen oder von besonderen Aufträgen, Finanz­
hilfevereinbarungen oder -beschlüssen und Finanzierungsvereinbarungen 
resultieren, zu dem Kurs vorzunehmen, der am Tag der Zahlungs- bzw. 
Einziehungsanordnung durch die anweisungsbefugte Dienststelle gilt. 

(2) Nehmen Zahlstellen Transaktionen in Euro vor, ist das Datum der 
Zahlungsleistung durch die Bank für den zugrunde zu legenden Um­
rechnungskurs maßgebend. 

(3) Für die Abrechnung der gemäß Artikel 19 der Haushaltsordnung 
auf Landeswährungen lautenden Zahlstellenkonten ist der Umrech­
nungskurs des Monats zugrunde zu legen, in dem die Zahlstelle die 
Ausgabe getätigt hat. 

(4) Für die Erstattung pauschalierter Ausgaben oder von Ausgaben 
auf der Grundlage des Statuts der Beamten der Europäischen Union und 
der Beschäftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der Eu­
ropäischen Union (im Folgenden: „Statut“), für die eine Obergrenze 
festgelegt ist und die in einer anderen Währung als dem Euro getätigt 
werden, ist der Umrechnungskurs heranzuziehen, der an dem Tag gilt, 
an dem der Anspruch entsteht. 

KAPITEL 4 

Grundsatz der Gesamtdeckung 

Artikel 7 

Einstellung der zweckgebundenen Einnahmen und Bereitstellung 
der entsprechenden Mittel 

(Artikel 21 der Haushaltsordnung) 

(1) Unbeschadet der Artikel 9 und 10 werden die zweckgebundenen 
Einnahmen wie folgt in den Haushaltsplan eingestellt: 

a) im Einnahmenteil des Einzelplans der einzelnen Organe bei einer 
dafür vorgesehenen Haushaltslinie; 

b) im Ausgabenteil werden bei den Erläuterungen, einschließlich der 
Erläuterungen allgemeiner Art, die Linien angegeben, bei denen 
zweckgebundenen Einnahmen entsprechende Mittel eingesetzt wer­
den können. 

Im Fall von Unterabsatz 1 Buchstabe a wird die Linie mit einem Pro- 
memoria-Vermerk versehen und der Schätzbetrag informationshalber in 
den Erläuterungen angegeben. 
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(2) Mittel, die zweckgebundenen Einnahmen entsprechen, und zwar 
sowohl Mittel für Zahlungen als auch Mittel für Verpflichtungen, wer­
den automatisch bereitgestellt, wenn die Einnahme bei dem betreffenden 
Organ eingegangen ist, außer: 

a) in Fällen nach Artikel 181 Absatz 2 und Artikel 183 Absatz 2 der 
Haushaltsordnung; 

b) in Fällen nach Artikel 21 Absatz 2 Buchstabe b der Haushaltsord­
nung, wenn die Beitragsvereinbarung des Mitgliedstaats auf Euro 
lautet. 

In Fällen nach Unterabsatz 1 Buchstabe b können Mittel für Verpflich­
tungen bereitgestellt werden, sobald der Mitgliedstaat die Beitragsver­
einbarung unterzeichnet hat. 

Artikel 8 

Beiträge der Mitgliedstaaten zu Forschungsprogrammen 

(Artikel 21 Absatz 2 Buchstabe a der Haushaltsordnung) 

(1) Die Beiträge der Mitgliedstaaten zur Finanzierung bestimmter 
ergänzender Forschungsprogramme gemäß Artikel 5 der Verordnung 
(EG, Euratom) Nr. 1150/2000 des Rates ( 1 ) werden wie folgt eingezahlt: 

a) sieben Zwölftel des im Haushaltsplan eingesetzten Betrags spätestens 
am 31. Januar des laufenden Haushaltsjahres; 

b) die restlichen fünf Zwölftel spätestens am 15. Juli des laufenden 
Haushaltsjahres. 

(2) Ist der Haushaltsplan zu Beginn des Haushaltsjahres noch nicht 
endgültig festgestellt, so werden die in Absatz 1 vorgesehenen Beiträge 
auf der Grundlage des Mittelansatzes im Haushaltsplan des vorher­
gehenden Haushaltsjahres eingezahlt. 

(3) Alle Beiträge oder von den Mitgliedstaaten im Rahmen des Haus­
haltsplans zu leistende zusätzliche Einzahlungen sind binnen 30 Tagen 
nach Abruf der Mittel dem Konto bzw. den Konten der Kommission 
gutzuschreiben. 

(4) Die geleisteten Zahlungen werden dem in der Verordnung (EG, 
Euratom) Nr. 1150/2000 vorgesehenen Konto gutgeschrieben und un­
terliegen den in der genannten Verordnung festgelegten Bedingungen. 

Artikel 9 

Zweckgebundene Einnahmen aus den Beteiligungen der EFTA- 
Staaten an bestimmten Programmen der Union 

(Artikel 21 Absatz 2 Buchstabe e der Haushaltsordnung) 

(1) Die Beteiligungen der Mitgliedstaaten der Europäischen Freihan­
delsassoziation (im Folgenden „EFTA-Staaten“) an bestimmten Pro­
grammen der Union werden im Haushaltsplan wie folgt ausgewiesen: 

a) im Einnahmenteil wird eine Haushaltslinie mit einem Pro-memoria- 
Vermerk geschaffen, bei der der Gesamtbetrag der Beteiligungen der 
EFTA-Staaten für das betreffende Haushaltsjahr verbucht wird. 
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b) im Ausgabenteil 

i) wird in den Erläuterungen zu jeder Haushaltslinie betreffend Tä­
tigkeiten der Union, an denen EFTA-Staaten beteiligt sind, „in­
formationshalber“ die Höhe der vorgesehenen Beteiligung ver­
merkt; 

ii) werden in einem Anhang, der fester Bestandteil des Haushalts­
plans ist, sämtliche Linien betreffend Tätigkeiten der Union, an 
denen EFTA-Staaten beteiligt sind, aufgeführt. 

Der bei der Haushaltslinie nach Unterabsatz 1 Buchstabe a vorgesehene 
Betrag wird in den Erläuterungen angegeben. 

Der in Unterabsatz 1 Buchstabe b Ziffer ii genannte Anhang stellt die 
Budgetierungsstruktur für die in Absatz 2 vorgesehene Einsetzung der 
diesen Beteiligungen entsprechenden Mittel sowie für die Ausführung 
der diesbezüglichen Ausgaben dar und ergänzt sie. 

(2) Gemäß Artikel 82 des Abkommens über den Europäischen Wirt­
schaftsraum (im Folgenden „EWR-Abkommen“) werden für die der 
Kommission gemäß Artikel 1 Absatz 5 des Protokolls 32 im Anhang 
zum EWR-Abkommen vom Gemischten EWR-Ausschuss bestätigten 
Beträge der jährlichen Beteiligung der EFTA-Staaten zu Beginn des 
Haushaltsjahres in voller Höhe entsprechende Mittel für Verpflichtungen 
und Mittel für Zahlungen eingesetzt. 

(3) Werden die Mittel der Haushaltslinien, an denen die EFTA-Staa­
ten beteiligt sind, im Laufe des Haushaltsjahres aufgestockt, ohne dass 
die EFTA-Staaten in der Lage wären, in dem betreffenden Haushaltsjahr 
ihre Beiträge nach Maßgabe des in Artikel 82 des EWR-Abkommens 
vorgesehenen „Proportionalitätsfaktors“ entsprechend anzupassen, so 
kann die Kommission den Anteil der EFTA-Staaten ausnahmsweise 
vorübergehend aus Kassenmitteln vorfinanzieren. Nach einer derartigen 
Aufstockung ruft die Kommission so bald wie möglich die entsprechen­
den Beiträge der EFTA-Staaten ab. Die Kommission teilt dem Europäi­
schen Parlament und dem Rat alljährlich mit, welche diesbezüglichen 
Beschlüsse sie gefasst hat. 

Die Vorfinanzierung wird so bald wie möglich im Rahmen des Haus­
haltsplans des folgenden Haushaltsjahres abgerechnet. 

(4) Gemäß Artikel 21 Absatz 2 Buchstabe e der Haushaltsordnung 
handelt es sich bei den finanziellen Beteiligungen der EFTA-Staaten um 
externe zweckgebundene Einnahmen. Der Rechnungsführer trifft geeig­
nete Maßnahmen, damit die Verwendung sowohl der Einnahmen aus 
diesen Beteiligungen als auch der entsprechenden Haushaltsmittel ge­
trennt verfolgt werden kann. 

Die Kommission weist im Rahmen des Berichts gemäß Artikel 150 
Absatz 2 der Haushaltsordnung den der Beteiligung der EFTA-Staaten 
entsprechenden Ausführungsstand bei den Einnahmen und Ausgaben 
gesondert aus. 
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Artikel 10 

Erträge aus den Sanktionen, die Mitgliedstaaten mit einem 
übermäßigen Haushaltsdefizit auferlegt werden 

(Artikel 21 Absatz 2 Buchstabe c der Haushaltsordnung) 

Die Erträge aus den Sanktionen gemäß Abschnitt 4 der Verordnung 
(EG) Nr. 1467/97 des Rates ( 1 ) werden im Haushaltsplan wie folgt 
ausgewiesen: 

a) Im Einnahmenplan wird eine Haushaltslinie mit einem Pro-memoria- 
Vermerk geschaffen, bei der die Zinsen auf diese Beträge verbucht 
werden; 

b) unbeschadet des Artikels 77 der Haushaltsordnung werden mit der 
Verbuchung der diesen Einnahmen entsprechenden Beträge im Ein­
nahmenteil gleichzeitig entsprechende Mittel für Verpflichtungen 
und Mittel für Zahlungen bei einer Linie des Ausgabenteils einge­
setzt. 

Die Mittel nach Unterabsatz 1 Buchstabe b werden gemäß Artikel 20 
der Haushaltsordnung ausgeführt. 

Artikel 11 

Kosten infolge von Zuwendungen an die Union 

(Artikel 22 der Haushaltsordnung) 

Mit Blick auf die in Artikel 22 Absatz 2 der Haushaltsordnung vor­
gesehene Genehmigung durch das Europäische Parlament und den Rat 
legt die Kommission eine Schätzung der Kosten, einschließlich der 
Folgekosten, vor, die sich aus der Annahme von Zuwendungen an die 
Union ergeben, und erläutert diese. 

Artikel 12 

Konten für zu erstattende Steueraufwendungen 

(Artikel 23 Absatz 3 der Haushaltsordnung) 

Steueraufwendungen, die der Union gemäß Artikel 23 Absatze 2 und 
Artikel 23 Absatz 3 Buchstabe a der Haushaltsordnung entstehen, wer­
den bis zu ihrer Erstattung durch die betreffenden Mitgliedstaaten auf 
einem Verwahrkonto verbucht. 

KAPITEL 5 

Grundsatz der Spezialität 

Artikel 13 

Berechnung der für Mittelübertragungen der Organe, mit 
Ausnahme der Kommission, geltenden Prozentsätze 

(Artikel 25 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Berechnung der Prozentsätze nach Artikel 25 der Haushalts­
ordnung erfolgt zum Zeitpunkt des Antrags auf Mittelübertragung nach 
Maßgabe der im Haushaltsplan, einschließlich der Berichtigungshaus­
haltspläne, ausgewiesenen Mittel. 
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(2) Es wird der Gesamtbetrag der Mittelübertragungen berücksichtigt, 
die bei der Entnahmelinie vorzunehmen sind, korrigiert um frühere 
Mittelübertragungen. 

Mittelübertragungen, die das betreffende Organ eigenständig, ohne vor­
herigen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates vorneh­
men kann, werden nicht berücksichtigt. 

Artikel 14 

Berechnung der für Mittelübertragungen der Kommission 
geltenden Prozentsätze 

(Artikel 26 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Berechnung der Prozentsätze nach Artikel 26 Absatz 1 der 
Haushaltsordnung erfolgt zum Zeitpunkt des Antrags auf Mittelübertra­
gung nach Maßgabe der im Haushaltsplan, einschließlich der Berichti­
gungshaushaltspläne, ausgewiesenen Mittel. 

(2) Es wird der Gesamtbetrag der Mittelübertragungen berücksichtigt, 
die bei der Entnahmelinie bzw. bei der aufzustockenden Linie vorzuneh­
men sind, korrigiert um frühere Mittelübertragungen. 

Mittelübertragungen, die die Kommission eigenständig, ohne vorherigen 
Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates vornehmen kann, 
werden nicht berücksichtigt. 

Artikel 15 

Verwaltungsausgaben 

(Artikel 26 der Haushaltsordnung) 

Die Ausgaben nach Artikel 26 Absatz 1 Buchstabe b der Haushalts­
ordnung umfassen für jeden Politikbereich die in Artikel 44 Absatz 3 
der Haushaltsordnung genannten Kategorien. 

Artikel 16 

Begründung der Anträge auf Mittelübertragung 

(Artikel 25 und 26 der Haushaltsordnung) 

Den Vorschlägen für Mittelübertragungen und allen sonstigen für das 
Europäische Parlament und den Rat bestimmten Informationen über 
Mittelübertragungen gemäß den Artikeln 25 und 26 der Haushaltsord­
nung wird eine sachdienliche, ausführliche Begründung beigegeben, die 
Aufschluss gibt über die bisherige Verwendung der Mittel und den 
voraussichtlichen Bedarf bis zum Ende des Haushaltsjahres sowohl 
bei den aufzustockenden Haushaltslinien als auch bei den Linien, bei 
denen die entsprechenden Mittel entnommen werden. 
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Artikel 17 

Begründung der Anträge auf Mittelübertragungen aus der 
Soforthilfereserve 

(Artikel 29 der Haushaltsordnung) 

Den Vorschlägen für Mittelübertragungen, die die Inanspruchnahme der 
in Artikel 29 der Haushaltsordnung genannten Soforthilfereserve ermög­
lichen sollen, ist eine sachdienliche, ausführliche Begründung beigege­
ben, aus der Folgendes hervorgeht: 

a) für die aufzustockende Haushaltslinie: möglichst aktuelle Informatio­
nen über die Mittelverwendung sowie Vorausschätzungen des Mittel­
bedarfs bis zum Ende des Haushaltsjahres; 

b) für sämtliche Haushaltslinien betreffend Maßnahmen im Außen­
bereich: Mittelverwendung bis zum Ende des dem Mittelübertra­
gungsantrag vorausgehenden Monats sowie Vorausschätzungen des 
Mittelbedarfs bis zum Ende des Haushaltsjahres nebst einem Ver­
gleich mit den ursprünglichen Vorausschätzungen; 

c) Prüfung der Möglichkeiten einer Neuverteilung der Mittel. 

KAPITEL 6 

Grundsatz der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung 

Artikel 18 

Bewertung 

(Artikel 30 der Haushaltsordnung) 

(1) Alle Vorschläge für Programme oder Tätigkeiten, die Ausgaben 
zulasten des Haushaltsplans bewirken, werden einer Ex-ante-Bewertung 
unterzogen, die sich mit folgenden Aspekten befasst: 

a) kurz- oder langfristig zu deckender Bedarf; 

b) Mehrwert einer Intervention der Union; 

c) strategische und verwaltungstechnische Ziele, einschließlich Maß­
nahmen zum Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen 
Union im Bereich der Betrugsbekämpfung (Verhütung, Aufdeckung, 
Ermittlung, Schadenersatz, Sanktionen); 

d) politische Optionen, einschließlich der damit verbundenen Risiken; 

e) erwartete Ergebnisse und Auswirkungen, insbesondere in wirtschaft­
licher, sozialer und umweltpolitischer Hinsicht, sowie die für deren 
Bewertung erforderlichen Indikatoren und Bewertungsmodalitäten; 

f) zur Umsetzung der bevorzugten Option(en) am besten geeignete 
Methode; 

g) interne Kohärenz des vorgeschlagenen Programms bzw. der vor­
geschlagenen Maßnahme und Bezug zu anderen einschlägigen In­
strumenten; 

h) Umfang der nach dem Kostenwirksamkeitsprinzip zuzuweisenden 
Haushaltsmittel, Humanressourcen und sonstigen Verwaltungsaus­
gaben; 

i) aus ähnlichen bereits durchgeführten Programmen bzw. Maßnahmen 
gewonnene Erkenntnisse. 
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(2) Der Vorschlag enthält die Kontroll-, Berichts- und Bewertungs­
modalitäten, die die jeweiligen Verantwortlichkeiten der an der Durch­
führung des vorgeschlagenen Programms bzw. der vorgeschlagenen 
Maßnahme beteiligten Ebenen berücksichtigen. 

(3) Alle Programme oder Tätigkeiten, einschließlich Pilotvorhaben 
und Vorbereitungsmaßnahmen, bei denen Ressourcen im Betrag von 
mehr als 5 000 000 EUR eingesetzt werden, werden unter dem Gesichts­
punkt der eingesetzten Humanressourcen und Finanzmittel sowie der 
erreichten Ergebnisse einer Zwischen- und/oder Ex-post-Bewertung un­
terzogen, um ihre Übereinstimmung mit den vorgegebenen Zielen zu 
überprüfen: 

a) die bei der Durchführung eines Mehrjahresprogramms erzielten Er­
gebnisse werden regelmäßig nach einem Zeitplan bewertet, der es 
ermöglicht, die Bewertungsergebnisse bei allen Beschlüssen über die 
Fortführung, Änderung oder Unterbrechung des Programms zu be­
rücksichtigen; 

b) die Ergebnisse von auf Jahresbasis finanzierten Tätigkeiten werden 
mindestens alle sechs Jahre bewertet. 

Für die im Rahmen dieser Tätigkeiten durchgeführten Einzelprojekte 
oder -maßnahmen, für die diese Verpflichtung auch durch die Schluss­
berichte der Einrichtungen, die die Maßnahme durchgeführt haben, er­
füllt werden kann, gilt Absatz 1 Buchstaben a und b nicht. 

(4) Die in den Absätzen 1 und 3 genannten Bewertungen müssen den 
eingesetzten Ressourcen und den Auswirkungen des Programms oder 
der Tätigkeit jeweils angemessen sein. 

Artikel 19 

Finanzbogen 

(Artikel 31 der Haushaltsordnung) 

Der Finanzbogen enthält finanzielle und wirtschaftliche Angaben, an­
hand deren der Gesetzgeber die Notwendigkeit einer Maßnahme der 
Union beurteilen kann. Er liefert ferner sachdienliche Informationen 
über die Kohärenz und eine etwaige Synergie mit anderen Tätigkeiten 
der Union. 

Bei mehrjährigen Maßnahmen enthält der Finanzbogen den voraussicht­
lichen Fälligkeitsplan für den jährlichen Mittel- und Personalbedarf, 
einschließlich für externes Personal, sowie eine Bewertung ihrer mittel­
fristigen finanziellen Auswirkungen. 

KAPITEL 7 

Grundsatz der Transparenz 

Artikel 20 

Vorläufige Veröffentlichung des Haushaltsplans 

(Artikel 34 der Haushaltsordnung) 

Die Kommission veranlasst, dass die endgültigen Haushaltsdaten mög­
lichst rasch und spätestens vier Wochen nach Erlass des Haushaltsplans 
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in allen Sprachen auf der Internetseite der Organe abgerufen werden 
können, bis der Haushaltsplan im Amtsblatt der Europäischen Union 
veröffentlicht wird. 

Artikel 21 

Veröffentlichung von Informationen zu den Empfängern von EU- 
Mitteln und den gewährten Beträgen 

(Artikel 35 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Informationen zu den Empfängern von im Rahmen der di­
rekten Mittelverwaltung von der Union gewährten Mitteln werden spä­
testens am 30. Juni des Jahres nach dem Haushaltsjahr, in dem die 
Mittel gewährt wurden, auf einer Internetseite des betreffenden Organs 
veröffentlicht. 

Zusätzlich zu der Veröffentlichung nach Unterabsatz 1 können die In­
formationen auch auf jede andere geeignete Art und Weise nach einem 
einheitlichen Muster veröffentlicht werden. 

(2) Sofern in dieser Verordnung und in den sektorspezifischen Vor­
schriften nichts anderes vorgesehen ist, werden nach Maßgabe der in 
Artikel 35 Absatz 3 der Haushaltsordnung festgelegten Kriterien fol­
gende Informationen veröffentlicht: 

a) Name des Empfängers; 

b) Ort des Empfängers; 

c) gewährter Betrag; 

d) Art und Zweck der Maßnahme. 

Für die Zwecke von Buchstabe b bezeichnet der Ausdruck „Ort“ 

i) wenn es sich bei dem Empfänger um eine juristische Person handelt: 
die Adresse; 

ii) wenn es sich bei dem Empfänger um eine natürliche Person handelt: 
die Region auf der Ebene von NUTS 2. 

Veröffentlichte personenbezogene Daten, die sich auf natürliche Per­
sonen beziehen, werden zwei Jahre nach Abschluss des Haushaltsjahres, 
in dem die Mittel gewährt wurden, entfernt. Dies gilt auch für personen­
bezogene Daten im Zusammenhang mit juristischen Personen, deren 
Name eine oder mehrere natürliche Personen bestimmt. 

(3) Informationen nach Absatz 2 werden lediglich für Preisgelder, 
Finanzhilfen und Verträge veröffentlicht, die im Anschluss an Wett­
bewerbe, Verfahren für die Gewährung von Finanzhilfen oder Vergabe­
verfahren gewährt wurden. In folgenden Fällen werden keine Informa­
tionen veröffentlicht: 
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a) Stipendien, die natürlichen Personen gezahlt werden, sowie andere 
Direkthilfen, die besonders bedürftigen natürlichen Personen nach 
Artikel 125 Absatz 4 Buchstabe c der Haushaltsordnung gezahlt 
werden; 

b) Verträge, deren Wert den in Artikel 137 Absatz 2 festgelegten Be­
trag nicht erreicht. 

(4) Auf die Veröffentlichung kann verzichtet werden, wenn durch 
eine Offenlegung der Informationen die durch die Charta der Grund­
rechte der Europäischen Union geschützten Rechte und Freiheiten des 
Einzelnen verletzt oder die geschäftlichen Interessen der Empfänger 
beeinträchtigt würden. 

Artikel 22 

Verweis auf die Informationen zu den Empfängern von im Rahmen 
der indirekten Mittelverwaltung gewährten EU-Mitteln 

(Artikel 35 der Haushaltsordnung) 

Wurde eine Behörde oder Einrichtung nach Artikel 58 Absatz 1 Buch­
stabe c der Haushaltsordnung mit der Verwaltung von Mitteln der 
Union betraut, so ist in der Übertragungsvereinbarung für diese die 
Verpflichtung festgelegt, die in Artikel 21 Absätze 2 und 3 genannten 
Informationen nach einem einheitlichen Muster auf ihrer Internetseite zu 
veröffentlichen. 

Werden diese Informationen nicht direkt auf der einschlägigen Internet­
seite des betreffenden EU-Organs veröffentlicht, so muss diese Internet­
seite zumindest auf die Internetadresse verweisen, unter der die Infor­
mationen zu finden sind. 

Zusätzlich zu der Veröffentlichung nach Absatz 1 können die Informa­
tionen auch auf jede andere geeignete Art und Weise nach einem ein­
heitlichen Muster veröffentlicht werden. 

Die Absätze 2, 3 und 4 des Artikels 21 gelten für die Veröffentlichung 
nach Absatz 1. 

TITEL III 

AUFSTELLUNG UND GLIEDERUNG DES HAUSHALTSPLANS 

Artikel 23 

Finanzplanung 

(Artikel 38 der Haushaltsordnung) 

Die Finanzplanung gemäß Artikel 38 der Haushaltsordnung ist nach 
Ausgabenkategorien, Politikbereichen und Haushaltslinien zu gliedern. 
Die vollständige Finanzplanung umfasst alle Ausgabenkategorien; aus­
genommen sind die Bereiche Landwirtschaft, Kohäsionspolitik und Ver­
waltung, für die lediglich eine Übersicht vorgelegt wird. 
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Artikel 24 

Entwürfe der Berichtigungshaushaltspläne 

(Artikel 41 Absatz 1 der Haushaltsordnung) 

Den Entwürfen von Berichtigungshaushaltsplänen werden Begründun­
gen sowie die im Zeitpunkt ihrer Erstellung verfügbaren Informationen 
über die Ausführung des Haushaltsplans des vorhergehenden und des 
laufenden Haushaltsjahres beigefügt. 

Artikel 25 

Eingliederungsplan 

(Artikel 44 der Haushaltsordnung) 

Der Eingliederungsplan entspricht den Grundsätzen der Spezialität, der 
Transparenz und der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung. Er bietet 
die für das Haushaltsverfahren erforderliche Klarheit und Transparenz: 
Er erleichtert die Ermittlung der in den jeweiligen Basisrechtsakten fest­
gelegten übergeordneten Ziele, er ermöglicht Entscheidungen über po­
litische Prioritäten und er unterstützt einen wirksamen und effizienten 
Haushaltsvollzug. 

Artikel 26 

Effektive Ausgaben des letzten abgeschlossenen Haushaltsjahres 

(Artikel 49 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer v der Haushaltsordnung) 

Für die Aufstellung des Haushaltsplans werden die effektiven Ausgaben 
des letzten abgeschlossenen Haushaltsjahres wie folgt ermittelt: 

a) bei den Mittelbindungen: im Laufe des Haushaltsjahres erfasste Mit­
telbindungen zulasten der Mittel dieses Haushaltsjahres nach der 
Definition des Artikels 3; 

b) bei den Zahlungen: im Laufe des Haushaltsjahres getätigte Zahlun­
gen — d. h. bei denen die entsprechende Ausführungsanordnung der 
Bank übermittelt wurde — zulasten der Mittel des Haushaltsjahres 
nach der Definition des Artikels 3. 

Artikel 27 

Erläuterungen 

(Artikel 49 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer vi der Haushaltsordnung) 

Die Erläuterungen zu den Haushaltslinien umfassen insbesondere 

a) die Angaben zum Basisrechtsakt, soweit vorhanden; 

b) sachdienliche Erklärungen zu Art und Zweckbestimmung der Mittel. 
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Artikel 28 

Stellenplan 

(Artikel 49 Absatz 1 Buchstabe c Ziffer i der Haushaltsordnung) 

Die Stellen der Versorgungsagentur werden im Stellenplan der Kommis­
sion gesondert angegeben. 

TITEL IV 

HAUSHALTSVOLLZUG 

KAPITEL 1 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 29 

Hinweis auf die Übermittlung personenbezogener Daten zu 
Prüfungszwecken 

(Artikel 53 der Haushaltsordnung) 

Bei Verfahren zur Gewährung von Finanzhilfen oder zur Vergabe von 
öffentlichen Aufträgen oder Preisgeldern, bei denen Mittel direkt ver­
waltet werden, müssen die potenziellen Finanzhilfeempfänger, die Be­
werber, Bieter oder Teilnehmer nach Maßgabe der Verordnung (EG) 
Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) in sämtli­
chen Aufforderungen darauf hingewiesen werden, dass ihre personen­
bezogenen Daten zum Zwecke des Schutzes der finanziellen Interessen 
der Union an Stellen für interne Prüfung, den Rechnungshof, das Fach­
gremium für finanzielle Unregelmäßigkeiten und/oder das Europäische 
Amt für Betrugsbekämpfung (OLAF) sowie zwischen Anweisungs­
befugten der Kommission und Exekutivagenturen übermittelt werden 
können. 

Artikel 30 

Vorbereitende Maßnahmen im Bereich der Gemeinsamen Außen- 
und Sicherheitspolitik 

(Artikel 54 Absatz 2 Buchstabe c der Haushaltsordnung) 

Die Finanzierung von Maßnahmen, die der Rat für die Vorbereitung 
von Krisenbewältigungseinsätzen der Union nach Titel V des Vertrags 
über die Europäische Union vereinbart, deckt zusätzliche Kosten, wie 
Versicherungsschutz gegen hohe Risiken, Reise- und Unterbringungs­
kosten, Tagegelder, die sich unmittelbar aus einem Vor-Ort-Einsatz ei­
ner Mission oder eines Teams ergeben, an dem unter anderem Personal 
der Organe der Union beteiligt ist. 

Artikel 31 

Besondere Zuständigkeiten der Kommission gemäß den Verträgen 

(Artikel 54 Absatz 2 Buchstabe d der Haushaltsordnung) 

(1) In folgenden Artikeln des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union (im Folgenden „AEUV“) werden der Kommission 
unmittelbar besondere Zuständigkeiten zugewiesen: 
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a) Artikel 154 (Sozialer Dialog); 

b) Artikel 156 (Untersuchungen, Stellungnahmen und Beratungen im 
Sozialbereich); 

c) Artikel 159 und 161 (Sonderberichte zu sozialen Fragen); 

d) Artikel 168 Absatz 2 (Initiativen zur Förderung der Koordinierung 
im Bereich des Gesundheitsschutzes); 

e) Artikel 171 Absatz 2 (Initiativen zur Förderung der Koordinierung 
im Bereich der transeuropäischen Netze); 

f) Artikel 173 Absatz 2 (Initiativen zur Förderung der Koordinierung 
im industriellen Bereich); 

g) Artikel 175 Unterabsatz 2 (Bericht über die Fortschritte bei der Ver­
wirklichung des wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zusam­
menhalts); 

h) Artikel 181 Absatz 2 (Initiativen zur Förderung der Koordinierung 
der Maßnahmen im Bereich Forschung und technologische Entwick­
lung); 

i) Artikel 190 (Bericht über die Tätigkeit im Bereich Forschung und 
technologische Entwicklung); 

j) Artikel 210 Absatz 2 (Initiativen zur Förderung der Koordinierung 
der Politiken im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit); 

k) Artikel 214 Absatz 6 (Initiativen zur Förderung der Koordinierung 
im Bereich der humanitären Hilfe). 

(2) In folgenden Artikeln des Vertrags zur Gründung der Europäi­
schen Atomgemeinschaft (im Folgenden „EAG-Vertrag“) werden der 
Kommission unmittelbar besondere Zuständigkeiten zugewiesen: 

a) Artikel 70 (Finanzielle Beteiligung an Schürfungsvorhaben in den 
Hoheitsgebieten der Mitgliedstaaten im Rahmen des Haushaltsplans 
der Union); 

b) Artikel 77 bis 85. 

(3) Die Listen der Absätze 1 und 2 können bei der Vorlage des 
Haushaltsentwurfs ergänzt werden, wobei die betreffenden Artikel und 
die jeweiligen Beträge anzugeben sind. 

Artikel 32 

Handlungen, bei denen davon auszugehen ist, dass sie einen 
Interessenkonflikt darstellen, und Verfahren 

(Artikel 57 der Haushaltsordnung) 

(1) ►M1 Handlungen, bei denen davon auszugehen ist, dass sie 
einen Interessenkonflikt im Sinne von Artikel 57 Absatz 2 der Haus­
haltsordnung darstellen, sind unbeschadet ihrer Einstufung als rechts­
widrige Handlungen gemäß Artikel 106 Absatz 1 Buchstabe d 
insbesondere ◄ 
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a) die Verschaffung ungerechtfertigter direkter oder indirekter Vorteile 
für sich selbst oder für Dritte; 

b) die Weigerung, einem Empfänger Rechte oder Vorteile einzuräumen, 
auf die dieser Anspruch hat; 

c) die Ausführung unzulässiger oder missbräuchlicher Handlungen oder 
die Unterlassung notwendiger Handlungen. 

Andere Handlungen, bei denen davon auszugehen ist, dass sie einen 
Interessenkonflikt darstellen, sind Handlungen, die die unparteiische 
und objektive Wahrnehmung der Aufgaben einer Person beeinträchti­
gen, etwa die Teilnahme an einem Bewertungsausschuss für die Ver­
gabe von öffentlichen Aufträgen oder Finanzhilfen, wenn die Person 
direkt oder indirekt vom Ergebnis derartiger Verfahren finanziell pro­
fitieren könnte. 

(2) Vom Vorliegen eines Interessenkonflikts ist auszugehen, wenn 
ein Antragsteller, Bewerber oder Bieter Bediensteter im Sinne des Sta­
tuts ist, es sei denn, seine Teilnahme am betreffenden Verfahren wurde 
vorab durch seinen Dienstvorgesetzten genehmigt. 

(3) Im Falle eines Interessenkonflikts ergreift der bevollmächtigte 
Anweisungsbefugte angemessene Maßnahmen, um jeglichen ungebühr­
lichen Einfluss der betreffenden Person auf den Prozess oder das ein­
schlägige Verfahren zu verhindern. 

KAPITEL 2 

Arten des Haushaltsvollzugs 

A b s c h n i t t 1 

A l l g e m e i n e B e s t i m m u n g e n 

Artikel 33 

Art der Ausführung 

(Artikel 58 der Haushaltsordnung) 

In der Rechnungsführung der Kommission ist die Art der Mittelausfüh­
rung und dazu jeweils anzugeben, welcher der in Artikel 58 Absatz 1 
Buchstabe c der Haushaltsordnung genannten Einrichtungen oder Per­
sonen Haushaltsvollzugsaufgaben übertragen werden. 

Bei direkter Mittelverwaltung durch die Kommission nach Artikel 58 
Absatz 1 Buchstabe a der Haushaltsordnung wird in der Rechnungs­
führung unterschieden zwischen 

a) Dienststellen der Kommission, 

b) Exekutivagenturen, 
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c) Leitern der Delegationen der Union, 

d) Treuhandfonds gemäß Artikel 187 der Haushaltsordnung. 

A b s c h n i t t 2 

D i r e k t e M i t t e l v e r w a l t u n g 

Artikel 34 

Direkte Mittelverwaltung 

(Artikel 58 Absatz 1 Buchstabe a der Haushaltsordnung) 

Führt die Kommission den Haushalt direkt in ihren Dienststellen aus, so 
werden die Haushaltsvollzugsaufgaben von den Finanzakteuren im 
Sinne der Artikel 64 bis 75 der Haushaltsordnung nach Maßgabe dieser 
Verordnung wahrgenommen. 

Artikel 35 

Ausübung der Exekutivagenturen übertragenen Befugnisse 

(Artikel 58 Absatz 1 Buchstabe a und Artikel 62 Ansatz 2 der 
Haushaltsordnung) 

(1) Durch die Übertragungsverfügungen sind die Exekutivagenturen 
als bevollmächtigte Anweisungsbefugte ermächtigt, die Mittel des EU- 
Programms, mit dessen Verwaltung sie betraut worden sind, auszufüh­
ren. 

(2) Die Übertragungsverfügung der Kommission beinhaltet zumin­
dest die in Artikel 40 Buchstaben a bis d und h aufgeführten Bestim­
mungen. Der Direktor erklärt im Namen der betreffenden Exekutivagen­
tur schriftlich offiziell sein Einverständnis mit dieser Verfügung. 

Artikel 36 

Einhaltung der Vorschriften für die Auftragsvergabe 

(Artikel 63 der Haushaltsordnung) 

Beauftragt die Kommission privatrechtliche Einrichtungen gemäß Arti­
kel 63 Absatz 2 der Haushaltsordnung mit der Wahrnehmung von Auf­
gaben, so vergibt sie einen Auftrag gemäß Teil 1 Titel V und Teil 2 
Titel IV Kapitel 3 der Haushaltsordnung. 

A b s c h n i t t 3 

G e t e i l t e M i t t e l v e r w a l t u n g m i t M i t g l i e d s t a a t e n 

Artikel 37 

Besondere Bestimmungen für die geteilte Mittelverwaltung mit 
Mitgliedstaaten - Förderung bewährter Verfahren 

(Artikel 59 der Haushaltsordnung) 

Die Kommission erstellt eine Liste der gemäß den jeweiligen Sektor­
verordnungen für die Verwaltung, Bescheinigung und Prüfung zustän­
digen Stellen. 
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Zur Förderung bewährter Verfahren bei der Verwaltung der Mittel der 
Strukturfonds, des Kohäsionsfonds, des Europäischen Landwirtschafts­
fonds für die Entwicklung des ländlichen Raums, des Europäischen 
Garantiefonds für die Landwirtschaft und des Europäischen Fischerei­
fonds kann die Kommission den für Verwaltung und Prüfung zuständi­
gen Einrichtungen zu Informationszwecken einen methodischen Leitfa­
den zur Verfügung stellen, der ihre eigene Kontrollstrategie einschließ­
lich Checklisten und Beispiele für bewährte Verfahren enthält. Dieser 
Leitfaden wird erforderlichenfalls aktualisiert. 

A b s c h n i t t 4 

I n d i r e k t e M i t t e l v e r w a l t u n g 

Artikel 38 

Gleichwertigkeit der Systeme, Vorschriften und Verfahren bei der 
indirekten Mittelverwaltung 

(Artikel 60 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Kommission kann Auftragsvergabevorschriften und -verfah­
ren als den ihren gleichwertig ansehen, sofern sie die folgenden An­
forderungen erfüllen: 

a) Sie stehen mit dem Grundsatz des breiten Bieterwettbewerbs zum 
Erreichen des besten Preis-/Leistungs-Verhältnisses in Einklang und 
sehen Verhandlungsverfahren nur bis zu einem angemessenen Betrag 
oder in wohlbegründeten Fällen vor. 

b) Sie sorgen für Transparenz im Wege angemessener Bekanntmachung 
vor der Auftragsvergabe — insbesondere Ausschreibungen — und 
angemessener Bekanntgabe der Auftragnehmer. 

c) Sie sorgen für Gleichbehandlung, Verhältnismäßigkeit und Nichtdis­
kriminierung. 

d) Sie beugen während des gesamten Vergabeverfahrens Interessenkon­
flikten vor. 

Die Vorschriften der Mitgliedstaaten oder Drittländer zur Umsetzung 
der Richtlinie 2004/18 EG gelten als den Vorschriften gleichwertig, 
die die Organe gemäß der Haushaltsordnung anwenden. 

(2) Die Kommission kann Finanzhilfevorschriften und -verfahren als 
den ihren gleichwertig ansehen, sofern sie die folgenden Anforderungen 
erfüllen: 

a) Sie stehen mit den Grundsätzen der Verhältnismäßigkeit, der Wirt­
schaftlichkeit der Haushaltsführung, der Gleichbehandlung und der 
Nichtdiskriminierung in Einklang. 

b) Sie sorgen für Transparenz im Wege angemessener Bekanntmachung 
von Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen — wobei sie 
direkte Auftragsvergabe nur bis zu einem angemessenen Betrag oder 
in wohlbegründeten Fällen erlauben — und angemessener nachträg­
licher Bekanntmachung der Empfänger — unter Berücksichtigung 
des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit. 
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c) Sie beugen während des gesamten Finanzhilfeverfahrens Interessen­
konflikten vor. 

d) Sie sorgen dafür, dass Finanzhilfen nicht kumuliert oder rückwirkend 
gewährt werden, dass sie grundsätzlich kofinanziert werden und dass 
sie nicht zum Ziel oder zur Folge haben, dass der Empfänger einen 
Gewinn erzielt. 

(3) Wenn die Rechnungsführungs- und internen Kontrollsysteme der 
Einrichtungen und Personen, die die Kommission mit Haushaltsvoll­
zugsaufgaben zu betrauen gedenkt, den in Artikel 32 der Haushaltsord­
nung festgelegten Grundsätzen entsprechen, kann die Kommission diese 
hinsichtlich des Niveaus des Schutzes der finanziellen Interessen der 
Union und der hinreichenden Gewähr für die Erreichung der verwal­
tungstechnischen Ziele als ihren Systemen gleichwertig anerkennen. 

Artikel 39 

Ex-ante-Bewertung der Vorschriften und Verfahren der 
Einrichtungen und Personen bei der indirekten Mittelverwaltung 

(Artikel 61 Absatz 1 der Haushaltsordnung) 

Für die Zwecke der Ex-ante-Bewertung gemäß Artikel 61 Absatz 1 der 
Haushaltsordnung kann sich der zuständige Anweisungsbefugte auf eine 
Ex-ante-Bewertung durch einen anderen Anweisungsbefugten stützen, 
sofern dessen Schlussfolgerungen für die spezifischen Risiken der zu 
übertragenden Aufgaben, insbesondere deren Art und der betroffenen 
Beträge, relevant sind. 

Der zuständige Anweisungsbefugte kann sich auf eine Ex-ante-Bewer­
tung durch andere Geber stützen, sofern diese anhand von Auflagen 
erfolgt ist, die den in Artikel 60 der Haushaltsordnung für die indirekte 
Mittelverwaltung genannten Auflagen gleichwertig sind. 

▼M1 
Artikel 40 

Vereinbarung über die Übertragung von Haushaltsvollzugsauf­
gaben an Einrichtungen und Personen 

(Artikel 60 Absatz 3 und Artikel 61 Absatz 3 der Haushaltsord­
nung) 

▼B 
Übertragungsvereinbarungen enthalten detaillierte Regelungen zum 
Schutz der finanziellen Interessen der Union und zur Gewährleistung 
der Transparenz der durchgeführten Maßnahmen. Diese Regelungen 
umfassen mindestens Folgendes: 

a) eindeutige Festlegung der übertragenen Aufgaben und deren Gren­
zen, insbesondere hinsichtlich der Änderung der übertragenen Auf­
gaben, des Forderungsverzichts und der Verwendung erstatteter oder 
nicht verwendeter Mittel; 

b) Bedingungen und Modalitäten für die Wahrnehmung der Aufgaben, 
Verantwortlichkeiten und durchzuführenden Kontrollen, einschließ­
lich der Evaluierung der Programme; 
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c) Bedingungen für die Zahlung des Beitrags der Union, die Erstattung 
von für die Durchführung entstandenen Kosten und die Vergütung 
der beauftragten Einrichtung sowie Bestimmungen über die zur 
Rechtfertigung der Zahlungen vorzulegenden Unterlagen; 

d) Vorschriften für die Berichterstattung an die Kommission betreffend 
die Durchführung der Aufgaben, erwartete Ergebnisse, aufgetretene 
Unregelmäßigkeiten und daraufhin getroffene Maßnahmen, Bedin­
gungen für die Aussetzung oder Unterbrechung von Zahlungen so­
wie Bedingungen für die Beendigung der Wahrnehmung der Auf­
gaben; 

e) Datum, bis zu dem die einzelnen Verträge und Vereinbarungen zur 
Durchführung der Übertragungsvereinbarung zu schließen sind, und 
das der Art der zu übertragenden Aufgaben angemessen sein muss; 

▼M1 
f) Bestimmungen, die es der Einrichtung oder Person erlauben, Wirt­

schaftsteilnehmer, die sich in einer der in Artikel 106 Absatz 1 
Buchstaben d und f und in Artikel 107 Buchstabe b der Haushalts­
ordnung genannten Situationen befinden, von der Teilnahme an Ver­
gabeverfahren, Finanzhilfeverfahren oder Wettbewerben oder von 
der Vergabe von Aufträgen, Finanzhilfen oder Preisgeldern aus­
zuschließen, und Bestimmungen, die es der Einrichtung oder Person 
erlauben, eine finanzielle Sanktion gegen diese Wirtschaftsteilnehmer 
zu verhängen; 

▼B 
g) Modalitäten der Kontrolle durch die Kommission sowie Bestimmun­

gen über den Zugang der Kommission, des OLAF und des Rech­
nungshofs zu Informationen, die sie zur Wahrnehmung ihrer Pflich­
ten benötigen, und die Befugnis, Prüfungen und Untersuchungen 
durchzuführen, einschließlich Prüfungen vor Ort; 

▼M1 
h) Vorkehrungen für die 

i) Verpflichtung der betrauten Einrichtung, die Kommission unver­
züglich über Betrug oder Unregelmäßigkeiten gemäß Artikel 106 
Absatz 1 Buchstaben d und f der Haushaltsordnung im Zusam­
menhang mit der Verwaltung von Mitteln der Union und die 
daraufhin getroffenen Maßnahmen zu unterrichten; 

▼B 
ii) Benennung einer Kontaktstelle, die über die entsprechenden Be­

fugnisse für eine direkte Zusammenarbeit mit dem OLAF verfügt, 
um dessen operative Tätigkeiten zu unterstützen; 

i) Bedingungen für die Verwendung von Bankkonten sowie anfallender 
Zinserträge nach Artikel 8 Absatz 4 der Haushaltsordnung; 

j) Vorkehrungen zur Gewährleistung der Erkennbarkeit der Maßnahme 
der Union insbesondere gegenüber den übrigen Tätigkeiten der Ein­
richtung. 

▼M1 
Im Fall von Absatz 1 Buchstabe f wird es für die Zwecke des Arti­
kels 106 Absatz 5 der Haushaltsordnung einem Drittland als Untätigkeit 
ausgelegt, wenn unter anderem nach seinen nationalen Rechtsvorschrif­
ten keine Möglichkeit zum Ausschluss eines Wirtschaftsteilnehmers von 
allen von der EU finanzierten Vergabeverfahren im Sinne von Arti­
kel 106 der Haushaltsordnung besteht. In den Übertragungsvereinbarun­
gen ist festgelegt, in welchen Fällen einem Drittland Untätigkeit zu­
geschrieben wird. 
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Für die Zwecke von Absatz 1 Buchstabe h Ziffer i legen diese Vor­
kehrungen im Fall von Drittländern und internationalen Organisationen 
fest, in welchen Fällen das Drittland oder die internationale Organisation 
Unregelmäßigkeiten und Betrug gemäß Artikel 60 Absatz 3 der Haus­
haltsordnung vorbeugen, aufdecken, korrigieren und melden. 

▼B 

Artikel 41 

Verwaltungserklärung und Konformitätserklärung 

(Artikel 60 Absatz 5 der Haushaltsordnung) 

Bei Maßnahmen, die vor Ende des betreffenden Haushaltsjahrs abge­
schlossen werden, kann der Abschlussbericht der betrauten Einrichtung 
oder Person über diese Maßnahme an die Stelle der in Artikel 60 Absatz 
5 Buchstabe b der Haushaltsordnung genannten Verwaltungserklärung 
treten, sofern er vor dem 15. Februar des auf das betreffende Haushalts­
jahr folgenden Jahres vorgelegt wird. 

Bei von internationalen Organisationen oder Drittländern durchgeführten 
Maßnahmen, die auf höchstens 18 Monate befristet sind, kann die in 
Artikel 60 Absatz 5 der Haushaltsordnung genannte Konformitätserklä­
rung in den Abschlussbericht einbezogen werden. 

Artikel 42 

Verfahren für die Rechnungsprüfung und Rechnungsannahme 
sowie Ausschluss nicht vorschriftsmäßiger Ausgaben von der 
Finanzierung aus Mitteln der Union bei der indirekten 

Mittelverwaltung 

(Artikel 60 Absatz 6 Buchstaben b und c der Haushaltsordnung) 

(1) Unbeschadet der besonderen Bestimmungen in den sektorspezi­
fischen Vorschriften umfassen die in Artikel 60 Absatz 6 Buchstaben b 
und c der Haushaltsordnung genannten Verfahren 

a) Belegprüfungen sowie gegebenenfalls Vor-Ort-Prüfungen durch die 
Kommission; 

b) Feststellung des Betrages der Ausgaben, der als zulasten des Haus­
halts gehend anerkannt wird, durch die Kommission, gegebenenfalls 
im Anschluss an ein kontradiktorisches Verfahren mit den zuvor 
entsprechend unterrichteten Einrichtungen und Personen; 

c) gegebenenfalls Berechnung der Finanzkorrekturen durch die Kom­
mission; 

d) Einziehung oder Auszahlung des Saldos, der sich aus der Differenz 
zwischen den anerkannten Ausgaben und den bereits an die Einrich­
tungen oder Personen ausgezahlten Beträgen ergibt, durch die Kom­
mission. 

Für die Zwecke von Buchstabe d nimmt die Kommission die Einzie­
hung geschuldeter Beträge nach Möglichkeit durch Verrechnung gemäß 
Artikel 87 vor. 

▼M1 
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(2) Werden Haushaltsvollzugsaufgaben auf eine Einrichtung übertra­
gen, die eine von mehreren Gebern finanzierte Maßnahme durchführt, 
wird bei den Verfahren nach Artikel 60 Absatz 6 Buchstaben b und c 
der Haushaltsordnung geprüft, ob die Einrichtung für die betreffende 
Maßnahme einen Betrag in Höhe des von der Kommission dafür ge­
zahlten Betrags verwendet hat und ob die Ausgabe in Einklang mit den 
Verpflichtungen erfolgt ist, die in der Vereinbarung niedergelegt sind, 
die mit der Einrichtung geschlossen wurde. 

Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck „von meh­
reren Gebern finanzierte Maßnahme“ jede Maßnahme, bei der die Mittel 
der Union mit den Mitteln mindestens eines anderen Gebers gebündelt 
werden. 

▼M1 

Artikel 43 

Besondere Bestimmungen für die indirekte Mittelverwaltung mit 
internationalen Organisationen 

(Artikel 58 Absatz 1 Buchstabe c Ziffer ii und Artikel 188 der 
Haushaltsordnung) 

(1) Bei den internationalen Organisationen gemäß Artikel 58 Absatz 1 
Buchstabe c Ziffer ii der Haushaltsordnung handelt es sich um interna­
tionale öffentliche Einrichtungen, die durch zwischenstaatliche Abkom­
men geschaffen werden, sowie von diesen eingerichtete spezialisierte 
Agenturen. 

Die im ersten Unterabsatz genannten Abkommen werden dem Anwei­
sungsbefugten übermittelt, der für die Ex-ante-Bewertung gemäß Arti­
kel 39 zuständig ist, bevor die Kommission Haushaltsvollzugsaufgaben 
überträgt. 

(2) Folgende Organisationen werden internationalen Organisationen 
gleichgestellt: 

a) das Internationale Komitee vom Roten Kreuz; 

b) der Internationale Verband der nationalen Gesellschaften des Roten 
Kreuzes und des Roten Halbmonds. 

(3) Die Kommission kann mit einem hinreichend begründeten Be­
schluss eine gemeinnützige Organisation mit einer internationalen Orga­
nisation gleichstellen, wenn die gemeinnützige Organisation folgende 
Voraussetzungen erfüllt: 

a) sie verfügt über eine eigene Rechtspersönlichkeit und selbständige 
Leitungsgremien; 

b) sie wurde gegründet, um bestimmte Aufgaben allgemeinen interna­
tionalen Interesses durchzuführen; 

c) mindestens sechs Mitgliedstaaten sind Mitglieder der gemeinnützigen 
Organisation; 

d) sie bietet ausreichende finanzielle Garantien; 

e) sie arbeitet auf der Grundlage ständiger Strukturen und im Einklang 
mit Systemen, Vorschriften und Verfahren, die im Einklang mit 
Artikel 61 Absatz 1 der Haushaltsordnung bewertet werden können. 

(4) Führt die Kommission den Haushalt nach dem Prinzip der indi­
rekten Mittelverwaltung mit internationalen Organisationen aus, finden 
die mit den betreffenden internationalen Organisationen geschlossenen 
Überprüfungsvereinbarungen Anwendung. 

▼B 

02012R1268 — DE — 01.01.2017 — 002.001 — 23



 

Artikel 44 

Benennung von öffentlichen Einrichtungen oder privatrechtlichen 
Einrichtungen, die im öffentlichen Auftrag tätig werden 

(Artikel 58 Absatz 1 Buchstabe c Ziffern v und vi der 
Haushaltsordnung) 

(1) Die öffentlichen Einrichtungen oder privatrechtlichen Einrichtun­
gen, die im öffentlichen Auftrag tätig werden, unterliegen dem Recht 
des Mitgliedstaats oder Landes, in dem sie errichtet wurden. 

(2) Im Falle einer Verbundverwaltung, welche die Benennung von 
mindestens einer Einrichtung je Mitgliedstaat oder Land erforderlich 
macht, wird diese Benennung von dem betroffenen Mitgliedstaat oder 
Land gemäß dem Basisrechtsakt vorgenommen. 

In allen anderen Fällen benennt die Kommission diese Einrichtungen im 
Einvernehmen mit den betreffenden Mitgliedstaaten oder Ländern. 

KAPITEL 3 

Finanzakteure 

A b s c h n i t t 1 

R e c h t e u n d P f l i c h t e n d e r F i n a n z a k t e u r e 

Artikel 45 

Rechte und Pflichten der Finanzakteure 

(Artikel 64 der Haushaltsordnung) 

(1) Jedes Organ stellt jedem Finanzakteur die zur Wahrnehmung 
seiner Aufgaben erforderlichen Ressourcen zur Verfügung und gibt 
ihm eine Charta an die Hand, in der seine Aufgaben, Rechte und 
Pflichten im Einzelnen beschrieben sind. 

(2) Leiter von Delegationen der Union, die gemäß Artikel 56 Absatz 
2 der Haushaltsordnung als nachgeordnet bevollmächtigte Anweisungs­
befugte tätig sind, unterliegen in Bezug auf die an sie weiterübertrage­
nen Finanzverwaltungsaufgaben der von der Kommission hierfür auf­
gestellten Charta. 

A b s c h n i t t 2 

D e r A n w e i s u n g s b e f u g t e 

Artikel 46 

Unterstützung der bevollmächtigten und nachgeordnet 
bevollmächtigten Anweisungsbefugten 

(Artikel 65 der Haushaltsordnung) 

Der zuständige Anweisungsbefugte kann bei der Wahrnehmung seiner 
Aufgaben von Bediensteten unterstützt werden, die beauftragt werden, 
unter seiner Verantwortung bestimmte Vorgänge auszuführen, die für 
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den Haushaltsvollzug und die Bereitstellung der Finanz- und Verwal­
tungsinformationen erforderlich sind. Um Interessenkonflikten vor­
zubeugen, unterliegen Bedienstete, die bevollmächtigte oder nachgeord­
net bevollmächtigte Anweisungsbefugte unterstützen, den Verpflichtun­
gen gemäß Artikel 57 der Haushaltsordnung. 

Leiter von Delegationen der Union, die gemäß Artikel 56 Absatz 2 der 
Haushaltsordnung als nachgeordnet bevollmächtigte Anweisungsbefugte 
tätig sind, können bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben von Bediens­
teten der Kommission unterstützt werden. 

Artikel 47 

Interne Vorschriften über die Übertragung der Anweisungsbefugnis 

(Artikel 65 der Haushaltsordnung) 

Jedes Organ legt in seinen internen Vorschriften die Mittelbewirtschaf­
tungsmaßnahmen fest, die es für die reibungslose Ausführung seines 
Teils des Haushaltsplans für erforderlich hält; diese Maßnahmen müssen 
mit der Haushaltsordnung und der vorliegenden Verordnung in Einklang 
stehen. 

Leiter von Delegationen der Union, die gemäß Artikel 56 Absatz 2 der 
Haushaltsordnung als nachgeordnet bevollmächtigte Anweisungsbefugte 
tätig sind, unterliegen in Bezug auf die an sie weiterübertragenen Fi­
nanzverwaltungsaufgaben den Internen Vorschriften der Kommission. 

Artikel 48 

Aufbewahrung der Belege bei den Anweisungsbefugten 

(Artikel 66 Absatz 2 der Haushaltsordnung) 

Für die Aufbewahrung der Originalbelege im Zusammenhang mit und 
im Anschluss an den Haushaltsvollzug und die Haushaltsvollzugshand­
lungen richtet der Anweisungsbefugte papiergestützte oder elektronische 
Systeme ein, die Folgendes vorsehen: 

a) ihre Nummerierung, 

b) ihre Datierung, 

c) die Führung von — gegebenenfalls DV-gestützten — Registern, 
anhand deren festgestellt werden kann, wo sich jeder Originalbeleg 
befindet, 

d) ihre Aufbewahrung während eines Zeitraums von mindestens fünf 
Jahren, gerechnet ab dem Zeitpunkt, zu dem das Europäische Par­
lament die Entlastung für das Haushaltsjahr erteilt, auf das sich die 
jeweiligen Belege beziehen, 

e) die Aufbewahrung der Belege bezüglich der für Vorfinanzierungen 
geleisteten Sicherheiten des Organs und die Erstellung eines Zeit­
plans für eine angemessene Überwachung dieser Sicherheiten. 

Belege für nicht endgültig abgeschlossene Vorgänge werden über den in 
Absatz 1 Buchstabe d vorgesehenen Zeitraum hinaus bis zum Ende des 
Jahres aufbewahrt, das auf das Jahr des Abschlusses dieser Vorgänge 
folgt. 
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In Belegen enthaltene personenbezogene Daten, deren Bereithaltung für 
die Entlastung zur Ausführung des Haushaltsplans, zu Kontroll- oder 
Prüfungszwecken nicht erforderlich ist, werden nach Möglichkeit ent­
fernt. Im Hinblick auf die Aufbewahrung von Verkehrsdaten gilt Arti­
kel 37 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 45/2001. 

Artikel 49 

Ex-ante- und Ex-post-Kontrollen 

(Artikel 66 Absätze 5 und 6 der Haushaltsordnung) 

(1) Unter Einleitung eines Vorgangs sind sämtliche Vorgänge zu 
verstehen, die von den in Artikel 46 bezeichneten Bediensteten aus­
geführt werden können und der Vorbereitung von Haushaltsvollzugs­
handlungen der zuständigen Anweisungsbefugten dienen. 

(2) Unter Ex-ante-Überprüfung eines Vorgangs sind sämtliche vom 
zuständigen Anweisungsbefugten eingerichteten Ex-ante-Kontrollen zu 
verstehen, mit denen die operativen und finanziellen Aspekte des Vor­
gangs überprüft werden sollen. 

(3) Bei den Ex-ante-Kontrollen wird geprüft, ob die angeforderten 
Belege und sonstigen verfügbaren Informationen kohärent sind. 

Die Prüftiefe und -häufigkeit für die Ex-ante-Kontrollen legt der zustän­
dige Anweisungsbefugte unter Berücksichtigung von Risiko- und Kos­
tenwirksamkeitsaspekten fest. Im Zweifelsfalle fordert der für die Fest­
stellung der betreffenden Ausgabe zuständige Anweisungsbefugte im 
Rahmen der Ex-ante-Kontrolle zusätzliche Informationen an oder führt 
eine Vor-Ort-Kontrolle durch, um eine angemessene Gewähr zu errei­
chen. 

Mit den Ex-ante-Kontrollen soll insbesondere Folgendes festgestellt 
werden: 

a) die Ordnungsmäßigkeit der Ausgabe und Einnahme und ihre Über­
einstimmung mit den geltenden Vorschriften, insbesondere des Haus­
haltsplans und der relevanten Regelungen, sowie mit allen in An­
wendung der Verträge und der einschlägigen Regelungen erlassenen 
Rechtsakten und gegebenenfalls den vertraglichen Bedingungen; 

b) die Anwendung des in Teil 1 Titel II Kapitel 7 der Haushaltsordnung 
aufgeführten Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsfüh­
rung. 

Für die Kontrollen kann der zuständige Anweisungsbefugte mehrere 
ähnliche Einzeltransaktionen im Zusammenhang mit den laufenden Per­
sonalausgaben für Dienstbezüge, Ruhegehälter, Erstattung von Dienst­
reisekosten und Krankheitskosten als eine einzige Transaktion behan­
deln. 

(4) Die Ex-post-Kontrollen können auf der Grundlage von Belegen 
und erforderlichenfalls vor Ort durchgeführt werden. 

Bei Ex-post-Kontrollen wird geprüft, ob die aus dem Haushalt finan­
zierten Maßnahmen ordnungsgemäß umgesetzt werden und insbeson­
dere die in Absatz 3 genannten Kriterien erfüllt sind. 
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Die Ergebnisse der Ex-post-Kontrollen werden vom bevollmächtigten 
Anweisungsbefugten zumindest jährlich geprüft, um etwaige systembe­
dingte Probleme feststellen zu können. Der bevollmächtigte Anwei­
sungsbefugte trifft entsprechende Abhilfemaßnahmen. 

Die Risikoanalyse nach Artikel 66 Absatz 6 der Haushaltsordnung wird 
unter Berücksichtigung der Kontrollergebnisse und anderer einschlägi­
ger Informationen überarbeitet. 

Bei Mehrjahresprogrammen entwickelt der bevollmächtigte Anwei­
sungsbefugte eine mehrjährige Strategie hinsichtlich Art und Umfang 
der Kontrollen für den Programmzeitraum und legt fest, wie die Ergeb­
nisse für die jährliche Zuverlässigkeitserklärung im Jahresvergleich zu 
messen sind. 

Artikel 50 

Berufsethischer Kodex 

(Artikel 66 Absatz 7 und Artikel 73 Absatz 5 der 
Haushaltsordnung) 

(1) Die vom zuständigen Anweisungsbefugten mit der Überprüfung 
der Finanzvorgänge betrauten Bediensteten werden aufgrund ihrer be­
sonderen Fachkenntnisse und beruflichen Fähigkeiten ausgewählt, die 
durch Zeugnisse oder eine entsprechende Berufserfahrung nachgewiesen 
werden oder im Zuge einer besonderen Schulung erworben wurden. 

(2) Jedes Organ legt einen berufsethischen Kodex fest, der insbeson­
dere für den Bereich interne Kontrolle Folgendes regelt: 

a) das von den in Absatz 1 bezeichneten Bediensteten verlangte tech­
nische und finanzielle Fachniveau; 

b) die Verpflichtung dieser Bediensteten zur kontinuierlichen Weiterbil­
dung; 

c) Mandat, Rolle und Aufgaben der betreffenden Bediensteten; 

d) die von ihnen zu befolgenden Verhaltensregeln, insbesondere hin­
sichtlich der Berufsethik und der Integrität sowie die ihnen zuerkann­
ten Rechte. 

(3) Leiter von Delegationen der Union, die gemäß Artikel 56 Absatz 
2 der Haushaltsordnung als nachgeordnet bevollmächtigte Anweisungs­
befugte tätig sind, unterliegen in Bezug auf die an sie weiterübertrage­
nen Finanzverwaltungsaufgaben dem in Absatz 2 genannten berufsethi­
schen Kodex der Kommission. 

(4) Jedes Organ führt Strukturen ein, die es ermöglichen, relevante 
Informationen über die Kontrollnormen sowie die einschlägigen Metho­
den und Techniken bei den anweisungsbefugten Dienststellen zu ver­
breiten und regelmäßig zu aktualisieren. 

Artikel 51 

Untätigkeit des bevollmächtigten Anweisungsbefugten 

(Artikel 66 Absatz 8 der Haushaltsordnung) 

Unter Untätigkeit des bevollmächtigten Anweisungsbefugten im Sinne 
von Artikel 66 Absatz 8 der Haushaltsordnung ist zu verstehen, dass 
innerhalb einer in Anbetracht der Umstände des Einzelfalls angemesse­
nen Frist, auf jeden Fall aber innerhalb einer Frist von höchstens einem 
Monat keinerlei Reaktion erfolgt ist. 
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Artikel 52 

Weiterleitung von Finanz- und Verwaltungsinformationen an den 
Rechnungsführer 

(Artikel 66 der Haushaltsordnung) 

Der bevollmächtigte Anweisungsbefugte übermittelt dem Rechnungs­
führer unter Einhaltung der von diesem festgelegten Vorschriften die 
Finanz- und Verwaltungsinformationen, die dieser zur Wahrnehmung 
seiner Aufgaben benötigt. 

Der Anweisungsbefugte legt dem Rechnungsführer regelmäßig, mindes­
tens jedoch anlässlich der Rechnungsabschlüsse, die Finanzinformatio­
nen zu den Treuhandkonten vor, so dass die Verwendung von Mitteln 
der Union in ihren Rechnungsabschlüssen ausgewiesen werden kann. 

▼M1 

Artikel 53 

Bericht über Verhandlungsverfahren (negotiated procedure) 

(Artikel 66 der Haushaltsordnung) 

Die bevollmächtigten Anweisungsbefugten erfassen für jedes Haushalts­
jahr die im Verhandlungsverfahren (negotiated procedure) gemäß Ar­
tikel 134 Absatz 1 Buchstaben a bis f und Artikel 266 der vorliegenden 
Verordnung vergebenen Aufträge. Nimmt der Anteil der Verhandlungs­
verfahren (negotiated procedure) an der Zahl der von demselben bevoll­
mächtigten Anweisungsbefugten vergebenen Aufträge gegenüber den 
früheren Haushaltsjahren beträchtlich zu oder ist dieser Anteil erheblich 
höher als der bei seinem Organ verzeichnete Durchschnitt, erstattet der 
zuständige Anweisungsbefugte dem Organ Bericht und erläutert gege­
benenfalls die Maßnahmen, die ergriffen wurden, um dieser Tendenz 
entgegenzuwirken. Jedes Organ übermittelt dem Europäischen Par­
lament und dem Rat einen Bericht über die Verhandlungsverfahren 
(negotiated procedure). Die Kommission fügt diesen Bericht der Zu­
sammenfassung der jährlichen Tätigkeitsberichte gemäß Artikel 66 Ab­
satz 9 der Haushaltsordnung bei. 

▼B 

A b s c h n i t t 3 

D e r R e c h n u n g s f ü h r e r 

Artikel 54 

Ernennung des Rechnungsführers 

(Artikel 68 der Haushaltsordnung) 

(1) Der Rechnungsführer wird von jedem Organ aus den Reihen der 
dem Statut der Beamten der Europäischen Union unterliegenden Beam­
ten ernannt. 

Er wird vom Organ aufgrund seiner besonderen Sachkenntnis, die durch 
Zeugnisse oder eine gleichwertige Berufserfahrung nachzuweisen ist, 
ausgewählt. 

(2) Zwei oder mehrere Organe oder Einrichtungen können denselben 
Rechnungsführer ernennen. 

In einem solchen Fall treffen sie die notwendigen Vorkehrungen, um 
etwaige Interessenkonflikte zu vermeiden. 
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Artikel 55 

Ausscheiden des Rechnungsführers aus dem Amt 

(Artikel 68 der Haushaltsordnung) 

(1) Bei Ausscheiden des Rechnungsführers aus dem Amt wird so 
rasch wie möglich eine allgemeine Kontenbilanz erstellt. 

(2) Die Kontenbilanz wird dem neuen Rechnungsführer zusammen 
mit einem Übergabebericht von dem scheidenden Rechnungsführer 
oder, falls dies unmöglich ist, von einem Beamten seiner Dienststelle 
übermittelt. 

Der neue Rechnungsführer unterzeichnet die Kontenbilanz innerhalb 
eines Monats nach Übermittlung zur Erteilung seines Einverständnisses 
und kann Vorbehalte äußern. 

Der Übergabebericht enthält auch das Ergebnis der Kontenbilanz sowie 
die geäußerten Vorbehalte. 

(3) Jedes Organ bzw. jede Einrichtung nach Artikel 208 der Haus­
haltsordnung unterrichtet das Europäische Parlament, den Rat und den 
Rechnungsführer der Kommission innerhalb von zwei Wochen, wenn 
es/sie einen Rechnungsführer ernennt, und wenn dieser aus dem Amt 
scheidet. 

Artikel 56 

Validierung der Rechnungsführungs- und Inventarsysteme 

(Artikel 68 der Haushaltsordnung) 

Der zuständige Anweisungsbefugte informiert den Rechnungsführer 
über sämtliche Entwicklungen bzw. umfassenden Änderungen jedes 
Rechnungsführungssystems, Inventarsystems oder Systems zur Bewer­
tung der Aktiva und Passiva, das Daten für die Rechnungslegung des 
Organs liefert oder zum Nachweis von Daten der Rechnungslegung 
herangezogen wird, so dass der Rechnungsführer die Einhaltung der 
Validierungskriterien überprüfen kann. 

Der Rechnungsführer kann ein bereits validiertes Rechnungsführungs­
system jederzeit erneut überprüfen. Wird ein vom Anweisungsbefugten 
eingerichtetes Rechnungsführungssystem vom Rechnungsführer nicht 
validiert bzw. zieht dieser eine früher gegebene Validierung zurück, 
so erstellt der zuständige Anweisungsbefugte einen Aktionsplan, um 
die Mängel, die zu dieser Entscheidung geführt haben, schnellstmöglich 
zu beheben. 

Der zuständige Anweisungsbefugte ist für die Vollständigkeit der an 
den Rechnungsführer weitergeleiteten Angaben verantwortlich. 

Artikel 57 

Kassenmittelverwaltung 

(Artikel 68 der Haushaltsordnung) 

(1) Der Rechnungsführer sorgt dafür, dass seinem Organ ausrei­
chende Mittel zur Deckung des Kassenbedarfs im Rahmen des Haus­
haltsvollzugs zur Verfügung stehen. 

(2) Für die Zwecke des Absatzes 1 richtet der Rechnungsführer Li­
quiditätsmanagementsysteme ein, die ihm die Erstellung von Kassen­
mittelvorausschätzungen gestatten. 
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(3) Der Rechnungsführer der Kommission verteilt die verfügbaren 
Mittel gemäß den Bestimmungen der Verordnung (EG, Euratom) 
Nr. 1150/2000. 

Artikel 58 

Verwaltung der Bankkonten 

(Artikel 68 der Haushaltsordnung) 

(1) Zum Zwecke der Kassenmittelverwaltung kann der Rechnungs­
führer im Namen des Organs bei den Finanzinstituten oder den natio­
nalen Zentralbanken Konten einrichten bzw. einrichten lassen. In ord­
nungsgemäß begründeten Ausnahmefällen kann der Rechnungsführer 
auch auf andere Währungen als den Euro lautende Konten einrichten. 

(2) Der Rechnungsführer ist für die Schließung der Konten nach 
Absatz 1 verantwortlich bzw. stellt sicher, dass solche Konten geschlos­
sen werden. 

(3) Der Rechnungsführer bestimmt gemäß den Grundsätzen der Wirt­
schaftlichkeit der Haushaltsführung, der Rentabilität und des Wett­
bewerbs die Konditionen für die Führung der bei den Finanzinstituten 
eingerichteten Konten nach Absatz 1. 

(4) Spätestens alle fünf Jahre veranlasst der Rechnungsführer eine 
neuerliche Ausschreibung im Leistungswettbewerb für Finanzinstitute, 
bei denen Konten nach Absatz 1 eingerichtet werden konnten. 

Soweit dies nach den örtlichen Bankvorschriften möglich ist, werden die 
bei Finanzinstituten außerhalb der Union eingerichteten Zahlstellenkon­
ten regelmäßig einer Marktanalyse unterzogen. Eine solche Analyse 
findet mindestens alle fünf Jahre auf Antrag des Zahlstellenverwalters 
statt, der anschließend dem Rechnungsführer einen begründeten Vor­
schlag für die Auswahl einer Bank für einen Zeitraum von höchstens 
fünf Jahren unterbreitet. 

(5) Der Rechnungsführer sorgt für die strikte Einhaltung der Kon­
ditionen für die Führung der bei den Finanzinstituten eingerichteten 
Konten nach Absatz 1. 

Für bei Finanzinstituten in Drittländern geführte Konten übernimmt der 
Zahlstellenverwalter diese Aufgabe unter Beachtung der Rechtsvor­
schriften des Landes, in dem er sein Mandat ausübt. 

(6) Der Rechnungsführer der Kommission informiert die Rechnungs­
führer der anderen Organe und der Einrichtungen nach Artikel 208 der 
Haushaltsordnung über die Konditionen für die Führung der bei den 
verschiedenen Finanzinstituten eingerichteten Konten. Die Rechnungs­
führer der anderen Organe und der Einrichtungen nach Artikel 208 der 
Haushaltsordnung passen die Konditionen für die Führung der von 
ihnen eingerichteten Konten an diese Konditionen an. 
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Artikel 59 

Zeichnungsvollmacht 

(Artikel 68 der Haushaltsordnung) 

Die Konditionen für die Eröffnung, Führung und Verwendung der Kon­
ten enthalten eine Bestimmung, wonach für Schecks, Überweisungen 
und sonstige Banktransaktionen entsprechend den Vorschriften für die 
Interne Kontrolle die Unterschrift eines oder mehrerer ordnungsgemäß 
bevollmächtigter Bediensteter erforderlich ist. Außerhalb des Systems 
ausgefertigte Anweisungen werden von mindestens zwei ordnungs­
gemäß bevollmächtigten Bediensteten oder vom Rechnungsführer per­
sönlich unterzeichnet. 

Für die Zwecke des Absatzes 1 übermittelt der Rechnungsführer eines 
jeden Organs allen Finanzinstituten, bei denen das betreffende Organ 
Konten unterhält, die Namen und Unterschriftsproben der bevollmäch­
tigten Bediensteten. 

Artikel 60 

Verwaltung der Salden der Bankkonten 

(Artikel 68 der Haushaltsordnung) 

(1) Der Rechnungsführer vergewissert sich, dass der Saldo der Bank­
konten gemäß Artikel 58 nicht wesentlich von den Kassenmittelvoraus­
schätzungen gemäß Artikel 57 Absatz 2 abweicht und auf jeden Fall 

a) keines dieser Konten einen Debetsaldo aufweist, 

b) der Saldo von Devisenkonten regelmäßig in Euro umgerechnet wird. 

(2) Der Rechnungsführer darf auf Devisenkonten keine Salden hal­
ten, die dem Organ übermäßige Verluste aufgrund von Wechselkurs­
schwankungen verursachen könnten. 

Artikel 61 

Überweisungen und Umtauschtransaktionen 

(Artikel 68 der Haushaltsordnung) 

Unbeschadet des Artikels 69 nimmt der Rechnungsführer Überweisun­
gen zwischen den von ihm im Namen des Organs bei Finanzinstituten 
eingerichteten Konten sowie Devisenumrechnungen vor. 

Artikel 62 

Zahlungsmodalitäten 

(Artikel 68 der Haushaltsordnung) 

Zahlungen werden per Überweisung oder per Scheck und im Falle von 
Zahlstellen nach Maßgabe von Artikel 67 Absatz 4 auch per Debitkarte 
geleistet. 

Artikel 63 

Datei „Rechtsträger“ 

(Artikel 68 der Haushaltsordnung) 

(1) Der Rechnungsführer kann Zahlungen auf dem Wege der Über­
weisung nur dann veranlassen, wenn die Bankdaten des Zahlungsemp­
fängers und die Angaben, die die Identität des Zahlungsempfängers 
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belegen, sowie alle Änderungen zuvor in einer gemeinsamen Datei je 
Organ erfasst worden sind. 

Jede Aufnahme der Rechts- und Bankdaten des Zahlungsempfängers in 
diese Datei bzw. jede Änderung dieser Daten erfolgt auf der Grundlage 
eines entsprechenden Nachweises in der vom Rechnungsführer fest­
gelegten Form. 

(2) Im Hinblick auf eine Zahlung im Wege der Überweisung können 
die Anweisungsbefugten nur dann eine Verpflichtung im Namen ihres 
Organs gegenüber einem Dritten eingehen, wenn dieser ihnen die er­
forderlichen Unterlagen für die Aufnahme in die Datei übermittelt hat. 

Die Anweisungsbefugten informieren den Rechnungsführer über jede 
Änderung der ihnen von den Empfängern mitgeteilten Rechts- und 
Bankangaben und sie prüfen, ob diese Angaben gültig sind, bevor 
eine Ausgabe angeordnet wird. 

Bei den Heranführungshilfen können einzelne rechtliche Verpflichtun­
gen mit den Behörden der beitrittswilligen Länder ohne vorherige Re­
gistrierung in der Rechtsträger-Datei eingegangen werden. In diesem 
Fall setzt der Anweisungsbefugte alles daran, damit diese Registrierung 
so rasch wie möglich erfolgt. In den jeweiligen Verträgen ist vorzuse­
hen, dass die Mitteilung der Bankangaben des Empfängers an die Kom­
mission Voraussetzung für die erste Zahlung ist. 

Artikel 64 

Aufbewahrung der Belege beim Rechnungsführer 

(Artikel 68 der Haushaltsordnung) 

Die Belege im Zusammenhang mit der Rechnungsführung und Rech­
nungslegung gemäß Artikel 141 der Haushaltsordnung werden während 
eines Zeitraums von fünf Jahren aufbewahrt, gerechnet ab dem Zeit­
punkt, zu dem das Europäische Parlament für das Haushaltsjahr, auf das 
sich die Belege beziehen, die Entlastung erteilt. 

Belege für nicht endgültig abgeschlossene Vorgänge werden jedoch 
über diesen Zeitraum hinaus bis zum Ende des Jahres aufbewahrt, das 
auf das Jahr des Abschlusses der betreffenden Vorgänge folgt. Im Hin­
blick auf die Aufbewahrung von Verkehrsdaten gilt Artikel 37 Absatz 2 
der Verordnung (EG) Nr. 45/2001. 

Jedes Organ bestimmt, bei welcher Dienststelle die Belege aufbewahrt 
werden. 

Artikel 65 

Zur Verfügung über die Konten ermächtigte Personen 

(Artikel 69 der Haushaltsordnung) 

Jedes Organ legt fest, unter welchen Bedingungen die von ihm benann­
ten Bediensteten, die zur Verfügung über die bei den Außenstellen 
gemäß Artikel 72 eingerichteten Konten ermächtigt sind, den Finanz­
instituten vor Ort ihre Namen und Unterschriftsproben mitteilen dürfen. 
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A b s c h n i t t 4 

D e r Z a h l s t e l l e n v e r w a l t e r 

Artikel 66 

Bedingungen für die Inanspruchnahme von Zahlstellen 

(Artikel 70 der Haushaltsordnung) 

(1) Erweisen sich Zahlungen auf haushaltstechnischem Wege als ma­
teriell unmöglich oder insbesondere aufgrund der geringen Höhe der zu 
zahlenden Beträge als wenig rationell, so können für die Zahlung dieser 
Ausgaben Zahlstellen eingerichtet werden. 

(2) Der Zahlstellenverwalter ist befugt, auf der Grundlage eines in 
den Weisungen des zuständigen Anweisungsbefugten genau festgelegten 
Rahmens die vorläufige Feststellung und die Zahlung der Ausgaben 
vorzunehmen. Diese Weisungen enthalten die Vorschriften und die Be­
dingungen für die vorläufige Feststellung und die Zahlung der Aus­
gaben sowie gegebenenfalls die Bestimmungen für die Unterzeichnung 
rechtlicher Verpflichtungen im Sinne von Artikel 97 Absatz 1 Buch­
stabe e. 

(3) Die Einrichtung einer Zahlstelle und die Benennung eines Zahl­
stellenverwalters werden vom Rechnungsführer auf ordnungsgemäß be­
gründeten Vorschlag des zuständigen Anweisungsbefugten beschlossen. 
In diesem Beschluss wird auf die Verantwortlichkeiten und Verpflich­
tungen des Zahlstellenverwalters und des Anweisungsbefugten hinge­
wiesen. 

Änderungen der Funktionsweise einer Zahlstelle werden ebenfalls vom 
Rechnungsführer auf ordnungsgemäß begründeten Vorschlag des zu­
ständigen Anweisungsbefugten beschlossen. 

(4) Über die in den Delegationen der Union eingerichteten Zahlstel­
len können sowohl Mittel des Einzelplans Kommission als auch Mittel 
des Einzelplans Europäischer Auswärtiger Dienst (im Folgenden 
„EAD“) des Gesamthaushaltsplans ausgezahlt werden, wobei die lü­
ckenlose Rückverfolgbarkeit der Ausgaben gewährleistet sein muss. 

Artikel 67 

Bedingungen für die Einrichtung einer Zahlstelle und die Leistung 
von Zahlungen 

(Artikel 70 der Haushaltsordnung) 

(1) In dem Beschluss über die Einrichtung einer Zahlstelle und die 
Benennung eines Zahlstellenverwalters sowie in dem Beschluss zur 
Änderung der Funktionsweise einer Zahlstelle ist insbesondere Folgen­
des festgelegt: 

a) Gegenstand und Höchstbetrag des ursprünglich zu gewährenden Vor­
schusses; 

b) gegebenenfalls Eröffnung eines Bank- oder Postscheckkontos auf 
den Namen des Organs; 

c) Art und Höchstbetrag jeder Ausgabe, die vom Zahlstellenverwalter 
an Dritte gezahlt bzw. bei ihnen eingezogen werden kann; 
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d) Periodizität, Modalitäten für die Vorlage der Belege und Weiterlei­
tung dieser Belege an den Anweisungsbefugten zwecks Abrechnung; 

e) Modalitäten für die etwaige Wiederauffüllung des Vorschusses; 

f) die Verpflichtung des Anweisungsbefugten, die Transaktionen der 
Zahlstellen spätestens am Ende des folgenden Monats abzurechnen, 
um die Abstimmung zwischen dem Kontensaldo und dem Banksaldo 
zu gewährleisten; 

g) Geltungsdauer der dem Zahlstellenverwalter vom Rechnungsführer 
erteilten Vollmacht; 

h) Identität des benannten Zahlstellenverwalters. 

(2) Im Zusammenhang mit den Vorschlägen für Beschlüsse über die 
Einrichtung von Zahlstellen beachtet der Anweisungsbefugte Folgendes: 

a) Wenn ein Zugang zum zentralen, DV-gestützten Rechnungsfüh­
rungssystem gegeben ist, wird vorrangig auf die Haushaltsverfahren 
zurückgegriffen. 

b) Auf Zahlstellen wird nur in ordnungsgemäß begründeten Fällen zu­
rückgegriffen. 

Der Höchstbetrag, der vom Zahlstellenverwalter ausgezahlt werden 
kann, wenn es materiell unmöglich ist oder unwirtschaftlich wäre, Zah­
lungen nach dem regulären haushaltstechnischen Verfahren vorzuneh­
men, darf 60 000 EUR je Ausgabe nicht überschreiten. 

(3) Zahlungen an Dritte können vom Zahlstellenverwalter geleistet 
werden auf der Grundlage und im Rahmen 

a) vorheriger Mittelbindungen und rechtlicher Verpflichtungen, die vom 
zuständigen Anweisungsbefugten unterzeichnet worden sind; 

b) des positiven Restsaldos der Zahlstelle, in bar oder auf dem betref­
fenden Bankkonto. 

(4) Die Zahlungen der Zahlstellen können nach Maßgabe der An­
weisungen des Rechnungsführers per Banküberweisung, einschließlich 
eines Lastschriftverfahrens gemäß Artikel 89 der Haushaltsordnung, per 
Scheck oder im Wege anderer Zahlungsmittel, einschließlich Debitkar­
ten, geleistet werden. 

(5) Auf die geleisteten Zahlungen folgen vom zuständigen Anwei­
sungsbefugten unterzeichnete förmliche Beschlüsse über die endgültige 
Feststellung und/oder abschließende Auszahlungsanordnungen. 

Artikel 68 

Auswahl der Zahlstellenverwalter 

(Artikel 70 der Haushaltsordnung) 

Die Zahlstellenverwalter werden aus den Reihen der Beamten und nur 
in ordnungsgemäß begründeten Fällen aus den Reihen der übrigen Be­
diensteten ausgewählt. Die Zahlstellenverwalter werden aufgrund ihrer 
besonderen Kenntnisse, Fähigkeiten und Kompetenzen, die durch Zeug­
nisse oder eine entsprechende Berufserfahrung nachgewiesen werden, 
oder nach einer einschlägigen Schulung ausgewählt. 
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Artikel 69 

Dotierung der Zahlstellen 

(Artikel 70 der Haushaltsordnung) 

(1) Der Rechnungsführer führt die Zahlung zur Ausstattung der Zahl­
stelle mit den erforderlichen Mitteln aus und gewährleistet ihre finan­
zielle Überwachung sowohl bei der Einrichtung von Bankkonten und 
der Übertragung der Zeichnungsbefugnis als auch bei den Kontrollen 
vor Ort und in der zentralen Rechnungsführung. Der Rechnungsführer 
stellt den Zahlstellen Mittel bereit. Die Vorschüsse werden auf das auf 
den Namen der Zahlstelle eröffnete Bankkonto eingezahlt. 

Den betreffenden Zahlstellen können verschiedene lokale Einnahmen 
direkt zugeführt werden, so solche aus 

a) Verkäufen von Material, 

b) Veröffentlichungen, 

c) verschiedenen Erstattungen, 

d) Zinserträgen. 

Die Abrechnung bei den Ausgaben und — sonstigen oder zweckgebun­
denen — Einnahmen erfolgt gemäß dem in Artikel 67 genannten Be­
schluss über die Einrichtung der Zahlstelle und den Bestimmungen der 
Haushaltsordnung. Die betreffenden Beträge werden vom Anweisungs­
befugten bei der späteren Wiederauffüllung der Mittel derselben Zahl­
stelle in Abzug gebracht. 

(2) Um insbesondere Wechselkursverluste zu vermeiden, kann der 
Zahlstellenverwalter Übertragungen zwischen den verschiedenen Bank­
konten ein und derselben Zahlstelle vornehmen. 

Artikel 70 

Kontrollen seitens der Anweisungsbefugten und Rechnungsführer 

(Artikel 70 der Haushaltsordnung) 

(1) Der Zahlstellenverwalter führt nach den vom Rechnungsführer 
festgelegten Regeln und den von diesem erteilten Weisungen Buch 
über die ihm zur Verfügung stehenden Kassenmittel und Bankguthaben, 
über die geleisteten Zahlungen und die vereinnahmten Beträge. Die 
Übersichten über diese Buchführung sind dem zuständigen Anweisungs­
befugten jederzeit zugänglich; der Zahlstellenverwalter erstellt mindes­
tens einmal monatlich eine Aufstellung der Transaktionen, die er zu­
sammen mit den dazugehörigen Belegen innerhalb des auf den jeweili­
gen Vorgang folgenden Monats dem zuständigen Anweisungsbefugten 
zwecks Abrechnung der Transaktionen der Zahlstelle übermittelt. 

(2) Der Rechnungsführer nimmt in der Regel vor Ort unangemeldete 
Kontrollen vor bzw. lässt solche von einem eigens hierzu bevollmäch­
tigten Bediensteten seiner Dienststellen oder der anweisungsbefugten 
Dienststellen vornehmen, um zu überprüfen, ob die den Zahlstellenver­
waltern anvertrauten Mittel vorhanden sind, die Bücher ordnungsgemäß 
geführt und die Transaktionen der Zahlstellen unter Einhaltung der vor­
geschriebenen Fristen abgerechnet werden. Der Rechnungsführer teilt 
dem zuständigen Anweisungsbefugten die Ergebnisse seiner Überprü­
fungen mit. 
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Artikel 71 

Verfahren der Auftragsvergabe 

(Artikel 70 der Haushaltsordnung) 

Zahlungen im Rahmen der Zahlstelle können bis zu dem in Artikel 137 
Absatz 3 genannten Betrag zur Begleichung von Rechnungen geleistet 
werden, ohne dass zuvor ein Angebot angenommen wurde. 

Artikel 72 

Einrichtung von Zahlstellen 

(Artikel 70 der Haushaltsordnung) 

Gemäß Artikel 70 der Haushaltsordnung können zur Zahlung bestimm­
ter Arten von Ausgaben bei jeder Außenstelle außerhalb der Europäi­
schen Union eine oder mehrere Zahlstellen eingerichtet werden. Außen­
stellen sind insbesondere Delegationen, Vertretungen oder Büros der 
Union in Drittländern. 

Der Beschluss zur Einrichtung einer Zahlstelle regelt deren Funktions­
weise auf der Grundlage der besonderen Erfordernisse der betreffenden 
Außenstelle und nach Maßgabe von Artikel 70. 

Artikel 73 

Zahlstellenverwalter und zur Verfügung über die Konten 
ermächtigte Personen in den Delegationen der Union 

(Artikel 70 der Haushaltsordnung) 

In Ausnahmefällen und wenn dies zur Aufrechterhaltung des Dienst­
betriebs erforderlich ist, können die Aufgaben des EAD-Zahlstellenver­
walters in den Delegationen der Union von Bediensteten der Kommis­
sion wahrgenommen werden. Unter den gleichen Bedingungen können 
Bedienstete des EAD in den Delegationen der Union zu Zahlstellen­
verwaltern der Kommission ernannt werden. 

Die in Absatz 1 genannten Regelungen und Bedingungen gelten in den 
Delegationen der Union für die Ernennung von Personen, die vom 
Anweisungsbefugten zur Vornahme von Banktransaktionen ermächtigt 
werden. 

KAPITEL 4 

Verantwortlichkeit von Finanzakteuren 

A b s c h n i t t 1 

A l l g e m e i n e V o r s c h r i f t e n 

Artikel 74 

Für Betrugsbekämpfung zuständige Stellen 

(Artikel 66 Absatz 8 und Artikel 72 Absatz 2 der 
Haushaltsordnung) 

Bei den in Artikel 66 Absatz 8 und in Artikel 72 Absatz 2 der Haus­
haltsordnung bezeichneten Behörden und Stellen handelt es sich um die 
Stellen, die im Statut sowie in den Beschlüssen der Organe der Union 
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über die Bedingungen und Modalitäten der internen Untersuchungen zur 
Bekämpfung von Betrug, Korruption und sonstigen rechtswidrigen 
Handlungen zum Nachteil der Interessen der Union bezeichnet sind. 

A b s c h n i t t 2 

A u f d i e b e v o l l m ä c h t i g t e n u n d n a c h g e o r d n e t 
b e v o l l m ä c h t i g t e n A n w e i s u n g s b e f u g t e n 

a n w e n d b a r e V o r s c h r i f t e n 

Artikel 75 

Finanzielle Unregelmäßigkeiten 

(Artikel 66 Absatz 7 und Artikel 73 Absatz 6 der 
Haushaltsordnung) 

Unbeschadet der Zuständigkeiten des OLAF ist das in Artikel 29 ge­
nannte Fachgremium für finanzielle Unregelmäßigkeiten (im Folgenden 
„das Gremium“) für alle Verstöße gegen die Haushaltsordnung oder 
gegen Bestimmungen über die finanzielle Abwicklung und die Kontrolle 
von Vorgängen infolge von Handlungen oder Unterlassungen eines Be­
diensteten zuständig. 

Artikel 76 

Fachgremium für finanzielle Unregelmäßigkeiten 

(Artikel 66 Absatz 7 und Artikel 73 Absatz 6 der 
Haushaltsordnung) 

(1) Fälle finanzieller Unregelmäßigkeiten gemäß Artikel 75 der vor­
liegenden Verordnung werden durch die Anstellungsbehörde dem Gre­
mium zur Stellungnahme nach Artikel 73 Absatz 6 Unterabsatz 2 der 
Haushaltsordnung vorgelegt. 

Sind Leiter von Delegationen der Union gemäß Artikel 56 Absatz 2 der 
Haushaltsordnung als nachgeordnet bevollmächtigte Anweisungsbefugte 
tätig, kann der zuständige Anweisungsbefugte das Gremium direkt er­
suchen, über das Vorliegen einer finanziellen Unregelmäßigkeiten ge­
mäß Artikel 75 der vorliegenden Verordnung zu befinden. 

Ein bevollmächtigter Anweisungsbefugter, der der Auffassung ist, dass 
eine finanzielle Unregelmäßigkeit vorliegt, kann das Gremium befassen. 
Das Gremium äußert sich in seiner Stellungnahme über das Vorliegen 
einer finanziellen Unregelmäßigkeit gemäß Artikel 75, die Schwere der 
finanziellen Unregelmäßigkeit und ihre etwaigen Folgen. Gelangt das 
Gremium aufgrund seiner Analyse zu der Auffassung, dass der Fall, mit 
dem es befasst ist, in die Zuständigkeit des OLAF fällt, verweist es den 
Vorgang umgehend an die Anstellungsbehörde und setzt das OLAF 
unverzüglich hiervon in Kenntnis. 

Wird das Gremium nach Maßgabe von Artikel 66 Absatz 8 der Haus­
haltsordnung direkt von einem Bediensteten unterrichtet, so leitet es den 
Vorgang an die Anstellungsbehörde weiter und setzt den Bediensteten 
hiervon in Kenntnis. Die Anstellungsbehörde kann das Gremium um 
eine Stellungnahme zu diesem Vorgang ersuchen. 
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(2) Jedes Organ oder, wenn mehrere Organe ein Gremium bilden, 
alle beteiligten Organe regelt bzw. regeln nach Maßgabe seiner bzw. 
ihrer internen Organisation die Arbeitsweise des Gremiums und dessen 
Zusammensetzung; dem Gremium gehört ein externer Teilnehmer an, 
der über die erforderliche Qualifikation und Erfahrung verfügt. 

Artikel 77 

Bestätigung von Weisungen 

(Artikel 73 Absatz 3 der Haushaltsordnung) 

(1) Ist ein Anweisungsbefugter der Auffassung, dass eine ihm erteilte 
Weisung eine Unregelmäßigkeit aufweist oder gegen den Grundsatz der 
Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung verstößt, insbesondere weil ihre 
Ausführung mit den ihm zugewiesenen Ressourcen unvereinbar ist, so 
hat er dies der Stelle, die ihm die Befugnis übertragen bzw. weiterüber­
tragen hat, schriftlich darzulegen. Wird diese Weisung schriftlich bestä­
tigt, erfolgt diese Bestätigung innerhalb angemessener Fristen, und ist 
sie insofern präzise genug, als sie auf die vom bevollmächtigten oder 
nachgeordnet bevollmächtigten Anweisungsbefugten für strittig erachte­
ten Aspekte ausdrücklich Bezug nimmt, so ist der Anweisungsbefugte 
von seiner Verantwortung entbunden; er führt die Weisung aus, es sei 
denn, sie ist offensichtlich rechtswidrig oder verstößt gegen geltende 
strafrechtliche Bestimmungen oder Sicherheitsnormen. 

(2) Absatz 1 gilt auch, wenn ein Anweisungsbefugter bei der Aus­
führung einer ihm erteilten Weisung erfährt, dass der betreffende Vor­
gang mit Unregelmäßigkeiten behaftet ist. 

Weisungen, die nach Maßgabe von Artikel 73 Absatz 3 der Haushalts­
ordnung bestätigt wurden, werden vom zuständigen bevollmächtigten 
Anweisungsbefugten erfasst und in seinem jährlichen Tätigkeitsbericht 
vermerkt. 

KAPITEL 5 

Einnahmenvorgänge 

A b s c h n i t t 1 

E i g e n m i t t e l 

Artikel 78 

Eigenmittelvorschriften 

(Artikel 76 der Haushaltsordnung) 

Der Anweisungsbefugte erstellt einen voraussichtlichen Fälligkeitsplan, 
nach dem der Kommission die in dem Beschluss über das System der 
Eigenmittel der Union definierten Eigenmittel zur Verfügung zu stellen 
sind. 

Die Feststellung und die Erhebung der Eigenmittel erfolgen nach Maß­
gabe der Vorschriften, die in Anwendung des in Absatz 1 genannten 
Beschlusses erlassen werden. 

▼B 

02012R1268 — DE — 01.01.2017 — 002.001 — 38



 

A b s c h n i t t 2 

F o r d e r u n g s v o r a u s s c h ä t z u n g e n 

Artikel 79 

Forderungsvorausschätzungen 

(Artikel 77 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Forderungsvorausschätzung enthält Angaben über die Art der 
Einnahme und ihre Verbuchung im Haushaltsplan sowie nach Möglich­
keit die Bezeichnung des Schuldners und die voraussichtliche Höhe des 
Forderungsbetrags. 

Bei der Aufstellung der Forderungsvorausschätzung überprüft der zu­
ständige Anweisungsbefugte insbesondere 

a) die Richtigkeit der Verbuchungsstelle; 

b) die Ordnungsmäßigkeit und die Übereinstimmung der Forderungs­
vorausschätzung mit den geltenden Rechtsvorschriften und dem 
Grundsatz der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung. 

(2) Vorbehaltlich von Artikel 181 Absatz 2 und Artikel 183 Absatz 2 
der Haushaltsordnung sowie Artikel 7 Absatz 2 der vorliegenden Ver­
ordnung begründet eine Forderungsvorausschätzung keine Mittel für 
Verpflichtungen. In den Fällen nach Artikel 21 der Haushaltsordnung 
werden die Mittel erst verfügbar, nachdem die geschuldeten Beträge 
tatsächlich durch die Union eingezogen wurden. 

A b s c h n i t t 3 

F e s t s t e l l u n g v o n F o r d e r u n g e n 

Artikel 80 

Verfahren 

(Artikel 78 der Haushaltsordnung) 

(1) Mit der Feststellung einer Forderung durch den Anweisungs­
befugten wird bestätigt, dass die Union einen Anspruch gegenüber ei­
nem Schuldner hat und berechtigt ist, von diesem Schuldner die Be­
gleichung seiner Schuld zu fordern. 

(2) Die Einziehungsanordnung ist der Vorgang, mit dem der zustän­
dige Anweisungsbefugte den Rechnungsführer anweist, die festgestellte 
Forderung einzuziehen. 

(3) Die Zahlungsaufforderung ist die dem Schuldner erteilte Informa­
tion, dass 

a) die Union die Forderung festgestellt hat; 

b) keine Verzugszinsen fällig werden, wenn die Zahlung seiner Schuld 
fristgerecht erfolgt; 

c) seine Schuld unbeschadet der geltenden spezifischen Vorschriften zu 
dem in Artikel 83 genannten Satz verzinslich ist, wenn sie innerhalb 
der in Buchstabe b genannten Frist nicht vollständig beglichen ist; 
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d) das Organ, wenn die Schuld innerhalb der in Buchstabe b genannten 
Frist nicht vollständig beglichen ist, den geschuldeten Betrag durch 
Verrechnung oder durch Inanspruchnahme zuvor geleisteter Sicher­
heiten einzieht; 

e) der Rechnungsführer die Einziehung durch Verrechnung vor Ablauf 
der in Buchstabe b genannten Frist vornehmen kann, wenn dies zum 
Schutz der finanziellen Interessen der Union erforderlich ist, das 
heißt, wenn er berechtigten Grund zu der Annahme hat, dass der 
der Kommission geschuldete Betrag verloren gehen könnte, wobei 
dem Schuldner vorab mitgeteilt wird, aus welchen Gründen und an 
welchem Tag die Einziehung durch Verrechnung erfolgt; 

f) das Organ, wenn sämtliche Maßnahmen der Buchstaben a bis e 
dieses Absatzes nicht zur vollständigen Einziehung der Schuld ge­
führt haben, die Einziehung im Wege der Zwangsvollstreckung des 
Titels nach Artikel 79 Absatz 2 der Haushaltsordnung oder auf der 
Grundlage eines gerichtlich erwirkten Titels vornimmt. 

Die Zahlungsaufforderung wird ausgedruckt und dem Schuldner vom 
Anweisungsbefugten übermittelt. Der Rechnungsführer wird über das 
Rechnungsführungssystem über den Vorgang in Kenntnis gesetzt. 

Artikel 81 

Feststellung von Forderungen 

(Artikel 78 der Haushaltsordnung) 

Zur Feststellung einer Forderung vergewissert sich der zuständige An­
weisungsbefugte, dass 

a) die Forderung einredefrei, d. h. nicht an eine Bedingung geknüpft 
ist; 

b) die Forderung auf Geld geht, d. h. in einem genauen Geldbetrag 
ausgedrückt ist; 

c) die Forderung fällig ist, d. h. dass keine Zahlungsfrist vorliegt; 

d) die Bezeichnung des Schuldners richtig ist; 

e) die Verbuchungsstelle des betreffenden Betrags richtig ist; 

f) die Belege ordnungsgemäß sind; 

g) der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung, insbeson­
dere gemäß den in Artikel 91 Absatz 1 Buchstabe a genannten 
Kriterien, beachtet wird. 

Artikel 82 

Belege für die Feststellung von Forderungen 

(Artikel 78 der Haushaltsordnung) 

(1) Jede Feststellung einer Forderung stützt sich auf Belege, die den 
Anspruch der Union bescheinigen. 

(2) Vor Feststellung einer Forderung nimmt der zuständige Anwei­
sungsbefugte entweder persönlich die Belegprüfung vor oder er ver­
gewissert sich, dass diese Prüfung vorgenommen worden ist. 
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(3) Die Belege werden vom Anweisungsbefugten gemäß Artikel 48 
aufbewahrt. 

Artikel 83 

Verzugszinsen 

(Artikel 78 der Haushaltsordnung) 

(1) Unbeschadet der besonderen Bestimmungen, die aus der Anwen­
dung sektorspezifischer Regelungen resultieren, sind für jede bei Ablauf 
der in Artikel 80 Absatz 3 Buchstabe b genannten Frist nicht beglichene 
Schuld Zinsen gemäß den Absätzen 2 und 3 dieses Artikels zu zahlen. 

(2) Auf die bei Ablauf der in Artikel 80 Absatz 3 Buchstabe b 
genannten Frist nicht beglichenen Schulden wird der von der Europäi­
schen Zentralbank für ihre Hauptrefinanzierungsgeschäfte zugrunde ge­
legte und am ersten Kalendertag des Fälligkeitsmonats geltende Zinssatz 
angewandt, der im Amtsblatt der Europäischen Union, Reihe C, ver­
öffentlicht wird, zuzüglich 

a) acht Prozentpunkte, wenn es sich bei dem die Forderung begründen­
den Tatbestand um einen öffentlichen Liefer- oder Dienstleistungs­
auftrag gemäß Titel V handelt; 

b) dreieinhalb Prozentpunkte in allen übrigen Fällen. 

(3) Der Zinsbetrag wird berechnet ab dem Kalendertag nach dem 
Ablauf der in Artikel 80 Absatz 3 Buchstabe b genannten und in der 
Zahlungsaufforderung festgesetzten Frist bis zu dem Kalendertag, an 
dem der geschuldete Betrag vollständig gezahlt wurde. 

Die Einziehungsanordnung für den Betrag der Verzugszinsen wird zum 
Zeitpunkt des Erhalts der Zinsen ausgestellt. 

(4) Hinterlegt im Fall einer Geldbuße der Schuldner eine Sicherheit, 
die der Rechnungsführer anstelle einer Zahlung akzeptiert, wird ab dem 
Ablauf der in Artikel 80 Absatz 3 Buchstabe b genannten Frist der in 
Absatz 2 dieses Artikels genannte Zinssatz in seiner am ersten Tag des 
Monats, in dem der Beschluss, mit dem die Geldbuße verhängt wurde, 
geltenden Fassung, zuzüglich anderthalb Prozentpunkte, angewandt. 

A b s c h n i t t 4 

A n o r d n u n g v o n E i n z i e h u n g e n 

Artikel 84 

Ausstellung der Einziehungsanordnung 

(Artikel 79 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Einziehungsanordnung enthält folgende Angaben: 

a) das Haushaltsjahr, zu dessen Lasten die Verbuchung erfolgt; 

b) die Referenzdaten des Rechtsakts oder der rechtlichen Verpflichtung, 
der bzw. die den Forderungstatbestand darstellt und den Anspruch 
auf die Einziehung begründet; 
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c) den einschlägigen Artikel des Haushaltsplans sowie eventuell erfor­
derliche weitere Untergliederungen, gegebenenfalls einschließlich der 
Referenzdaten der entsprechenden Mittelbindung; 

d) den einzuziehenden Betrag, ausgedrückt in Euro; 

e) den Namen und die Anschrift des Schuldners; 

f) die Zahlungsfrist nach Artikel 80 Absatz 3 Buchstabe b; 

g) die mögliche Art der Einziehung, insbesondere einschließlich der 
Einziehung durch Verrechnung oder Inanspruchnahme aller vorheri­
gen Sicherheitsleistungen. 

(2) Die Einziehungsanordnung wird vom zuständigen Anweisungs­
befugten datiert und unterzeichnet und an den Rechnungsführer weiter­
geleitet. 

(3) Der Rechnungsführer eines jeden Organs führt ein Verzeichnis 
der einzuziehenden Forderungen. Das Verzeichnis wird nach dem Da­
tum der Ausstellung der Einziehungsanordnungen gegliedert. Er über­
mittelt dieses Verzeichnis dem Rechnungsführer der Kommission. 

Der Rechnungsführer der Kommission erstellt ein konsolidiertes Ver­
zeichnis, in dem die einzuziehenden Beträge nach Organ und Datum der 
Ausstellung der Einziehungsanordnung aufgeschlüsselt sind. Das Ver­
zeichnis wird dem Bericht der Kommission über die Haushaltsführung 
und das Finanzmanagement beigefügt. 

(4) Um den Schutz der finanziellen Interessen der Union zu stärken, 
erstellt die Kommission ein Verzeichnis sämtlicher Forderungen der 
Union, in dem neben den geschuldeten Beträgen die Schuldner nament­
lich aufgeführt sind, die von einem Gericht rechtskräftig zur Zahlung 
verurteilt wurden und innerhalb eines Jahres nach Ergehen des Urteils 
keine nennenswerten Zahlungen geleistet haben. Sie veröffentlicht die­
ses Verzeichnis unter gebührender Berücksichtigung des Schutzes per­
sonenbezogener Daten im Einklang mit den Bestimmungen der Verord­
nung (EG) Nr. 45/2001. 

Veröffentlichte personenbezogene Daten, die sich auf natürliche Per­
sonen beziehen, werden entfernt, sobald der geschuldete Betrag voll­
ständig getilgt wurde. Dies gilt auch für personenbezogene Daten im 
Zusammenhang mit juristischen Personen, deren Name eine oder meh­
rere natürliche Personen bestimmt. 

Der Beschluss, den Schuldner in das Verzeichnis sämtlicher Forderun­
gen der Europäischen Union aufzunehmen, wird im Einklang mit dem 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und unter Berücksichtigung der 
Höhe des Betrags getroffen. 

Artikel 85 

Vollstreckbarer Beschluss zugunsten anderer Organe 

(Artikel 79 Absatz 2 der Haushaltsordnung) 

(1) Die in Artikel 79 Absatz 2 der Haushaltsordnung genannten au­
ßergewöhnlichen Umstände liegen vor, wenn das betreffende Organ die 
in Artikel 80 Absatz 1 der Haushaltsordnung vorgesehenen Möglich­
keiten der freiwilligen Zahlung und der Einziehung durch Verrechnung 
ausgeschöpft hat und der Schuldbetrag erheblich ist. 
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(2) In Fällen nach Absatz 1 können die nicht in Artikel 299 AEUV 
genannten Organe die Kommission um den Erlass eines vollstreckbaren 
Beschlusses ersuchen. 

(3) In dem vollstreckbaren Beschluss ist in jedem Fall festgelegt, 
dass die eingeforderten Beträge in den Einzelplan des betreffenden Or­
gans einzustellen sind, dem die Anweisungsbefugnis zufällt. Sofern die 
Einnahmen keine zweckgebundenen Einnahmen nach Artikel 21 Absatz 
3 der Haushaltsordnung darstellen, werden sie als allgemeine Einnah­
men eingestellt. 

(4) Das antragstellende Organ setzt die Kommission von allen Um­
ständen in Kenntnis, die die Einziehung beeinflussen könnten, und un­
terstützt die Kommission im Falle der Anfechtung des vollstreckbaren 
Titels. 

(5) Die Kommission und das betreffende Organ legen die Umset­
zungsmodalitäten dieses Artikels einvernehmlich fest. 

A b s c h n i t t 5 

E i n z i e h u n g 

Artikel 86 

Einziehungsvorschriften 

(Artikel 80 der Haushaltsordnung) 

(1) Eingehende Forderungsbeträge werden vom Rechnungsführer in 
den Büchern erfasst, der seinerseits den zuständigen Anweisungsbefug­
ten entsprechend unterrichtet. 

(2) Für jede Bareinzahlung in die Kasse des Rechnungsführers oder 
des Zahlstellenverwalters wird eine Quittung ausgestellt. 

(3) Teilzahlungen durch einen Schuldner, an den mehrere Einzie­
hungsanordnungen gerichtet worden sind, werden zunächst auf die äl­
testen Ansprüche angerechnet, sofern der Schuldner nichts anderes be­
stimmt hat. 

Teilzahlungen werden zunächst auf die Zinsen angerechnet. 

Artikel 87 

Einziehung durch Verrechnung 

(Artikel 80 der Haushaltsordnung) 

(1) Wenn der Schuldner gegenüber der Union eine nach Artikel 81 
Buchstabe a einredefreie, bezifferbare und fällige Forderung geltend 
macht, die einen durch eine Auszahlungsanordnung festgestellten Geld­
betrag zum Gegenstand hat, nimmt der Rechnungsführer nach der in 
Artikel 80 Absatz 3 Buchstabe b genannten Frist die Einziehung der 
festgestellten Forderung durch Verrechnung vor. 

Soweit der Schutz der finanziellen Interessen der Union dies erfordert, 
nimmt der Rechnungsführer die Einziehung durch Verrechnung aus­
nahmsweise vor der in Artikel 80 Absatz 3 Buchstabe b genannten 
Zahlungsfrist vor, wenn er berechtigten Grund zu der Annahme hat, 
dass der der Union geschuldete Betrag verloren gehen könnte. 
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Auch wenn der Schuldner einverstanden ist, nimmt der Rechnungsfüh­
rer die Einziehung durch Verrechnung vor Ablauf der in Artikel 80 
Absatz 3 Buchstabe b genannten Frist vor. 

(2) Bevor eine Einziehung gemäß Absatz 1 erfolgt, nimmt der Rech­
nungsführer Rücksprache mit dem zuständigen Anweisungsbefugten 
und unterrichtet die betroffenen Schuldner. 

Ist der Schuldner eine nationale Behörde oder eine ihrer Verwaltungs­
stellen, unterrichtet der Anweisungsbefugte auch den beteiligten Mit­
gliedstaat mindestens zehn Tage im Voraus von seiner Absicht, die 
Einziehung durch Verrechnung vorzunehmen. Sofern der Mitgliedstaat 
bzw. die Verwaltungsstelle dem zustimmt, kann der Rechnungsführer 
die Einziehung durch Verrechnung auch vor Ablauf dieser Frist vor­
nehmen. 

(3) Die Verrechnung im Sinne von Absatz 1 hat die Wirkung einer 
Zahlung und entlastet die Union im Betrag der Schuld und der gege­
benenfalls fälligen Zinsen. 

Artikel 88 

Einziehungsverfahren bei Ausbleiben einer freiwilligen Zahlung 

(Artikel 79 und 80 der Haushaltsordnung) 

(1) Ist unbeschadet des Artikels 87 bei Ablauf der in Artikel 80 
Absatz 3 Buchstabe b genannten und in der Zahlungsaufforderung fest­
gesetzten Frist die vollständige Einziehung nicht erwirkt worden, setzt 
der Rechnungsführer den zuständigen Anweisungsbefugten hiervon in 
Kenntnis und leitet unverzüglich das Einziehungsverfahren mit allen 
ihm zur Verfügung stehenden rechtlichen Mitteln ein, einschließlich 
gegebenenfalls durch Inanspruchnahme aller vorherigen Sicherheitsleis­
tungen. 

(2) Ist unbeschadet des Artikels 87 die in Absatz 1 genannte Art der 
Einziehung nicht möglich und hat der Schuldner die Zahlung auf das 
Fristsetzungsschreiben des Rechnungsführers hin nicht geleistet, so 
nimmt dieser die Zwangsvollstreckung des Titels gemäß Artikel 79 Ab­
satz 2 der Haushaltsordnung oder auf der Grundlage eines gerichtlich 
erwirkten Titels vor. 

Artikel 89 

Gewährung von Zahlungsfristen 

(Artikel 80 der Haushaltsordnung) 

Zusätzliche Zahlungsfristen können vom Rechnungsführer im Beneh­
men mit dem zuständigen Anweisungsbefugten nur auf ordnungsgemäß 
begründeten schriftlichen Antrag des Schuldners und unter der zweifa­
chen Voraussetzung gewährt werden, dass 

a) der Schuldner sich verpflichtet, für die gesamte Dauer der gewährten 
zusätzlichen Frist, gerechnet ab Ablauf der ursprünglichen Zahlungs­
frist nach Artikel 80 Absatz 3 Buchstabe b, Zinsen zu dem in Ar­
tikel 83 vorgesehenen Satz zu zahlen; 

b) der Schuldner zur Wahrung der Ansprüche der Union eine vom 
Rechnungsführer des Organs akzeptierte finanzielle Sicherheit leistet, 
die die noch nicht eingezogene Schuld einschließlich der Zinsen 
abdeckt. 
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Die in Absatz 1 Buchstabe b genannte Sicherheit kann durch eine vom 
Rechnungsführer des Organs genehmigte selbstschuldnerische Bürg­
schaft eines Dritten ersetzt werden. 

In Ausnahmefällen kann der Rechnungsführer auf Antrag des Schuld­
ners auf eine Sicherheitsleistung nach Absatz 1 Buchstabe b verzichten, 
wenn der Schuldner nach Einschätzung des Rechnungsführers zahlungs­
willig und in der Lage ist, die Schuld innerhalb der zusätzlichen Frist zu 
begleichen, sich aber in einer schwierigen Lage befindet und keine 
Sicherheit leisten kann. 

Artikel 90 

Einziehung von Geldbußen oder Vertragsstrafen 

(Artikel 80 und 83 der Haushaltsordnung) 

(1) Wird vor dem Gerichtshof der Europäischen Union Klage gegen 
einen Beschluss erhoben, mit dem die Kommission nach Maßgabe des 
AEUV oder des EAG-Vertrags eine Geldbuße oder Vertragsstrafe ver­
hängt, nimmt der Schuldner bis zur Ausschöpfung des Rechtswegs 
entweder die vorläufige Zahlung der betreffenden Beträge auf das 
vom Rechnungsführer benannte Konto vor oder leistet mit Einverständ­
nis des Rechnungsführers eine finanzielle Sicherheit. Die Sicherheit ist 
unabhängig von der Verpflichtung zur Zahlung der Geldbuße, der Ver­
tragsstrafe oder anderer Sanktionen auf erste Anforderung vollstreckbar. 
Sie deckt die noch nicht eingezogene Schuld einschließlich der Zinsen 
gemäß Artikel 83 Absatz 4. 

(2) Die Kommission sichert die vorläufig eingenommenen Beträge 
durch Investitionen in Finanzanlagen ab und gewährleistet auf diese 
Weise die Absicherung und Liquidität des Geldes, mit dem gleichzeitig 
Erträge erwirtschaftet werden. 

(3) Nach Ausschöpfung des Rechtswegs und der Bestätigung der 
Geldbuße oder Vertragsstrafe werden 

a) entweder die vorläufig eingezogenen Beträge, einschließlich der da­
für aufgelaufenen Zinsen und sonstigen Erträge, gemäß Artikel 83 
der Haushaltsordnung spätestens in dem Jahr als Haushaltseinnah­
men verbucht, das auf das Jahr folgt, in dem sämtliche Rechtsbehelfe 
ausgeschöpft wurden; 

b) oder die gegebenenfalls geleisteten finanziellen Sicherheiten ein­
behalten und die betreffenden Beträge als Haushaltseinnahmen ver­
bucht; 

c) oder, falls der Gerichtshof den Betrag der Geldbuße oder der Ver­
tragsstrafe erhöht, bis zu dem im Kommissionsbeschluss festgesetzten 
Betrag Buchstaben a und b angewandt und die der Erhöhung entspre­
chenden Beträge vom Rechnungsführer eingezogen und als Haushalts­
einnahmen verbucht. 

(4) Nach Ausschöpfung des Rechtswegs und der Aufhebung oder 
Verringerung der Geldbuße oder Vertragsstrafe werden 
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a) entweder die unrechtmäßigen Beträge, einschließlich der aufgelaufe­
nen Zinsen, dem betreffenden Dritten zurückgezahlt, wobei, falls der 
Ertrag über den betreffenden Zeitraum insgesamt negativ war, die 
unrechtmäßigen Beträge netto zurückgezahlt werden; 

b) oder die gegebenenfalls geleisteten finanziellen Sicherheiten freige­
geben. 

Artikel 91 

Forderungsverzicht 

(Artikel 80 der Haushaltsordnung) 

(1) Der zuständige Anweisungsbefugte kann den vollständigen oder 
teilweisen Verzicht auf eine festgestellte Forderung nur aussprechen, 

a) wenn die voraussichtlichen Einziehungskosten den Betrag der ein­
zuziehenden Forderung übersteigen und der Verzicht dem Ansehen 
der Union nicht schadet; 

b) wenn sich die Einziehung aufgrund des Alters der Forderung oder 
wegen Zahlungsunfähigkeit des Schuldners als unmöglich erweist; 

c) wenn die Einziehung gegen den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
verstößt. 

(2) Im Falle des Absatzes 1 Buchstabe c hält der zuständige Anwei­
sungsbefugte die bei jedem Organ zuvor festgelegten Verfahren ein und 
wendet folgende verbindlich vorgeschriebenen, in allen Fällen geltenden 
Kriterien an: 

a) Art des Tatbestands in Anbetracht des Schweregrads der Unregel­
mäßigkeit, die Anlass zur Feststellung der Forderung gegeben hat 
(Betrug, Wiederholungsfall, Vorsatz, Verletzung der Sorgfaltspflicht, 
Gutgläubigkeit, offensichtlicher Irrtum); 

b) potenzielle Folgen des Forderungsverzichts für das Funktionieren 
und die finanziellen Interessen der Union (Betrag, auf den verzichtet 
werden soll, Gefahr der Schaffung eines Präzedenzfalls, Beeinträch­
tigung des Verbindlichkeitscharakters der Norm). 

Je nach Lage des Falls hat der Anweisungsbefugte möglicherweise auch 
folgende zusätzliche Kriterien zu berücksichtigen: 

a) etwaige Wettbewerbsverzerrungen aufgrund des Forderungsverzichts; 

b) wirtschaftliche und soziale Nachteile aufgrund der vollständigen Ein­
ziehung der Forderung. 

(3) Der Verzichtbeschluss gemäß Artikel 80 Absatz 2 der Haushalts­
ordnung wird begründet und enthält Angaben zu den zwecks Einzie­
hung der Forderung getroffenen Maßnahmen sowie die rechtlichen und 
sachlichen Gründe, auf die er sich stützt. Der Verzicht wird vom zu­
ständigen Anweisungsbefugten nach Maßgabe von Artikel 84 aus­
gesprochen. 
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(4) Die Befugnis zum Verzicht auf die Einziehung einer festgestellten 
Forderung kann vom Organ nicht übertragen werden, 

a) wenn der Verzicht einen Betrag von 1 000 000 EUR oder mehr 
betrifft; 

b) wenn der Verzicht einen Betrag von 100 000 EUR oder mehr betrifft 
und mindestens 25 % der festgestellten Forderung ausmacht. 

Für Beträge unterhalb der in Unterabsatz 1 genannten Schwellenwerte 
legt jedes Organ in seinen Internen Vorschriften die Bedingungen und 
Modalitäten für die Übertragung der Befugnis zum Verzicht auf die 
Einziehung festgestellter Forderungen fest. 

(5) Jedes Organ übermittelt dem Europäischen Parlament und dem 
Rat jedes Jahr einen Bericht über die Fälle, in denen gemäß den Ab­
sätzen 1 bis 4 auf Forderungen von 100 000 EUR oder mehr verzichtet 
wurde. Für die Kommission wird dieser Bericht der Zusammenfassung 
der jährlichen Tätigkeitsberichte gemäß Artikel 66 Absatz 9 der Haus­
haltsordnung beigefügt. 

Artikel 92 

Annullierung einer festgestellten Forderung 

(Artikel 80 der Haushaltsordnung) 

(1) Bei Vorliegen eines Fehlers annulliert der zuständige Anwei­
sungsbefugte die festgestellte Forderung gemäß den Artikeln 82 und 
84 ganz oder teilweise und begründet dies angemessen. 

(2) Jedes Organ legt in seinen Internen Vorschriften die Bedingungen 
und Modalitäten für die Übertragung der Befugnis zur Annullierung 
einer festgestellten Forderung fest. 

Artikel 93 

Verjährungsfristen 

(Artikel 81 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Verjährungsfrist für Forderungen der Union gegenüber Drit­
ten beginnt mit Ablauf der dem Schuldner nach Artikel 80 Absatz 3 
Buchstabe b in der Zahlungsaufforderung mitgeteilten Zahlungsfrist. 

Die Verjährungsfrist für Forderungen Dritter gegenüber der Union be­
ginnt an dem Tag, an dem die Zahlung entsprechend der jeweiligen 
rechtlichen Verpflichtung fällig ist. 

(2) Die Verjährungsfrist für Forderungen der Union gegenüber Drit­
ten wird durch jeden Rechtsakt eines Organs oder eines auf Ersuchen 
eines Organs handelnden Mitgliedstaats unterbrochen, der auf die Ein­
ziehung der Forderung gerichtet ist und dem betreffenden Dritten be­
kannt gegeben wird. 

Die Verjährungsfrist für Forderungen Dritter gegenüber der Union wird 
durch jede Handlung unterbrochen, die auf die Einziehung der Forde­
rung gerichtet ist und der Union von den Gläubigern oder im Auftrag 
der Gläubiger zugestellt wird. 
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(3) Am Tag nach der Unterbrechung der Verjährungsfrist gemäß Ab­
satz 2 beginnt die neue Verjährungsfrist von fünf Jahren. 

(4) Jeder rechtliche Schritt im Zusammenhang mit der Einziehung 
einer Forderung gemäß Absatz 1, einschließlich der Befassung eines 
Gerichts, das sich zu einem späteren Zeitpunkt für nicht zuständig er­
klärt, unterbricht die Verjährungsfrist. Die neue Verjährungsfrist von 
fünf Jahren beginnt erst wieder zu dem Zeitpunkt, zu dem ein rechts­
kräftiges Urteil ergeht oder zu dem dieselben Parteien in derselben 
Sache zu einer außergerichtlichen Streitbeilegung gelangen. 

(5) Gewährt der Rechnungsführer einem Schuldner eine zusätzliche 
Zahlungsfrist nach Maßgabe von Artikel 89, so stellt dies eine Unter­
brechung der Verjährungsfrist dar. Die neue Verjährungsfrist von fünf 
Jahren beginnt an dem Tag, der auf den Tag folgt, an dem die zusätz­
liche Zahlungsfrist abgelaufen ist. 

(6) Forderungen, deren Verjährungsfristen gemäß den Absätzen 1 bis 
5 abgelaufen sind, werden nicht eingezogen. 

KAPITEL 6 

Ausgabenvorgänge 

Artikel 94 

Finanzierungsbeschluss 

(Artikel 84 der Haushaltsordnung) 

(1) Der Finanzierungsbeschluss präzisiert die wesentlichen Aspekte 
einer Maßnahme, die eine Ausgabe zulasten des Haushalts bewirkt. 

(2) Der Finanzierungsbeschluss enthält insbesondere folgende Anga­
ben: 

a) für Finanzhilfen: 

i) Angabe von Basisrechtsakt und Haushaltslinie; 

ii) die jährlichen Prioritäten, die Ziele, die erreicht werden sollen, 
und die voraussichtlichen Ergebnisse, die mit den für das betref­
fende Haushaltsjahr bewilligten Mitteln erzielt werden sollen; 

iii) die wesentlichen Zulassungs-, Auswahl- und Gewährungskrite­
rien, die die Auswahl der Vorschläge bestimmen; 

iv) den Höchstsatz für die Kofinanzierung bzw., bei verschiedenen 
Sätzen, die für jeden einzelnen Satz geltenden Kriterien; 

v) den Zeitplan und den Richtbetrag für die Aufforderungen zur 
Einreichung von Vorschlägen; 

b) für die Auftragsvergabe: 

i) die für die Auftragsvergabe im jeweiligen Jahr vorgesehene glo­
bale Mitteldotation; 
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ii) die voraussichtliche Anzahl und Art der geplanten Verträge und, 
soweit möglich, der allgemeine Vertragsgegenstand; 

iii) den voraussichtlichen Zeitplan für die Einleitung der Auftrags­
vergabe; 

c) für Treuhandfonds gemäß Artikel 187 der Haushaltsordnung: 

i) Angabe von Basisrechtsakt und Haushaltslinie; 

ii) die für den Treuhandfonds vorgemerkten Jahresmittel sowie die 
für seine gesamte Laufzeit veranschlagten Beträge; 

iii) die Ziele des Treuhandfonds und seine Laufzeit; 

iv) die Vorschriften über die Leitung des Treuhandfonds; 

v) die in Artikel 187 Absatz 2 der Haushaltsordnung genannte 
Möglichkeit, Haushaltsvollzugsaufgaben auf Einrichtungen und 
Personen zu übertragen; 

d) für Preisgelder: 

i) Angabe von Basisrechtsakt und Haushaltslinie; 

ii) die Ziele, die erreicht werden sollen, und die voraussichtlichen 
Ergebnisse; 

iii) die wichtigsten Teilnahmebedingungen und Zuschlagskriterien; 

iv) den Zeitplan des Wettbewerbs und die Höhe des Preisgeldes 
bzw. der Preisgelder; 

e) für Finanzierungsinstrumente: 

i) Angabe von Basisrechtsakt und Haushaltslinie; 

ii) die Ziele, die erreicht werden sollen, und die voraussichtlichen 
Ergebnisse; 

iii) die Dotierung des Finanzierungsinstruments; 

iv) den voraussichtlichen Zeitplan der Umsetzung. 

(3) Enthält das in Artikel 128 der Haushaltsordnung genannte jähr­
liche Arbeitsprogramm für die mit den bewilligten Haushaltsmitteln zu 
deckenden Finanzhilfen die nach Absatz 2 Buchstabe a erforderlichen 
Angaben, so gilt der Beschluss zur Annahme des Programms als Fi­
nanzierungsbeschluss für diese Finanzhilfen. 

Sofern für die Auftragsvergabe, für Treuhandfonds, für Preisgelder und 
für Finanzierungsinstrumente die Ausführung der jeweils bewilligten 
Jahresmittel in einem Arbeitsprogramm festgelegt ist, das die Angaben 
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nach Absatz 2 Buchstaben b, c, d bzw. e enthält, so gilt der Beschluss 
zur Annahme dieses Arbeitsprogramms als Finanzierungsbeschluss für 
die betreffenden Aufträge, Treuhandfonds, Preisgelder und Finanzie­
rungsinstrumente. 

Sind für eine oder mehrere Maßnahmen diese Angaben nicht im Ar­
beitsprogramm enthalten, so muss es entsprechend abgeändert werden 
oder es muss für die betreffenden Maßnahmen ein gesonderter Finan­
zierungsbeschluss erlassen werden. 

(4) Unbeschadet der Sonderbestimmungen in Basisrechtsakten unter­
liegen substanzielle Änderungen eines bereits angenommenen Finanzie­
rungsbeschlusses demselben Verfahren wie der ursprüngliche Beschluss. 

A b s c h n i t t 1 

M i t t e l b i n d u n g 

Artikel 95 

Globale und vorläufige Mittelbindungen 

(Artikel 85 der Haushaltsordnung) 

(1) Die globale Mittelbindung wird entweder durch den Abschluss 
einer Finanzierungsvereinbarung — die den Abschluss einer oder meh­
rerer rechtlicher Verpflichtungen zu einem späteren Zeitpunkt vorsieht 
— oder durch den Abschluss einer oder mehrerer rechtlicher Verpflich­
tungen abgewickelt. 

Bei Finanzierungsvereinbarungen im Bereich der direkten Finanzhilfen 
für, einschließlich Budgethilfe, die eine rechtliche Verpflichtung dar­
stellen, können Zahlungen geleistet werden, ohne dass weitere rechtliche 
Verpflichtungen geschlossen werden müssen. 

(2) Die vorläufige Mittelbindung wird entweder durch den Abschluss 
einer oder mehrerer rechtlicher Verpflichtungen, die den Anspruch auf 
spätere Zahlungen begründen, oder — bei Ausgaben im Bereich der 
Personalverwaltung oder der Öffentlichkeitsarbeit der Organe zur Infor­
mation über das aktuelle Geschehen in der Union — unmittelbar durch 
Zahlungen abgewickelt. 

Artikel 96 

Vornahme der globalen Mittelbindung 

(Artikel 85 der Haushaltsordnung) 

(1) Die globale Mittelbindung wird auf der Grundlage eines Finan­
zierungsbeschlusses vorgenommen. 

Die globale Mittelbindung erfolgt spätestens vor dem Beschluss über 
die Auswahl der Empfänger und — wenn die Ausführung der betref­
fenden Mittel ein Arbeitsprogramm im Sinne von Artikel 188 erfordert 
— frühestens nach Annahme dieses Programms. 

(2) Wird die globale Mittelbindung durch eine Finanzierungsverein­
barung abgewickelt, so gilt Absatz 1 Unterabsatz 2 nicht. 
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Artikel 97 

Einheitlichkeit der Unterschrift 

(Artikel 85 der Haushaltsordnung) 

(1) Von der Regel, nach der die Mittelbindung und die ihr entspre­
chende rechtliche Verpflichtung von derselben Person unterzeichnet 
werden müssen, kann nur in folgenden Fällen abgewichen werden: 

a) wenn es sich um vorläufige Mittelbindungen handelt; 

b) wenn es sich um globale Mittelbindungen handelt, die sich auf Fi­
nanzierungsvereinbarungen mit Drittländern beziehen; 

c) wenn der Beschluss des Organs die rechtliche Verpflichtung ist; 

d) wenn die globale Mittelbindung durch mehrere rechtliche Verpflich­
tungen abgewickelt wird, für die verschiedene Anweisungsbefugte 
zuständig sind; 

e) wenn im Rahmen der im Zusammenhang mit Maßnahmen im Au­
ßenbereich eingerichteten Zahlstellen rechtliche Verpflichtungen von 
Bediensteten der Außenstellen gemäß Artikel 72 auf Weisung des 
zuständigen Anweisungsbefugten unterzeichnet werden, der gleich­
wohl die volle Verantwortung für die zugrunde liegenden Vorgänge 
trägt; 

f) wenn ein Organ dem Direktor eines interinstitutionellen europäischen 
Amtes nach Maßgabe von Artikel 199 Absatz 1 der Haushaltsord­
nung die Anweisungsbefugnis übertragen hat. 

(2) Ist der zuständige Anweisungsbefugte, der die Mittelbindung un­
terzeichnet hat, verhindert, und ist die Dauer der Verhinderung nicht 
vereinbar mit den Fristen für den Abschluss der rechtlichen Verpflich­
tung, so wird diese von einem Bediensteten eingegangen, der nach 
Maßgabe der einschlägigen Vorschriften jedes Organs zum Stellvertreter 
benannt worden und Anweisungsbefugter gemäß Artikel 65 Absatz 3 
der Haushaltsordnung ist. 

Artikel 98 

Verwaltungsausgaben, für die vorläufige Mittelbindungen 
vorgenommen werden 

(Artikel 85 der Haushaltsordnung) 

Als laufende Verwaltungsausgaben, für die vorläufige Mittelbindungen 
vorgenommen werden können, gelten: 

a) Ausgaben für statutäres und nichtstatutäres Personal, für sonstige 
Humanressourcen sowie für Versorgungsbezüge und die Vergütung 
von Sachverständigen; 

b) Ausgaben für die Mitglieder des Organs; 

c) Ausgaben für Fortbildungsmaßnahmen; 

d) Ausgaben für Auswahlverfahren, Personalauswahl und Einstellun­
gen; 
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e) Dienstreisekosten; 

f) Repräsentationskosten; 

g) Sitzungskosten; 

h) Ausgaben für freiberufliche Dolmetscher und Übersetzer; 

i) Ausgaben für den Austausch von Beamten; 

j) laufende Mietkosten für bewegliche Sachen und Immobilien oder 
laufende Zahlungen in Verbindung mit Immobilientransaktionen im 
Sinne von Artikel 121 dieser Verordnung oder darlehensfinanzierte 
Immobilienkäufe gemäß Artikel 203 Absatz 8 der Haushaltsord­
nung; 

k) verschiedene Versicherungskosten; 

l) Reinigungs-, Instandhaltungs- und Sicherheitskosten; 

m) Ausgaben im Sozialbereich und medizinischen Bereich; 

n) Telekommunikationskosten; 

o) Finanzkosten; 

p) Kosten für Streitsachen; 

q) Ausgaben für Schadenersatz, einschließlich Zinsen; 

r) Kosten für Arbeitsmittel; 

s) Wasser-, Gas- und Stromkosten; 

t) Ausgaben für Veröffentlichungen auf Papier oder in elektronischer 
Form; 

u) Ausgaben für die Öffentlichkeitsarbeit der Organe zur Information 
über das aktuelle Geschehen in der Union. 

Artikel 99 

Erfassung der rechtlichen Einzelverpflichtungen 

(Artikel 86 der Haushaltsordnung) 

Im Falle von globalen Mittelbindungen, auf die eine oder mehrere recht­
liche Einzelverpflichtungen folgen, erfasst der zuständige Anweisungs­
befugte die Beträge dieser Einzelverpflichtungen in der zentralen Rech­
nungsführung. 

Bei diesen Buchungen werden die Referenzdaten der globalen Mittel­
bindung angegeben, auf die sie angerechnet werden. 

Der zuständige Anweisungsbefugte nimmt diese Buchung vor, bevor er 
die entsprechende rechtliche Einzelverpflichtung unterzeichnet, außer in 
den in Artikel 86 Absatz 3 Unterabsatz 4 der Haushaltsordnung genann­
ten Fällen. 

Er vergewissert sich in jedem Fall, dass der Gesamtbetrag den Betrag 
der entsprechenden globalen Mittelbindung nicht übersteigt. 
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A b s c h n i t t 2 

F e s t s t e l l u n g v o n A u s g a b e n 

Artikel 100 

Feststellung und Zahlbarkeitsvermerk („bon à payer“) 

(Artikel 88 der Haushaltsordnung) 

(1) Jede Feststellung einer Ausgabe wird durch Belege im Sinne des 
Artikels 110 untermauert, aus denen die Ansprüche des Zahlungsemp­
fängers hervorgehen, entweder aufgrund der Feststellung effektiv er­
brachter Leistungen, erfolgter Lieferungen oder ausgeführter Arbeiten 
oder auf der Grundlage sonstiger Nachweise zur Rechtfertigung der 
Zahlung, einschließlich laufender Zahlungen für Abonnements oder 
Fortbildungsmaßnahmen. 

(2) Der zuständige Anweisungsbefugte nimmt entweder persönlich 
die Belegprüfung vor oder überprüft unter seiner Verantwortung, dass 
diese Prüfung vorgenommen worden ist, bevor er den Beschluss zur 
Feststellung der betreffenden Ausgabe fasst. 

(3) Konkreter Ausdruck des Feststellungsbeschlusses ist die Unter­
zeichnung eines Zahlbarkeitsvermerks („bon à payer“) durch den zu­
ständigen Anweisungsbefugten oder einen in der Sache kompetenten 
Bediensteten, der gemäß Artikel 65 Absatz 5 der Haushaltsordnung 
ordnungsgemäß durch den zuständigen Anweisungsbefugten bevoll­
mächtigt wurde und unter dessen Verantwortung handelt. Die Bevoll­
mächtigungsbeschlüsse werden aufbewahrt, so dass sie jederzeit zurück­
verfolgt werden können. 

Artikel 101 

Vermerk zur Bescheinigung der Richtigkeit („conforme aux faits“) 
bei Vorfinanzierungen 

(Artikel 88 der Haushaltsordnung) 

Bei Vorfinanzierungen bescheinigt der zuständige Anweisungsbefugte 
oder ein in der Sache kompetenter Bediensteter, der ordnungsgemäß 
durch den zuständigen Anweisungsbefugten bevollmächtigt wurde, mit 
dem Vermerk „conforme aux faits“, dass die Bedingungen der recht­
lichen Verpflichtungen insoweit erfüllt sind, dass die betreffenden Vor­
finanzierungsbeträge ausgezahlt werden können. 

Artikel 102 

Zahlbarkeitsvermerk („bon à payer“) für Zwischenzahlungen und 
Zahlungen des Restbetrags bei öffentlichen Aufträgen 

(Artikel 88 der Haushaltsordnung) 

Bei Zwischenzahlungen und Zahlungen des Restbetrags im Rahmen von 
öffentlichen Aufträgen wird mit der Erteilung des Zahlbarkeitsvermerks 
(„bon à payer“) bestätigt, dass 

a) eine vom Auftragnehmer ausgestellte Rechnung bei dem betreffen­
den Organ eingegangen und förmlich registriert worden ist; 

b) ein Vermerk zur Bescheinigung der Richtigkeit („conforme aux 
faits“) auf der Rechnung selbst oder auf einem der eingegangenen 
Rechnung beigefügten internen Dokument angebracht und von dem 
zuständigen Anweisungsbefugten selbst oder einem in der Sache 
kompetenten, vom zuständigen Anweisungsbefugten ordnungsgemäß 
bevollmächtigten Bediensteten abgezeichnet worden ist; 
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c) die Rechnung vom zuständigen Anweisungsbefugten oder unter sei­
ner Verantwortung in allen ihren Aspekten überprüft wurde, um 
insbesondere den Betrag der zu leistenden Zahlung zu ermitteln 
und ihre schuldbefreiende Wirkung nachzuweisen. 

Mit dem in Absatz 1 Buchstabe b genannten Vermerk zur Bescheini­
gung der Richtigkeit („conforme aux faits“) wird bestätigt, dass die im 
Vertrag vorgesehenen Dienstleistungen ordnungsgemäß erbracht, die im 
Vertrag vorgesehenen Lieferungen ordnungsgemäß erfolgt bzw. die im 
Vertrag vorgesehenen Arbeiten ordnungsgemäß ausgeführt worden sind. 
Bei Liefer- und Bauaufträgen stellt der in der Sache kompetente Beamte 
oder sonstige Bedienstete zunächst eine vorläufige und nach Ablauf der 
im Vertrag festgesetzten Garantiefrist eine endgültige Abnahmebeschei­
nigung aus. Diese beiden Bescheinigungen gelten als Vermerk „con­
forme aux faits“. 

Für laufende Zahlungen, einschließlich Zahlungen für Abonnements 
oder Fortbildungsmaßnahmen, wird mit dem Vermerk zur Bescheini­
gung der Richtigkeit („conforme aux faits“) bestätigt, dass der Anspruch 
des Zahlungsempfängers mit den einschlägigen Nachweisen zur Recht­
fertigung der Zahlung im Einklang steht. 

Artikel 103 

Zahlbarkeitsvermerk („bon à payer“) für Zwischenzahlungen und 
Zahlungen des Restbetrags bei Finanzhilfen 

(Artikel 88 der Haushaltsordnung) 

Bei Zwischenzahlungen und Zahlungen des Restbetrags im Rahmen von 
Finanzhilfen wird mit der Erteilung des Zahlbarkeitsvermerks („bon à 
payer“) bestätigt, dass 

a) ein vom Empfänger ausgestellter Zahlungsantrag bei dem betreffen­
den Organ eingegangen und förmlich registriert worden ist; 

b) ein Vermerk zur Bescheinigung der Richtigkeit („conforme aux 
faits“) auf dem Zahlungsantrag selbst oder auf einem diesem bei­
gefügten internen Dokument angebracht und von einem in der Sache 
kompetenten, vom zuständigen Anweisungsbefugten ordnungsgemäß 
ermächtigten Bediensteten abgezeichnet worden ist; 

c) der Zahlungsantrag vom zuständigen Anweisungsbefugten oder unter 
seiner Verantwortung in allen Aspekten überprüft wurde, um ins­
besondere den Betrag der zu leistenden Zahlung zu ermitteln und 
ihre schuldbefreiende Wirkung nachzuweisen. 

Mit dem in Absatz 1 Buchstabe b genannten Vermerk zur Bescheini­
gung der Richtigkeit („conforme aux faits“) bestätigt der in der Sache 
kompetente und vom zuständigen Anweisungsbefugten ordnungsgemäß 
bevollmächtigte Bedienstete, dass die vom Empfänger durchgeführte 
Maßnahme oder das von diesem umgesetzte Arbeitsprogramm in allen 
Punkten den Bedingungen der Finanzhilfevereinbarung oder des Finanz­
hilfebeschlusses entspricht und, soweit zutreffend, dass die vom Emp­
fänger geltend gemachten Kosten förderfähig sind. 

Artikel 104 

Zahlbarkeitsvermerk („bon à payer“) bei Personalausgaben 

(Artikel 88 der Haushaltsordnung) 

Bei Zahlungen im Rahmen der Personalausgaben wird mit der Erteilung 
des Zahlbarkeitsvermerks („bon à payer“) bestätigt, dass folgende Be­
lege vorliegen: 
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a) für die monatlichen Dienstbezüge: 

i) die vollständige Liste des Personals mit Angabe aller Bestand­
teile der Bezüge; 

ii) ein Formular (Personalbogen), das auf der Grundlage der in 
jedem Einzelfall erlassenen Verfügungen erstellt wird und an­
hand dessen alle Veränderungen eines beliebigen Bestandteils 
der Bezüge nachvollziehbar sind; 

iii) bei Einstellungen oder Ernennungen eine beglaubigte Kopie der 
Einstellungs- oder Ernennungsverfügung, die der Feststellung für 
die Auszahlung des ersten Gehalts beigefügt wird; 

b) für sonstige Bezüge, etwa für stunden- oder tageweise besoldetes 
Personal: eine von dem entsprechend ermächtigten Bediensteten un­
terzeichnete Aufstellung, aus der die Dauer der Anwesenheit in Ta­
gen und Stunden hervorgeht; 

c) für Überstunden: eine von dem entsprechend ermächtigten Bediens­
teten unterzeichnete Aufstellung, aus der die Zahl der geleisteten 
Überstunden hervorgeht; 

d) für Dienstreisekosten: 

i) der von der zuständigen Dienststelle unterzeichnete Dienstreise­
auftrag; 

ii) die Reisekostenabrechnung, die von dem Dienstreisenden sowie 
von der entsprechend bevollmächtigten dienstlichen Instanz un­
terzeichnet worden ist, wenn die Dienstreisekosten vom Dienst­
reiseauftrag abweichen; 

e) für einige sonstige Personalverwaltungsausgaben, einschließlich 
Abonnements oder Fortbildungsmaßnahmen, die entsprechend den 
Verträgen im Voraus zu bezahlen sind: die Belege, in denen auf 
die der Ausgabe zugrunde liegende Verfügung Bezug genommen 
wird und alle Einzelheiten der Berechnung angegeben sind. 

Die in Absatz 1 Buchstabe d Ziffer ii genannte Reisekostenabrechnung 
gibt Aufschluss über den Zielort der Dienstreise, Datum und Uhrzeit der 
Abreise sowie der Ankunft, die Beförderungskosten, Aufenthaltskosten 
sowie sonstige gegen Vorlage von Belegen ordnungsgemäß genehmigte 
Aufwendungen. 

Artikel 105 

Konkretisierung des Zahlbarkeitsvermerks („bon à payer“) 

(Artikel 88 der Haushaltsordnung) 

In einem nicht rechnergestützten System wird der Zahlbarkeitsvermerk 
(„bon à payer“) gemäß Artikel 100 in Form eines Stempels mit Unter­
schrift des zuständigen Anweisungsbefugten oder eines in der Sache 
kompetenten und vom zuständigen Anweisungsbefugten ordnungs­
gemäß bevollmächtigten Bediensteten angebracht. In einem rechner­
gestützten System handelt es sich um die elektronische Bestätigung 
im Sicherheitsmodus durch den zuständigen Anweisungsbefugten oder 
einen in der Sache kompetenten und vom zuständigen Anweisungs­
befugten ordnungsgemäß bevollmächtigten Bediensteten. 
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Artikel 106 

Konkretisierung des Vermerks zur Bescheinigung der Richtigkeit 
(„conforme aux faits“) 

(Artikel 88 der Haushaltsordnung) 

In einem nicht rechnergestützten System wird der Vermerk zur Beschei­
nigung der Richtigkeit („conforme aux faits“) gemäß Artikel 101 in 
Form eines Stempels mit Unterschrift des zuständigen Anweisungs­
befugten oder eines in der Sache kompetenten und vom zuständigen 
Anweisungsbefugten ordnungsgemäß bevollmächtigten Bediensteten an­
gebracht. Wird ein rechnergestütztes System angewandt, so kann der in 
der Sache kompetente und vom zuständigen Anweisungsbefugten ord­
nungsgemäß bevollmächtigte Bedienstete den Vermerk zur Bescheini­
gung der Richtigkeit in Form einer elektronischen Bestätigung im Si­
cherheitsmodus anbringen. 

A b s c h n i t t 3 

A n o r d n u n g v o n A u s g a b e n 

Artikel 107 

Kontrollen des Anweisungsbefugten bei der Anordnung von 
Ausgaben 

(Artikel 89 der Haushaltsordnung) 

Bei der Ausstellung der Auszahlungsanordnung überzeugt sich der zu­
ständige Anweisungsbefugte von: 

a) der Ordnungsmäßigkeit der Auszahlungsanordnung: maßgeblich 
hierfür ist der vorherige Beschluss zur Feststellung der betreffenden 
Ausgabe, konkretisiert durch den Zahlbarkeitsvermerk („bon à pay­
er“), die Richtigkeit der Bezeichnung des Zahlungsempfängers sowie 
die Fälligkeit seines Zahlungsanspruchs; 

b) der Übereinstimmung der Auszahlungsanordnung mit der Mittelbin­
dung, auf die sie angerechnet wird; 

c) der Richtigkeit der Verbuchungsstelle im Haushaltsplan; 

d) der Verfügbarkeit der Mittel. 

Artikel 108 

Vorgeschriebene Angaben und Weiterleitung der 
Auszahlungsanordnungen an den Rechnungsführer 

(Artikel 89 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Auszahlungsanordnung enthält folgende Angaben: 

a) das Haushaltsjahr, zu dessen Lasten die Ausgabe verbucht wird; 

b) den einschlägigen Artikel des Haushaltsplans sowie eventuell erfor­
derliche weitere Untergliederungen; 

c) die Referenzdaten der rechtlichen Verpflichtung, die den Zahlungs­
anspruch begründet; 

d) die Referenzdaten der Mittelbindung, auf die sie angerechnet wird; 

e) den auszuzahlenden Betrag, ausgedrückt in Euro; 
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f) Name, Anschrift und Bankdaten des Zahlungsempfängers; 

g) den Gegenstand der Ausgabe; 

h) die Zahlungsform; 

i) die Eintragung der betreffenden Gegenstände in die Bestandsver­
zeichnisse gemäß Artikel 248. 

(2) Die Auszahlungsanordnung wird vom zuständigen Anweisungs­
befugten datiert und unterzeichnet und an den Rechnungsführer weiter­
geleitet. 

A b s c h n i t t 4 

Z a h l u n g e n 

Artikel 109 

Zahlungsarten 

(Artikel 90 der Haushaltsordnung) 

(1) Mit einer Vorfinanzierung sollen einem Empfänger Kassenmittel 
an die Hand gegeben werden. Gemäß dem Grundsatz der Wirtschaft­
lichkeit der Haushaltsführung kann sie in mehreren Teilzahlungen erfol­
gen. 

(2) Mit der Zwischenzahlung, die wiederholt werden kann, sollen im 
Verlauf der Umsetzung des Beschlusses oder der Vereinbarung entstan­
dene Aufwendungen beglichen oder im Verlauf der Auftragsausführung 
bereits erbrachte Dienstleistungen, Lieferungen oder Arbeiten bezahlt 
werden. Unbeschadet der Bestimmungen des Basisrechtsakts kann die 
Vorfinanzierung vollständig oder teilweise mit Zwischenzahlungen ver­
rechnet werden. 

(3) Der Abschluss der Ausgabe erfolgt in Form einer einmaligen 
Zahlung des Restbetrags, mit der sämtliche noch offenen Ausgaben 
vollständig beglichen werden, oder in Form einer Einziehungsanord­
nung. 

Artikel 110 

Belege 

(Artikel 90 der Haushaltsordnung) 

(1) Vorfinanzierungen, einschließlich der Vorfinanzierungen in Teil­
beträgen, werden entweder auf der Grundlage des Vertrags, des Be­
schlusses, der Vereinbarung oder des Basisrechtsakts oder auf der 
Grundlage von Belegen gezahlt, anhand deren die Vereinbarkeit mit 
den Bedingungen des betreffenden Vertrags, des Beschlusses oder der 
Vereinbarung überprüft werden kann. Ist der Zeitpunkt der Auszahlung 
der Vorfinanzierung in diesen Rechtsakten bereits festgelegt, so ist kein 
gesonderter Zahlungsantrag erforderlich. 

(2) Die Zwischenzahlungen und die Zahlungen des Restbetrags stüt­
zen sich auf Belege, anhand deren überprüft werden kann, ob die fi­
nanzierten Maßnahmen im Einklang mit den Bestimmungen des Basis­
rechtsakts oder des Beschlusses bzw. mit den Bedingungen des Vertrags 
oder der Vereinbarung durchgeführt worden sind. 
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(3) Der zuständige Anweisungsbefugte legt gemäß dem Basisrechts­
akt bzw. gemäß den Beschlüssen, Verträgen oder Vereinbarungen unter 
Beachtung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung 
die Art der in diesem Artikel genannten Belege fest. Die technischen 
und finanziellen Zwischen- und Schlussberichte über die Durchführung 
der Maßnahmen sind Belege im Sinne des Absatzes 2. 

(4) Die Belege werden vom zuständigen Anweisungsbefugten gemäß 
Artikel 48 aufbewahrt. 

A b s c h n i t t 5 

F r i s t e n f ü r A u s g a b e n v o r g ä n g e 

Artikel 111 

Zahlungsfristen und Verzugszinsen 

(Artikel 92 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Feststellung der Ausgabe, die Anordnung der Ausgabe und 
die Zahlung müssen innerhalb der Zahlungsfrist erfolgen. 

Die Zahlungsfrist beginnt mit dem Eingang des Zahlungsantrags. 

Eingehende Zahlungsanträge werden von der hierzu ermächtigten 
Dienststelle des zuständigen Anweisungsbefugten umgehend registriert; 
der Tag ihrer Registrierung gilt als Tag ihres Eingangs. 

Die Zahlung gilt als an dem Tag geleistet, an dem das Konto des 
Organs belastet wird. 

(2) Ein Zahlungsantrag enthält die folgenden wichtigen Angaben: 

a) Zahlungsempfänger; 

b) Betrag; 

c) Währung; 

d) Datum. 

Fehlt eine dieser Angaben, wird der Zahlungsantrag abgelehnt. 

Der Empfänger wird umgehend und in jedem Fall innerhalb von 30 
Kalendertagen ab dem Tag des Eingangs des Zahlungsantrags schriftlich 
von der Ablehnung seines Antrags und den Gründen der Ablehnung 
unterrichtet. 

(3) Im Falle der Aussetzung der Zahlungsfrist gemäß Artikel 92 Ab­
satz 2 der Haushaltsordnung beginnt die restliche Zahlungsfrist an dem 
Tag, an dem die angeforderten Informationen oder überarbeiteten Be­
lege eingehen oder die erforderlichen ergänzenden Prüfungen, ein­
schließlich Kontrollen vor Ort, abgeschlossen werden. 

(4) Nach Ablauf der in Artikel 92 Absatz 1 der Haushaltsordnung 
festgelegten Fristen hat der Zahlungsempfänger Anspruch auf die Zah­
lung von Zinsen nach folgenden Bedingungen: 
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a) Maßgebend sind die in Artikel 83 Absatz 2 genannten Zinssätze. 

b) Die Zinsen sind für den Zeitraum ab dem Kalendertag nach Ablauf 
der in Artikel 92 Absatz 1 der Haushaltsordnung festgelegten Zah­
lungsfrist bis zum Tag der Zahlung zu entrichten. 

Gemäß Unterabsatz 1 berechnete Zinsen, die sich auf 200 EUR oder 
weniger belaufen, sind jedoch nur zu entrichten, wenn der Zahlungs­
empfänger dies innerhalb von zwei Monaten nach Eingang der verspä­
teten Zahlung verlangt. 

(5) Jedes Organ legt dem Europäischen Parlament und dem Rat einen 
Bericht über die Einhaltung und Aussetzung der in Artikel 92 der Haus­
haltsordnung festgelegten Zahlungsfristen vor. Der Bericht der Kommis­
sion wird der Zusammenfassung der jährlichen Tätigkeitsberichte gemäß 
Artikel 66 Absatz 9 der Haushaltsordnung beigefügt. 

KAPITEL 7 

IT-Systeme 

Artikel 112 

Beschreibung der IT-Systeme 

(Artikel 93 der Haushaltsordnung) 

Werden bei der Abwicklung der Vorgänge des Haushaltsvollzugs rech­
nergestützte Systeme oder Teilsysteme verwendet, so ist eine vollstän­
dige und aktuelle Beschreibung eines jeden Systems oder Teilsystems 
erforderlich. 

In jeder Beschreibung wird der Inhalt aller Datenfelder bestimmt und 
genau angegeben, wie das System jeden einzelnen Vorgang bearbeitet. 
Des Weiteren wird im Einzelnen aufgezeigt, wie das System einen 
kompletten Prüfpfad für jeden Vorgang gewährleistet. 

Artikel 113 

Regelmäßige Sicherung 

(Artikel 93 der Haushaltsordnung) 

Die Daten der rechnergestützten Systeme und Teilsysteme werden regel­
mäßig gesichert und an einem sicheren Ort aufbewahrt. 

KAPITEL 8 

Der Interne Prüfer 

Artikel 114 

Ernennung des Internen Prüfers 

(Artikel 98 der Haushaltsordnung) 

(1) Jedes Organ benennt seinen Internen Prüfer nach Modalitäten, die 
auf seine spezifischen Merkmale und Bedürfnisse zugeschnitten sind. Es 
unterrichtet das Europäische Parlament und den Rat über die Ernennung 
des Internen Prüfers. 
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(2) Jedes Organ definiert nach Maßgabe seiner spezifischen Merk­
male und Bedürfnisse das Mandat des Internen Prüfers und legt die 
Ziele und Verfahren für die Ausübung der Funktion der internen Prü­
fung unter Einhaltung der geltenden internationalen Normen für die 
interne Revision im Einzelnen fest. 

(3) Das Organ kann einen Beamten oder sonstigen dem Statut unter­
liegenden Bediensteten, der unter den Staatsangehörigen der Mitglied­
staaten ausgewählt wird, aufgrund seiner besonderen Fachkenntnisse als 
Internen Prüfer benennen. 

(4) Benennen mehrere Organe ein und denselben Internen Prüfer, so 
treffen sie die erforderlichen Vorkehrungen, damit er nach Maßgabe des 
Artikels 119 zur Verantwortung gezogen werden kann. 

(5) Die Organe unterrichten das Europäische Parlament und den Rat, 
wenn ihr Interner Prüfer aus dem Amt ausscheidet. 

Artikel 115 

Ressourcen des Internen Prüfers 

(Artikel 99 der Haushaltsordnung) 

Das Organ stellt dem Internen Prüfer die zur ordnungsgemäßen Aus­
übung seiner Prüffunktion erforderlichen Ressourcen zur Verfügung und 
gibt ihm eine Charta an die Hand, in der seine Aufgaben, Rechte und 
Pflichten im Einzelnen beschrieben sind. 

Artikel 116 

Arbeitsprogramm 

(Artikel 99 der Haushaltsordnung) 

(1) Der Interne Prüfer nimmt sein Arbeitsprogramm an und legt es 
dem Organ vor. 

(2) Das Organ kann den Internen Prüfer auffordern, Prüfungen 
durchzuführen, die nicht in dem in Absatz 1 genannten Arbeitspro­
gramm vorgesehen sind. 

Artikel 117 

Berichte des Internen Prüfers 

(Artikel 99 der Haushaltsordnung) 

(1) Der Interne Prüfer unterbreitet dem Organ den jährlichen Bericht 
über interne Prüfungen gemäß Artikel 99 Absatz 3 der Haushaltsord­
nung; darin sind Zahl und Art der durchgeführten internen Prüfungen, 
die abgegebenen Empfehlungen und die aufgrund dieser Empfehlungen 
getroffenen Maßnahmen angegeben. 

Dieser Jahresbericht befasst sich außerdem mit den systeminhärenten 
Problemen, die von dem gemäß Artikel 73 Absatz 6 der Haushaltsord­
nung eingerichteten Fachgremium festgestellt wurden. 
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(2) Jedes Organ prüft, ob die Empfehlungen in den Berichten seines 
Internen Prüfers in einen Austausch bewährter Praktiken mit den übri­
gen Organen münden können. 

(3) Der Interne Prüfer achtet bei der Erstellung seines Berichts ins­
besondere auf die generelle Einhaltung des Grundsatzes der Wirtschaft­
lichkeit der Haushaltsführung und trägt dafür Sorge, dass die Anwen­
dung dieses Grundsatzes mittels geeigneter Maßnahmen kontinuierlich 
ausgebaut und verbessert wird. 

Artikel 118 

Unabhängigkeit 

(Artikel 100 der Haushaltsordnung) 

Der Interne Prüfer führt seine Prüfungen in völliger Unabhängigkeit 
durch. Er ist bei der Wahrnehmung der Aufgaben, die ihm durch seine 
Benennung gemäß den Bestimmungen der Haushaltsordnung übertragen 
sind, an keinerlei Weisungen gebunden; ebenso wenig dürfen ihm dabei 
irgendwelche Beschränkungen auferlegt werden. 

Artikel 119 

Verantwortlichkeit des Internen Prüfers 

(Artikel 100 der Haushaltsordnung) 

Der Interne Prüfer in seiner Eigenschaft als dem Statut unterliegender 
Beamter oder sonstiger Bediensteter kann nur von dem betreffenden 
Organ selbst nach Maßgabe dieses Artikels zur Verantwortung gezogen 
werden. 

Das Organ erlässt eine mit Gründen versehene Verfügung zur Einleitung 
einer Untersuchung. Diese Verfügung wird dem betreffenden Bediens­
teten mitgeteilt. Das Organ kann unter seiner unmittelbaren Verantwor­
tung einen oder mehrere Beamte der gleichen oder einer höheren Be­
soldungsgruppe als der des betreffenden Bediensteten mit der Unter­
suchung beauftragen. Im Verlauf dieser Untersuchung ist der Bediens­
tete unbedingt zu hören. 

Der Untersuchungsbericht wird dem Bediensteten zugestellt, der an­
schließend vom Organ dazu gehört wird. 

Auf der Grundlage des Berichts und der Anhörung erlässt das Organ 
entweder eine mit Gründen versehene Verfügung zur Einstellung des 
Verfahrens oder eine mit Gründen versehene Verfügung gemäß den 
Artikeln 22 und 86 des Statuts sowie Anhang IX des Statuts. Die Ver­
fügungen zur Verhängung disziplinarrechtlicher oder finanzieller Sank­
tionen werden dem Bediensteten mitgeteilt und den übrigen Organen, 
insbesondere dem Rechnungshof, zur Kenntnisnahme übermittelt. 

Gegen diese Verfügungen kann der Bedienstete nach Maßgabe des 
Statuts vor dem Gerichtshof der Europäischen Union Klage erheben. 
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Artikel 120 

Klage beim Gerichtshof der Europäischen Union 

(Artikel 100 der Haushaltsordnung) 

Unbeschadet der im Statut vorgesehenen Rechtsbehelfe kann der Interne 
Prüfer gegen jede Verfügung im Zusammenhang mit der Wahrnehmung 
seiner Funktion als Interner Prüfer beim Gerichtshof der Europäischen 
Union unmittelbar Klage erheben. Diese Klage muss binnen drei Mo­
naten, gerechnet ab dem Kalendertag der Mitteilung der betreffenden 
Verfügung, eingereicht werden. 

Bei Klagen wird nach Maßgabe von Artikel 91 Absatz 5 des Statuts der 
Beamten der Europäischen Union untersucht und entschieden. 

▼M1 
TITEL V 

VERGABE ÖFFENTLICHER AUFTRÄGE UND KONZESSIONEN 

▼B 

KAPITEL 1 

Allgemeine Bestimmungen 

▼M1 

A b s c h n i t t 1 

A n w e n d u n g s b e r e i c h u n d V e r g a b e g r u n d s ä t z e 

Artikel 121 

Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen 

(Artikel 101 Absatz 2 der Haushaltsordnung) 

(1) Immobilientransaktionen umfassen Kauf, Erbpacht, Nießbrauch, 
Leasing, Miete oder Ratenkauf mit oder ohne Kaufoption von Grund­
stücken, Gebäuden oder sonstigen Immobilien. 

(2) Lieferaufträge umfassen Kauf, Leasing, Miete oder Ratenkauf 
von Waren, mit oder ohne Kaufoption. Ein Lieferauftrag kann als Ne­
benarbeiten Verlege- und Installationsarbeiten umfassen. 

(3) Bauaufträge sind Aufträge über entweder nur die Ausführung 
oder gleichzeitig die Planung und die Ausführung von Bauvorhaben 
oder Bauleistungen im Zusammenhang mit einer der in Anhang II der 
Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) 
genannten Tätigkeiten, oder aber über die Erbringung einer Bauleistung, 
gleichgültig mit welchen Mitteln, gemäß den vom öffentlichen Auftrag­
geber, der einen entscheidenden Einfluss auf die Art und die Planung 
des Vorhabens hat, genannten Erfordernissen. 

Ein Bauwerk ist das Ergebnis einer Gesamtheit von Tief- oder Hoch­
bauarbeiten, das seinem Wesen nach eine wirtschaftliche oder tech­
nische Funktion erfüllen soll. 
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(4) Gegenstand von Dienstleistungsaufträgen können alle geistigen 
und nichtgeistigen Leistungen sein, mit Ausnahme von Lieferungen, 
Bauleistungen und Immobilientransaktionen. 

(5) Bei Aufträgen über Lieferungen und Dienstleistungen gilt die 
Leistungsart mit dem höheren Wert als Hauptgegenstand des Auftrags. 

Ein Auftrag über eine einzige Beschaffungsart (Bauleistungen, Lieferun­
gen oder Dienstleistungen) und Konzessionen (Bauleistungen oder 
Dienstleistungen) werden nach den Bestimmungen vergeben, die für 
den jeweiligen öffentlichen Auftrag gelten. 

(6) Für öffentliche Aufträge gilt als Referenznomenklatur das ge­
meinsame Vokabular für öffentliche Aufträge (CPV) im Sinne der Ver­
ordnung (EG) Nr. 2195/2002 des Europäischen Parlaments und des 
Rates ( 1 ). 

(7) Der öffentliche Auftraggeber verlangt nicht, dass eine Gruppe 
von Wirtschaftsteilnehmern, die ein Angebot oder einen Teilnahme­
antrag einreicht, eine bestimmte Rechtsform haben muss; allerdings 
kann von der ausgewählten Gruppe verlangt werden, dass sie eine be­
stimmte Rechtsform annimmt, wenn ihr der Zuschlag erteilt worden ist, 
sofern dies für die ordnungsgemäße Ausführung des Auftrags erforder­
lich ist. 

(8) Die Kommunikation mit den Auftragnehmern, einschließlich des 
Abschlusses von Verträgen und der Vereinbarung von Vertragsänderun­
gen, kann über ein vom öffentlichen Auftraggeber eingerichtetes elek­
tronisches Kommunikationssystem erfolgen. 

(9) Die elektronischen Kommunikationssysteme müssen folgende 
Anforderungen erfüllen: 

a) lediglich ermächtigte Personen haben Zugang zum System und den 
damit übermittelten Dokumenten; 

b) lediglich ermächtigte Personen dürfen ein Dokument elektronisch 
unterzeichnen oder durch das System übermitteln; 

c) ermächtigte Personen müssen anhand festgelegter Methoden durch 
das System authentifiziert werden; 

d) Datum und Uhrzeit der elektronischen Transaktion müssen genau 
bestimmbar sein; 

e) die Unversehrtheit der Dokumente muss gewährleistet sein; 

f) die Verfügbarkeit der Dokumente muss gewährleistet sein; 

g) erforderlichenfalls muss die Vertraulichkeit der Dokumente gewähr­
leistet sein; 

h) der Schutz personenbezogener Daten muss den Anforderungen der 
Verordnung (EG) Nr. 45/2001 genügen. 

(10) Für die mit einem solchen System versandten Daten gilt eine 
rechtliche Vermutung der Unversehrtheit der abgesendeten oder emp­
fangenen Daten und der Korrektheit der vom System angegebenen Zeit­
punkte der Versendung und des Empfangs der Daten. 
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Ein mit einem solchen System übermitteltes oder zugestelltes Dokument 
gilt als einem Dokument in Papierform gleichwertig, ist in Gerichtsver­
fahren als Beweismittel zulässig und gilt als Original; für das Dokument 
gilt die rechtliche Vermutung der Echtheit und Unversehrtheit, sofern es 
keine dynamischen Elemente enthält, die seine automatische Änderung 
bewirken können. 

Die elektronischen Unterschriften nach Absatz 9 Buchstabe b haben die 
gleiche Rechtswirkung wie handschriftliche Unterschriften. 

Artikel 122 

Rahmenverträge und Einzelaufträge 

(Artikel 101 Absatz 2 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Laufzeit des Rahmenvertrags darf vier Jahre nicht überschrei­
ten, außer in insbesondere mit dem Gegenstand des Rahmenvertrags 
begründeten Sonderfällen. 

Einzelaufträge, die auf einem Rahmenvertrag beruhen, werden nach den 
im Rahmenvertrag festgelegten Bedingungen vergeben. 

Bei der Vergabe der Einzelaufträge dürfen die Parteien keinesfalls sub­
stanzielle Änderungen des Rahmenvertrags vornehmen. 

(2) Wird ein Rahmenvertrag mit einem einzigen Wirtschaftsteilneh­
mer geschlossen, so werden die auf diesem Rahmenvertrag beruhenden 
Einzelaufträge entsprechend den Bedingungen des Rahmenvertrags ver­
geben. 

In wohlbegründeten Fällen kann der öffentliche Auftraggeber den Auf­
tragnehmer schriftlich konsultieren und gegebenenfalls auffordern, sein 
Angebot zu vervollständigen. 

(3) Wird ein Rahmenvertrag mit mehreren Wirtschaftsteilnehmern 
(im Folgenden „Mehrfach-Rahmenvertrag“) geschlossen, kann er in 
Form von Einzelverträgen mit jedem der Auftragnehmer zu gleich lau­
tenden Bedingungen geschlossen werden. 

Einzelaufträge, die auf einem mit mehreren Wirtschaftsteilnehmern ge­
schlossenen Rahmenvertrag beruhen, werden auf einem der folgenden 
Wege vergeben: 

a) gemäß den Bedingungen des Rahmenvertrags: ohne erneuten Aufruf 
zum Wettbewerb, sofern alle Bedingungen zur Erbringung der be­
treffenden Bauleistungen, Dienstleistungen oder Lieferungen und die 
objektiven Voraussetzungen, nach denen bestimmt wird, welcher der 
Auftragnehmer sie ausführt, in ihm festgelegt sind; 

b) wenn nicht alle Bedingungen zur Erbringung der Bauleistungen, 
Dienstleistungen und Lieferungen im Rahmenvertrag festgelegt sind: 
durch erneuten Aufruf zum Wettbewerb unter den Auftragnehmern 
im Einklang mit Absatz 4 und auf der Grundlage entweder 

i) derselben und erforderlichenfalls präziser formulierter Bedingun­
gen oder 

ii) weiterer Bedingungen, die in den Auftragsunterlagen für den 
Rahmenvertrag genannt werden; 
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c) teilweise ohne erneuten Aufruf zum Wettbewerb gemäß Buchstabe a 
und teilweise mit erneutem Aufruf zum Wettbewerb unter den Auf­
tragnehmern gemäß Buchstabe b, sofern diese Möglichkeit vom öf­
fentlichen Auftraggeber in den Auftragsunterlagen für den Rahmen­
vertrag vorgesehen worden ist. 

In den in Unterabsatz 2 Buchstabe c genannten Auftragsunterlagen ist 
außerdem festgelegt, welche Bedingungen einem erneuten Aufruf zum 
Wettbewerb unterliegen können. 

(4) Ein Mehrfach-Rahmenvertrag mit erneutem Aufruf zum Wett­
bewerb wird mit mindestens drei Wirtschaftsteilnehmern geschlossen, 
vorausgesetzt es gibt ausreichend zulässige Angebote gemäß Artikel 158 
Absatz 4. 

Bei der Vergabe eines Einzelauftrags durch erneuten Aufruf zum Wett­
bewerb unter den Auftragnehmern wendet sich der öffentliche Auftrag­
geber schriftlich an die Auftragnehmer und legt eine ausreichend lange 
Frist für die Einreichung der spezifischen Angebote fest. Spezifische 
Angebote sind schriftlich einzureichen. Der öffentliche Auftraggeber 
vergibt die Einzelaufträge an den Bieter, der auf der Grundlage der in 
den Auftragsunterlagen für den Rahmenvertrag aufgestellten Zuschlags­
kriterien das wirtschaftlich günstigste spezifische Angebot vorgelegt hat. 

(5) In Bereichen, in denen sich die Preise und die Technik rasch 
entwickeln, enthalten Rahmenverträge, die keinen erneuten Aufruf 
zum Wettbewerb vorsehen, eine Bestimmung, nach der entweder eine 
Halbzeitprüfung oder ein Benchmarking vorgenommen wird. Ergibt die 
Halbzeitprüfung, dass die ursprünglichen Bedingungen nicht mehr der 
Preis- oder Technikentwicklung angepasst sind, greift der öffentliche 
Auftraggeber nicht mehr auf den Rahmenvertrag zurück, sondern trifft 
die erforderlichen Maßnahmen, um ihn zu kündigen. 

(6) Auf Rahmenverträgen beruhende Einzelaufträge sind Gegenstand 
einer vorherigen Mittelbindung. 

A b s c h n i t t 2 

B e k a n n t m a c h u n g 

Artikel 123 

Veröffentlichung von Verfahren, bei denen die Schwellenwerte 
gemäß Artikel 118 Absatz 1 der Haushaltsordnung erreicht oder 
überschritten werden, und Aufträgen, die in den Geltungsbereich 

der Richtlinie 2014/24/EU fallen 

(Artikel 103 Absatz 1 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Bekanntmachungen im Amtsblatt der Europäischen Union 
enthalten alle Informationen gemäß den entsprechenden, in der Richt­
linie 2014/24/EU genannten Standardformularen, damit ein transparentes 
Verfahren gewährleistet ist. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber kann seine geplanten Auftragsver­
gaben für das jeweilige Haushaltsjahr mittels der Veröffentlichung einer 
Vorinformation bekannt geben. Diese erstreckt sich auf einen Zeitraum 
von zwölf Monaten oder weniger ab dem Tag, an dem die Bekannt­
machung an das Amt für Veröffentlichungen übermittelt wird. 
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Der öffentliche Auftraggeber kann die Vorinformation entweder im 
Amtsblatt der Europäischen Union oder auf seinem Beschafferprofil 
veröffentlichen. Im letzteren Fall wird im Amtsblatt der Europäischen 
Union bekannt gegeben, dass die Vorinformation auf dem Beschaffer­
profil veröffentlicht wurde. 

(3) Mit der Bekanntmachung werden Verfahren eingeleitet, deren 
geschätzter Wert die in Artikel 118 Absatz 1 der Haushaltsordnung 
festgelegten Schwellenwerte erreicht oder überschreitet, es sei denn, 
das Verfahren gemäß Artikel 134 der vorliegenden Verordnung kommt 
zur Anwendung. 

(4) Der öffentliche Auftraggeber übermittelt dem Amt für Veröffent­
lichungen spätestens 30 Tage nach der Unterzeichnung eines Vertrags 
oder Rahmenvertrags, dessen Wert die in Artikel 118 Absatz 1 der 
Haushaltsordnung festgelegten Schwellenwerte erreicht oder überschrei­
tet, eine Vergabebekanntmachung mit den Ergebnissen des Verfahrens. 

Bei der Auftragsvergabe im Rahmen eines dynamischen Beschaffungs­
systems können die Bekanntmachungen jedoch quartalsweise zusam­
mengefasst werden. Der öffentliche Auftraggeber übermittelt in diesem 
Fall die Bekanntmachung spätestens 30 Tage nach dem jeweiligen 
Quartalsende. 

Für auf Rahmenverträgen beruhende Einzelaufträge werden keine Ver­
gabebekanntmachungen veröffentlicht. 

(5) Der öffentliche Auftraggeber veröffentlicht eine Vergabebekannt­
machung: 

a) vor der Unterzeichnung eines Vertrags oder Rahmenvertrags gemäß 
dem Verfahren nach Artikel 134 Absatz 1 Buchstabe b der vorlie­
genden Verordnung, dessen Wert die in Artikel 118 Absatz 1 der 
Haushaltsordnung festgelegten Schwellenwerte erreicht oder über­
schreitet; 

b) nach der Unterzeichnung eines Vertrags oder Rahmenvertrags gemäß 
den Verfahren nach Artikel 134 Absatz 1 Buchstaben a sowie c bis f 
der vorliegenden Verordnung, dessen Wert die in Artikel 118 Ab­
satz 1 der Haushaltsordnung festgelegten Schwellenwerte erreicht 
oder überschreitet. 

(6) Der öffentliche Auftraggeber veröffentlicht im Amtsblatt der Eu­
ropäischen Union in den Fällen gemäß Artikel 114a Absatz 3 Buch­
staben a und b der Haushaltsordnung eine Bekanntmachung einer Auf­
tragsänderung während der Vertragslaufzeit, wenn der Wert der Ände­
rung die in Artikel 118 Absatz 1 der Haushaltsordnung festgelegten 
Schwellenwerte erreicht oder überschreitet. 

(7) Bei einem interinstitutionellen Verfahren ist der öffentliche Auf­
traggeber, der für das Verfahren zuständig ist, auch für die vorzuneh­
menden Bekanntmachungsmaßnahmen zuständig. 

Artikel 124 

Veröffentlichung von Verfahren, bei denen die Schwellenwerte 
gemäß Artikel 118 Absatz 1 der Haushaltsordnung nicht erreicht 
werden oder die nicht in den Geltungsbereich der Richtlinie 

2014/24/EU fallen 

(Artikel 103 Absatz 2 der Haushaltsordnung) 

(1) Verfahren mit einem geschätzten Auftragswert unterhalb der 
Schwellenwerte gemäß Artikel 118 Absatz 1 der Haushaltsordnung wer­
den auf geeignete Weise veröffentlicht. Solche Veröffentlichungen 
schließen eine geeignete vorherige Bekanntmachung im Internet, eine 
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Auftragsbekanntmachung oder — bei Aufträgen, die gemäß dem Ver­
fahren nach Artikel 136 der vorliegenden Verordnung vergeben wer­
den — eine Bekanntmachung einer Aufforderung zur Interessenbekun­
dung im Amtsblatt der Europäischen Union ein. Diese Verpflichtung 
gilt nicht für das Verfahren gemäß Artikel 134 der vorliegenden Ver­
ordnung und das Verhandlungsverfahren (negotiated procedure) für 
Aufträge von sehr geringem Wert gemäß Artikel 137 Absatz 2 der 
vorliegenden Verordnung. 

(2) Im Hinblick auf Aufträge, die gemäß Artikel 134 Buchstaben g 
und i der vorliegenden Verordnung vergeben werden, übermittelt der 
öffentliche Auftraggeber spätestens am 30. Juni des folgenden Haus­
haltsjahrs ein Verzeichnis der Aufträge an das Europäische Parlament 
und den Rat. Die Kommission fügt ihr Verzeichnis der Zusammenfas­
sung der jährlichen Tätigkeitsberichte gemäß Artikel 66 Absatz 9 der 
Haushaltsordnung bei. 

(3) Informationen über die Vergabe von Aufträgen enthalten den 
Namen des Auftraggebers sowie den Wert und den Gegenstand des 
Auftrags, und bei direkten und Einzelaufträgen sind sie mit Artikel 21 
Absatz 3 vereinbar. 

Der öffentliche Auftraggeber veröffentlicht auf seiner Website spätes­
tens am 30. Juni des folgenden Haushaltsjahrs ein Verzeichnis mit 
folgenden Angaben: 

a) Aufträge unterhalb der Schwellenwerte in Artikel 118 Absatz 1 der 
Haushaltsordnung; 

b) Aufträge, die gemäß Artikel 134 Buchstaben h und j bis m der 
vorliegenden Verordnung vergeben werden; 

c) Auftragsänderungen gemäß Artikel 114a Absatz 3 Buchstabe c der 
Haushaltsordnung; 

d) Auftragsänderungen gemäß Artikel 114a Absatz 3 Buchstaben a und 
b der Haushaltsordnung, wenn der Wert der Änderung unter den 
Schwellenwerten gemäß Artikel 118 Absatz 1 der Haushaltsordnung 
liegt; 

e) Einzelaufträge innerhalb eines Rahmenvertrags. 

Was Unterabsatz 2 Buchstabe e betrifft, können die Informationen für 
einen Auftragnehmer und denselben Gegenstand gesammelt veröffent­
licht werden. 

(4) Bei interinstitutionellen Rahmenverträgen ist jeder öffentliche 
Auftraggeber für die Veröffentlichung seiner Einzelaufträge und der 
Änderungen daran gemäß den in Absatz 3 genannten Bedingungen 
zuständig. 

Artikel 125 

Veröffentlichung der Bekanntmachungen 

(Artikel 103 Absatz 1 der Haushaltsordnung) 

(1) Der öffentliche Auftraggeber erstellt die Bekanntmachungen ge­
mäß den Artikeln 123 und 124 und übermittelt sie auf elektronischem 
Wege an das Amt für Veröffentlichungen. 
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(2) Die Bekanntmachungen gemäß den Artikeln 123 und 124 werden 
vom Amt für Veröffentlichungen innerhalb folgender Zeiträume im 
Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht: 

b) in allen anderen Fällen zwölf Tage nach ihrer Übermittlung. 

(3) Der öffentliche Auftraggeber muss den Tag der Absendung nach­
weisen können. 

Artikel 126 

Sonstige Formen der Veröffentlichung 

(Artikel 103 Absatz 2 der Haushaltsordnung) 

Über die Veröffentlichung gemäß den Artikeln 123 und 124 hinaus 
können Vergabeverfahren auf jede andere Weise, insbesondere in elek­
tronischer Form, bekannt gemacht werden. Eine solche Veröffentlichung 
bezieht sich auf die im Amtsblatt der Europäischen Union erschienene 
Bekanntmachung — sofern eine solche erfolgt ist —, der sie nicht 
vorausgehen darf und die allein verbindlich ist. 

Die Veröffentlichung darf zu keiner Diskriminierung von Bewerbern 
oder Bietern führen und keine anderen Angaben als in der vorgenannten 
Bekanntmachung — sofern eine solche erfolgt ist — enthalten. 

A b s c h n i t t 3 

V e r g a b e v e r f a h r e n 

Artikel 128 

Mindestzahl der Bewerber und Modalitäten für Verhandlungen 

(Artikel 104 Absatz 4 der Haushaltsordnung) 

(1) Beim nicht offenen Verfahren und in den Verfahren gemäß Ar­
tikel 136 Absatz 1 Buchstaben a und b und Artikel 136a muss die Zahl 
der Bewerber mindestens fünf betragen. 

(2) ►C1 Beim Verhandlungsverfahren (competitive procedure with 
negotiation), beim wettbewerblichen Dialog, bei der Innovationspartner­
schaft, bei der Erkundung des lokalen Marktes gemäß Artikel 134 Ab­
satz 1 Buchstabe g ◄ und beim Verhandlungsverfahren (negotiated 
procedure) für Aufträge von geringem Wert gemäß Artikel 137 Absatz 1 
muss die Zahl der Bewerber mindestens drei betragen. 

(3) In folgenden Fällen finden die Absätze 1 und 2 keine Anwen­
dung: 

a) Verhandlungsverfahren (negotiated procedure) bei Aufträgen von 
sehr geringem Wert gemäß Artikel 137 Absatz 2; 

b) Verhandlungsverfahren (negotiated procedure) ohne vorherige Be­
kanntmachung gemäß Artikel 134 mit Ausnahme von Wettbewerben 
gemäß Artikel 134 Absatz 1 Buchstabe d und der Erkundung des 
lokalen Marktes gemäß Artikel 134 Absatz 1 Buchstabe g. 
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(4) Sofern die Zahl der Bewerber, die die Eignungskriterien erfüllen, 
unter der in den Absätzen 1 und 2 genannten Mindestzahl liegt, kann 
der öffentliche Auftraggeber das Verfahren fortführen, indem er die 
Bewerber zur Teilnahme auffordert, die über die geforderte Leistungs­
fähigkeit verfügen. Der öffentliche Auftraggeber kann jedoch andere 
Wirtschaftsteilnehmer, die ursprünglich weder eine Teilnahme beantragt 
haben noch zur Teilnahme aufgefordert worden sind, nicht miteinbezie­
hen. 

(5) Während einer Verhandlung sorgt der öffentliche Auftraggeber 
dafür, dass alle Bieter gleich behandelt werden. 

Eine Verhandlung kann in verschiedene aufeinander folgende Phasen 
unterteilt werden, um die Zahl der Angebote, über die verhandelt wird, 
anhand der in den Auftragsunterlagen angegebenen Zuschlagskriterien 
zu verringern. Der öffentliche Auftraggeber gibt in den Auftragsunter­
lagen an, ob er auf diese Möglichkeit zurückgreift. 

(6) Bei den Verfahren gemäß Artikel 134 Absatz 1 Buchstaben d und 
g, Artikel 136a und Artikel 137 fordert der öffentliche Auftraggeber 
zumindest alle Wirtschaftsteilnehmer zur Beteiligung auf, die nach vor­
heriger Bekanntmachung gemäß Artikel 124 Absatz 1, nach Erkundung 
des lokalen Marktes oder nach einem Wettbewerb ihr Interesse bekundet 
haben. 

Artikel 129 

Innovationspartnerschaften 

(Artikel 104 Absatz 1 der Haushaltsordnung) 

(1) Ziel der Innovationspartnerschaft ist die Entwicklung eines inno­
vativen Produkts, einer innovativen Dienstleistung oder einer innovati­
ven Bauleistung und der anschließende Erwerb der daraus hervorgehen­
den Bauleistungen, Lieferungen oder Dienstleistungen, sofern das Leis­
tungsniveau und die Kostenobergrenze eingehalten werden, die zwi­
schen den öffentlichen Auftraggebern und den Partnern vereinbart wor­
den sind. 

Die Innovationspartnerschaft wird entsprechend dem Forschungs- und 
Innovationsprozess in aufeinander folgenden Phasen strukturiert und 
kann die Fertigstellung der Bauleistung, die Herstellung der Produkte 
oder die Erbringung der Dienstleistungen umfassen. Bei der Innovati­
onspartnerschaft werden die von den Partnern zu erreichenden Zwi­
schenziele festgelegt. 

Auf der Grundlage dieser Zwischenziele kann der öffentliche Auftrag­
geber am Ende jeder Phase darüber befinden, ob er die Innovationspart­
nerschaft beendet oder — im Fall einer Innovationspartnerschaft mit 
mehreren Partnern — die Zahl der Partner durch die Kündigung einzel­
ner Verträge reduziert, sofern der öffentliche Auftraggeber in den Auf­
tragsunterlagen darauf hingewiesen hat, dass diese Möglichkeiten beste­
hen und unter welchen Umständen davon Gebrauch gemacht werden 
kann. 

(2) Vor der Einleitung einer Innovationspartnerschaft führt der öf­
fentliche Auftraggeber eine Marktkonsultation gemäß Artikel 137a 
durch, um sicherzustellen, dass die Bauleistung, Lieferung bzw. Dienst­
leistung nicht schon auf dem Markt oder in Form einer kurz vor der 
Marktreife stehenden Entwicklung vorhanden ist. 

Die Modalitäten für Verhandlungen gemäß Artikel 104 Absatz 4 der 
Haushaltsordnung und Artikel 128 Absatz 5 der vorliegenden Verord­
nung sind dabei zu befolgen. 
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Der öffentliche Auftraggeber muss in den Auftragsunterlagen den Be­
darf an innovativen Bauleistungen, Lieferungen oder Dienstleistungen 
angeben, der nicht durch die Beschaffung von bereits auf dem Markt 
verfügbaren Bauleistungen, Lieferungen oder Dienstleistungen befriedigt 
werden kann. Ferner gibt er an, welche Elemente dieser Beschreibung 
die Mindestanforderungen darstellen. Die bereitgestellten Informationen 
müssen so präzise sein, dass die Wirtschaftsteilnehmer Art und Umfang 
der geforderten Lösung erkennen und entscheiden können, ob sie eine 
Teilnahme an dem Verfahren beantragen. 

Der öffentliche Auftraggeber kann beschließen, die Innovationspartner­
schaft mit einem Partner oder mit mehreren Partnern, die getrennte 
Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten durchführen, zu bilden. 

Die Aufträge werden einzig und allein auf der Grundlage des besten 
Preis-Leistungs-Verhältnisses gemäß Artikel 110 Absatz 4 der Haus­
haltsordnung vergeben. 

(3) Der öffentliche Auftraggeber muss in den Auftragsunterlagen die 
für die Rechte des geistigen Eigentums geltenden Vorkehrungen fest­
legen. 

Im Rahmen der Innovationspartnerschaft legt der öffentliche Auftrag­
geber vorgeschlagene Lösungen oder sonstige vertrauliche, von einem 
Partner mitgeteilten Informationen nicht ohne dessen Zustimmung ge­
genüber anderen Partnern offen. 

Der öffentliche Auftraggeber stellt sicher, dass die Struktur der Part­
nerschaft und insbesondere die Dauer und der Wert der einzelnen Pha­
sen den Innovationsgrad der vorgeschlagenen Lösung und der Abfolge 
der Forschungs- und Innovationstätigkeiten, die für die Entwicklung 
einer auf dem Markt noch nicht vorhandenen innovativen Lösung er­
forderlich sind, widerspiegeln. Der geschätzte Wert der Bauleistungen, 
Lieferungen oder Dienstleistungen darf in Bezug auf die für ihre Ent­
wicklung erforderlichen Investitionen nicht unverhältnismäßig sein. 

Artikel 130 

Wettbewerb 

(Artikel 104 Absatz 1 der Haushaltsordnung) 

(1) Für Wettbewerbe gelten die Vorschriften zu Veröffentlichungen 
gemäß Artikel 123; sie können die Vergabe von Preisen umfassen. 

Sind Wettbewerbe auf eine begrenzte Bewerberzahl beschränkt, so legt 
der öffentliche Auftraggeber klare und nichtdiskriminierende Eignungs­
kriterien fest. 

Die Zahl der zur Teilnahme aufgeforderten Bewerber muss für einen 
echten Wettbewerb ausreichen. 

(2) Das Preisgericht wird vom zuständigen Anweisungsbefugten be­
nannt. Es setzt sich ausschließlich aus natürlichen Personen zusammen, 
die von den Bewerbern unabhängig sind. Wird von den Bewerbern eine 
bestimmte berufliche Qualifikation verlangt, muss mindestens ein Drittel 
der Mitglieder des Preisgerichts über dieselbe oder eine gleichwertige 
Qualifikation verfügen. 

Das Preisgericht ist in seinen Stellungnahmen unabhängig. Es beurteilt 
Projekte, die ihm von den Bewerbern anonym vorgelegt werden, und 
stützt sich dabei ausschließlich auf die in der Wettbewerbsbekannt­
machung festgelegten Kriterien. 
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(3) Das Preisgericht nimmt seine Vorschläge, die sich auf die Stärken 
eines jeden Projekts stützen, seine Rangfolge und seine Bemerkungen in 
ein von seinen Mitgliedern unterzeichnetes Protokoll auf. 

Die Anonymität der Bewerber bleibt bis zur Stellungnahme des Preis­
gerichts gewahrt. 

Die Bewerber können bei Bedarf aufgefordert werden, zur Klärung 
bestimmter Aspekte der Wettbewerbsarbeiten Antworten auf Fragen 
zu erteilen, die das Preisgericht in seinem Protokoll festgehalten hat. 
Über den sich daraus ergebenden Dialog wird ein umfassendes Pro­
tokoll erstellt. 

(4) Der öffentliche Auftraggeber nennt sodann in einem Beschluss 
Name und Anschrift des ausgewählten Bewerbers und die Gründe für 
diese Wahl unter Berücksichtigung der in der Wettbewerbsbekannt­
machung zuvor angekündigten Kriterien, insbesondere wenn er von 
den Vorschlägen in der Stellungnahme des Preisgerichts abweicht. 

Artikel 131 

Dynamisches Beschaffungssystem 

(Artikel 104 Absatz 6 der Haushaltsordnung) 

(1) Ein dynamisches Beschaffungssystem ist ein vollelektronisches 
Verfahren für die Beschaffung marktüblicher Lieferungen beziehungs­
weise Leistungen, das während der gesamten Verfahrensdauer jedem 
Wirtschaftsteilnehmer offensteht, der die Eignungskriterien erfüllt. Es 
kann in Kategorien von Bauleistungen, Lieferungen oder Dienstleistun­
gen untergliedert werden, die anhand von Merkmalen der vorgesehenen 
Vergabe in der betreffenden Kategorie objektiv definiert werden. In 
diesem Fall sind für jede Kategorie Eignungskriterien zu definieren. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber gibt in den Auftragsunterlagen die 
Art und die Menge der in Betracht gezogenen Anschaffungen sowie alle 
erforderlichen Informationen betreffend das Beschaffungssystem, die 
verwendete elektronische Ausrüstung, die technischen Vorkehrungen 
und Merkmale der Verbindung an. 

(3) Der öffentliche Auftraggeber räumt während der gesamten Gül­
tigkeitsdauer des dynamischen Beschaffungssystems jedem Wirtschafts­
teilnehmer die Möglichkeit ein, die Teilnahme am System zu beantra­
gen. Er schließt die Bewertung solcher Anträge innerhalb von zehn 
Arbeitstagen nach Eingang ab. Diese Frist kann in begründeten Fällen 
auf 15 Arbeitstage verlängert werden. Der öffentliche Auftraggeber 
kann die Bewertungsphase jedoch verlängern, sofern nicht zwischen­
zeitlich eine Aufforderung zur Angebotsabgabe erfolgt. 

Der öffentliche Auftraggeber unterrichtet den betreffenden Bewerber 
zum frühestmöglichen Zeitpunkt darüber, ob er zur Teilnahme am dyna­
mischen Beschaffungssystem zugelassen wurde. 

(4) Der öffentliche Auftraggeber fordert sodann alle in der betreffen­
den Kategorie zur Teilnahme am System zugelassenen Bewerber auf, 
binnen einer hinlänglichen Frist ihre Angebote einzureichen. Der öffent­
liche Auftraggeber vergibt den Auftrag an den Bieter, der auf der 
Grundlage der in der Auftragsbekanntmachung aufgestellten Zuschlags­
kriterien das wirtschaftlich günstigste Angebot vorgelegt hat. Diese Kri­
terien können gegebenenfalls in der Aufforderung zur Angebotsabgabe 
präzisiert werden. 
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(5) Der öffentliche Auftraggeber gibt in der Auftragsbekanntmachung 
die Gültigkeitsdauer des dynamischen Beschaffungssystems an. 

Außer in hinlänglich begründeten Sonderfällen darf die Gültigkeitsdauer 
eines dynamischen Beschaffungssystems vier Jahre nicht überschreiten. 

Der öffentliche Auftraggeber darf dieses System nicht in einer Weise 
anwenden, durch die der Wettbewerb behindert, eingeschränkt oder ver­
fälscht würde. 

Artikel 132 

Wettbewerblicher Dialog 

(Artikel 104 Absatz 1 der Haushaltsordnung) 

(1) Der öffentliche Auftraggeber gibt seinen Bedarf und seine An­
forderungen, die Zuschlagskriterien und einen voraussichtlichen Zeitplan 
in der Auftragsbekanntmachung oder in einer Beschreibung an. 

Er vergibt den Auftrag an den Bieter mit dem besten Preis-Leistungs- 
Verhältnis. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber eröffnet mit den nach Maßgabe der 
Eignungskriterien ausgewählten Bewerbern einen Dialog, dessen Ziel es 
ist, die Mittel, mit denen sein Bedarf am besten erfüllt werden kann, zu 
ermitteln und festzulegen. In diesem Dialog kann er mit den ausgewähl­
ten Bewerbern alle Aspekte der Auftragsvergabe erörtern; er kann je­
doch nicht seinen Bedarf, seine Anforderungen und seine Zuschlags­
kriterien gemäß Absatz 1 ändern. 

Der öffentliche Auftraggeber trägt dafür Sorge, dass alle Bieter im Ver­
lauf des Dialogs gleich behandelt werden und dass von einem Bieter 
mitgeteilte Lösungsvorschläge oder sonstige vertrauliche Informationen 
nicht ohne dessen Zustimmung offengelegt werden. 

Der wettbewerbliche Dialog kann in verschiedene aufeinander folgende 
Phasen unterteilt werden, um die Zahl der zu erörternden Lösungen 
anhand der bekannt gegebenen Zuschlagskriterien zu verringern, sofern 
in der Auftragsbekanntmachung oder der Beschreibung die Inanspruch­
nahme einer solchen Möglichkeit vorgesehen ist. 

(3) Der öffentliche Auftraggeber setzt den Dialog fort, bis er die 
Lösung beziehungsweise die Lösungen ermitteln kann, mit denen sein 
Bedarf erfüllt werden kann. 

Nachdem der öffentliche Auftraggeber die verbleibenden Bieter vom 
Abschluss des Dialogs in Kenntnis gesetzt hat, fordert er jeden von 
ihnen auf, auf der Grundlage der eingereichten und in der Dialogphase 
näher ausgeführten Lösungen sein endgültiges Angebot abzugeben. 
Diese Angebote müssen alle zur Ausführung des Projekts erforderlichen 
Einzelheiten enthalten. 

Auf Verlangen des öffentlichen Auftraggebers können diese endgültigen 
Angebote klargestellt, konkretisiert und verbessert werden, sofern dabei 
keine wesentlichen Änderungen am Angebot oder an den Auftragsunter­
lagen vorgenommen werden. 

Der öffentliche Auftraggeber darf mit dem Bieter, dessen Angebot das 
beste Preis-Leistungs-Verhältnis aufweist, verhandeln, damit im Ange­
bot enthaltene Zusagen bestätigt werden, sofern dies nicht dazu führt, 
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dass wesentliche Aspekte des Angebots geändert werden, und sofern 
dies nicht die Gefahr von Wettbewerbsverzerrungen oder Diskriminie­
rungen mit sich bringt. 

(4) Der öffentliche Auftraggeber kann Zahlungen an die ausgewähl­
ten Bewerber, die am Dialog teilnehmen, vorsehen. 

Artikel 133 

Interinstitutionelle Verfahren 

(Artikel 104a Absatz 1 der Haushaltsordnung) 

Ein interinstitutionelles Verfahren und der daraus resultierende direkte 
Auftrag oder Rahmenvertrag werden von einem der öffentlichen Auf­
traggeber in seinem Namen und im Namen der anderen betreffenden 
öffentlichen Auftraggeber verwaltet. 

In der Auftragsbekanntmachung werden die am Vergabeverfahren be­
teiligten öffentlichen Auftraggeber nach Artikel 104a Absatz 1 der 
Haushaltsordnung, das für das Verfahren zuständige Organ sowie das 
Gesamtvolumen der Aufträge all dieser öffentlichen Auftraggeber ange­
geben. 

Artikel 134 

Anwendung des Verhandlungsverfahrens (negotiated procedure) 
ohne vorherige Veröffentlichung einer Auftragsbekanntmachung 

(Artikel 104 Absatz 5 der Haushaltsordnung) 

(1) Wenn der öffentliche Auftraggeber auf das Verhandlungsverfah­
ren (negotiated procedure) ohne vorherige Bekanntmachung zurück­
greift, befolgt er die Modalitäten für Verhandlungen gemäß Artikel 104 
Absatz 4 der Haushaltsordnung und Artikel 128 Absatz 5 der vorlie­
genden Verordnung. 

In folgenden Fällen kann der öffentliche Auftraggeber ungeachtet des 
geschätzten Auftragswerts Aufträge im Verhandlungsverfahren (negotia­
ted procedure) vergeben: 

a) wenn im Rahmen eines offenen oder nicht offenen Verfahrens bis 
zum Abschluss des Verfahrens keine oder keine geeigneten Ange­
bote oder Teilnahmeanträge gemäß Absatz 2 abgegeben worden 
sind, sofern die ursprünglichen Auftragsunterlagen nicht wesentlich 
geändert werden; 

b) wenn die Bauleistungen, Lieferungen oder Dienstleistungen nach 
den in Absatz 3 genannten Bedingungen aus einem der folgenden 
Gründe nur von einem bestimmten Wirtschaftsteilnehmer erbracht 
werden können: 

i) Ziel der Beschaffung ist die Erschaffung oder der Erwerb eines 
einzigartigen Kunstwerks oder einer einzigartigen künstlerischen 
Leistung; 

ii) nicht vorhandener Wettbewerb aus technischen Gründen; 

iii) der Schutz von ausschließlichen Rechten einschließlich der 
Rechte des geistigen Eigentums ist sicherzustellen; 
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c) soweit dies unbedingt erforderlich ist, da dringliche, zwingende 
Gründe im Zusammenhang mit nicht vorhersehbaren Ereignissen 
es nicht zulassen, die Fristen gemäß den Artikeln 152, 154 und 
275 einzuhalten, und die Rechtfertigung einer solchen äußersten 
Dringlichkeit nicht dem öffentlichen Auftraggeber zuzuschreiben ist; 

d) wenn ein Dienstleistungsauftrag an einen Wettbewerb anschließt 
und an den Gewinner oder einen der Gewinner zu vergeben ist; 
im letzteren Fall müssen alle Gewinner zur Teilnahme an den Ver­
handlungen aufgefordert werden; 

e) unter den in Absatz 4 genannten Bedingungen bei neuen Dienst- 
oder Bauleistungen, die in der Wiederholung ähnlicher Dienst- oder 
Bauleistungen bestehen, die von demselben öffentlichen Auftrag­
geber an den Wirtschaftsteilnehmer vergeben werden, der den ur­
sprünglichen Auftrag erhalten hat, sofern diese Dienst- oder Bau­
leistungen einem Grundprojekt entsprechen und dieses Projekt Ge­
genstand des ursprünglichen Auftrags war, der nach einer Auftrags­
bekanntmachung vergeben wurde; 

f) bei Lieferaufträgen: 

i) bei zusätzlichen Lieferungen, die entweder zur teilweisen Er­
neuerung gelieferter Waren oder von Einrichtungen oder zur 
Erweiterung bestehender Lieferungen oder Einrichtungen be­
stimmt sind, sofern ein Wechsel des Lieferanten dazu führen 
würde, dass der öffentliche Auftraggeber Waren anderer tech­
nischer Beschaffenheit liefern lassen müsste und dies eine tech­
nische Unvereinbarkeit oder unverhältnismäßige technische 
Schwierigkeiten bei Gebrauch und Wartung mit sich bringen 
würde; bei Aufträgen, die die Organe auf eigene Rechnung ver­
geben, darf die Laufzeit drei Jahre nicht überschreiten; 

ii) wenn es sich um Erzeugnisse handelt, die ausschließlich zu 
Forschungs-, Versuchs-, Untersuchungs- oder Entwicklungszwe­
cken hergestellt werden; allerdings gilt dies nicht für Aufträge, 
die die Serienfertigung zum Nachweis der Marktfähigkeit eines 
Produkts oder zur Deckung von Forschungs- und Entwicklungs­
kosten umfassen; 

iii) bei auf einer Warenbörse notierten und bezogenen Lieferungen; 

iv) wenn Lieferungen zu besonders günstigen Bedingungen entwe­
der von Wirtschaftsteilnehmern, die ihre Geschäftstätigkeit end­
gültig einstellen, oder von Insolvenzverwaltern im Rahmen ei­
nes Insolvenzverfahrens, einer Vereinbarung mit Gläubigern 
oder eines in den nationalen Rechtsvorschriften vorgesehenen 
gleichartigen Verfahrens beschafft werden; 

g) bei Immobilientransaktionen nach vorheriger Erkundung des lokalen 
Marktes; 

h) bei folgenden Aufträgen: 

i) Vertretung und Verteidigung durch einen Rechtsanwalt im 
Sinne des Artikels 1 der Richtlinie 77/249/EWG des Rates ( 1 ) 
in Schiedsgerichts-, Schlichtungs- oder Gerichtsverfahren; 

ii) Rechtsberatung zur Vorbereitung der obengenannten Verfahren 
oder Rechtsberatung, wenn konkrete Anhaltspunkte dafür vor­
liegen und eine hohe Wahrscheinlichkeit besteht, dass die An­
gelegenheit, auf die sich die Beratung bezieht, Gegenstand eines 
solchen Verfahrens wird, sofern die Beratung durch einen 
Rechtsanwalt im Sinne des Artikels 1 der Richtlinie 
77/249/EWG erfolgt; 
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iii) Schieds- und Schlichtungsdienstleistungen; 

iv) Beglaubigungs- und Beurkundungsdienstleistungen, die von No­
taren zu erbringen sind; 

i) bei Aufträgen, die für geheim erklärt worden sind oder deren Aus­
führung nach den geltenden Verwaltungsvorschriften oder zum 
Schutz wesentlicher Interessen der Union besondere Sicherheitsmaß­
nahmen erfordert, sofern die betreffenden wesentlichen Interessen 
nicht durch andere Maßnahmen gewahrt werden können; bei diesen 
Maßnahmen kann es sich um Anforderungen handeln, die den 
Schutz der Vertraulichkeit von Informationen bezwecken, die der 
öffentliche Auftraggeber im Vergabeverfahren zur Verfügung stellt; 

j) bei Finanzdienstleistungen im Zusammenhang mit der Ausgabe, 
dem Verkauf, dem Ankauf oder der Übertragung von Wertpapieren 
oder anderen Finanzinstrumenten im Sinne der Richtlinie 
2004/39/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ), Dienst­
leistungen der Zentralbanken sowie mit der Europäischen Finanz­
stabilisierungsfazilität und dem Europäischen Stabilitätsmechanis­
mus durchgeführten Transaktionen; 

k) Kredite und Darlehen, unabhängig davon, ob im Zusammenhang 
mit der Ausgabe, dem Verkauf, dem Kauf oder der Übertragung 
von Wertpapieren oder anderen Finanzinstrumenten oder nicht; 

l) bei der Beschaffung öffentlicher Kommunikationsnetze und elektro­
nischer Kommunikationsdienste im Sinne der Richtlinie 2002/21/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates ( 2 ); 

m) bei Dienstleistungen, die von einer internationalen Organisation er­
bracht werden, die sich gemäß ihrer Satzung oder Gründungsakte 
nicht an Wettbewerbsverfahren beteiligen darf. 

(2) Ein Angebot gilt als ungeeignet, wenn kein Bezug zum Gegen­
stand des Auftrags vorhanden ist; ein Teilnahmeantrag gilt als ungeeig­
net, wenn der Wirtschaftsteilnehmer gemäß Artikel 106 Absatz 1 der 
Haushaltsordnung auszuschließen ist oder die Eignungskriterien nicht 
erfüllt. 

(3) Die Ausnahmen gemäß Absatz 1 Buchstabe b Ziffern ii und iii 
finden nur Anwendung, wenn es keine sinnvolle Alternative oder Er­
satzlösung gibt und der mangelnde Wettbewerb nicht die Folge einer 
künstlichen Einengung der Auftragsvergabeparameter ist. 

(4) In den in Absatz 1 Buchstabe e genannten Fällen sind im Grund­
projekt der Umfang möglicher neuer Dienst- oder Bauleistungen sowie 
die Bedingungen, unter denen sie vergeben werden, anzugeben. Die 
Möglichkeit der Anwendung des Verhandlungsverfahrens (negotiated 
procedure) wird bereits beim Aufruf zum Wettbewerb für das Grund­
projekt angegeben; bei der Anwendung der in Artikel 118 Absatz 1 der 
Haushaltsordnung bzw. — in Bezug auf die Maßnahmen im Außen­
bereich — in Artikel 265 Absatz 1 Buchstabe a, Artikel 267 Absatz 1 
Buchstabe a und Artikel 269 Absatz 1 Buchstabe a der vorliegenden 
Verordnung genannten Schwellenwerte wird der für die Fortführung der 
Dienst- oder Bauleistungen in Aussicht genommene Gesamtauftragswert 
berücksichtigt. Wenn die Organe Aufträge auf eigene Rechnung ver­
geben, darf dieses Verfahren nur während der Ausführung des ursprüng­
lichen Auftrags und bis höchstens drei Jahre nach Vertragsunterzeich­
nung angewandt werden. 
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Artikel 135 

Anwendung des Verhandlungsverfahrens (competitive procedure 
with negotiation) oder des wettbewerblichen Dialogs 

(Artikel 104 Absatz 5 der Haushaltsordnung) 

(1) Wenn der öffentliche Auftraggeber auf das Verhandlungsverfah­
ren (competitive procedure with negotiation) oder den wettbewerblichen 
Dialog zurückgreift, befolgt er die Modalitäten für Verhandlungen ge­
mäß Artikel 104 Absatz 4 der Haushaltsordnung und Artikel 128 Ab­
satz 5 der vorliegenden Verordnung. In folgenden Fällen kann der 
öffentliche Auftraggeber diese Verfahren ungeachtet des geschätzten 
Auftragswerts anwenden: 

a) wenn im Rahmen eines offenen oder nicht offenen Verfahrens bis 
zum Abschluss des Verfahrens ausschließlich nicht ordnungsgemäße 
oder unannehmbare Angebote gemäß den Absätzen 2 und 3 abge­
geben worden sind, sofern die ursprünglichen Auftragsunterlagen 
nicht wesentlich geändert werden; von der Veröffentlichung einer 
Auftragsbekanntmachung kann dabei unter den in Absatz 4 genann­
ten Bedingungen abgesehen werden; 

b) bei Bau-, Liefer- oder Dienstleistungsaufträgen, bei denen mindes­
tens eines der folgenden Kriterien erfüllt ist: 

i) der Bedarf des öffentlichen Auftraggebers kann nicht ohne die 
Anpassung einer bereits verfügbaren Lösung erfüllt werden; 

ii) die Bauleistungen, Lieferungen oder Dienstleistungen umfassen 
konzeptionelle oder innovative Lösungen; 

iii) der Auftrag kann aufgrund konkreter Umstände, die mit der Art, 
der Komplexität oder dem rechtlichen und finanziellen Rahmen 
des Auftrags oder den mit dem Gegenstand des Auftrags einher­
gehenden Risiken zusammenhängen, nicht ohne vorherige Ver­
handlungen vergeben werden; 

iv) die technischen Spezifikationen können von dem öffentlichen 
Auftraggeber nicht mit ausreichender Genauigkeit unter Verweis 
auf eine Norm gemäß Artikel 139 Absatz 3 erstellt werden; 

c) bei Konzessionsvergaben; 

d) bei Dienstleistungsaufträgen gemäß Anhang XIV der Richtlinie 
2014/24/EU; 

e) bei Forschungs- und Entwicklungsdienstleistungen, die nicht unter 
die CPV-Codes 73000000-2 bis 73120000-9, 73300000-5, 
73420000-2 und 73430000-5 fallen, es sei denn, die Ergebnisse 
kommen ausschließlich dem öffentlichen Auftraggeber für seinen 
Gebrauch bei der Ausübung seiner eigenen Tätigkeit zugute oder 
die Dienstleistung wird vollständig durch den öffentlichen Auftrag­
geber vergütet; 

f) bei Dienstleistungsaufträgen über Kauf, Entwicklung, Produktion 
und Koproduktion von Sendematerial, das für audiovisuelle Medien­
dienste oder Hörfunkdienste gemäß der Richtlinie 2010/13/EU des 
Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) bestimmt ist, sowie Auf­
trägen über die Ausstrahlung oder Bereitstellung von Sendungen. 

(2) In folgenden Fällen gilt ein Angebot als nicht ordnungsgemäß: 

a) wenn es die in den Auftragsunterlagen angeführten Mindestanforde­
rungen nicht erfüllt; 
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b) wenn es die Anforderungen an die Angebotsabgabe gemäß Arti­
kel 111 Absatz 4 der Haushaltsordnung nicht erfüllt; 

c) wenn der Bieter gemäß Artikel 107 Absatz 1 Buchstabe b oder c der 
Haushaltsordnung auszuschließen ist; 

d) wenn der öffentliche Auftraggeber das Angebot für ungewöhnlich 
niedrig erklärt hat. 

(3) In folgenden Fällen gilt ein Angebot als unannehmbar: 

a) wenn der Preis des Angebots das vor Einleitung des Vergabever­
fahrens festgelegte und dokumentierte maximale Budget des öffent­
lichen Auftraggebers übersteigt; 

b) wenn das Angebot die Qualitätsmindeststandards der Zuschlagskri­
terien nicht erfüllt. 

(4) In den Fällen gemäß Absatz 1 Buchstabe a ist der öffentliche 
Auftraggeber nicht verpflichtet, eine Auftragsbekanntmachung zu ver­
öffentlichen, wenn er in das betreffende Verhandlungsverfahren (com­
petitive procedure with negotiation) alle Bieter einbezieht, die den Aus­
schluss- und Eignungskriterien genügen und kein ungewöhnlich nied­
riges Angebot abgegeben haben. 

Artikel 136 

Verfahren nach Aufforderung zur Interessenbekundung 

(Artikel 104 Absatz 5 der Haushaltsordnung) 

(1) Bei Aufträgen, deren Wert unter dem jeweiligen Schwellenwert 
gemäß Artikel 118 Absatz 1 der Haushaltsordnung oder in Artikel 265 
Absatz 1 Buchstabe b der vorliegenden Verordnung liegt, und unbe­
schadet der Artikel 134 und 135 der vorliegenden Verordnung kann der 
öffentliche Auftraggeber auf eine Aufforderung zur Interessenbekun­
dung zurückgreifen, um entweder 

a) eine Vorauswahl der Bewerber vorzunehmen, die im Rahmen künf­
tiger nicht offener Vergabeverfahren zur Abgabe von Angeboten 
aufgefordert werden sollen, oder 

b) ein Verzeichnis derjenigen Anbieter zu erstellen, die zur Abgabe von 
Teilnahmeanträgen oder Angeboten aufgefordert werden sollen. 

(2) Das auf der Grundlage einer Aufforderung zur Interessenbekun­
dung erstellte Verzeichnis gilt höchstens vier Jahre, gerechnet ab dem 
Tag, an dem die Bekanntmachung gemäß Artikel 124 Absatz 1 ver­
öffentlicht wurde. 

Das Verzeichnis nach Unterabsatz 1 kann Unterverzeichnisse umfassen. 

Während der Geltungsdauer des Verzeichnisses, mit Ausnahme der letz­
ten drei Monate, können alle Wirtschaftsteilnehmer ihr Interesse bekun­
den. 
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(3) Soll ein Auftrag vergeben werden, so fordert der öffentliche Auf­
traggeber alle in dem betreffenden Verzeichnis oder Unterverzeichnis 
genannten Bewerber oder Anbieter auf: 

a) in Fällen nach Absatz 1 Buchstabe a ein Angebot abzugeben oder 

b) in Fällen nach Absatz 1 Buchstabe b Folgendes zu übermitteln: 

i) entweder Angebote, einschließlich Belegen, die sich auf Aus­
schluss- und Eignungskriterien beziehen, 

ii) oder Belege, die sich auf Ausschluss- und Eignungskriterien be­
ziehen, sowie anschließend, für diejenigen Bewerber oder Anbie­
ter, die diese Kriterien erfüllen, deren Angebote. 

Artikel 136a 

Aufträge von mittlerem Wert 

(Artikel 104 Absatz 1 der Haushaltsordnung) 

Aufträge von mittlerem Wert unter dem Schwellenwert gemäß Arti­
kel 118 Absatz 1 der Haushaltsordnung können entsprechend den Mo­
dalitäten für Verhandlungen gemäß Artikel 104 Absatz 4 der Haushalts­
ordnung und Artikel 128 Absatz 5 der vorliegenden Verordnung im 
Verhandlungsverfahren (negotiated procedure) vergeben werden. Für 
solche Verfahren gelten Artikel 124 Absatz 1 und Artikel 128 Absätze 1 
und 4 der vorliegenden Verordnung. Ausschließlich Bewerber, die 
gleichzeitig und schriftlich vom öffentlichen Auftraggeber dazu auf­
gefordert worden sind, können ein Erstangebot übermitteln. 

Artikel 137 

Aufträge von geringem Wert 

(Artikel 104 Absatz 1 der Haushaltsordnung) 

(1) Aufträge von geringem Wert (höchstens 60 000 EUR) können 
entsprechend den Modalitäten für Verhandlungen gemäß Artikel 104 
Absatz 4 der Haushaltsordnung und Artikel 128 Absatz 5 der vorlie­
genden Verordnung im Verhandlungsverfahren (negotiated procedure) 
vergeben werden. Für solche Verfahren gelten Artikel 124 Absatz 1 und 
Artikel 128 Absätze 2 und 4 der vorliegenden Verordnung. Ausschließ­
lich Bewerber, die gleichzeitig und schriftlich vom öffentlichen Auftrag­
geber dazu aufgefordert worden sind, können ein Erstangebot übermit­
teln. 

(2) Aufträge von sehr geringem Wert (höchstens 15 000 EUR) kön­
nen entsprechend den Modalitäten für Verhandlungen gemäß Artikel 104 
Absatz 4 der Haushaltsordnung und Artikel 128 Absatz 5 der vorlie­
genden Verordnung im Verhandlungsverfahren (negotiated procedure) 
vergeben werden. Artikel 128 Absatz 3 der vorliegenden Verordnung 
findet auf solche Verfahren Anwendung. Ausschließlich Bewerber, die 
gleichzeitig und schriftlich vom öffentlichen Auftraggeber dazu auf­
gefordert worden sind, können ein Erstangebot übermitteln. 

(3) Zahlungen für Ausgaben bis zu 1 000 EUR können auf der 
Grundlage von Rechnungen ohne vorheriges Vergabeverfahren geleistet 
werden. 
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Artikel 137a 

Vorherige Marktkonsultation 

(Artikel 105 Absatz 1 der Haushaltsordnung) 

(1) Für vorherige Marktkonsultationen kann der öffentliche Auftrag­
geber Beratung durch unabhängige Sachverständige, Behörden oder 
Wirtschaftsteilnehmer einholen oder in Anspruch nehmen. Diese Bera­
tung kann für die Planung und Durchführung des Vergabeverfahrens 
genutzt werden, sofern sie nicht wettbewerbsverzerrend ist und nicht 
zu einem Verstoß gegen die Grundsätze der Nichtdiskriminierung und 
der Transparenz führt. 

(2) Hat ein Wirtschaftsteilnehmer den öffentlichen Auftraggeber be­
raten oder war auf andere Art und Weise an der Vorbereitung des 
Vergabeverfahrens beteiligt, so ergreift der öffentliche Auftraggeber an­
gemessene Maßnahmen gemäß Artikel 142, um sicherzustellen, dass der 
Wettbewerb durch die Teilnahme dieses Wirtschaftsteilnehmers nicht 
verzerrt wird. 

Artikel 138 

Auftragsunterlagen 

(Artikel 105 Absatz 2 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Auftragsunterlagen umfassen: 

a) gegebenenfalls die Auftragsbekanntmachung oder eine Veröffent­
lichung in anderer Form gemäß den Artikeln 123 bis 126; 

b) die Aufforderung zur Angebotsabgabe; 

c) die Spezifikationen oder bei einem wettbewerblichen Dialog die Be­
schreibungen; darin enthalten sind die technischen Spezifikationen 
und die relevanten Kriterien; 

d) den auf der Grundlage des Mustervertrags ausgearbeiteten Vertrags­
entwurf. 

Unterabsatz 1 Buchstabe d findet in Fällen, in denen aufgrund außer­
gewöhnlicher und hinreichend begründeter Umstände der Mustervertrag 
nicht verwendet werden kann, keine Anwendung. 

(2) Die Aufforderung zur Angebotsabgabe enthält: 

a) Einzelheiten betreffend die Abgabe der Angebote, insbesondere die 
Bedingungen hinsichtlich der Vertraulichkeit der Angebote bis zur 
Öffnung, die Frist für den Eingang sowie die Anschrift, an die die 
Angebote zu senden oder bei der sie einzureichen sind, oder bei 
elektronischer Übermittlung die Internetadresse; 

b) den Hinweis, dass mit der Abgabe eines Angebots die Bedingungen 
gemäß den Auftragsunterlagen akzeptiert werden, und dass der Bie­
ter, falls er den Zuschlag erhält, während der Ausführung des Auf­
trags durch sein Angebot gebunden ist; 

c) die Geltungsdauer der Angebote, während der der Bieter sämtliche 
Bedingungen seines Angebots aufrechterhalten muss; 

d) das Verbot jeglichen Kontakts zwischen dem öffentlichen Auftrag­
geber und dem Bieter während des gesamten Verfahrens, es sei denn 
in Ausnahmefällen unter den in Artikel 160 genannten Vorausset­
zungen, sowie die genauen Bedingungen für eine etwaige Besichti­
gung vor Ort, falls eine solche vorgesehen ist; 
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e) die Angabe, auf welche Weise die Einhaltung der Frist für den 
Eingang der Angebote nachgewiesen werden kann; 

f) den Hinweis, dass sich die Bieter mit der Abgabe eines Angebots 
mit der elektronischen Unterrichtung über das Ergebnis des Verfah­
rens einverstanden erklären. 

(3) Die Spezifikationen enthalten: 

a) die Ausschluss- und Eignungskriterien; 

b) die Zuschlagskriterien und ihre relative Gewichtung oder, wenn eine 
Gewichtung aus objektiven Gründen nicht möglich ist, eine Rang­
folgendarstellung dieser Kriterien; dies gilt auch für Varianten, falls 
diese in der Auftragsbekanntmachung zugelassen sind; 

c) die technischen Spezifikationen gemäß Artikel 139; 

d) falls Varianten zugelassen sind: die Mindestanforderungen, die sie 
erfüllen müssen; 

e) die Angabe, ob das Protokoll über die Vorrechte und Befreiungen 
der Europäischen Union oder gegebenenfalls das Wiener Überein­
kommen über diplomatische Beziehungen oder das Wiener Überein­
kommen über konsularische Beziehungen anzuwenden ist; 

f) einen Nachweis des Zugangs zu Vergabeverfahren gemäß den Ar­
tikeln 172 und 263; 

g) bei dynamischen Beschaffungssystemen oder elektronischen Katalo­
gen die verwendete elektronische Ausrüstung, die technischen Vor­
kehrungen und die Merkmale der Verbindung. 

(4) Der Vertragsentwurf enthält: 

a) die bei Nichteinhaltung der Vertragsbestimmungen anwendbaren 
Schadenersatzpauschalen; 

b) die Angaben, die Rechnungen und die dazugehörigen Belege gemäß 
Artikel 102 enthalten müssen; 

c) die Bestimmung, dass in den Fällen, in denen die Organe auf eigene 
Rechnung Aufträge vergeben, das Recht der Union, gegebenenfalls 
ergänzt durch nationales Recht, oder, wenn dies für Aufträge gemäß 
Artikel 121 Absatz 1 erforderlich ist, ausschließlich nationales Recht 
Anwendung findet; 

d) die Angabe des bei Streitigkeiten zuständigen Gerichts; 

e) die Bestimmung, dass der Auftragnehmer die geltenden umwelt-, 
sozial- und arbeitsrechtlichen Verpflichtungen einhalten muss, die 
durch Rechtsvorschriften der Union, nationales Recht, Tarifverträge 
oder die in Anhang X der Richtlinie 2014/24/EU aufgeführten in­
ternationalen umwelt-, sozial- und arbeitsrechtlichen Vorschriften 
festgelegt sind; 

f) die Angabe, ob Rechte des geistigen Eigentums übertragen werden 
müssen; 

g) die Bestimmung, dass der im Angebot angegebene Preis ein nicht zu 
ändernder Festpreis ist, oder die Bedingungen und Berechnungswei­
sen für Preisanpassungen während der Laufzeit des Vertrags. 
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Für die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe g berücksichtigt der öf­
fentliche Auftraggeber, wenn im Vertrag eine Preisanpassung vorgese­
hen ist, insbesondere: 

i) den Gegenstand des Auftrags und die Wirtschaftskonjunktur; 

ii) Art und Dauer des Vertrags und der Aufgaben; 

iii) die eigenen finanziellen Interessen. 

Bei Aufträgen gemäß Artikel 134 Absatz 1 Buchstabe m muss Unter­
absatz 1 Buchstaben c und d nicht berücksichtigt werden. 

Artikel 139 

Technische Spezifikationen 

(Artikel 105 Absatz 2 der Haushaltsordnung) 

(1) Die technischen Spezifikationen müssen allen Wirtschaftsteilneh­
mern den gleichen Zugang zu den Vergabeverfahren ermöglichen und 
dürfen die Öffnung der Auftragsvergabe für den Wettbewerb nicht in 
ungerechtfertigter Weise behindern. 

In den technischen Spezifikationen werden die für Bauleistungen, Lie­
ferungen oder Dienstleistungen nötigen Merkmale einschließlich Min­
destanforderungen genannt, damit sie den vom öffentlichen Auftrag­
geber beabsichtigten Zweck erfüllen. 

(2) Die Anforderungen nach Absatz 1 können bei Bedarf umfassen: 

a) Qualitätsstufen; 

b) Umwelt- und Klimaleistung; 

c) bei Beschaffungen, die zur Nutzung durch natürliche Personen be­
stimmt sind: Kriterien für den Zugang von Behinderten oder aber 
eine Konzeption für alle Benutzerkategorien, außer in hinreichend 
begründeten Fällen; 

d) Konformitätsbewertungsstufen und -verfahren; 

e) Leistung oder Nutzung der Lieferung; 

f) Sicherheit oder Abmessungen, einschließlich — bei Lieferaufträ­
gen — Verkaufsbezeichnung und Gebrauchsanleitungen, und bei 
allen Aufträgen Terminologie, Symbole, Prüfungen und Prüfverfah­
ren, Verpackung, Kennzeichnung und Beschriftung, Produktionspro­
zesse und -methoden; 

g) bei Bauaufträgen die Verfahren zur Qualitätssicherung sowie die 
Vorschriften für die Planung und die Berechnung von Bauwerken, 
die Bedingungen für die Prüfung, Inspektion und Abnahme von 
Bauwerken, die Konstruktionsmethoden oder -verfahren und alle an­
deren technischen Anforderungen, die der öffentliche Auftraggeber 
bezüglich fertiggestellter Bauwerke und der dazu notwendigen Ma­
terialien oder Teile durch allgemeine und spezielle Vorschriften an­
zugeben in der Lage ist. 
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(3) Die technischen Spezifikationen werden in einer der folgenden 
Weisen festgelegt: 

a) in der genannten Rangfolge unter Bezugnahme auf europäische Nor­
men, auf europäische technische Bewertungen, auf gemeinsame tech­
nische Spezifikationen, auf internationale Normen oder auf andere 
von europäischen Normungsgremien erarbeitete technische Bezugs­
größen oder, falls dies nicht vorhanden ist, auf gleichwertige natio­
nale Normen; jede Bezugnahme ist mit dem Zusatz „oder gleich­
wertig“ zu versehen; 

b) in Form von Leistungs- oder Funktionsanforderungen einschließlich 
Umweltmerkmalen, sofern die Parameter hinreichend genau sind, um 
den Bietern ein klares Bild vom Auftragsgegenstand zu vermitteln 
und dem öffentlichen Auftraggeber die Erteilung des Zuschlags zu 
ermöglichen; 

c) durch eine Kombination der beiden unter den Buchstaben a und b 
dargelegten Methoden. 

(4) Macht der öffentliche Auftraggeber von der Möglichkeit Ge­
brauch, sich auf die in Absatz 3 Buchstabe a genannten Spezifikationen 
zu beziehen, so kann er ein Angebot nicht mit der Begründung zurück­
weisen, dass es diesen Spezifikationen nicht entspricht, sobald der Bie­
ter auf eine geeignete Weise nachweist, dass die vorgeschlagene Lösung 
den in den technischen Spezifikationen genannten Anforderungen glei­
chermaßen entspricht. 

(5) Macht der öffentliche Auftraggeber von der Möglichkeit nach 
Absatz 3 Buchstabe b Gebrauch, die technischen Spezifikationen in 
Form von Leistungs- oder Funktionsanforderungen zu formulieren, so 
kann er ein Angebot, das einer nationalen Norm, mit der eine europäi­
sche Norm umgesetzt wird, einer europäischen technischen Zulassung, 
einer gemeinsamen technischen Spezifikation, einer internationalen 
Norm oder technischen Bezugssystemen, die von einem europäischen 
Normungsgremium erarbeitet wurden, entspricht, nicht zurückweisen, 
wenn diese Normen und Zulassungen die von ihm gestellten Leistungs- 
oder Funktionsanforderungen betreffen. 

Der Bieter muss auf eine geeignete Weise nachweisen, dass die der 
Norm entsprechende jeweilige Bauleistung, Lieferung oder Dienstleis­
tung den Leistungs- oder Funktionsanforderungen des öffentlichen Auf­
traggebers entspricht. 

(6) Beabsichtigt ein öffentlicher Auftraggeber die Beschaffung von 
Bauleistungen, Lieferungen oder Dienstleistungen mit spezifischen um­
weltbezogenen, sozialen oder sonstigen Merkmalen, so kann er in den 
technischen Spezifikationen ein bestimmtes Gütezeichen oder bestimmte 
Anforderungen eines Gütezeichens verlangen, sofern alle nachfolgend 
genannten Bedingungen erfüllt sind: 

a) die Gütezeichen-Anforderungen betreffen ausschließlich Kriterien, 
die im Zusammenhang mit dem Gegenstand des Auftrags stehen 
und dazu geeignet sind, die Merkmale der Beschaffung zu definie­
ren; 

b) die Gütezeichen-Anforderungen basieren auf objektiv nachprüfbaren 
und nichtdiskriminierenden Kriterien; 

c) die Gütezeichen werden im Rahmen eines offenen und transparenten 
Verfahrens eingeführt, an dem alle einschlägigen Interessenträger 
teilnehmen können; 

d) die Gütezeichen sind für alle interessierten Parteien zugänglich; 

e) die Gütezeichen-Anforderungen werden von einem Dritten fest­
gelegt, auf den der Wirtschaftsteilnehmer, der das Gütezeichen be­
antragt, keinen ausschlaggebenden Einfluss ausüben kann. 
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Der öffentliche Auftraggeber kann den Wirtschaftsteilnehmern vor­
schreiben, als Nachweis für die Konformität mit den Auftragsunterlagen 
einen Testbericht oder eine Zertifizierung einer Konformitätsbewer­
tungsstelle, die gemäß der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates ( 1 ) akkreditiert ist, oder einer gleich­
wertigen Konformitätsbewertungsstelle vorzulegen. 

(7) Der öffentliche Auftraggeber erkennt auch andere geeignete 
Nachweise als die in Absatz 6 genannten an, wie z. B. ein technisches 
Dossier des Herstellers, wenn ein Wirtschaftsteilnehmer aus nicht von 
ihm selbst zu verantwortenden Gründen keinen Zugang zu den Zertifi­
katen oder Testberichten oder keine Möglichkeit hatte, diese oder ein 
bestimmtes Gütezeichen innerhalb der einschlägigen Fristen einzuholen, 
sofern der betreffende Wirtschaftsteilnehmer nachweist, dass die zu er­
bringenden Bauleistungen, Lieferungen oder Dienstleistungen die An­
forderungen des bestimmten Gütezeichens oder vom öffentlichen Auf­
traggeber angegebene spezifische Anforderungen erfüllen. 

(8) Soweit es nicht durch den Auftragsgegenstand gerechtfertigt ist, 
darf in technischen Spezifikationen nicht auf eine bestimmte Herstellung 
oder Herkunft oder ein besonderes Verfahren, das die von einem be­
stimmten Wirtschaftsteilnehmer bereitgestellten Waren oder Dienstleis­
tungen charakterisiert, oder auf Marken, Patente, Typen, einen bestimm­
ten Ursprung oder eine bestimmte Produktion verwiesen werden, wenn 
dadurch bestimmte Waren oder Wirtschaftsteilnehmer begünstigt oder 
ausgeschlossen würden. 

Wenn der Auftragsgegenstand nicht hinreichend genau und allgemein 
verständlich beschrieben werden kann, sind solche Verweise ausnahms­
weise zulässig. Sie sind mit dem Zusatz „oder gleichwertiger Art“ zu 
versehen. 

Artikel 141 

Erklärung des Nichtvorliegens von Ausschlusskriterien und 
entsprechende Nachweise 

(Artikel 106 und 107 der Haushaltsordnung) 

(1) Für die Zwecke des Artikels 106 Absatz 10 der Haushaltsord­
nung erkennt der öffentliche Auftraggeber die Einheitliche Europäische 
Eigenerklärung gemäß der Richtlinie 2014/24/EU an oder ersatzweise 
eine unterzeichnete und datierte ehrenwörtliche Erklärung, in der ver­
sichert wird, dass der betreffende Wirtschaftsteilnehmer sich nicht in 
einer der in Artikel 106 Absätze 1 und 4 und Artikel 107 der Haus­
haltsordnung genannten Situationen befindet oder dass einer der in Ar­
tikel 106 Absatz 7 Buchstabe a der Haushaltsordnung genannten Fälle 
auf ihn zutrifft. 

Ein Wirtschaftsteilnehmer kann eine bereits bei einem früheren Verfah­
ren verwendete Einheitliche Europäische Eigenerklärung wiederverwen­
den, sofern er bestätigt, dass die darin enthaltenen Informationen nach 
wie vor korrekt sind. 

Wenn der öffentliche Auftraggeber die Anzahl der Bewerber gemäß 
Artikel 104 Absatz 3 der Haushaltsordnung beschränkt, legen alle Be­
werber die in Absatz 3 dieses Artikels aufgeführten Nachweise vor. 

Abhängig von seiner Risikobewertung kann der öffentliche Auftrag­
geber bei folgenden Verfahren davon absehen, eine Einheitliche Euro­
päische Eigenerklärung oder ehrenwörtliche Erklärung zu verlangen: 

a) Verfahren bei Aufträgen von sehr geringem Wert gemäß Artikel 137 
Absatz 2; 
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b) Verfahren bei Aufträgen im Bereich der Maßnahmen im Außen­
bereich gemäß Artikel 265 Absatz 1, Artikel 267 Absatz 1 oder 
Artikel 269 Absatz 1, deren Wert 20 000 EUR nicht überschreitet. 

(2) In folgenden Fällen muss der erfolgreiche Bieter binnen einer 
vom öffentlichen Auftraggeber festgesetzten Frist und vor der Unter­
zeichnung des Vertrags die Einheitliche Europäische Eigenerklärung 
oder die ehrenwörtliche Erklärung durch die in Absatz 3 genannten 
Nachweise belegen: 

a) bei Aufträgen, die die Organe auf eigene Rechnung vergeben und 
bei denen die in Artikel 118 Absatz 1 der Haushaltsordnung genann­
ten Schwellenwerte erreicht oder überschritten werden; 

b) bei Aufträgen im Bereich der Maßnahmen im Außenbereich, deren 
Wert die in Artikel 265 Absatz 1 Buchstabe a, Artikel 267 Absatz 1 
Buchstabe a oder Artikel 269 Absatz 1 Buchstabe a genannten 
Schwellenwerte erreicht oder überschreitet. 

(3) Der öffentliche Auftraggeber akzeptiert als ausreichenden Nach­
weis dafür, dass auf einen bestimmten Wirtschaftsteilnehmer keiner der 
in Artikel 106 Absatz 1 Buchstaben a, c, d und f der Haushaltsordnung 
genannten Fälle zutrifft, einen Strafregisterauszug neueren Datums oder 
ersatzweise eine von einer Justiz- oder Verwaltungsbehörde des Landes, 
in dem er niedergelassen ist, ausgestellte gleichwertige Bescheinigung 
neueren Datums, aus der hervorgeht, dass diese Anforderungen erfüllt 
sind. 

Der öffentliche Auftraggeber akzeptiert als ausreichenden Nachweis da­
für, dass auf einen bestimmten Wirtschaftsteilnehmer keiner der in Ar­
tikel 106 Absatz 1 Buchstaben a und b der Haushaltsordnung genannten 
Fälle zutrifft, eine von der zuständigen Behörde des betreffenden Staates 
ausgestellte Bescheinigung neueren Datums. 

In dem Fall, dass die Bescheinigung von dem betreffenden Land nicht 
ausgestellt wird, kann der Wirtschaftsteilnehmer eine vor einer Justiz­
behörde oder einem Notar abgegebene eidesstattliche Erklärung oder 
ersatzweise eine vor einer Verwaltungsbehörde oder einer dafür zustän­
digen Berufsorganisation in dem Land, in dem er niedergelassen ist, 
abgegebene förmliche Erklärung vorlegen. 

(4) Der öffentliche Auftraggeber verzichtet auf den in Absatz 3 ge­
nannten Nachweis, wenn es sich um eine internationale Organisation 
handelt, wenn er in einer gebührenfreien nationalen Datenbank auf den 
Nachweis zugreifen kann oder wenn ein solcher Nachweis bereits zu 
Zwecken eines anderen Verfahrens vorgelegt wurde, vorausgesetzt dass 
die Ausstellung des Nachweises nicht länger als ein Jahr zurückliegt 
und der Nachweis nach wie vor gültig ist. 

In diesem Fall versichert der Wirtschaftsteilnehmer in einer ehrenwört­
lichen Erklärung, dass er im Rahmen eines früheren Verfahrens bereits 
einen solchen Nachweis vorgelegt hat, der unverändert Gültigkeit be­
sitzt. 

Artikel 142 

Maßnahmen zur Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen 

(Artikel 107 Absatz 1 der Haushaltsordnung) 

Die Maßnahmen gemäß Artikel 107 Absatz 1 Buchstabe c der Haus­
haltsordnung umfassen die Unterrichtung anderer Bewerber oder Bieter 
in Bezug auf einschlägige Informationen, die im Zusammenhang mit der 
Mitwirkung eines Bewerbers oder Bieters an der Vorbereitung des Ver­
gabeverfahrens ausgetauscht wurden oder daraus resultieren, und die 
Festlegung angemessener Fristen für den Eingang der Angebote. 
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Der betreffende Bewerber oder Bieter wird vom Verfahren nur dann 
ausgeschlossen, wenn keine andere Möglichkeit besteht, die Wahrung 
des Grundsatzes der Gleichbehandlung zu gewährleisten. 

Vor einem solchen Ausschluss wird den Bewerbern oder Bietern die 
Möglichkeit gegeben, nachzuweisen, dass ihre Mitwirkung bei der Vor­
bereitung des Vergabeverfahrens den Wettbewerb nicht verzerren kann. 

Artikel 143 

Funktionsweise der Datenbank für das Früherkennungs- und 
Ausschlusssystem 

(Artikel 108 Absätze 1, 2, 3, 4 und 12 der Haushaltsordnung) 

Um das Funktionieren der in Artikel 108 Absatz 1 der Haushaltsord­
nung genannten Datenbank sicherzustellen, benennen die in Artikel 108 
Absatz 2 Buchstaben c, d und e genannten Organe, Ämter, Einrichtun­
gen, Agenturen und Einheiten befugte Personen. 

Diese befugten Personen erteilen gegebenenfalls die Angaben gemäß 
Artikel 108 Absatz 3 der Haushaltsordnung. Ihnen wird im Einklang 
mit Artikel 108 Absätze 4 und 12 der Haushaltsordnung Zugang ge­
währt. 

Befugte Personen, die von den in Artikel 108 Absatz 2 Buchstabe d der 
Haushaltsordnung genannten Einheiten bereits im Einklang mit den 
sektorspezifischen Vorschriften benannt worden sind, können auch für 
die Zwecke des Artikels 108 Absatz 12 der Haushaltsordnung heran­
gezogen werden. 

Von den in Artikel 108 Absatz 2 Buchstabe d der Haushaltsordnung 
genannten Einheiten angeforderte Informationen werden ausschließlich 
über das Berichterstattungssystem für Unregelmäßigkeiten, also das von 
der Kommission eingerichtete und derzeit für die Berichterstattung von 
Betrug und Unregelmäßigkeiten verwendete automatische Informations­
system, im Einklang mit sektorspezifischen Vorschriften übermittelt. 

Für die Zwecke des Artikels 108 Absatz 4 der Haushaltsordnung wer­
den die über dieses automatische Informationssystem übermittelten In­
formationen von der Kommission in der in Artikel 108 Absatz 1 der 
Haushaltsordnung genannten Datenbank zur Verfügung gestellt. 

Artikel 144 

Gremium 

(Artikel 108 Absatz 6 der Haushaltsordnung) 

(1) Der Vorsitzende des Gremiums wird von der Kommission er­
nannt. Er wird unter den ehemaligen Mitgliedern des Rechnungshofes 
bzw. Gerichtshofs oder unter ehemaligen Beamten ausgewählt, die zu­
mindest den Rang eines Generaldirektors in einem anderen Organ der 
Europäischen Union als der Kommission innehatten. Er wird aufgrund 
seiner persönlichen und beruflichen Eignung, seiner umfassenden Erfah­
rungen mit rechtlichen und finanziellen Angelegenheiten sowie seiner 
nachgewiesenen Kompetenz, Unabhängigkeit und Integrität ausgewählt. 
Seine Amtszeit beträgt fünf Jahre und ist nicht verlängerbar. Der Vor­
sitzende wird als Sonderberater im Sinne des Artikels 5 der Beschäfti­
gungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten der Europäischen 
Union angestellt. 
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Der Vorsitzende des Gremiums leitet alle Sitzungen des Gremiums. Er 
ist bei der Wahrnehmung seiner Aufgaben unabhängig. Er darf keinem 
Interessenkonflikt zwischen seinem Amt als Vorsitzender des Gremiums 
und seinen sonstigen dienstlichen Aufgaben unterliegen. 

(2) Zwei ständige Mitglieder werden von der Kommission benannt. 
Ein zusätzliches Mitglied vertritt den antragstellenden öffentlichen Auf­
traggeber und wird nach Maßgabe seiner eigenen internen Organisation 
benannt. 

(3) Das ständige Sekretariat des Gremiums sorgt für Folgendes: 

a) Vorbereitung der Analyse der dem Gremium gemäß Artikel 108 
Absatz 8 Buchstabe a der Haushaltsordnung vorgelegten Informatio­
nen; 

b) Pflege von Kontakten zu den Wirtschaftsteilnehmern und den ande­
ren Anweisungsbefugten für die Zwecke von Artikel 108 Absatz 8 
Buchstaben b, c und f der Haushaltsordnung; 

c) Führung des Verzeichnisses der Empfehlungen des Gremiums gemäß 
Artikel 108 Absatz 5 der Haushaltsordnung und der Entscheidungen 
des öffentlichen Auftraggebers gemäß Artikel 106 Absatz 3 der 
Haushaltsordnung; 

d) Gewährleistung der zentralisierten Veröffentlichung gemäß Arti­
kel 106 Absatz 16 der Haushaltsordnung. 

(4) Jedes Mitglied des Gremiums beurteilt jeden vorgelegten Fall im 
Einklang mit den in der vorliegenden Verordnung niedergelegten Be­
stimmungen und Verfahren, der Haushaltsordnung und sonstigen an­
wendbaren Bestimmungen der Kommission. Vor seiner Benennung 
und während seiner ganzen Dienstzeit hat jedes Mitglied des Gremiums 
die Verpflichtung, unverzüglich etwaige Handlungen offenzulegen, bei 
denen davon auszugehen ist, dass sie einen Interessenkonflikt im Sinne 
von Artikel 57 der Haushaltsordnung und Artikel 32 der vorliegenden 
Verordnung darstellen. Mitglieder des Gremiums Jury ziehen sich von 
jedem Fall zurück, in dem für sie ein tatsächlicher Interessenkonflikt 
vorliegt. 

(5) Die Geschäftsordnung des Gremiums wird von der Kommission 
festgelegt. 

Artikel 146 

Eignungskriterien 

(Artikel 110 Absatz 2 der Haushaltsordnung) 

(1) Der öffentliche Auftraggeber gibt in den Auftragsunterlagen die 
Eignungskriterien, die Mindestanforderungen im Hinblick auf die Leis­
tungsfähigkeit und den erforderlichen Nachweis über die Erfüllung die­
ser Anforderungen an. Alle Anforderungen müssen mit dem Auftrags­
gegenstand in Verbindung und mit diesem in einem angemessenen Ver­
hältnis stehen. 

Der öffentliche Auftraggeber gibt in den Auftragsunterlagen an, auf 
welche Weise Gruppen von Wirtschaftsteilnehmern die Eignungskrite­
rien unter Berücksichtigung von Absatz 6 erfüllen müssen. 

Ist ein Auftrag in Lose aufgeteilt, kann der öffentliche Auftraggeber für 
jedes Los Mindestanforderungen im Hinblick auf die Leistungsfähigkeit 
festlegen. Er kann zusätzliche Mindestanforderungen festlegen, sofern 
mehrere Lose an denselben Auftragnehmer vergeben werden. 

(2) Im Hinblick auf die Befähigung zur Berufsausübung kann der 
öffentliche Auftraggeber verlangen, dass ein Wirtschaftsteilnehmer min­
destens eine der folgenden Bedingungen erfüllt: 
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a) er muss in einem einschlägigen Berufs- oder Handelsregister ver­
zeichnet sein, es sei denn, es handelt sich um eine internationale 
Organisation; 

b) bei Dienstleistungsaufträgen muss er im Besitz einer bestimmten 
Berechtigung sein, durch die nachgewiesen wird, dass er zur Aus­
führung des Vertrags in seinem Niederlassungsland berechtigt ist, 
oder er muss Mitglied einer bestimmten berufsständischen Organisa­
tion sein. 

(3) Beim Eingang von Teilnahmeanträgen und Angeboten akzeptiert 
der öffentliche Auftraggeber die Einheitliche Europäische Eigenerklä­
rung oder ansonsten eine ehrenwörtliche Erklärung, aus der hervorgeht, 
dass der Bewerber oder Bieter die Eignungskriterien erfüllt. 

Der öffentliche Auftraggeber kann Bieter und Bewerber jederzeit wäh­
rend des Verfahrens auffordern, eine aktualisierte Erklärung oder sämt­
liche oder einen Teil der zusätzlichen Unterlagen beizubringen, wenn 
dies zur angemessenen Durchführung des Verfahrens erforderlich ist. 

Der öffentliche Auftraggeber fordert von den Bewerbern oder erfolg­
reichen Bietern aktuelle Unterlagen an, es sei denn, er hat sie bereits für 
die Zwecke eines anderen Verfahrens erhalten und die Unterlagen sind 
noch aktuell oder er kann in einer nationalen Datenbank kostenlos auf 
sie zugreifen. 

(4) In den folgenden Fällen kann der öffentliche Auftraggeber je 
nach Bewertung des Risikos von einem Nachweis der Rechts- und 
Geschäftsfähigkeit sowie der finanziellen, wirtschaftlichen, technischen 
und beruflichen Leistungsfähigkeit der Wirtschaftsteilnehmer absehen: 

a) bei Verfahren für Aufträge von mittlerem oder geringem Wert, die 
die Organe auf eigene Rechnung vergeben und bei denen die in 
Artikel 118 Absatz 1 der Haushaltsordnung genannten Schwellen­
werte erreicht oder überschritten werden; 

b) bei Verfahren für Aufträge im Zusammenhang mit Maßnahmen im 
Außenbereich, deren Wert die in Artikel 265 Absatz 1 Buchstabe a, 
Artikel 267 Absatz 1 Buchstabe a und Artikel 269 Absatz 1 Buch­
stabe a genannten Schwellenwerte nicht übersteigt. 

Beschließt der öffentliche Auftraggeber, von dem Nachweis der Rechts- 
und Geschäftsfähigkeit sowie der finanziellen, wirtschaftlichen, tech­
nischen und beruflichen Leistungsfähigkeit der Wirtschaftsteilnehmer 
abzusehen, werden keine Vorfinanzierungen vorgenommen. 

(5) Ein Wirtschaftsteilnehmer kann gegebenenfalls für einen be­
stimmten Auftrag auf die Leistungsfähigkeit anderer Unternehmen ver­
weisen, unabhängig davon, welche rechtlichen Beziehungen zwischen 
ihm und diesen Unternehmen bestehen. Er muss in diesem Falle dem 
öffentlichen Auftraggeber gegenüber nachweisen, dass ihm die erforder­
lichen Mittel für die Ausführung des Auftrags zur Verfügung stehen, 
indem er die diesbezüglichen verpflichtenden Zusagen dieser Unterneh­
men vorlegt. 

Im Hinblick auf die technischen und beruflichen Kriterien kann ein 
Wirtschaftsteilnehmer die Kapazitäten anderer Unternehmen nur dann 
in Anspruch nehmen, wenn diese die Arbeiten ausführen bzw. die 
Dienstleistungen erbringen, für die diese Kapazitäten benötigt werden. 

Nimmt ein Wirtschaftsteilnehmer im Hinblick auf Kriterien für die wirt­
schaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit die Kapazitäten anderer 
Unternehmen in Anspruch, so kann der öffentliche Auftraggeber vor­
schreiben, dass der Wirtschaftsteilnehmer und diese Unternehmen ge­
meinsam für die Auftragsausführung haften. 
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Der öffentliche Auftraggeber kann vom Bieter Informationen über jeden 
Teil des Auftrags verlangen, den der Bieter weiterzuvergeben beabsich­
tigt, sowie über die Identität der Unterauftragnehmer. 

In Bezug auf Bau- oder Dienstleistungen, die in einer Einrichtung des 
öffentlichen Auftraggebers unter dessen direkter Aufsicht auszuführen 
bzw. zu erbringen sind, schreibt der öffentliche Auftraggeber vor, dass 
der Auftragnehmer ihm die Namen, die Kontaktdaten und die bevoll­
mächtigten Vertreter von Unterauftragnehmern, die an der Ausführung 
des Auftrags beteiligt sind, sowie etwaige Änderungen im Hinblick auf 
Unterauftragnehmer mitteilt. 

(6) Der öffentliche Auftraggeber überprüft, ob die Unternehmen, de­
ren Kapazitäten der Wirtschaftsteilnehmer in Anspruch nehmen möchte, 
und die vorgesehenen Unterauftragnehmer — sofern die Vergabe von 
Unteraufträgen einen wesentlichen Teil des Auftrags darstellt — die 
entsprechenden Eignungskriterien erfüllen. 

Der Auftraggeber schreibt vor, dass der Wirtschaftsteilnehmer ein Un­
ternehmen bzw. einen Unterauftragnehmer, das bzw. der ein einschlä­
giges Eignungskriterium nicht erfüllt, ersetzt. 

(7) Der öffentliche Auftraggeber kann im Falle von Bauaufträgen, 
Dienstleistungsaufträgen sowie Verlege- oder Installationsarbeiten im 
Zusammenhang mit einem Lieferauftrag vorschreiben, dass bestimmte 
kritische Aufgaben direkt vom Bieter selbst oder — wenn der Bieter 
einer Gruppe von Wirtschaftsteilnehmern angehört — von einem Grup­
penteilnehmer ausgeführt werden. 

Artikel 147 

Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit 

(Artikel 110 Absatz 2 der Haushaltsordnung) 

(1) Um zu gewährleisten, dass die Wirtschaftsteilnehmer über die 
notwendige wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit zur Aus­
führung des Auftrags verfügen, kann der öffentliche Auftraggeber ins­
besondere verlangen, dass 

a) die Wirtschaftsteilnehmer einen bestimmten Mindestjahresumsatz, 
einschließlich eines bestimmten Mindestumsatzes in dem vom Auf­
trag abgedeckten Bereich, nachweisen; 

b) die Wirtschaftsteilnehmer Informationen über ihre Jahresabschlüsse 
mit Angabe des Verhältnisses zwischen Forderungen und Verbind­
lichkeiten bereitstellen; 

c) die Wirtschaftsteilnehmer eine Berufshaftpflichtversicherung in ge­
eigneter Höhe vorlegen. 

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstaben a darf der Mindestjahres­
umsatz nicht das Zweifache des geschätzten jährlichen Auftragswerts 
übersteigen, außer in hinreichend begründeten Fällen im Zusammenhang 
mit der Art der Beschaffung, die der Auftraggeber in den Auftrags­
unterlagen erläutert. 

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstaben b erläutert der öffent­
liche Auftraggeber die Methoden und Kriterien für derartige Verhält­
nisse in den Auftragsunterlagen. 

(2) Bei dynamischen Beschaffungssystemen wird der Höchstjahres­
umsatz auf der Basis des erwarteten Höchstumfangs konkreter Aufträge 
berechnet, die nach diesem System vergeben werden sollen. 
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(3) Der öffentliche Auftraggeber legt in den Auftragsunterlagen die 
von einem Wirtschaftsteilnehmer beizubringenden Nachweise seiner 
wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit fest. Er kann ins­
besondere eine oder mehrere der folgenden Unterlagen verlangen: 

a) entsprechende Bankerklärungen oder gegebenenfalls Nachweis einer 
entsprechenden Berufshaftpflichtversicherung; 

b) Jahresabschlüsse oder Auszüge davon für einen Zeitraum, der höchs­
tens den letzten drei abgeschlossenen Geschäftsjahren entspricht; 

c) eine Erklärung über den Gesamtumsatz des Wirtschaftsteilnehmers 
und gegebenenfalls über den Umsatz im auftragsrelevanten Tätig­
keitsbereich, der während der letzten drei Geschäftsjahre, für die 
Abschlüsse vorliegen, erwirtschaftet wurde. 

Kann ein Wirtschaftsteilnehmer aus einem berechtigten Grund die vom 
öffentlichen Auftraggeber geforderten Nachweise nicht beibringen, so 
kann er den Nachweis seiner wirtschaftlichen und finanziellen Leis­
tungsfähigkeit durch Vorlage jedes anderen vom öffentlichen Auftrag­
geber für geeignet erachteten Belegs erbringen. 

Artikel 148 

Technische und berufliche Leistungsfähigkeit 

(Artikel 110 Absatz 2 der Haushaltsordnung) 

(1) Der öffentliche Auftraggeber überprüft, ob Bewerber oder Bieter 
die Mindesteignungskriterien für die technische und berufliche Leis­
tungsfähigkeit gemäß den Absätzen 2 bis 5 erfüllen. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber legt in den Auftragsunterlagen die 
von einem Wirtschaftsteilnehmer beizubringenden Nachweise seiner 
technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit fest. Er kann eine oder 
mehrere der folgenden Unterlagen verlangen: 

a) bei Bauleistungen, Lieferungen, die Verlege- oder Einbauarbeiten 
erfordern, oder Dienstleistungen Nachweise der Bildungsabschlüsse 
und der beruflichen Qualifikationen, Fähigkeiten, Erfahrungen und 
Sachkenntnisse der für die Ausführung verantwortlichen Personen; 

b) eine Liste 

i) der wesentlichen in den letzten drei Jahren erbrachten Dienstleis­
tungen oder Lieferungen mit Angabe des Werts, der Ausfüh­
rungszeitpunkte sowie der öffentlichen oder privaten Kunden, 
wobei auf Anfrage Erklärungen der Kunden beizufügen sind; 

ii) der in den letzten fünf Jahren erbrachten Bauleistungen, wobei 
für die wichtigsten Bauleistungen Bescheinigungen über die ord­
nungsgemäße Ausführung beizufügen sind; 

c) eine Darstellung der technischen Ausrüstung, der Geräte und des 
Materials, die dem Wirtschaftsteilnehmer für die Ausführung eines 
Dienstleistungs- oder Bauauftrags zur Verfügung stehen; 

d) eine Beschreibung der technischen Ausrüstung und Mittel, die dem 
Wirtschaftsteilnehmer zur Qualitätssicherung zur Verfügung stehen, 
und eine Beschreibung der verfügbaren Untersuchungs- und For­
schungsmöglichkeiten; 
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e) einen Verweis auf die Techniker oder die technischen Stellen, die 
dem Wirtschaftsteilnehmer zur Verfügung stehen, unabhängig davon, 
ob sie direkt zu ihm gehören oder nicht, und zwar insbesondere 
derjenigen, die für die Qualitätskontrolle zuständig sind; 

f) bei Lieferungen: Muster, Beschreibungen bzw. unverfälschte Foto­
grafien oder Bescheinigungen, die von für die Qualitätskontrolle als 
zuständig anerkannten Instituten oder amtlichen Stellen ausgestellt 
wurden und in denen bestätigt wird, dass die durch entsprechende 
Bezugnahmen genau bezeichneten Erzeugnisse technischen Spezifi­
kationen oder Normen entsprechen; 

g) bei Bauleistungen oder Dienstleistungen eine Erklärung über die 
durchschnittliche jährliche Beschäftigtenzahl und die Zahl der Füh­
rungskräfte des Wirtschaftsteilnehmers in den letzten drei Jahren; 

h) Angabe des Lieferkettenmanagement- und -überwachungssystems, 
das der Wirtschaftsteilnehmer während der Auftragsausführung an­
wenden kann; 

i) Angabe der Umweltmanagementmaßnahmen, die der Wirtschaftsteil­
nehmer während der Auftragsausführung anwenden kann. 

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe b Ziffer i kann der öffent­
liche Auftraggeber, um einen ausreichenden Wettbewerb sicherzustellen, 
gegebenenfalls darauf hinweisen, dass er auch einschlägige Lieferungen 
oder Dienstleistungen berücksichtigen wird, die mehr als drei Jahre 
zurückliegen. 

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe b Ziffer ii kann der 
öffentliche Auftraggeber, um einen ausreichenden Wettbewerb sicher­
zustellen, gegebenenfalls darauf hinweisen, dass er auch einschlägige 
Bauleistungen berücksichtigen wird, die mehr als fünf Jahre zurücklie­
gen. 

(3) Sind die zu erbringenden Lieferungen oder Dienstleistungen kom­
plexer Art oder sollen sie ausnahmsweise einem besonderen Zweck 
dienen, so kann der Nachweis der technischen und beruflichen Leis­
tungsfähigkeit auch im Rahmen einer Überprüfung erbracht werden, die 
vom öffentlichen Auftraggeber oder in dessen Namen von einer zustän­
digen amtlichen Stelle durchgeführt wird, die sich dazu bereit erklärt 
und sich in dem Land befindet, in dem der Wirtschaftsteilnehmer an­
sässig ist. Diese Kontrolle betrifft die technische Leistungsfähigkeit und 
Produktionskapazität sowie erforderlichenfalls die Untersuchungs- und 
Forschungsmöglichkeiten des Lieferanten oder Dienstleistungserbringers 
sowie die zur Gewährleistung der Qualität getroffenen Vorkehrungen. 

(4) Verlangt der öffentliche Auftraggeber zum Nachweis dafür, dass 
der Wirtschaftsteilnehmer bestimmte Qualitätssicherungsnormen — ein­
schließlich solcher für den Zugang von Menschen mit Behinderungen — 
erfüllt, die Vorlage von Bescheinigungen unabhängiger Stellen, so 
nimmt er auf Qualitätssicherungssysteme Bezug, die den einschlägigen 
europäischen Normen genügen und von akkreditierten Stellen zertifiziert 
sind. Der öffentliche Auftraggeber erkennt auch andere Nachweise 
gleichwertiger Qualitätssicherungsmaßnahmen an, wenn der betreffende 
Wirtschaftsteilnehmer nachweislich keinen Zugang zu den betreffenden 
Bescheinigungen hat oder diese innerhalb der einschlägigen Fristen aus 
Gründen, die diesem Wirtschaftsteilnehmer nicht angelastet werden kön­
nen, nicht erlangen konnte, sofern der Wirtschaftsteilnehmer nachweist, 
dass die vorgeschlagenen Qualitätssicherungsmaßnahmen den geforder­
ten Qualitätssicherungsnormen entsprechen. 
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(5) Verlangt der öffentliche Auftraggeber zum Nachweis dafür, dass 
der Wirtschaftsteilnehmer bestimmte Systeme oder Normen für das Um­
weltmanagement erfüllt, die Vorlage von Bescheinigungen unabhängi­
ger Stellen, so nimmt er auf das System der Europäischen Union für das 
Umweltmanagement und die Umweltbetriebsprüfung (EMAS), auf an­
dere nach Artikel 45 der Verordnung (EG) Nr. 1221/2009 des Europäi­
schen Parlaments und des Rates ( 1 ) anerkannte Systeme für das Umwelt­
management oder auf andere Normen für das Umweltmanagement Be­
zug, die auf den einschlägigen europäischen oder internationalen Nor­
men beruhen und von akkreditierten Stellen zertifiziert sind. Wenn ein 
Wirtschaftsteilnehmer nachweislich keinen Zugang zu den betreffenden 
Bescheinigungen hatte oder diese aus Gründen, die diesem Wirtschafts­
teilnehmer nicht angelastet werden können, innerhalb der einschlägigen 
Fristen nicht erlangen konnte, erkennt der öffentliche Auftraggeber auch 
andere Nachweise über Umweltmanagementmaßnahmen an, sofern der 
Wirtschaftsteilnehmer nachweist, dass diese Maßnahmen jenen, die ge­
mäß dem geltenden System oder den geltenden Normen für das Um­
weltmanagement erforderlich sind, gleichwertig sind. 

(6) Wenn der öffentliche Auftraggeber feststellt, dass kollidierende 
Interessen vorhanden sind, die die Auftragsausführung negativ beein­
flussen können, kann er zu dem Schluss kommen, dass der betreffende 
Wirtschaftsteilnehmer nicht die geforderte berufliche Leistungsfähigkeit 
besitzt, um den Auftrag in angemessener Qualität ausführen zu können. 

Artikel 149 

Zuschlagskriterien 

(Artikel 110 Absatz 3 der Haushaltsordnung) 

(1) Zu Qualitätskriterien können Elemente gehören wie technischer 
Wert, Ästhetik, Zweckmäßigkeit, Zugänglichkeit, „Design für alle“, so­
ziale, ökologische und innovative Eigenschaften, der Prozess der Her­
stellung, der Bereitstellung und des Handels sowie jeder andere spezi­
fische Prozess in Bezug auf jedes Lebenszyklus-Stadium, Organisation 
des mit der Ausführung des Auftrags betrauten Personals, Kundendienst, 
technische Hilfe, Lieferbedingungen wie Liefertermin, Lieferverfahren 
sowie Liefer- oder Ausführungsfrist. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber gibt in den Auftragsunterlagen an, 
wie er die einzelnen Kriterien gewichtet, um das wirtschaftlich güns­
tigste Angebot zu ermitteln, es sei denn, er legt den niedrigsten Preis 
zugrunde. Diese Gewichtungen können mittels einer Marge angegeben 
werden, deren größte Bandbreite angemessen sein muss. 

Die Gewichtung des Preis- oder Kostenkriteriums gegenüber den ande­
ren Kriterien darf nicht dazu führen, dass das Preis- oder Kostenkrite­
rium seine Bedeutung verliert. 

Ist die Gewichtung aus objektiven Gründen nicht möglich, so gibt der 
öffentliche Auftraggeber die Kriterien in absteigender Rangfolge an. 

(3) Der öffentliche Auftraggeber kann Mindestqualitätsstandards vor­
schreiben, die ein Angebot erfüllen muss, um nicht abgelehnt zu wer­
den. 
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(4) Soweit relevant, umfasst die Berechnung der Lebensdauerkosten 
die folgenden Kosten während des Lebenszyklus von Bauleistungen, 
Lieferungen oder Dienstleistungen ganz oder teilweise: 

a) vom öffentlichen Auftraggeber oder anderen Nutzern getragene Kos­
ten wie: 

i) Anschaffungskosten; 

ii) Nutzungskosten, z. B. für den Verbrauch von Energie und an­
deren Ressourcen; 

iii) Wartungskosten; 

iv) Kosten am Ende der Nutzungsdauer (wie Abholungs- und Re­
cyclingkosten); 

b) Kosten, die externen Umwelteffekten zugeschrieben werden, die mit 
den Bauleistungen, Lieferungen oder Dienstleistungen während de­
ren Lebenszyklus in Verbindung stehen, sofern ihr Geldwert be­
stimmt und geprüft werden kann. 

(5) Bewertet der öffentliche Auftraggeber die Kosten nach einem 
Lebensdauerkostenansatz, nennt er in den Auftragsunterlagen die von 
den Bietern bereitzustellenden Daten und die Methode, die er zur Be­
stimmung der Lebensdauerkosten auf der Grundlage dieser Daten an­
wenden wird. 

Die Methode, die zur Bewertung der externen Umwelteffekten zu­
geschriebenen Kosten angewandt wird, muss die folgenden Bedingun­
gen erfüllen: 

a) sie beruht auf objektiv nachprüfbaren und nichtdiskriminierenden 
Kriterien; 

b) sie ist allen interessierten Parteien zugänglich; 

c) die Wirtschaftsteilnehmer können die geforderten Daten mit vertret­
barem Aufwand bereitstellen. 

Der öffentliche Auftraggeber zieht gegebenenfalls die vorgeschriebenen 
gemeinsamen Methoden zur Berechnung der Lebenszyklus-Kosten ge­
mäß Anhang XIII der Richtlinie 2014/24/EU heran. 

Artikel 150 

Durchführung von elektronischen Auktionen 

(Artikel 110 Absatz 5 der Haushaltsordnung) 

(1) Der öffentliche Auftraggeber kann auf elektronische Auktionen 
zurückgreifen, bei denen neue, nach unten korrigierte Preise oder neue, 
auf bestimmte Komponenten der Angebote abstellende Werte vorgelegt 
werden. 

Der öffentliche Auftraggeber gestaltet die elektronische Auktion als ein 
iteratives elektronisches Verfahren, das nach einer vollständigen ersten 
Bewertung der Angebote eingesetzt wird, denen anhand automatischer 
Bewertungsmethoden eine Rangfolge zugewiesen wird. 

(2) Bei der Anwendung des offenen oder nicht offenen Verfahrens 
oder des Verhandlungsverfahrens (competitive procedure with negotia­
tion) kann der öffentliche Auftraggeber beschließen, dass der Vergabe 
eines öffentlichen Auftrags eine elektronische Auktion vorausgeht, so­
fern die Auftragsunterlagen präzise erstellt werden können. 

Eine elektronische Auktion kann bei einem erneuten Aufruf zum Wett­
bewerb der Parteien eines Rahmenvertrags nach Artikel 122 Absatz 3 

▼M1 

02012R1268 — DE — 01.01.2017 — 002.001 — 92



 

Buchstabe b und bei Eröffnung des Wettbewerbs zur Vergabe von 
Aufträgen im Rahmen des in Artikel 131 genannten dynamischen Be­
schaffungssystems durchgeführt werden. 

Die elektronische Auktion beruht auf einem der Zuschlagsverfahren 
gemäß Artikel 110 Absatz 4 der Haushaltsordnung. 

(3) Wenn der öffentliche Auftraggeber die Durchführung einer elek­
tronischen Auktion beschließt, weist er in der Auftragsbekanntmachung 
darauf hin. 

Die Auftragsunterlagen enthalten die folgenden Angaben: 

a) die Werte der Komponenten, die Gegenstand der elektronischen 
Auktion sein werden, sofern diese Komponenten so quantifizierbar 
sind, dass sie in Ziffern oder in Prozentangaben ausgedrückt werden 
können; 

b) gegebenenfalls die zulässigen Ober- bzw. Untergrenzen der Werte, 
wie sie sich aus den Spezifikationen des Auftragsgegenstandes er­
geben; 

c) die Informationen, die den Bietern im Laufe der elektronischen Auk­
tion zur Verfügung gestellt werden, sowie den Termin, an dem sie 
ihnen gegebenenfalls zur Verfügung gestellt werden; 

d) die relevanten Angaben zum Ablauf der elektronischen Auktion, 
unter anderem darüber, ob sie in Phasen abläuft und wie sie gemäß 
Absatz 7 abgeschlossen wird; 

e) die Bedingungen, unter denen die Bieter Gebote tätigen können, und 
insbesondere die Mindestabstände, die bei diesen Geboten gegebe­
nenfalls einzuhalten sind; 

f) die relevanten Angaben zur verwendeten elektronischen Vorrichtung 
und zu den technischen Modalitäten und Merkmalen der Anschluss­
verbindung. 

(4) Alle Bieter, die zulässige Angebote unterbreitet haben, werden 
gleichzeitig auf elektronischem Wege zur Teilnahme an der elektro­
nischen Auktion aufgefordert, wobei die Verbindungen gemäß den An­
weisungen zu benutzen sind. In der Aufforderung werden das Datum 
und die Uhrzeit des Beginns der elektronischen Auktion angegeben. 

Die elektronische Auktion kann mehrere aufeinanderfolgende Phasen 
umfassen. Sie darf frühestens zwei Arbeitstage nach der Versendung 
der Aufforderungen beginnen. 

(5) Der Aufforderung wird das Ergebnis einer vollständigen Bewer­
tung des betreffenden Angebots beigefügt. 

In der Aufforderung ist ebenfalls die mathematische Formel vermerkt, 
nach der bei der elektronischen Auktion die automatische Neureihung 
entsprechend den vorgelegten neuen Preisen und/oder neuen Werten 
vorgenommen wird. Aus dieser Formel geht auch die Gewichtung aller 
Kriterien für die Ermittlung des wirtschaftlich günstigsten Angebots 
hervor, so wie sie in den Auftragsunterlagen angegeben ist. Zu diesem 
Zweck werden allerdings etwaige Margen durch einen im Voraus fest­
gelegten Wert ausgedrückt. 

Sind Varianten zulässig, so wird für jede einzelne Variante eine geson­
derte Formel angegeben. 
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(6) Der öffentliche Auftraggeber übermittelt allen Bietern im Laufe 
einer jeden Phase der elektronischen Auktion unverzüglich zumindest 
die Informationen, die erforderlich sind, damit den Bietern jederzeit ihr 
jeweiliger Rang bekannt ist. Er kann zudem, sofern dies zuvor mitgeteilt 
wurde, weitere Informationen zu sonstigen übermittelten Preisen oder 
Werten und die Zahl der Teilnehmer in jeder Auktionsphase bekannt 
geben. Er darf jedoch während keiner Phase der elektronischen Auktion 
die Identität der Bieter offenlegen. 

(7) Der öffentliche Auftraggeber schließt die elektronische Auktion 
nach einer oder mehreren der folgenden Vorgehensweisen ab: 

a) am zuvor angegebenen Termin (Datum und Uhrzeit); 

b) wenn er keine neuen Preise oder neuen Werte mehr erhält, die die 
Anforderungen für die Mindestunterschiede erfüllen, sofern er zuvor 
den Zeitpunkt genannt hat, der nach Eingang der letzten Einreichung 
vergangen sein muss, bevor er die elektronische Auktion abschließt; 

c) wenn die zuvor genannte Zahl der Auktionsphasen durchgeführt 
wurde. 

(8) Nach Abschluss der elektronischen Auktion vergibt der öffent­
liche Auftraggeber den Auftrag entsprechend den Ergebnissen der elek­
tronischen Auktion. 

Artikel 151 

Ungewöhnlich niedrige Angebote 

(Artikel 110 Absatz 5 der Haushaltsordnung) 

(1) Scheinen die bei einem bestimmten Auftrag im Angebot vor­
geschlagenen Preise oder Kosten ungewöhnlich niedrig zu sein, so ver­
langt der öffentliche Auftraggeber schriftlich Aufklärung über die we­
sentlichen Bestandteile der Preise oder Kosten, die er für relevant hält, 
und gibt dem Bieter Gelegenheit zur Stellungnahme. 

Der öffentliche Auftraggeber kann insbesondere Stellungnahmen be­
rücksichtigen, die Folgendes betreffen: 

a) die Wirtschaftlichkeit des Herstellungsprozesses, der Leistungserbrin­
gung oder des Bauverfahrens; 

b) die gewählten technischen Lösungen oder außergewöhnlich günstige 
Bedingungen, die dem Bieter zur Verfügung stehen; 

c) die Originalität des Angebots; 

d) die Einhaltung der umwelt-, sozial- und arbeitsrechtlichen Verpflich­
tungen durch den Bieter; 

e) die Einhaltung der umwelt-, sozial- und arbeitsrechtlichen Verpflich­
tungen durch Unterauftragnehmer; 

f) die Möglichkeit des Bieters, gemäß den geltenden Bestimmungen 
staatliche Beihilfen zu erhalten. 
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(2) Der öffentliche Auftraggeber kann das Angebot nur dann ableh­
nen, wenn die beigebrachten Nachweise das niedrige Niveau des vor­
geschlagenen Preises beziehungsweise der vorgeschlagenen Kosten 
nicht zufriedenstellend erklären. 

Der öffentliche Auftraggeber lehnt das Angebot ab, wenn er festgestellt 
hat, dass das Angebot ungewöhnlich niedrig ist, weil es den geltenden 
umwelt-, sozial- und arbeitsrechtlichen Verpflichtungen nicht genügt. 

(3) Stellt der öffentliche Auftraggeber fest, dass ein Angebot unge­
wöhnlich niedrig ist, weil der Bieter eine staatliche Beihilfe erhalten hat, 
so darf er das Angebot allein aus diesem Grund nur ablehnen, sofern der 
Bieter binnen einer von dem öffentlichen Auftraggeber festzulegenden 
ausreichenden Frist nicht nachweisen kann, dass die betreffende Beihilfe 
mit dem Binnenmarkt im Sinne des Artikels 107 AEUV vereinbar war. 

Artikel 152 

Fristen für den Eingang der Angebote und der Teilnahmeanträge 

(Artikel 111 Absatz 1 der Haushaltsordnung) 

(1) Der öffentliche Auftraggeber setzt für den Eingang von Angebo­
ten und Teilnahmeanträgen Fristen fest. 

Bei der Festsetzung der Fristen berücksichtigt der öffentliche Auftrag­
geber die Komplexität des Auftrags und die Zeit, die für die Ausarbei­
tung der Angebote erforderlich ist. Die Fristen sind länger als die in 
diesem Artikel genannten Mindestfristen, wenn die Angebote nur nach 
einer Ortsbesichtigung oder Einsichtnahme in die Anlagen zu den Auf­
tragsunterlagen vor Ort erstellt werden können. 

In den folgenden Fällen wird die Frist um fünf Tage verlängert: 

a) der öffentliche Auftraggeber bietet keinen unentgeltlichen direkten 
elektronischen Zugang zu den Auftragsunterlagen an; 

b) die Auftragsbekanntmachung wird gemäß Artikel 125 Absatz 2 
Buchstabe b veröffentlicht. 

▼B 
(2) Bei offenen Verfahren für Aufträge, deren Wert die Schwellen­
werte nach Artikel 170 Absatz 1 erreicht oder überschreitet, beträgt die 
Frist für den Eingang der Angebote mindestens 42 Tage, gerechnet ab 
dem Tag der Absendung der Bekanntmachung. 

(3) Bei im nichtoffenen Verfahren, im wettbewerblichen Dialog ge­
mäß Artikel 132 sowie im Verhandlungsverfahren mit vorherigem Auf­
ruf zum Wettbewerb zu vergebenden Aufträgen, deren Wert die Schwel­
lenwerte nach Artikel 170 Absatz 1 überschreitet, beträgt die Frist für 
den Eingang der Anträge auf Teilnahme mindestens 37 Tage, gerechnet 
ab dem Tag der Absendung der Bekanntmachung. 

Bei nichtoffenen Verfahren für Aufträge, deren Wert die Schwellen­
werte nach Artikel 170 Absatz 1 erreicht oder überschreitet, beträgt 
die Frist für den Eingang der Angebote mindestens 40 Tage, gerechnet 
ab dem Tag der Absendung der Aufforderung zur Angebotsabgabe. 
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Bei Verfahren im Anschluss an eine Aufforderung zur Interessenbekun­
dung im Sinne von Artikel 136 Absatz 1 hingegen beträgt die Frist 

a) für den Eingang der Angebote bei Verfahren nach Artikel 136 Ab­
satz 1 Buchstabe a sowie Artikel 136 Absatz 3 Buchstabe b Ziffer i 
mindestens 21 Tage, gerechnet ab dem Tag der Absendung der Auf­
forderung zur Angebotsabgabe; 

b) bei dem zweistufigen Verfahren nach Artikel 136 Absatz 3 Buch­
stabe b Ziffer ii für den Eingang der Teilnahmeanträge mindestens 
10 Tage und für den Eingang der Angebote mindestens 21 Tage. 

▼M1 
(4) Bei nicht offenen Verfahren und Verhandlungsverfahren (compe­
titive procedure with negotiation) beträgt die Frist für den Eingang der 
Angebote mindestens 30 Tage, gerechnet ab dem Tag der Absendung 
der Aufforderung zur Angebotsabgabe. 

(5) Bei einem dynamischen Beschaffungssystem beträgt die Frist für 
den Eingang der Angebote mindestens 10 Tage, gerechnet ab dem Tag 
der Absendung der Aufforderung zur Angebotsabgabe. 

(6) Bei Verfahren im Anschluss an eine Aufforderung zur Interes­
senbekundung im Sinne von Artikel 136 Absatz 1 beträgt die Frist 

a) für den Eingang der Angebote bei Verfahren gemäß Artikel 136 
Absatz 1 Buchstabe a sowie Artikel 136 Absatz 3 Buchstabe b 
Ziffer i mindestens 10 Tage, gerechnet ab dem Tag der Absendung 
der Aufforderung zur Angebotsabgabe; 

b) für den Eingang der Teilnahmeanträge mindestens 10 Tage und für 
den Eingang der Angebote bei dem zweistufigen Verfahren gemäß 
Artikel 136 Absatz 3 Buchstabe b Ziffer ii mindestens 10 Tage. 

(7) Der öffentliche Auftraggeber kann die Frist für den Eingang der 
Angebote bei offenen oder nicht offenen Verfahren um fünf Tage ver­
kürzen, wenn er die elektronische Übermittlung der Angebote akzep­
tiert. 

Artikel 153 

Zugang zu den Auftragsunterlagen und Frist für die Nachreichung 
zusätzlicher Informationen 

(Artikel 111 Absatz 1 der Haushaltsordnung) 

(1) Ab dem Tag der Veröffentlichung der Auftragsbekanntmachung 
oder, bei Verfahren ohne Auftragsbekanntmachung oder Verfahren ge­
mäß Artikel 136, ab dem Tag der Absendung der Aufforderung zur 
Angebotsabgabe bietet der öffentliche Auftraggeber unentgeltlichen di­
rekten elektronischen Zugang zu den Auftragsunterlagen an. 

In begründeten Fällen kann der öffentliche Auftraggeber die Auftrags­
unterlagen auf einem anderen von ihm festgelegten Weg übermitteln, 
wenn eine elektronische Übermittlung aus technischen Gründen nicht 
möglich ist oder die Auftragsunterlagen vertrauliche Informationen ent­
halten. In diesen Fällen ist Artikel 152 Absatz 1 Unterabsatz 3 an­
zuwenden, außer in dringenden Fällen gemäß Artikel 154 Absatz 1. 
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Der öffentliche Auftraggeber kann Wirtschaftsteilnehmern Anforderun­
gen vorschreiben, die den Schutz der Vertraulichkeit von Informationen 
bezwecken, die in Auftragsunterlagen enthalten sind. Er gibt diese An­
forderungen sowie Informationen dazu bekannt, wie auf die betreffen­
den Auftragsunterlagen zugegriffen werden kann. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber reicht zusätzliche Informationen zu 
den Auftragsunterlagen schnellstmöglich, gleichzeitig und schriftlich al­
len interessierten Wirtschaftsteilnehmern nach. 

Der öffentliche Auftraggeber ist nicht verpflichtet, Anträgen auf Nach­
reichung zusätzlicher Informationen stattzugeben, die weniger als sechs 
Arbeitstage vor dem Ablauf der Frist für den Eingang der Angebote 
vorgelegt werden. 

(3) Der öffentliche Auftraggeber verlängert die Fristen für den Ein­
gang der Angebote, wenn 

a) er zusätzliche Informationen nicht spätestens sechs Tage vor dem 
Ablauf der Frist für den Eingang der Angebote nachgereicht hat, 
obwohl der Wirtschaftsteilnehmer sie rechtzeitig angefordert hatte; 

b) er wesentliche Änderungen an den Auftragsunterlagen vornimmt. 

Artikel 154 

Fristen im Falle der Dringlichkeit 

(Artikel 111 Absatz 1 der Haushaltsordnung) 

(1) In Fällen, in denen die Dringlichkeit die Einhaltung der in Ar­
tikel 152 Absätze 2 und 3 für offene oder nicht offene Verfahren vor­
gesehenen Mindestfristen nachweislich unmöglich macht, können die 
öffentlichen Auftraggeber folgende Fristen festsetzen: 

a) für den Eingang der Teilnahmeanträge oder der Angebote in offenen 
Verfahren eine Frist, die mindestens 15 Tage betragen muss, gerech­
net ab dem Tag der Absendung der Auftragsbekanntmachung; 

b) für den Eingang der Angebote in nicht offenen Verfahren eine Frist 
von mindestens 10 Tagen, gerechnet ab dem Tag der Absendung der 
Aufforderung zur Angebotsabgabe. 

(2) Bei dringenden Fällen beträgt die in Artikel 153 Absatz 2 Unter­
absatz 1 und in Artikel 153 Absatz 3 Buchstabe a festgesetzte Frist vier 
Tage. 

Artikel 155 

Modalitäten für die Übermittlung der Angebote 

(Artikel 111 Absätze 1 und 2 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Modalitäten der Übermittlung der Angebote und der Teil­
nahmeanträge werden vom öffentlichen Auftraggeber bestimmt, der er­
forderlichenfalls eine einzige zulässige Kommunikationsform vorschrei­
ben kann. 

Die gewählten Kommunikationsmittel müssen gewährleisten, 
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a) dass die eingereichten Angebote und Anträge alle zu ihrer Bewer­
tung erforderlichen Informationen enthalten; 

b) dass die Unversehrtheit der Daten sichergestellt ist; 

c) dass die Vertraulichkeit der Angebote und Teilnahmeanträge gewahrt 
bleibt und der öffentliche Auftraggeber erst nach Ablauf der Frist für 
ihre Einreichung von diesen Kenntnis nimmt; 

d) dass der Schutz personenbezogener Daten den Anforderungen der 
Verordnung (EG) Nr. 45/2001 genügt. 

(2) Außer im Falle von Aufträgen, deren Wert die Schwellenwerte 
gemäß Artikel 118 Absatz 1 der Haushaltsordnung nicht erreicht, müs­
sen die Vorrichtungen für die elektronische Entgegennahme der Ange­
bote und Teilnahmeanträge mittels geeigneter technischer Mittel und 
entsprechender Verfahren gewährleisten, dass 

a) die Wirtschaftsteilnehmer eindeutig authentifiziert werden können; 

b) die Uhrzeit und der Tag des Eingangs der Angebote und Teilnahme­
anträge genau bestimmt werden können; 

c) es als sicher gelten kann, dass niemand vor den festgesetzten Ter­
minen Zugang zu den gemäß den vorliegenden Anforderungen über­
mittelten Daten hat; 

d) die Zeitpunkte der Öffnung der eingegangenen Daten ausschließlich 
von den ermächtigten Personen festgelegt oder geändert werden kön­
nen; 

e) in den verschiedenen Phasen des Vergabeverfahrens nur die ermäch­
tigten Personen Zugang zu allen vorgelegten Daten haben und Zu­
gang zu diesen Daten gewähren dürfen, sofern dies zur Durchfüh­
rung des Verfahrens erforderlich ist; 

f) es als sicher gelten kann, dass sich ein Versuch, gegen die Bedin­
gungen gemäß den Buchstaben a bis e zu verstoßen, aufdecken lässt. 

(3) Gestattet der öffentliche Auftraggeber die elektronische Übermitt­
lung von Angeboten und Teilnahmeanträgen, so gelten die mit diesen 
Systemen übermittelten elektronischen Dokumente als Originale. 

(4) Bei Einreichung der Teilnahmeanträge oder Angebote per Schrei­
ben können die Bewerber oder Bieter zwischen folgenden Übermitt­
lungsformen wählen: 

a) per Post oder Kurierdienst; in diesem Fall ist der Poststempel bzw. 
das Datum der Ablieferungsbestätigung maßgebend; 

b) durch Hinterlegung bei den Dienststellen des öffentlichen Auftrag­
gebers durch den Bieter bzw. Bewerber oder einen Vertreter; in 
diesem Fall ist die Empfangsbestätigung maßgebend. 

(5) Mit der Einreichung eines Teilnahmeantrags oder Angebots er­
klären sich die Bewerber oder Bieter mit der elektronischen Unterrich­
tung über das Ergebnis des Verfahrens einverstanden. 

▼M1 

02012R1268 — DE — 01.01.2017 — 002.001 — 98



 

Artikel 155a 

Elektronische Kataloge 

(Artikel 111 Absatz 7 der Haushaltsordnung) 

(1) Ist der Rückgriff auf elektronische Kommunikationsmittel vor­
geschrieben, kann der öffentliche Auftraggeber festlegen, dass die An­
gebote in Form eines elektronischen Katalogs übermittelt werden oder 
einen elektronischen Katalog beinhalten müssen. 

(2) Wird die Vorlage von Angeboten in Form elektronischer Kata­
loge akzeptiert oder vorgeschrieben, so 

a) weist der öffentliche Auftraggeber in der Auftragsbekanntmachung 
darauf hin; 

b) nennt der öffentliche Auftraggeber in den Auftragsunterlagen alle 
erforderlichen Informationen betreffend das Format, die verwendete 
elektronische Ausrüstung und die technischen Vorkehrungen der 
Verbindung und die Spezifikationen für den Katalog. 

(3) Wurde im Anschluss an die Einreichung der Angebote in Form 
elektronischer Kataloge ein Mehrfach-Rahmenvertrag geschlossen, so 
kann der öffentliche Auftraggeber vorschreiben, dass der erneute Aufruf 
zum Wettbewerb für Einzelaufträge nach einer der folgenden Methoden 
auf der Grundlage aktualisierter Kataloge erfolgt: 

a) der öffentliche Auftraggeber fordert die Bieter auf, ihre elektro­
nischen Kataloge an die Anforderungen des Einzelauftrags anzupas­
sen und erneut einzureichen; 

b) der öffentliche Auftraggeber unterrichtet die Auftragnehmer darüber, 
dass er beabsichtigt, den bereits eingereichten elektronischen Kata­
logen die Informationen zu entnehmen, die erforderlich sind, um 
Angebote zu erstellen, die den Anforderungen des Einzelauftrags 
angepasst sind; dies setzt voraus, dass der Rückgriff auf diese Me­
thode in den Auftragsunterlagen für den Rahmenvertrag angekündigt 
wurde. 

(4) Wendet der öffentliche Auftraggeber die Methode gemäß Absatz 3 
Buchstabe b an, so teilt er den Auftragnehmern Tag und Zeitpunkt mit, 
an bzw. zu dem er die Informationen erheben wird, die zur Erstellung 
der Angebote, die den Anforderungen des genannten Einzelauftrags ent­
sprechen, notwendig sind, und gibt den Auftragnehmern die Möglich­
keit, eine derartige Informationserhebung abzulehnen. 

Der öffentliche Auftraggeber sieht einen angemessenen Zeitraum zwi­
schen der Mitteilung und der tatsächlichen Erhebung der Informationen 
vor. 

Vor der Vergabe des Einzelauftrags legt der öffentliche Auftraggeber 
dem jeweiligen Auftraggeber die gesammelten Informationen vor, so­
dass diesem die Möglichkeit zum Einspruch oder zur Bestätigung ge­
boten wird, dass das dergestalt erstellte Angebot keine wesentlichen 
Fehler enthält. 

Artikel 156 

Bietungsgarantien 

(Artikel 111 Absatz 3 der Haushaltsordnung) 

(1) Der öffentliche Auftraggeber kann entsprechend den Bestimmun­
gen des Artikels 163 die Hinterlegung einer Bietungsgarantie in Höhe 
von 1 % bis 2 % des Gesamtauftragswerts verlangen. 
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(2) Der öffentliche Auftraggeber nimmt die Bietungsgarantie in An­
spruch, wenn das Angebot vor der Unterzeichnung des Vertrags zurück­
gezogen wird. 

Freigegeben wird die Bietungsgarantie vom öffentlichen Auftraggeber: 

a) bei Bietern, die gemäß Artikel 159 Absatz 2 Buchstabe b oder c 
abgelehnt wurden, nach der Unterrichtung über das Ergebnis des 
Verfahrens; 

b) bei Bietern, denen gemäß Artikel 159 Absatz 2 Buchstabe e eine 
Rangfolge zugewiesen wird, wenn der Vertrag unterzeichnet wird. 

Artikel 157 

Öffnung der Angebote und der Teilnahmeanträge 

(Artikel 111 Absatz 4 der Haushaltsordnung) 

(1) Bei offenen Verfahren dürfen bevollmächtigte Vertreter der Bieter 
bei der Angebotsöffnung anwesend sein. 

(2) Für Aufträge, deren Wert mindestens den in Artikel 118 Absatz 1 
der Haushaltsordnung festgelegten Schwellenwerten entspricht, setzt der 
Anweisungsbefugte einen Ausschuss für die Öffnung der Angebote ein. 
Der Anweisungsbefugte kann diese Verpflichtung auf der Grundlage 
einer Risikoanalyse aufheben, wenn innerhalb eines Rahmenvertrags 
erneut zum Wettbewerb aufgerufen wird oder einer der in Artikel 134 
Absatz 1 der vorliegenden Verordnung genannten Fälle vorliegt, mit 
Ausnahme der Buchstaben d und g des Artikels. 

Der Eröffnungsausschuss setzt sich zusammen aus mindestens zwei 
Personen, die mindestens zwei organisatorische Einheiten des betreffen­
den Organs vertreten, die in keinem hierarchischen Verhältnis zueinan­
der stehen. Zur Vermeidung von Interessenkonflikten unterliegen diese 
Personen den Verpflichtungen gemäß Artikel 57 der Haushaltsordnung. 

Bei den Vertretungen und Außenstellen gemäß Artikel 72 der vorlie­
genden Verordnung bzw. solchen, die isoliert in einem Mitgliedstaat 
tätig sind, entfällt, sofern sie über keine voneinander getrennten orga­
nisatorischen Einheiten verfügen, die Anforderung, dass sie in keinem 
hierarchischen Verhältnis zueinander stehen dürfen. 

(3) Bei interinstitutionellen Vergabeverfahren wird der Eröffnungs­
ausschuss vom zuständigen Anweisungsbefugten des für das Vergabe­
verfahren verantwortlichen Organs eingesetzt. 

(4) Auf geeignete Weise überprüft der öffentliche Auftraggeber das 
ursprüngliche Angebot einschließlich des finanziellen Angebots sowie 
den in Artikel 155 Absätze 2 und 4 vorgesehenen Nachweis über Da­
tum und Uhrzeit des Eingangs des Angebots und gewährleistet deren 
Unversehrtheit. 

(5) In offenen Verfahren, bei denen gemäß Artikel 110 Absatz 4 der 
Haushaltsordnung das Angebot mit dem niedrigsten Preis oder das An­
gebot mit den geringsten Kosten den Zuschlag erhalten, werden die in 
den mit den Anforderungen konformen Angeboten genannten Preise 
laut vorgelesen. 

(6) Das Protokoll über die Öffnung der eingegangenen Angebote 
wird von der/den für die Öffnung zuständigen Person/Personen oder 
von den Mitgliedern des Eröffnungsausschusses unterzeichnet. Darin 
werden die mit Artikel 155 konformen und nicht konformen Angebote 

▼M1 

02012R1268 — DE — 01.01.2017 — 002.001 — 100



 

und die Begründung für die Ablehnung von Angeboten gemäß Arti­
kel 111 Absatz 4 der Haushaltsordnung genannt. Die Unterzeichnung 
dieses Protokolls kann über ein elektronisches System erfolgen, das über 
einen angemessenen Sicherheitsmodus zum Nachweis der Identität des 
Unterzeichners verfügt. 

Artikel 158 

Bewertung der Angebote und der Teilnahmeanträge 

(Artikel 111 Absatz 5 der Haushaltsordnung) 

(1) Der zuständige Anweisungsbefugte setzt einen Bewertungsaus­
schuss ein, der zu Aufträgen, deren Wert mindestens den in Artikel 118 
Absatz 1 genannten Schwellenwerten entspricht, Stellung nimmt. Der 
Anweisungsbefugte kann diese Verpflichtung auf der Grundlage einer 
Risikoanalyse aufheben, wenn innerhalb eines Rahmenvertrags erneut 
zum Wettbewerb aufgerufen wird oder einer der in Artikel 134 Absatz 1 
Buchstabe c, Buchstabe e, Buchstabe f Ziffern i und iii und Buchstabe h 
genannten Fälle vorliegt. 

Der zuständige Anweisungsbefugte kann jedoch beschließen, dass der 
Ausschuss nur die Zuschlagskriterien bewerten und einstufen soll, und 
dass die Ausschluss- und Eignungskriterien auf eine andere Weise ge­
prüft werden, die gewährleistet, dass kein Interessenkonflikt vorliegt. 

(2) Der Bewertungsausschuss setzt sich zusammen aus mindestens 
drei Personen, die mindestens zwei organisatorische Einheiten des Or­
gans oder der Einrichtungen gemäß Artikel 208 der Haushaltsordnung 
vertreten und in keinem hierarchischen Verhältnis zueinander stehen, 
wobei mindestens eine dieser Personen völlig unabhängig vom zustän­
digen Anweisungsbefugten sein muss. 

Bei den Vertretungen und Außenstellen gemäß Artikel 72 bzw. solchen, 
die isoliert in einem Mitgliedstaat tätig sind, entfällt, sofern sie über 
keine voneinander getrennten organisatorischen Einheiten verfügen, die 
Anforderung, dass sie in keinem hierarchischen Verhältnis zueinander 
stehen dürfen. 

Auf Beschluss des zuständigen Anweisungsbefugten können externe 
Sachverständige den Ausschuss unterstützen. 

Der zuständige Anweisungsbefugte überzeugt sich davon, dass die an 
der Bewertung Beteiligten, auch externe Sachverständige, die in Arti­
kel 57 der Haushaltsordnung genannten Verpflichtungen erfüllen. 

(3) Bei interinstitutionellen Vergabeverfahren wird der Bewertungs­
ausschuss vom jeweils zuständigen Anweisungsbefugten des für das 
Vergabeverfahren verantwortlichen Organs eingesetzt. Die Zusammen­
setzung des Bewertungsausschusses trägt nach Möglichkeit dem inte­
rinstitutionellen Charakter des Vergabeverfahrens Rechnung. 

(4) Teilnahmeanträge und Angebote, die gemäß Artikel 134 Absatz 2 
geeignet und weder nicht ordnungsgemäß nach Artikel 135 Absatz 2 
noch unannehmbar gemäß Artikel 135 Absatz 3 sind, gelten als zuläs­
sig. 

Artikel 159 

Bewertungsergebnis und Vergabeentscheidung 

(Artikel 113 Absatz 1 der Haushaltsordnung) 

(1) Das Ergebnis der Bewertung ist ein Bewertungsbericht mit dem 
Vorschlag für die Auftragsvergabe. Der Bewertungsbericht wird von 
dem/den Bewerter/n oder den Mitgliedern des Bewertungsausschusses 
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datiert und unterzeichnet. Die Unterzeichnung dieses Berichts kann über 
ein elektronisches System erfolgen, das über einen angemessenen Si­
cherheitsmodus zum Nachweis der Identität des Unterzeichners verfügt. 

Wenn der Bewertungsausschuss die Angebote nicht anhand der Aus­
schluss- und Eignungskriterien prüfen musste, wird der Bewertungs­
bericht außerdem von den Personen unterzeichnet, die der zuständige 
Anweisungsbefugte mit dieser Aufgabe betraut hat. 

(2) Der Bewertungsbericht enthält: 

a) Name und Anschrift des öffentlichen Auftraggebers, Gegenstand und 
Wert des Auftrags bzw. Gegenstand und Höchstwert des Rahmen­
vertrags; 

b) die Namen der abgelehnten Bewerber oder Bieter und die Gründe für 
die Ablehnung durch Verweis auf eine der in Artikel 107 der Haus­
haltsordnung genannten Fälle oder auf Eignungskriterien; 

c) die Verweise auf die abgelehnten Angebote und die Gründe für die 
Ablehnung, die wie folgt sein können: 

i) Nichteinhaltung der Mindestanforderungen gemäß Artikel 110 
Absatz 1 Buchstabe a der Haushaltsordnung; 

ii) Nichterfüllung der Mindestqualitätsstandards gemäß Artikel 149 
Absatz 3 der vorliegenden Verordnung; 

iii) Ungewöhnlich niedrige Angebote gemäß Artikel 151 der vor­
liegenden Verordnung; 

d) Namen der ausgewählten Bewerber oder Bieter und die Gründe für 
deren Auswahl; 

e) die Namen der in der Rangfolge aufzuführenden Bieter mit ihrer 
erreichten Punktzahl und deren Begründung; 

f) Namen der vorgeschlagenen Bewerber oder erfolgreichen Bieter und 
die Gründe für diese Wahl; 

g) falls bekannt, der Teil des Auftrags oder des Rahmenvertrags, den 
der vorgeschlagene Auftragnehmer an Dritte weiterzuvergeben be­
absichtigt. 

(3) Der öffentliche Auftraggeber trifft anschließend eine Entschei­
dung, die eines der folgenden Elemente enthält: 

a) eine Genehmigung des Bewertungsberichts mit folgenden Informa­
tionen zusätzlich zu sämtlichen in Absatz 2 aufgeführten Angaben: 

i) Name des erfolgreichen Bieters und Begründung dieser Wahl 
anhand der vorher bekannt gegebenen Eignungs- und Zuschlags­
kriterien, wobei gegebenenfalls zu begründen ist, weshalb der im 
Bewertungsbericht abgegebenen Empfehlung nicht gefolgt wird; 

ii) ►C1 bei Verhandlungsverfahren (negotiated procedure) ohne 
vorherige Bekanntmachung, bei Verhandlungsverfahren (compe­
titive procedure with negotiation) oder wettbewerblichen 
Dialogen ◄ die Umstände gemäß Artikel 134, 135 und 266, 
die ihre Anwendung bedingen. 

b) gegebenenfalls eine Begründung für den Verzicht des öffentlichen 
Auftraggebers auf die Vergabe eines bestimmten Auftrags. 

▼M1 

02012R1268 — DE — 01.01.2017 — 002.001 — 102



 

(4) In den folgenden Fällen kann der Anweisungsbefugte die Inhalte 
des Bewertungsberichts und der Vergabeentscheidung in einem Doku­
ment zusammenführen, das er unterzeichnet: 

a) bei Verfahren, deren Wert unter den in Artikel 118 Absatz 1 der 
Haushaltsordnung genannten Schwellenwerten liegt, wenn nur ein 
Angebot eingegangen ist; 

b) wenn innerhalb eines Rahmenvertrags erneut zum Wettbewerb auf­
gerufen und kein Bewertungsausschuss eingesetzt wurde; 

c) in den Fällen gemäß Artikel 134 Absatz 1 Buchstabe c, Buchstabe e, 
Buchstabe f Ziffern i und iii und Buchstabe h, in denen kein Be­
wertungsausschuss eingesetzt wurde. 

(5) Bei interinstitutionellen Vergabeverfahren wird die Entscheidung 
gemäß Absatz 3 von dem öffentlichen Auftraggeber getroffen, der für 
das betreffende Vergabeverfahren zuständig ist. 

Artikel 160 

Kontakte zwischen öffentlichem Auftraggeber und Bewerbern oder 
Bietern 

(Artikel 112 der Haushaltsordnung) 

(1) Im Verlauf eines Vergabeverfahrens sind Kontakte zwischen Auf­
traggeber und Bewerbern oder Bietern ausschließlich unter den Bedin­
gungen der Absätze 2 und 3 zulässig. 

(2) Vor dem Stichtag für den Eingang der Teilnahmeanträge oder 
Angebote kann der öffentliche Auftraggeber gemäß Artikel 153 Absatz 2 
zusätzliche Informationen: 

a) auf Veranlassung der Bewerber oder Bieter nachreichen, sofern sie 
ausschließlich der näheren Erläuterung der Auftragsunterlagen die­
nen; 

b) auf eigene Initiative nachreichen, wenn er einen Irrtum, eine Un­
genauigkeit, eine Auslassung oder einen sonstigen sachlichen Fehler 
im Wortlaut der Auftragsunterlagen feststellt. 

(3) In allen Fällen, in denen Kontakte stattgefunden haben, sowie in 
allen Fällen gemäß Artikel 96 der Haushaltsordnung, in denen keine 
Kontakte stattgefunden haben, wird in der Akte des Vergabeverfahrens 
ein entsprechender Hinweis angebracht. 

Artikel 161 

Unterrichtung der Bewerber und Bieter 

(Artikel 113 Absätze 2 und 3 der Haushaltsordnung) 

(1) Der öffentliche Auftraggeber unterrichtet nach jeder der folgen­
den Phasen alle Bewerber und Bieter schnellstmöglich und zeitgleich, 
aber separat auf elektronischem Wege über die Entscheidungen im Hin­
blick auf das Ergebnis des Verfahrens: 

a) in den in Artikel 111 Absatz 4 der Haushaltsordnung genannten 
Fällen: nach der Eröffnungsphase; 
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b) bei zweistufigen Vergabeverfahren: nachdem eine Entscheidung an­
hand der Ausschluss- und Eignungskriterien getroffen wurde; 

c) nachdem eine Vergabeentscheidung getroffen wurde. 

In jedem dieser Fälle gibt der öffentliche Auftraggeber die Gründe für 
die Ablehnung des Teilnahmeantrags bzw. des Angebots sowie die 
Rechtsmittel an, die eingelegt werden können. 

Bei der Unterrichtung des erfolgreichen Bieters weist der öffentliche 
Auftraggeber darauf hin, dass diese mitgeteilte Entscheidung noch keine 
Verpflichtung seitens des Auftraggebers begründet. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber übermittelt die in Artikel 113 Ab­
satz 3 der Haushaltsordnung genannten Informationen so schnell wie 
möglich und auf jeden Fall innerhalb von 15 Tagen nach Eingang des 
schriftlichen Antrags. Aufträge auf eigene Rechnung vergibt der öffent­
liche Auftraggeber auf elektronischem Wege. Der Bieter kann seinen 
Antrag ebenfalls elektronisch übermitteln. 

(3) Wenn der öffentliche Auftraggeber auf elektronischem Wege 
kommuniziert, gelten die Informationen als von den Bewerbern bzw. 
Bietern erhalten, wenn der öffentliche Auftraggeber nachweisen kann, 
sie an die im Teilnahmeantrag bzw. im Angebot genannte elektronische 
Adresse gesendet zu haben. 

In einem solchen Fall gelten sie als vom Bewerber bzw. Bieter am 
Absendedatum empfangen. 

A b s c h n i t t 4 

A u s f ü h r u n g d e s A u f t r a g s , S i c h e r h e i t s l e i s t u n g e n 
u n d K o r r e k t u r m a ß n a h m e n 

Artikel 163 

Sicherheitsleistungen 

(Artikel 115 der Haushaltsordnung) 

(1) Wenn der öffentliche Auftraggeber entscheidet, eine Sicherheits­
leistung zu verlangen, kündigt er diese Absicht in den Auftragsunterla­
gen an. 

(2) Wird von den Auftragnehmern verlangt, dass sie eine Sicherheit 
leisten, so muss diese einen ausreichenden Betrag und Zeitraum für die 
Inanspruchnahme abdecken. 

(3) Die Sicherheit wird von einer Bank oder einem zugelassenen 
Finanzinstitut gestellt, die bzw. das vom öffentlichen Auftraggeber ak­
zeptiert wird. Der öffentliche Auftraggeber kann anstelle dieser Sicher­
heit eine selbstschuldnerische Bürgschaft eines Dritten akzeptieren. 

Die Sicherheit lautet auf Euro. 

Ihr Zweck besteht darin, die Bank, das Finanzinstitut oder den Dritten 
unwiderruflich selbstschuldnerisch oder auf erste Anforderung für die 
Verbindlichkeiten des Auftragnehmers haftbar zu machen. 
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Artikel 164 

Sicherheitsleistungen für Vorfinanzierungen 

(Artikel 115 der Haushaltsordnung) 

(1) Bevor mit dem Vergabeverfahren begonnen werden kann, bewer­
tet der öffentliche Auftraggeber, sofern er den Bedarf für eine Vor­
finanzierung festgestellt hat, die mit den entsprechenden Vorfinanzie­
rungszahlungen verbundenen Risiken unter Berücksichtigung der fol­
genden Kriterien: 

a) geschätzter Auftragswert; 

b) Vertragsgegenstand; 

c) Laufzeit und Ausführungsgeschwindigkeit; 

d) Beschaffenheit des Marktes. 

(2) Für Aufträge von geringem Wert im Sinne des Artikels 137 Ab­
satz 1 wird keine Sicherheitsleistung verlangt. 

Die Sicherheitsleistung wird nach Maßgabe des Vertrags im Zuge der 
Verrechnung der Vorfinanzierung mit den an den Auftragnehmer zu 
leistenden Zwischen- oder Restbetragszahlungen freigegeben. 

Artikel 165 

Erfüllungsgarantie 

(Artikel 115 der Haushaltsordnung) 

(1) Um zu gewährleisten, dass der Auftragnehmer die wesentlichen 
vertraglichen Pflichten einhält, kann der öffentliche Auftraggeber von 
Fall zu Fall und nach vorheriger Risikoanalyse eine Erfüllungsgarantie 
verlangen. 

(2) Die Erfüllungsgarantie beläuft sich auf höchstens 10 % des Ge­
samtauftragswerts. 

(3) Nach erfolgter Endabnahme der Bauleistungen, Lieferungen oder 
komplexen Dienstleistungen wird die Erfüllungsgarantie innerhalb einer 
vertraglich festzulegenden Frist, die den Bestimmungen des Artikels 92 
Absatz 1 der Haushaltsordnung unterliegt, in voller Höhe freigegeben. 
Wurden die Bauleistungen, Lieferungen und komplexen Dienstleistun­
gen vorläufig abgenommen, kann sie zu einem Teil oder in voller Höhe 
freigegeben werden. 

Artikel 165a 

Gewährleistungseinbehalt 

(Artikel 115 der Haushaltsordnung) 

(1) Um zu gewährleisten, dass der Auftragnehmer innerhalb des ver­
traglichen Haftungszeitraums Mängel behebt, kann der öffentliche Auf­
traggeber von Fall zu Fall und nach vorheriger Risikoanalyse einen 
Gewährleistungseinbehalt vornehmen. 

Bei einem Auftrag, für den eine Erfüllungsgarantie verlangt und nicht 
freigegeben wurde, wird kein Gewährleistungseinbehalt vorgenommen. 

(2) Ein Gewährleistungseinbehalt in Höhe von maximal 10 % des 
Gesamtauftragswerts kann gebildet werden, indem nach und nach ent­
sprechende Beträge von den Zwischenzahlungen einbehalten werden 
oder ein entsprechender Betrag der Abschlusszahlung einbehalten wird. 

▼M1 

02012R1268 — DE — 01.01.2017 — 002.001 — 105



 

Der Auftraggeber legt den Betrag des Einbehalts entsprechend den er­
mittelten Vertragserfüllungsrisiken und unter Berücksichtigung des Ver­
tragsgegenstands und der handelsüblichen Bedingungen fest. 

(3) Auf Antrag des Auftragnehmers und nach Genehmigung des Auf­
traggebers kann der Gewährleistungseinbehalt durch eine Sicherheits­
leistung im Sinne des Artikels 163 ersetzt werden. 

(4) Nach Ablauf des Haftungszeitraums gibt der öffentliche Auftrag­
geber den Gewährleistungseinbehalt innerhalb einer vertraglich festzule­
genden Frist frei, die den Bestimmungen des Artikels 92 Absatz 1 der 
Haushaltsordnung unterliegt. 

Artikel 166 

Aussetzung bei schwerwiegenden Fehlern oder Unregelmäßigkeiten 

(Artikel 116 Absatz 3 der Haushaltsordnung) 

Wenn sich der Verdacht auf schwerwiegende Fehler, Unregelmäßigkei­
ten oder Betrug im Anschluss an eine Aussetzung gemäß Artikel 116 
Absatz 3 der Haushaltsordnung nicht bestätigt, wird die Ausführung des 
Auftrags so schnell wie möglich wieder aufgenommen. 

KAPITEL 2 

Bestimmungen für Aufträge, die die Organe der Union auf eigene 
Rechnung vergeben 

Artikel 166a 

Zentrale Beschaffungsstelle 

(Artikel 117 der Haushaltsordnung) 

(1) Eine zentrale Beschaffungsstelle kann 

a) durch Ankauf, Lagerung und Weiterverkauf an andere öffentliche 
Auftraggeber als Großhändler für Lieferungen und Dienstleistungen 
handeln; 

b) durch die Vergabe von Rahmenverträgen oder den Betrieb dyna­
mischer Beschaffungssysteme, die gemäß Ankündigung in der ur­
sprünglichen Bekanntmachung von anderen öffentlichen Auftrag­
gebern genutzt werden können, als Zwischenhändler handeln. 

(2) Die zentrale Beschaffungsstelle wickelt sämtliche Vergabeverfah­
ren mit elektronischen Kommunikationsmitteln ab. 

Artikel 167 

Feststellung, ob bestimmte Auftragswerte erreicht sind 

(Artikel 117 der Haushaltsordnung) 

Jeder bevollmächtigte oder nachgeordnet bevollmächtigte Anweisungs­
befugte jedes einzelnen Organs beurteilt, ob die Schwellenwerte gemäß 
Artikel 118 Absatz 1 der Haushaltsordnung erreicht sind. 
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Artikel 168 

Lose 

(Artikel 118 Absatz 4 der Haushaltsordnung) 

(1) Aufträge werden in im selben Verfahren zu vergebende Lose 
aufgeteilt, wenn dies zweckmäßig, technisch möglich und kosteneffi­
zient ist. 

(2) Wird der Auftragsgegenstand in mehrere Lose unterteilt, für die 
jeweils ein gesonderter Auftrag vergeben wird, so muss zur Ermittlung 
des anwendbaren Schwellenwertes der Gesamtwert aller Lose berück­
sichtigt werden. 

Wenn der Gesamtwert aller Lose den in Artikel 118 Absatz 1 der 
Haushaltsordnung genannten Schwellenwert erreicht oder übersteigt, 
so gelten für jedes einzelne Los Artikel 103 Absatz 1, Artikel 104 
und Artikel 104a der Haushaltsordnung. 

(3) Wird ein Auftrag in Form von getrennten Losen vergeben, wer­
den die Angebote für jedes Los gesondert bewertet. Werden mehrere 
Lose an ein und denselben Bieter vergeben, kann für diese Lose ein 
einziger Vertrag unterzeichnet werden. 

Artikel 169 

Modalitäten für die Schätzung des Werts von Aufträgen 

(Artikel 118 Absatz 4 der Haushaltsordnung) 

(1) Der öffentliche Auftraggeber schätzt den Wert eines Auftrags auf 
Grundlage des gesamten zu zahlenden Betrags einschließlich aller Op­
tionen und etwaiger Verlängerung. 

Diese Schätzung ist spätestens zum Zeitpunkt der Einleitung des Ver­
gabeverfahrens durch den öffentlichen Auftraggeber vorzunehmen. 

(2) Bei Rahmenverträgen oder dynamischen Beschaffungssystemen 
wird der maximale Gesamtwert aller für die gesamte Laufzeit des Rah­
menvertrags oder des dynamischen Beschaffungssystems geplanten Auf­
träge herangezogen. 

Bei Innovationspartnerschaften wird der geschätzte Gesamtwert der For­
schungs- und Entwicklungstätigkeiten, die während sämtlicher Phasen 
der geplanten Partnerschaft ausgeführt werden sollen, sowie der am 
Ende der geplanten Partnerschaft zu erwerbenden Bauleistungen, Liefe­
rungen oder Dienstleistungen herangezogen. 

Wenn der öffentliche Auftraggeber Zahlungen an Bewerber oder Bieter 
vorsieht, hat er diese bei der Berechnung des geschätzten Auftragswerts 
zu berücksichtigen. 

(3) Bei Dienstleistungsaufträgen werden außerdem berücksichtigt: 

a) bei Versicherungsleistungen die Versicherungsprämie und sonstige 
Vergütungen; 

b) bei Leistungen von Banken und anderen finanziellen Dienstleistun­
gen die Gebühren, Provisionen und Zinsen sowie andere vergleich­
bare Vergütungen; 
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c) bei Aufträgen, die Planungsarbeiten zum Gegenstand haben, die Ho­
norare, Provisionen sowie andere vergleichbare Vergütungen. 

(4) Bei Dienstleistungsaufträgen, für die kein Gesamtpreis angegeben 
wird, oder bei Lieferaufträgen, die ein Leasing, eine Pacht, eine Anmie­
tung oder einen Ratenkauf zum Gegenstand haben, gilt als Berech­
nungsgrundlage für den geschätzten Auftragswert: 

a) bei zeitlich begrenzten Verträgen: 

i) der geschätzte Gesamtwert für die Laufzeit des Vertrags, soweit 
diese 48 Monate bei Dienstleistungen bzw. zwölf Monate bei 
Lieferungen nicht überschreitet; 

ii) der Gesamtwert einschließlich des geschätzten Restwerts bei Lie­
ferverträgen mit einer Laufzeit von mehr als zwölf Monaten; 

b) bei Verträgen mit unbestimmter Laufzeit oder — bei Dienstleistun­
gen — mit einer Laufzeit von mehr als 48 Monaten der monatliche 
Wert, multipliziert mit 48. 

(5) Bei regelmäßigen oder innerhalb eines bestimmten Zeitraums ver­
längerbaren Dienstleistungs- oder Lieferaufträgen dienen als Berech­
nungsgrundlage für den geschätzten Auftragswert: 

a) der tatsächliche Gesamtwerts entsprechender aufeinander folgender 
Aufträge aus den vorangegangenen zwölf Monaten oder dem voran­
gegangenen Haushaltsjahr; dabei sind voraussichtliche Änderungen 
bei Menge oder Wert während der auf den ursprünglichen Auftrag 
folgenden zwölf Monate nach Möglichkeit zu berücksichtigen; 

b) der geschätzte Gesamtwert entsprechender aufeinander folgender 
Aufträge, die im Laufe des Haushaltsjahres vergeben werden sollen. 

(6) Bei Bauaufträgen ist außer dem Auftragswert der eigentlichen 
Bauarbeiten der geschätzte Gesamtwert der Lieferungen und Dienstleis­
tungen zu berücksichtigen, die für die Ausführung der Arbeiten erfor­
derlich sind und dem Auftragnehmer vom öffentlichen Auftraggeber zur 
Verfügung gestellt werden. 

(7) Bei Konzessionsvergaben entspricht der Wert dem geschätzten 
Gesamtumsatz, den der Konzessionsnehmer während der Vertragslauf­
zeit erzielt. 

Der Wert wird anhand einer in den Auftragsunterlagen angegebenen 
objektiven Methode berechnet; berücksichtigt werden dabei insbesonde­
re: 

a) die Einkünfte aus von den Nutzern der Bauwerke oder Dienstleis­
tungen gezahlten Gebühren und Bußgeldern, soweit diese nicht im 
Auftrag des öffentlichen Auftraggebers erhoben werden; 

b) der Wert von Zuschüssen oder sonstigen finanziellen Vorteilen, die 
von Dritten für die Durchführung der Konzession gewährt werden; 

c) die Einkünfte aus den Verkäufen von Vermögensgegenständen, die 
Teil der Konzession sind; 

d) der Wert aller Lieferungen und Dienstleistungen, die der öffentliche 
Auftraggeber für den Konzessionsnehmer bereitstellt, sofern sie für 
die Erbringung der Bauleistungen oder der Dienstleistungen erforder­
lich sind; 
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e) die Zahlungen an Bewerber oder Bieter. 

Artikel 171 

Stillhaltefrist vor der Unterzeichnung des Vertrags 

(Artikel 118 Absätze 2 und 3 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Stillhaltefrist läuft ab einem der folgenden Zeitpunkte: 

a) dem Tag, der auf den Tag folgt, an dem die Benachrichtigungen an 
die abgelehnten und die erfolgreichen Bieter zeitgleich elektronisch 
übermittelt wurden; 

b) wenn es sich um einen Vertrag oder Rahmenvertrag handelt, der 
gemäß Artikel 134 Absatz 1 Buchstabe b vergeben wird, ab dem 
Tag, der auf den Tag folgt, an dem die Vergabebekanntmachung 
gemäß Artikel 123 Absatz 5 im Amtsblatt der Europäischen Union 
veröffentlicht wurde. 

Erforderlichenfalls kann der öffentliche Auftraggeber die Vertragsunter­
zeichnung zwecks ergänzender Prüfung aussetzen, wenn die von den 
abgelehnten oder beschwerten Bewerbern oder Bietern übermittelten 
Anträge und Anmerkungen oder anderweitig innerhalb der in Artikel 118 
Absatz 3 der Haushaltsordnung festgelegten Frist erhaltene stichhaltige 
Informationen dies rechtfertigen. Wird die Unterzeichnung ausgesetzt, 
werden sämtliche Bewerber oder Bieter binnen drei Arbeitstagen nach 
der Aussetzungsentscheidung davon unterrichtet. 

Kann der Vertrag oder Rahmenvertrag nicht mit dem vorgesehenen 
Bieter unterzeichnet werden, so kann der öffentliche Auftraggeber den 
Auftrag an den auf der Rangliste nachfolgenden Bieter vergeben. 

(2) In folgenden Fällen gilt die Frist gemäß Absatz 1 nicht: 

a) bei Verfahren, in denen nur ein Angebot eingegangen ist; 

b) bei Einzelaufträgen, die auf der Grundlage eines Rahmenvertrags 
vergeben werden; 

c) bei dynamischen Beschaffungssystemen; 

d) bei den in Artikel 134 genannten Verhandlungsverfahren (negotiated 
procedure) ohne vorherige Bekanntmachung, es sei denn, das Ver­
fahren gemäß Artikel 134 Absatz 1 Buchstabe b kommt zur Anwen­
dung. 

Artikel 172 

Nachweis des Zugangs zu Vergabeverfahren 

(Artikel 119 der Haushaltsordnung) 

Die Auftragsunterlagen schreiben den Bewerbern oder Bietern vor, den 
Staat zu nennen, in dem sie niedergelassen sind, und die nach dem 
jeweiligen nationalen Recht geforderten diesbezüglichen Nachweise zu 
erbringen. 
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TITEL VI 

FINANZHILFEN 

KAPITEL 1 

Anwendungsbereich und Form 

Artikel 173 

Mitgliedsbeiträge 

(Artikel 121 der Haushaltsordnung) 

Mitgliedsbeiträge gemäß Artikel 121 Absatz 2 Buchstabe d der Haus­
haltsordnung sind Zahlungen an Einrichtungen, in denen die Europäi­
sche Union Mitglied ist; diese Zahlungen erfolgen nach Maßgabe der 
Haushaltsbeschlüsse und der von den betreffenden Einrichtungen fest­
gelegten Modalitäten. 

Artikel 174 

Vereinbarungen und Beschlüsse über die Gewährung einer 
Finanzhilfe 

(Artikel 121 Absatz 1 der Haushaltsordnung) 

(1) Finanzhilfen werden im Wege eines Beschlusses oder einer 
schriftlichen Vereinbarung gewährt. 

(2) Für die Wahl des rechtlichen Instruments sind folgende Kriterien 
maßgeblich: 

a) ob sich der Empfänger in der Europäischen Union oder in einem 
Drittland befindet; 

b) Komplexität bzw. Vereinheitlichung des Inhalts der finanzierten 
Maßnahmen oder Arbeitsprogramme. 

Artikel 175 

Ausgaben für die Mitglieder der Organe 

(Artikel 121 der Haushaltsordnung) 

Die Ausgaben für die Mitglieder der Organe gemäß Artikel 121 Absatz 
2 Buchstabe a der Haushaltsordnung umfassen Zuwendungen an Ver­
einigungen derzeitiger und ehemaliger Mitglieder des Europäischen Par­
laments. Diese Ausgaben werden entsprechend den internen Verwal­
tungsvorschriften des Europäischen Parlaments getätigt. 

Artikel 176 

Maßnahmen, für die eine Finanzhilfe gewährt werden kann 

(Artikel 121 der Haushaltsordnung) 

Eine Maßnahme, für die eine Finanzhilfe im Sinne des Artikels 121 der 
Haushaltsordnung gewährt werden kann, muss eindeutig festgelegt sein. 

Eine Maßnahme darf nicht in der Absicht aufgespalten werden, sie den 
in der vorliegenden Verordnung festgelegten Finanzierungsvorschriften 
zu entziehen. 
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Artikel 177 

Einrichtungen, die Ziele von allgemeinem Interesse für die Union 
verfolgen 

(Artikel 121 der Haushaltsordnung) 

Als Einrichtung, die Ziele von allgemeinem Interesse für die Union 
verfolgt, gilt 

a) entweder eine Einrichtung, deren Auftrag allgemeine oder berufliche 
Bildung, Information, Innovation oder Studien und Forschungen im 
Bereich Europapolitik, sowie Maßnahmen zur Förderung der Uni­
onsbürgerschaft oder der Menschenrechte umfasst, oder eine euro­
päische Normungseinrichtung; 

b) oder eine Einrichtung, die Einrichtungen ohne Erwerbszweck vertritt, 
die in den Mitgliedstaaten, in Bewerberländern oder potenziellen 
Bewerberländern tätig sind und sich der Förderung von Grundsätzen 
und Politiken im Rahmen der Ziele der Verträge verschrieben haben. 

Artikel 178 

Partnerschaften 

(Artikel 121 der Haushaltsordnung) 

(1) Im Rahmen von Partnerschaften können Einzelfinanzhilfen für 
Maßnahmen und für Betriebskosten gewährt werden. 

(2) Eine Partnerschaft kann geschlossen werden, um eine langfristige 
Zusammenarbeit der Empfänger mit der Kommission zu begründen. Sie 
kann in einer Partnerschaftsrahmenvereinbarung oder einem Partner­
schaftsrahmenbeschluss geregelt werden. 

Die Partnerschaftsrahmenvereinbarung oder der Partnerschaftsrahmen­
beschluss enthält nähere Angaben zu den gemeinsamen Zielen, der 
Art der punktuell oder im Rahmen eines genehmigten jährlichen Ar­
beitsprogramms geplanten Maßnahmen, dem Verfahren zur Gewährung 
von Einzelfinanzhilfen unter Beachtung der Verfahrensgrundsätze und 
-vorschriften des vorliegenden Titels sowie den allgemeinen Rechten 
und Pflichten der Vertragspartner im Rahmen von Einzelvereinbarungen 
oder -beschlüssen. 

Die Laufzeit der Partnerschaften darf vier Jahre nicht überschreiten, 
außer in insbesondere mit dem Gegenstand der Partnerschaft begründe­
ten Sonderfällen. 

Die Anweisungsbefugten dürfen die Partnerschaftsrahmenvereinbarun­
gen oder -beschlüsse nicht missbräuchlich oder in einer Weise in An­
spruch nehmen, dass sie einen Verstoß gegen die Grundsätze der Trans­
parenz oder der Gleichbehandlung der Antragsteller bezwecken oder 
bewirken. 

(3) Partnerschaften sind in Bezug auf Planung, vorheriger Bekannt­
machung und Vergabeverfahren Finanzhilfen gleichgestellt. 

(4) Die auf der Grundlage von Partnerschaftsrahmenvereinbarungen 
oder -beschlüssen vergebenen Einzelfinanzhilfen werden nach den in 
den Vereinbarungen oder Beschlüssen geregelten Verfahren gewährt 
und unterliegen den Bestimmungen des vorliegenden Titels. 

Sie werden gemäß Artikel 191 nachträglich bekannt gemacht. 
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Artikel 179 

Elektronische Kommunikationssysteme 

(Artikel 121 Absatz 1 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Kommunikation mit den Empfängern, insbesondere der Ab­
schluss von Finanzhilfevereinbarungen, die Zustellung von Finanzhilfe­
beschlüssen sowie sämtliche Vertragsänderungen, kann über ein von der 
Kommission eingerichtetes elektronisches Kommunikationssystem erfol­
gen. 

(2) Solche Systeme müssen folgenden Anforderungen entsprechen: 

a) lediglich befugte Personen haben Zugang zum System und den damit 
übermittelten Dokumenten; 

b) lediglich befugte Personen dürfen ein Dokument elektronisch unter­
zeichnen oder durch das System übermitteln; 

c) befugte Personen müssen anhand festgelegter Methoden durch das 
System authentifiziert werden; 

d) Datum und Uhrzeit der elektronischen Transaktion müssen genau 
bestimmbar sein; 

e) die Unversehrtheit der Dokumente muss gewährleistet sein; 

f) die Verfügbarkeit der Dokumente muss gewährleistet sein; 

g) erforderlichenfalls muss die Vertraulichkeit der Dokumente gewähr­
leistet sein; 

h) der Schutz personenbezogener Daten muss den Anforderungen der 
Verordnung (EG) Nr. 45/2001 genügen. 

(3) Für die mit einem solchen System versandten Daten gilt eine 
rechtliche Vermutung der Unversehrtheit der abgesendeten oder emp­
fangenen Daten und der Korrektheit der vom System angegebenen Zeit­
punkte der Versendung und des Empfangs der Daten. 

Ein mit einem solchen System übermitteltes oder zugestelltes Dokument 
gilt als einem Papierdokument gleichwertig, ist in Gerichtsverfahren als 
Beweismittel zulässig und gilt als Original; für das Dokument gilt die 
rechtliche Vermutung der Echtheit und Unversehrtheit, sofern es keine 
dynamischen Elemente enthält, die seine automatische Änderung bewir­
ken können. 

Die elektronischen Unterschriften nach Absatz 2 Buchstabe b haben die 
gleiche Rechtswirkung wie handschriftliche Unterschriften. 

Artikel 180 

Inhalt von Finanzhilfevereinbarungen und -beschlüssen 

(Artikel 122 der Haushaltsordnung) 

(1) Der Finanzhilfevereinbarung sind insbesondere folgende Angaben 
zu entnehmen: 

a) ihr Gegenstand; 

b) der Finanzhilfeempfänger; 

c) ihre Laufzeit, und zwar: 

i) das Datum ihres Inkrafttretens, 
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ii) das Datum der Einleitung und die Dauer der Maßnahme bzw. des 
Rechnungsjahres, für die bzw. das eine Finanzhilfe gewährt wird; 

d) der Höchstbetrag der Finanzierung der Union in Euro sowie ihre 
Form, gegebenenfalls ergänzt um folgende Angaben: 

i) den geschätzten Gesamtbetrag der förderfähigen Kosten der 
Maßnahme oder des Arbeitsprogramms sowie den maximal zu 
finanzierenden Anteil; 

ii) gegebenenfalls die zugrundezulegenden Einheitskosten, Pau­
schalbeträge oder Pauschalfinanzierung gemäß Artikel 123 
Buchstaben b, c oder d der Haushaltsordnung; 

iii) die Zusammensetzung der Finanzierungsarten nach den Ziffern i 
und ii; 

e) eine Beschreibung der Maßnahme bzw. im Falle einer Finanzhilfe 
für Betriebskosten das vom Anweisungsbefugten für das Rechnungs­
jahr genehmigte Arbeitsprogramm sowie eine Beschreibung der von 
der Durchführung der Maßnahme oder des Arbeitsprogramms erwar­
teten Ergebnisse; 

f) die für alle Vereinbarungen dieser Art geltenden allgemeinen Bedin­
gungen, beispielsweise die Einverständniserklärung des Empfängers 
mit den Kontrollen und Prüfungen der Kommission, des OLAF und 
des Rechnungshofs; 

g) der globale Kostenvoranschlag der Maßnahme oder des Arbeitspro­
gramms; 

h) wenn die Durchführung der Maßnahme die Vergabe von Aufträgen 
erforderlich macht — die in Artikel 209 genannten Grundsätze oder 
die Vorschriften für die Auftragsvergabe, die der Empfänger ein­
zuhalten hat; 

i) die Pflichten des Empfängers, insbesondere: 

i) hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung und der 
Vorlage von Tätigkeits- und Finanzberichten; sofern dies möglich 
ist, werden für die Vorlage der Berichte Zwischenziele festgelegt; 

ii) wenn eine Vereinbarung zwischen der Kommission und mehreren 
Empfängern geschlossen wird — hinsichtlich der spezifischen 
Pflichten des etwaigen Koordinators sowie der übrigen Empfän­
ger gegenüber dem Koordinator und der Haftung der Empfänger 
für der Kommission geschuldete Beträge; 

j) die Modalitäten und Fristen für die Genehmigung dieser Berichte 
sowie die Zahlung durch die Kommission; 

k) gegebenenfalls detaillierte Angaben zu den förderfähigen Kosten der 
Maßnahme oder des genehmigten Arbeitsprogramms und/oder zu 
den Einheitskosten, Pauschalbeträgen oder der Pauschalfinanzierung 
gemäß Artikel 123 der Haushaltsordnung; 

l) die Bestimmungen über die öffentliche Bekanntgabe der Unterstüt­
zung aus dem Haushalt der Union, außer in begründeten Fällen, in 
denen eine öffentliche Bekanntgabe nicht angezeigt oder unmöglich 
ist. 

Die allgemeinen Bedingungen nach Unterabsatz 1 Buchstabe f umfassen 
mindestens: 

i) die Bestimmung, dass das Recht der Union, gegebenenfalls ergänzt 
durch das in der Finanzhilfevereinbarung genannte nationale Recht, 
Anwendung findet. Vereinbarungen mit internationalen Organisatio­
nen können eine abweichende Bestimmung enthalten; 

ii) die Bezeichnung des bei Streitigkeiten zuständigen Gerichts oder 
Schiedsgerichts. 
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(2) In der Finanzhilfevereinbarung können die Aussetzungs- bzw. 
Kündigungsmodalitäten und -fristen gemäß Artikel 135 der Haushalts­
ordnung vorgesehen werden. 

(3) In den Fällen nach Artikel 178 enthalten die Partnerschaftsrah­
menbeschlüsse oder -vereinbarungen die Informationen gemäß Absatz 1 
Unterabsatz 1 Buchstaben a und b, Buchstabe c Ziffer i, Buchstabe f, 
Buchstaben h bis j sowie Buchstabe l. 

Die Einzelfinanzhilfevereinbarung oder der Einzelfinanzhilfebeschluss 
enthält die Informationen nach Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstaben a 
bis e und Buchstaben g und k sowie erforderlichenfalls Buchstabe i. 

(4) Änderungen von Finanzhilfevereinbarungen bedürfen der Schrift­
form. Solche Änderungen, einschließlich der Hinzufügung oder Strei­
chung eines Empfängers, dürfen die Vereinbarungen nicht in einer 
Weise ändern, die eine Infragestellung des Beschlusses über die Gewäh­
rung der betreffenden Finanzhilfe oder einen Verstoß gegen die Gleich­
behandlung der Antragsteller bezwecken oder bewirken würde. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für Finanzhilfebeschlüs­
se. 

Einige der Angaben nach Absatz 1 können statt in dem Finanzhilfe­
beschluss in der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen oder 
dazugehörigen Unterlagen enthalten sein. 

Artikel 181 

Formen der Finanzhilfen 

(Artikel 123 der Haushaltsordnung) 

(1) Finanzhilfen gemäß Artikel 123 Absatz 1 Buchstabe a Haushalts­
ordnung werden auf der Grundlage der förderfähigen Kosten berechnet, 
die der Empfänger tatsächlich tätigt und die vorab in einem Kostenvor­
anschlag ausgewiesen sind, der dem Finanzhilfeantrag beigefügt und in 
die Finanzhilfevereinbarung oder den Finanzhilfebeschluss aufgenom­
men wird. 

(2) Bei Finanzierungen auf der Grundlage von Einheitskosten gemäß 
Artikel 123 Absatz 1 Buchstabe b der Haushaltsordnung wird für alle 
oder bestimmte, vorab festgelegte Kategorien förderfähiger Kosten pro 
Einheit ein Fixbetrag angewandt. 

(3) Bei Finanzierungen auf der Grundlage von Pauschalbeträgen ge­
mäß Artikel 123 Absatz 1 Buchstabe c der Haushaltsordnung wird für 
alle oder bestimmte, vorab festgelegte Kategorien förderfähiger Kosten 
pauschal ein bestimmter Betrag gewährt. 

(4) Bei Pauschalfinanzierungen gemäß Artikel 123 Absatz 1 Buch­
stabe d der Haushaltsordnung wird für bestimmte, vorab festgelegte 
Kategorien förderfähiger Kosten ein Prozentsatz angewandt. 

Artikel 182 

Pauschalbeträge, Einheitskosten und Pauschalfinanzierung 

(Artikel 124 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Genehmigung einer Finanzierung unter Verwendung von 
Pauschalbeträgen, Einheitskosten oder Pauschalfinanzierung gemäß Ar­
tikel 124 Absatz 1 der Haushaltsordnung gilt für die gesamte Laufzeit 
eines Programms. Sie kann angepasst werden, wenn wesentliche Ände­
rungen erforderlich sind. Die Angaben und Beträge werden regelmäßig 
überprüft und die Pauschalbeträge, Einheitskosten und Pauschalfinanzie­
rung gegebenenfalls angepasst. 
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Im Falle einer Vereinbarung zwischen der Kommission und mehreren 
Empfängern ist der Höchstbetrag nach Artikel 124 Absatz 1 Unterabsatz 
2 der Haushaltsordnung je Empfänger anzuwenden. 

(2) Die Finanzhilfevereinbarung oder der Finanzhilfebeschluss enthält 
alle Bestimmungen für die Überprüfung, ob die Bedingungen für die 
Zahlung einer Finanzhilfe auf der Grundlage von Pauschalbeträgen, 
Einheitskosten oder als Pauschalfinanzierung erfüllt sind. 

(3) Die Zahlung einer Finanzhilfe auf der Grundlage von Pauschal­
beträgen, Einheitskosten oder als Pauschalfinanzierung berührt nicht das 
Recht auf Zugang zu den Unterlagen des Empfängers für die Zwecke 
von Absatz 1 Unterabsatz 1 sowie Artikel 137 Absatz 2 der Haushalts­
ordnung. 

▼M1 
(4) Lassen Ex-post-Kontrollen erkennen, dass der Sachverhalt, der 
den Anspruch auf die Finanzierung begründet, nicht besteht und der 
Empfänger rechtsgrundlos eine Zahlung auf der Grundlage von Pau­
schalbeträgen, Einheitskosten oder als Pauschalfinanzierung erhalten 
hat, kann die Kommission einen Betrag bis zur Höhe der gesamten 
Finanzhilfe zurückfordern. 

▼B 

KAPITEL 2 

Grundsätze 

Artikel 183 

Kofinanzierungsgrundsatz 

(Artikel 125 Absatz 3 der Haushaltsordnung) 

(1) Nach dem Kofinanzierungsgrundsatz können die für die Durch­
führung der Maßnahme oder des Arbeitsprogramms erforderlichen Mit­
tel nicht in voller Höhe durch den Finanzbeitrag der Union bereitgestellt 
werden. 

Kofinanzierungsquellen sind beispielsweise die Eigenmittel des Emp­
fängers, Einnahmen aus der Maßnahme oder dem Arbeitsprogramm 
oder Finanzbeiträge oder Sachleistungen Dritter. 

(2) Sachleistungen sind nichtfinanzielle Ressourcen, die dem Emp­
fänger von einem Dritten unentgeltlich zur Verfügung gestellt werden. 

Artikel 184 

Gewinnverbot 

(Artikel 125 Absatz 5 der Haushaltsordnung) 

Finanzbeiträge Dritter, die der Empfänger für die Begleichung anderer 
als der im Rahmen der Finanzhilfe der Union förderfähigen Kosten 
verwenden kann oder die nach Beendigung der Maßnahme bzw. des 
Arbeitsprogramms übrig bleiben und vom Dritten nicht zurückgefordert 
werden, gelten nicht als im Sinne von Artikel 125 Absatz 5 der Haus­
haltsordnung von den Gebern speziell der Finanzierung förderfähiger 
Kosten zugewiesen. 
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Artikel 185 

Finanzhilfen mit geringem Wert 

(Artikel 125 Absatz 4 der Haushaltsordnung) 

Als geringe Finanzhilfen gelten Finanzhilfen, die 60 000 EUR nicht 
übersteigen. 

Artikel 186 

Technische Hilfe 

(Artikel 101 und 125 der Haushaltsordnung) 

Unter die Bezeichnung „technische Hilfe“ fallen für die Durchführung 
eines Programms oder einer Maßnahme erforderliche Unterstützungs- 
und Kapazitätsaufbaumaßnahmen, wie vorbereitende oder leitende Tä­
tigkeiten, Überwachungs-, Bewertungs-, Prüf- und Kontrolltätigkeiten. 

Artikel 187 

Förderfähige Kosten 

(Artikel 126 Absatz 3 Buchstabe c der Haushaltsordnung) 

Die Mehrwertsteuer gilt als gemäß den anwendbaren nationalen Mehr­
wertsteuervorschriften nicht erstattungsfähig, wenn sie gemäß den na­
tionalen Vorschriften eine der folgenden Umsatzarten betrifft: 

a) steuerbefreite Umsätze ohne Vorsteuerabzugsrecht; 

b) nicht mehrwertsteuerpflichtige Umsätze; 

c) Umsätze nach Buchstabe a oder b, für die kein Vorsteuerabzugsrecht 
besteht, für die die Mehrwertsteuer aber mittels spezieller, in der 
Richtlinie 2006/112/EG nicht vorgesehener Erstattungs- oder Aus­
gleichsregelungen erstattet werden kann, auch wenn die jeweilige 
Erstattungs- oder Ausgleichsregelung auf nationalen Mehrwertsteuer­
vorschriften basiert. 

Ein Empfänger, der Mehrwertsteuer aus Tätigkeiten nach Artikel 13 
Absatz 2 der Richtlinie 2006/112/EG entrichtet, gilt nicht als Nichtsteu­
erpflichtiger nach Artikel 13 Absatz 1 Unterabsatz 1 dieser Richtlinie, 
unabhängig davon, ob diese Tätigkeiten von dem betreffenden Mitglied­
staat als Tätigkeiten einer Einrichtung angesehen werden, die als Be­
hörde dem öffentlichen Recht unterliegt. 

Artikel 188 

Arbeitsplanung 

(Artikel 128 der Haushaltsordnung) 

(1) Jeder zuständige Anweisungsbefugte erstellt ein jährliches oder 
mehrjähriges Arbeitsprogramm für den Bereich der Finanzhilfen. Das 
Arbeitsprogramm wird vom Organ angenommen und so bald wie mög­
lich, spätestens jedoch am 31. März des betreffenden Haushaltsjahres, 
auf seiner einschlägigen Internetseite veröffentlicht. 

Das Arbeitsprogramm enthält Angaben zur Dauer seiner Gültigkeit, über 
den etwaigen Basisrechtsakt, die zu erreichenden Ziele, die zu erwar­
tenden Ergebnisse, den Zeitplan für die Aufforderungen zur Einreichung 
von Vorschlägen und deren Richtbeträge und den Höchstsatz der Ko­
finanzierung. 
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Soll der Beschluss zur seiner Annahme für die Finanzhilfen des betref­
fenden Jahres als Finanzierungsbeschluss gelten, muss das Arbeitspro­
gramm darüber hinaus die in Artikel 94 angeführten Angaben enthalten. 

(2) Bei substanziellen Änderungen des Arbeitsprogramms wird nach 
den Modalitäten von Absatz 1 ein ergänzendes Dokument angenommen 
und veröffentlicht. 

Artikel 189 

Inhalt der Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen 

(Artikel 128 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen enthalten 
folgende Angaben: 

a) angestrebte Ziele, 

b) Zulassungs-, Ausschluss-, Auswahl- und Gewährungskriterien gemäß 
den Artikeln 131 und 132 der Haushaltsordnung sowie diesbezüg­
liche Belege, 

c) Modalitäten der Finanzierung aus Mitteln der Union, 

d) Modalitäten und Frist für die Einreichung der Vorschläge, voraus­
sichtlicher Zeitpunkt, zu dem die Bewerber über das Ergebnis der 
Bewertung ihrer Anträge informiert werden und ungefähres Datum 
für die Unterzeichnung der Finanzhilfevereinbarungen oder die Zu­
stellung der Finanzhilfebeschlüsse. 

(2) Die Aufforderungen zur Einreichung von Vorschlägen werden 
auf der Internetseite der Organe der Union und, falls dies für eine weiter 
gehende Bekanntmachung bei den potenziellen Empfängern erforderlich 
ist, in anderer geeigneter Form, u. a. im Amtsblatt der Europäischen 
Union, veröffentlicht. Sie können unmittelbar nach der Annahme des 
Finanzierungsbeschlusses gemäß Artikel 84 der Haushaltsordnung ver­
öffentlicht werden, d. h. auch bereits in dem der Haushaltsausführung 
vorausgehenden Jahr. Eine inhaltliche Änderung einer Aufforderung zur 
Einreichung von Vorschlägen wird nach den gleichen Regeln veröffent­
licht wie die ursprüngliche Aufforderung zur Einreichung von Vorschlä­
gen. 

Artikel 190 

Ausnahmen von den Aufforderungen zur Einreichung von 
Vorschlägen 

(Artikel 128 der Haushaltsordnung) 

(1) Finanzhilfen können nur in folgenden Fällen ohne Aufforderung 
zur Einreichung von Vorschlägen gewährt werden: 

a) im Rahmen der humanitären Hilfe, bei Katastrophenschutzeinsätzen 
oder bei Hilfen in Krisensituationen im Sinne von Absatz 2; 

b) in anderen ordnungsgemäß begründeten dringenden Ausnahmefällen; 

c) zugunsten von Einrichtungen, wenn diese de jure oder de facto eine 
Monopolstellung innehaben, die in dem entsprechenden Beschluss 
über die Gewährung der Finanzhilfe ordnungsgemäß begründet wird; 

d) zugunsten von Einrichtungen, die in einem Basisrechtsakt gemäß 
Artikel 54 der Haushaltsordnung als Empfänger von Finanzhilfen 
genannt sind, oder, falls in einem Basisrechtsakt ein Mitgliedstaat 
als Empfänger von Finanzhilfen genannt ist, unter seiner Verantwor­
tung zugunsten den von ihm benannten Einrichtungen; 
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e) im Bereich Forschung und technologische Entwicklung zugunsten 
von Einrichtungen, die in dem Arbeitsprogramm gemäß Artikel 128 
der Haushaltsordnung aufgeführt sind, sofern der Basisrechtsakt 
diese Möglichkeit ausdrücklich vorsieht und das betreffende Projekt 
nicht unter eine Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen fällt; 

f) zugunsten von Maßnahmen mit besonderen Merkmalen, für die auf 
eine hochqualifizierte oder hochspezialisierte Einrichtung oder eine 
Einrichtung mit besonderen Verwaltungskapazitäten zurückgegriffen 
werden muss, sofern die betreffenden Maßnahmen nicht unter eine 
Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen fallen. 

g) Ein Vorgehen nach Unterabsatz 1 Buchstabe f ist im Gewährungs­
beschluss angemessen zu begründen. 

(2) Unter Krisensituationen sind Situationen in Drittländern zu ver­
stehen, bei denen die Gefahr besteht, dass sie unmittelbar oder kurz­
fristig in einen bewaffneten Konflikt oder die Destabilisierung des Lan­
des eskalieren. Krisensituationen können auch die Folge von Naturkata­
strophen sein, von durch Menschenhand ausgelösten Krisen, wie Krieg 
oder sonstigen Konflikten, oder von außergewöhnlichen Umständen mit 
vergleichbaren Auswirkungen, wie sie beispielsweise im Zusammen­
hang mit Phänomenen des Klimawandels, mit Umweltschäden, mit 
der Unterbrechung der Energieversorgung oder des Zugangs zu natürli­
chen Ressourcen oder mit extremer Armut auftreten können. 

Artikel 191 

Nachträgliche Bekanntmachung 

(Artikel 128 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Informationen zu den im Laufe eines Haushaltsjahrs gewähr­
ten Finanzhilfen werden gemäß Artikel 21 veröffentlicht. 

(2) Nach der Veröffentlichung gemäß Absatz 1 übermittelt die Kom­
mission dem Europäischen Parlament und dem Rat auf deren Wunsch 
einen Bericht mit folgenden Informationen: 

a) Anzahl der Antragsteller des vorangegangenen Jahres; 

b) Anzahl und Anteil der erfolgreichen Anträge für jede Aufforderung 
zur Einreichung von Vorschlägen; 

c) mittlere Dauer des Verfahrens ab dem Tag, an dem die Aufforderung 
zur Einreichung von Vorschlägen geschlossen wird, bis zur Gewäh­
rung einer Finanzhilfe; 

d) Anzahl und Beträge der Finanzhilfen, bei denen im vorangehenden 
Jahr nach Maßgabe von Artikel 21 Absatz 4 von einer nachträgli­
chen Bekanntmachung abgesehen wurde. 

Artikel 192 

Unterrichtung der Antragsteller 

(Artikel 128 der Haushaltsordnung) 

Die Kommission informiert und berät die Antragsteller, indem sie 

a) für ähnliche Finanzhilfen gemeinsame Muster für die Antragsformu­
lare festlegt und den Umfang und die Verständlichkeit der Antrags­
formulare kontrolliert; 

▼B 

02012R1268 — DE — 01.01.2017 — 002.001 — 118



 

b) potenziellen Antragstellern insbesondere Seminare anbietet und 
Handbücher zur Verfügung stellt; 

c) in der Rechtsträger-Datei nach Artikel 63 die Daten der Empfänger 
laufend aktualisiert. 

Artikel 193 

Finanzierung zulasten verschiedener Haushaltslinien 

(Artikel 129 der Haushaltsordnung) 

Eine Maßnahme kann von mehreren zuständigen Anweisungsbefugten 
gemeinsam zulasten verschiedener Haushaltslinien finanziert werden. 

Artikel 194 

Rückwirkung der Finanzierungen in Fällen äußerster Dringlichkeit 
und bei drohenden Konflikten 

(Artikel 130 der Haushaltsordnung) 

Nach Maßgabe von Artikel 130 Absatz 1 der Haushaltsordnung kom­
men die von einem Empfänger vor Einreichung seines Antrags getätig­
ten Ausgaben unter folgenden Bedingungen für eine Finanzierung aus 
Mitteln der Union in Betracht: 

a) wenn dies im Finanzierungsbeschluss ordnungsgemäß begründet ist; 

b) wenn im Finanzierungsbeschluss und in der Finanzhilfevereinbarung 
oder dem Finanzhilfebeschluss ausdrücklich ein zeitlich vor der An­
tragstellung liegender Förderfähigkeitstermin festgelegt wird. 

Artikel 195 

Einreichung von Finanzhilfeanträgen 

(Artikel 131 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Modalitäten für die Einreichung der Finanzhilfeanträge wer­
den vom zuständigen Anweisungsbefugten festgelegt, der bestimmen 
kann, in welcher Form sie zu erfolgen hat. Finanzhilfeanträge können 
mittels eines Schreibens oder auf elektronischem Wege eingereicht wer­
den. 

Die gewählten Kommunikationsmittel müssen allgemein verfügbar sein 
und dürfen nicht zur Folge haben, dass der Zugang der Antragsteller 
zum Gewährungsverfahren eingeschränkt wird. 

Die gewählten Kommunikationsmittel müssen gewährleisten, 

a) dass die eingereichten Anträge alle zu ihrer Bewertung erforderlichen 
Informationen enthalten; 

b) dass die Unversehrtheit der Daten ist sichergestellt ist; 

c) dass die Vertraulichkeit der Vorschläge gewahrt bleibt. 

d) dass der Schutz personenbezogener Daten den Anforderungen der 
Verordnung (EG) Nr. 45/2001 genügt. 
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Für die Zwecke von Unterabsatz 3 Buchstabe c prüft der zuständige 
Anweisungsbefugte den Inhalt der Anträge erst, nachdem die Einrei­
chungsfrist abgelaufen ist. 

Der zuständige Anweisungsbefugte kann verlangen, dass elektronisch 
eingereichte Anträge mit einer fortgeschrittenen elektronischen Signatur 
im Sinne der Richtlinie 1999/93/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates ( 1 ) versehen werden. 

(2) Gestattet der zuständige Anweisungsbefugte die elektronische 
Einreichung der Anträge, so müssen die verwendeten Mittel und deren 
technische Merkmale allgemein zugänglich und mit den allgemein ver­
wendeten Erzeugnissen der Informations- und Kommunikationstech­
nologie kompatibel sein. Die Informationen über die zur Einreichung 
der Anträge erforderlichen Spezifikationen, einschließlich der Verschlüs­
selung, müssen allen Antragstellern zur Verfügung gestellt werden. 

Die Vorrichtungen für die elektronische Entgegennahme der Anträge 
müssen darüber hinaus Sicherheit und Vertraulichkeit gewährleisten. 
Sie müssen ferner gewährleisten, dass die Uhrzeit und der Tag des 
Eingangs der Anträge genau bestimmt werden können. 

(3) Erfolgt die Einreichung der Anträge mittels eines Schreibens, so 
kann der Antragsteller zwischen folgenden Übermittlungsformen wäh­
len: 

a) per Post oder Kurierdienst; für diesen Fall wird in der Aufforderung 
zur Einreichung von Vorschlägen ausdrücklich das Versanddatum 
für verbindlich erklärt, wobei der Poststempel bzw. das Datum der 
Ablieferungsbestätigung maßgebend ist; 

b) durch Hinterlegung bei den Dienststellen des Organs durch den An­
tragsteller oder einen Vertreter, wobei in der Aufforderung zur Ein­
reichung von Vorschlägen die Dienststelle genannt wird, bei der die 
Anträge gegen Aushändigung einer datierten und unterzeichneten 
Empfangsbestätigung einzureichen sind. 

KAPITEL 3 

Gewährungsverfahren 

Artikel 196 

Inhalt der Finanzhilfeanträge 

(Artikel 131 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Finanzhilfeanträge werden nach Maßgabe der im Basisrechts­
akt und in der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen fest­
gelegten Kriterien unter Verwendung eines Formblatts gestellt, das der 
zuständige Anweisungsbefugte auf der Grundlage des gemeinsamen 
Musters gemäß Artikel 192 Buchstabe a erstellt. 

Als Nachweis im Sinne von Artikel 131 Absatz 3 Unterabsatz 2 der 
Haushaltsordnung können insbesondere die Gewinn- und Verlustrech­
nung und die Bilanz des letzten abgeschlossenen Rechnungsjahres ver­
langt werden. 
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(2) Der dem Antrag beigefügte Voranschlag des Maßnahmen- bzw. 
Arbeitsprogrammbudgets muss in Ausgaben und Einnahmen ausgegli­
chen sein — wobei in begründeten Fällen auch Rückstellungen für 
Unwägbarkeiten oder Wechselkursschwankungen genehmigt werden 
können — und die geschätzten förderfähigen Kosten der Maßnahme 
oder des Arbeitsprogramms ausweisen. 

(3) Wird eine Finanzhilfe für eine Maßnahme von mehr als 
750 000 EUR oder für Betriebskosten von mehr als 100 000 EUR be­
antragt, muss ein von einem zugelassenen externen Rechnungsprüfer 
erstellter Bericht beigebracht werden. In diesem Bericht werden die 
Rechnungen des letzten abgeschlossenen Rechnungsjahres bescheinigt. 

Unterabsatz 1 gilt nur für den Erstantrag, den ein und derselbe Emp­
fänger in ein und demselben Rechnungsjahr bei einem zuständigen An­
weisungsbefugten stellt. 

Im Falle einer Vereinbarung zwischen der Kommission und mehreren 
Empfängern sind die Schwellenwerte nach Unterabsatz 1 je Empfänger 
anzuwenden. 

Im Falle von Partnerschaften gemäß Artikel 178 muss der in Unter­
absatz 1 bezeichnete Bericht für die beiden letzten abgeschlossenen 
Rechnungsjahre vor Unterzeichnung der Partnerschaftsrahmenverein­
barung bzw. Zustellung des Partnerschaftsrahmenbeschlusses vorgelegt 
werden. 

Der zuständige Anweisungsbefugte kann nach Maßgabe einer Risiko­
bewertung bei Einrichtungen für allgemeine oder berufliche Bildung 
und bei Vereinbarungen mit mehreren gesamtschuldnerisch haftenden 
Empfängern oder Empfängern, denen keinerlei finanzielle Verantwor­
tung zukommt, von der Vorlage des Prüfberichts gemäß Unterabsatz 1 
absehen. 

Unterabsatz 1 gilt nicht für öffentliche Einrichtungen und für interna­
tionale Organisationen im Sinne von Artikel 43. 

(4) Der Antragsteller gibt für alle Unionsfinanzierungen, die er in 
dem betreffenden Rechnungsjahr für dieselbe Maßnahme, einen Teil 
dieser Maßnahme oder für seine Betriebskosten erhalten bzw. beantragt 
hat, die Quellen und Beträge an und er gibt alle sonstigen Finanzierun­
gen an, die er für dieselbe Maßnahme erhalten bzw. beantragt hat. 

▼M1 

Artikel 197 

Nachweis des Nichtvorliegens von Ausschlussgründen 

(Artikel 131 der Haushaltsordnung) 

Der zuständige Anweisungsbefugte kann nach Maßgabe einer Risiko­
bewertung und vorbehaltlich des Artikels 141 Absatz 4 von den erfolg­
reichen Antragstellern die in Artikel 141 Absatz 3 genannten Nachweise 
anfordern. 

Auf Verlangen des zuständigen Anweisungsbefugten müssen die erfolg­
reichen Antragsteller vorbehaltlich des Artikels 141 Absatz 4 die in 
Artikel 141 Absatz 3 genannten Nachweise vorlegen, es sei denn, der 
zuständige Anweisungsbefugte erkennt an, dass dies praktisch unmög­
lich ist. 
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Artikel 198 

Antragsteller ohne Rechtspersönlichkeit 

(Artikel 131 der Haushaltsordnung) 

Im Falle eines Antragstellers, der, wie in Artikel 131 Absatz 2 der 
Haushaltsordnung vorgesehen, keine Rechtspersönlichkeit besitzt, muss 
der Vertreter dieses Antragstellers nachweisen, dass er befugt ist, in 
dessen Namen rechtliche Verpflichtungen einzugehen, und dass die fi­
nanzielle und operative Leistungsfähigkeit des Antragstellers der von 
juristischen Personen gleichwertig ist. 

Artikel 199 

Als ein Antragsteller zu betrachtende Einrichtungen 

(Artikel 131 der Haushaltsordnung) 

Erfüllen mehrere Einrichtungen die Bedingungen für die Beantragung 
einer Finanzhilfe und können sie gemeinsam als eine Einrichtung be­
trachtet werden, kann der zuständige Anweisungsbefugte diese wie ei­
nen einzigen Antragsteller behandeln, sofern diese an der Durchführung 
der Maßnahme oder des Arbeitsprogramms beteiligten Einrichtungen im 
Antrag als Teil des Antragstellers genannt sind. 

▼M1 __________ 

▼B 

Artikel 201 

Zulassungskriterien 

(Artikel 131 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Zulassungskriterien werden in der Aufforderung zur Einrei­
chung von Vorschlägen bekanntgegeben. 

(2) Die Zulassungskriterien bestimmen die Bedingungen für die Teil­
nahme an einer Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen. Sie 
tragen den Zielen der Maßnahme Rechnung und stehen im Einklang 
mit dem Transparenzgrundsatz und dem Diskriminierungsverbot. 

Artikel 202 

Auswahlkriterien 

(Artikel 132 Absatz 1 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Auswahlkriterien werden in der Aufforderung zur Einrei­
chung von Vorschlägen veröffentlicht; sie gestatten eine Beurteilung 
der finanziellen und operativen Fähigkeit des Antragstellers, die vor­
geschlagene Maßnahme bzw. das vorgeschlagene Arbeitsprogramm 
vollständig durchzuführen. 

(2) Der Antragstelle muss über stabile und ausreichende Finanzie­
rungsquellen verfügen, damit er seine Tätigkeit während der Dauer 
der Durchführung der geförderten Maßnahme bzw. während des Rech­
nungsjahres, für das eine Finanzhilfe gewährt wird, aufrechterhalten und 
sich an ihrer Finanzierung beteiligen kann. Soweit im Basisrechtsakt 
nichts anderes bestimmt ist, muss er über die erforderlichen Fachkennt­
nisse und beruflichen Qualifikationen verfügen, damit er die vorgeschla­
gene Maßnahme bzw. das vorgeschlagene Arbeitsprogramm vollständig 
durchführen kann. 
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(3) Die Überprüfung der finanziellen und operativen Leistungsfähig­
keit erfolgt insbesondere anhand einer Analyse der in Artikel 196 ge­
nannten und vom zuständigen Anweisungsbefugten in der Aufforderung 
zur Einreichung von Vorschlägen verlangten Nachweise. 

Wurden in der Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen keine 
Belege verlangt und hat der zuständige Anweisungsbefugte Bedenken 
hinsichtlich der finanziellen und operativen Leistungsfähigkeit der An­
tragsteller, fordert er sie auf, alle zweckmäßigen Nachweise beizubrin­
gen. 

Im Falle von Partnerschaften im Sinne von Artikel 178 erfolgt diese 
Überprüfung vor der Unterzeichnung der Partnerschaftsrahmenverein­
barung bzw. Zustellung des Partnerschaftsrahmenbeschlusses. 

Artikel 203 

Gewährungskriterien 

(Artikel 132 Absatz 2 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Gewährungskriterien werden in der Aufforderung zur Einrei­
chung von Vorschlägen veröffentlicht. 

(2) Die Gewährungskriterien sind so festzulegen, dass die Finanzhil­
fen für Umsetzungsmaßnahmen gewährt werden können, welche die 
Gesamteffizienz des Unionsprogramms maximieren, oder für Einrich­
tungen, deren Arbeitsprogramm auf dasselbe Ergebnis ausgerichtet ist. 
Diese Kriterien werden so festgelegt, dass außerdem eine ordnungs­
gemäße Bewirtschaftung der Mittel der Union gewährleistet ist. 

Die Gewährungskriterien sind so anzuwenden, dass die Entwürfe von 
Maßnahmen oder Arbeitsprogrammen ausgewählt werden können, wel­
che die Berücksichtigung der Ziele und Prioritäten der Kommission 
gewährleisten und die Sichtbarkeit der Finanzierung durch die Union 
garantieren. 

(3) Die Gewährungskriterien werden so festgelegt, dass sie später 
bewertet werden können. 

Artikel 204 

Bewertung der Anträge und Gewährung 

(Artikel 133 der Haushaltsordnung) 

(1) Der zuständige Anweisungsbefugte setzt einen Ausschuss zur 
Bewertung der Vorschläge ein, es sei denn, die Kommission beschließt 
im Rahmen eines Sektorprogramms etwas anderes. 

Der Ausschuss setzt sich zusammen aus mindestens drei Personen, die 
mindestens zwei organisatorische Einheiten der Organe oder der Ein­
richtungen nach den Artikeln 62 und 208 der Haushaltsordnung ver­
treten und in keinem hierarchischen Verhältnis zueinander stehen. Zur 
Vermeidung von Interessenkonflikten unterliegen diese Personen den 
Verpflichtungen gemäß Artikel 57 der Haushaltsordnung. 

Bei Vertretungen und Außenstellen gemäß Artikel 72 der vorliegenden 
Verordnung sowie bei betrauten Einrichtungen nach den Artikeln 62 
und 208 der Haushaltsordnung, die über keine voneinander getrennten 
organisatorischen Einheiten verfügen, entfällt die Verpflichtung zur Ver­
tretung durch organisatorische Einheiten ohne hierarchisches Verhältnis 
zueinander. 
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Auf Beschluss des zuständigen Anweisungsbefugten können externe 
Sachverständige den Ausschuss unterstützen. Der zuständige Anwei­
sungsbefugte überzeugt sich davon, dass diese Sachverständigen die 
in Artikel 57 der Haushaltsordnung genannten Verpflichtungen erfüllen. 

(2) Der zuständige Anweisungsbefugte legt gegebenenfalls ein mehr­
stufiges Verfahren fest, dessen Regeln in der Aufforderung zur Einrei­
chung von Vorschlägen genannt werden. 

Sieht die Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen ein zweistu­
figes Einreichungsverfahren vor, so werden nur die Antragsteller, deren 
Vorschläge die Bewertungskriterien der ersten Stufe erfüllen, um die 
Einreichung eines umfassenden Vorschlags für die zweite Stufe gebeten. 

Sieht die Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen ein zweistu­
figes Bewertungsverfahren vor, so werden nur die Vorschläge, die die 
speziellen Bewertungskriterien der ersten Stufe erfüllen, in der zweiten 
Stufe eingehend bewertet. 

Antragsteller, deren Vorschlag in einer der Verfahrensstufen abgelehnt 
wurde, erhalten einen Ablehnungsbescheid gemäß Artikel 133 Absatz 3 
der Haushaltsordnung. 

Jede Verfahrensstufe muss klar von der vorhergehenden Stufe getrennt 
sein. 

Innerhalb eines Verfahrens muss gewährleistet sein, dass ein und die­
selbe Information oder Unterlage nicht mehrmals verlangt wird. 

(3) Der Bewertungsausschuss oder gegebenenfalls der zuständige 
Anweisungsbefugte kann den Antragsteller um zusätzliche Informatio­
nen oder um Erläuterungen für die zusammen mit dem Antrag einge­
reichten Unterlagen ersuchen, sofern der Vorschlag durch diese Infor­
mationen oder Erläuterungen nicht wesentlich geändert wird. Bei Vor­
liegen offensichtlicher Fehler sind der Bewertungsausschuss oder der 
Anweisungsbefugte gemäß Artikel 96 der Haushaltsordnung außer in 
hinreichend begründeten Fällen verpflichtet, um diese zusätzlichen In­
formationen oder Erläuterungen zu bitten. Der Anweisungsbefugte führt 
über jeden Kontakt mit einem der Antragsteller im Laufe des Verfahrens 
in geeigneter Weise Buch. 

(4) Nach Abschluss der Arbeiten des Bewertungsausschusses unter­
zeichnen die Mitglieder ein Protokoll, in dem alle geprüften Vorschläge 
aufgeführt, unter qualitativen Gesichtspunkten bewertet und die für eine 
Finanzierung in Betracht kommenden Vorschläge herausgestellt werden. 
Die Unterzeichnung kann über ein elektronisches System erfolgen, das 
über einen angemessenen Sicherheitsmodus zur Authentifizierung des 
Unterzeichners verfügt. 

Erforderlichenfalls werden in diesem Protokoll die geprüften Vorschläge 
in eine Rangliste gesetzt, Höchstbeträge für die Finanzierung empfohlen 
und geringfügige Änderungen gegenüber den Finanzhilfeanträgen vor­
geschlagen. 

Das Protokoll wird zur späteren Referenz aufbewahrt. 

(5) Der zuständige Anweisungsbefugte kann den Antragsteller bitten, 
seinen Vorschlag unter Berücksichtigung der Empfehlungen des Bewer­
tungsausschusses abzuändern. Der zuständige Anweisungsbefugte führt 
über jeden Kontakt mit einem der Antragsteller im Laufe des Verfahrens 
in geeigneter Weise Buch. 
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Im Anschluss an die Bewertung fasst der zuständige Anweisungsbefugte 
einen Beschluss, der mindestens folgende Angaben enthält: 

a) Gegenstand und Gesamtbetrag des Beschlusses; 

b) Namen der erfolgreichen Antragsteller, Bezeichnung der Maßnah­
men, genehmigte Beträge sowie Begründung der getroffenen Wahl, 
einschließlich in den Fällen, in denen sie von der Stellungnahme des 
Bewertungsausschusses abweicht; 

c) Namen der abgelehnten Antragsteller und Begründung dieser Ableh­
nung. 

(6) In Fällen nach Artikel 190 der vorliegenden Verordnung und 
Artikel 125 Absatz 7 der Haushaltsordnung sind die Bestimmungen 
der Absätze 1, 2 und 4 für die Gewährung von Finanzhilfen nicht ver­
pflichtend. 

Artikel 205 

Unterrichtung der Antragsteller 

(Artikel 133 der Haushaltsordnung) 

Die Unterrichtung der abgelehnten Antragsteller über das Ergebnis der 
Bewertung ihres Antrags erfolgt möglichst umgehend, in jedem Fall 
jedoch binnen 15 Kalendertagen nach der Unterrichtung der erfolgrei­
chen Antragsteller. 

KAPITEL 4 

Zahlung und Kontrolle 

Artikel 206 

Sicherheitsleistung für die Vorfinanzierung 

(Artikel 134 der Haushaltsordnung) 

(1) Um die mit der Auszahlung der Vorfinanzierungen verbundenen 
finanziellen Risiken zu begrenzen, kann der zuständige Anweisungs­
befugte außer im Falle von Finanzhilfen mit geringem Wert nach Maß­
gabe einer Risikobewertung vom Empfänger eine vorherige Sicherheits­
leistung bis zur Höhe der Vorfinanzierung verlangen oder die Vorfinan­
zierung in mehreren Teilbeträgen auszahlen. 

(2) Wird eine Sicherheitsleistung verlangt, muss sie vom zuständigen 
Anweisungsbefugten bewertet und akzeptiert werden. 

Die Sicherheit muss einen hinreichend langen Zeitraum abdecken, damit 
sie in Anspruch genommen werden kann. 

(3) Die Sicherheit wird von einem zugelassenen Bank- oder Finanz­
institut mit Sitz in einem der Mitgliedstaaten gestellt. Ist der Empfänger 
in einem Drittland niedergelassen, so kann der zuständige Anweisungs­
befugte eine von einer Bank oder einem Finanzinstitut mit Sitz in die­
sem Drittland gestellte Sicherheit akzeptieren, wenn er der Auffassung 
ist, dass diese Bank oder dieses Finanzinstitut die gleichen Garantien 
und Merkmale aufweist wie eine Bank oder ein Finanzinstitut mit Sitz 
in einem Mitgliedstaat. 
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Auf Antrag des Empfängers kann die Sicherheit nach Unterabsatz 1 
durch eine selbstschuldnerische Bürgschaft eines Dritten oder die unbe­
dingte und unwiderrufliche Solidarbürgschaft der in der Finanzhilfever­
einbarung oder dem Finanzhilfebeschluss genannten Begünstigten der 
Maßnahme ersetzt werden, nachdem der zuständige Anweisungsbefugte 
seine Zustimmung erteilt hat. 

Die Sicherheit lautet auf Euro. 

Mit ihr wird bezweckt, dass die Bank oder das Finanzinstitut, der Dritte 
oder die Begünstigten unwiderruflich selbstschuldnerisch und auf erste 
Anforderung für die Verbindlichkeiten des Finanzhilfeempfängers ein­
stehen. 

(4) Die Freigabe der Sicherheit erfolgt im Zuge der Verrechnung der 
Vorfinanzierung mit den Zwischenzahlungen bzw. der Zahlung des 
Restbetrags, die nach Maßgabe der Finanzhilfevereinbarung an den 
Empfänger geleistet werden. 

Artikel 207 

Begründung der Zahlungsanträge 

(Artikel 135 der Haushaltsordnung) 

(1) Bei jeder Finanzhilfe kann die Vorfinanzierung gemäß dem 
Grundsatz der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung in mehreren Teil­
beträgen gezahlt werden. 

Jeder weitere Vorfinanzierungsbetrag wird nur dann in voller Höhe 
ausbezahlt, wenn der vorhergehende Vorfinanzierungsbetrag zu mindes­
tens 70 % verwendet worden ist. 

Wurden weniger als 70 % einer Vorfinanzierung verwendet, wird der 
Betrag der nächsten Zahlung um den nicht verwendeten Betrag dieser 
Vorfinanzierung gekürzt. 

Der Empfänger fügt seinem Antrag auf eine neue Zahlung die Aufstel­
lung seiner Auslagen bei. 

(2) Unbeschadet des Artikels 110 hat der Empfänger ehrenwörtlich 
zu versichern, dass die in seinen Zahlungsanträgen enthaltenen Informa­
tionen vollständig, zuverlässig und wahrheitsgetreu sind. Er hat außer­
dem zu versichern, dass die in den Zahlungsanträgen ausgewiesenen 
Kosten gemäß der Finanzhilfevereinbarung oder dem Finanzhilfe­
beschluss förderfähig und durch geeignete überprüfbare Nachweise be­
legt sind. 

(3) Der zuständige Anweisungsbefugte kann nach Maßgabe einer 
Risikobewertung zu jeder Zahlung die Vorlage einer Bescheinigung 
über die Kostenaufstellung und die ihr zugrunde liegenden Abrechnun­
gen der Maßnahme oder des Arbeitsprogramms verlangen, die von ei­
nem zugelassenen externen Rechnungsprüfer bzw. bei öffentlichen Ein­
richtungen von einem hinreichend qualifizierten unabhängigen Beamten 
ausgestellt wird. Diese Bescheinigung wird dem Zahlungsantrag bei­
gefügt. Mit der Bescheinigung wird nach der vom zuständigen Anwei­
sungsbefugten genehmigten Methode und auf der Grundlage genehmig­
ter, den internationalen Normen entsprechenden Verfahren bestätigt, 
dass die Kosten, die vom Empfänger in der Kostenaufstellung, auf die 
sich der Zahlungsantrag stützt, angegeben werden, tatsächlich angefal­
len, wahrheitsgetreu angegeben, und gemäß der Finanzhilfevereinbarung 
oder dem Finanzhilfebeschluss förderfähig sind. 
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In begründeten Sonderfällen kann der zuständige Anweisungsbefugte 
verlangen, dass diese Bescheinigung in der Form eines Bestätigungs­
vermerks oder nach einem anderen in den internationalen Normen vor­
gesehenen Muster ausgestellt wird. 

Die Vorlage der Bescheinigung über die Kostenaufstellung und die 
zugrunde liegenden Abrechnungen ist für Zwischenzahlungen und für 
Restzahlungen in folgenden Fällen verbindlich vorgeschrieben: 

a) bei gemäß Artikel 123 Absatz 1 Buchstabe a der Haushaltsordnung 
ausbezahlten Finanzhilfen für Maßnahmen ab einem Wert von 
750 000 EUR, wenn sich alle Zahlungsanträge zusammen auf min­
destens 325 000 EUR belaufen; 

b) bei gemäß Artikel 123 Absatz 1 Buchstabe a der Haushaltsordnung 
ausbezahlten Finanzhilfen für Betriebskosten ab einem Wert von 
100 000 EUR. 

Der zuständige Anweisungsbefugte kann überdies nach Maßgabe einer 
Risikobewertung folgende Finanzhilfeempfänger von der Vorlage der 
Bescheinigung über die Kostenaufstellung und die zugrunde liegenden 
Abrechnungen entbinden: 

a) öffentliche Einrichtungen und internationale Organisationen im Sinne 
von Artikel 43; 

b) Empfänger von Finanzhilfen im Bereich der humanitären Hilfe, Ka­
tastrophenschutzeinsätze und der Verwaltung von Krisensituationen, 
ausgenommen wenn es um die Zahlung von Restbeträgen geht; 

c) in Bezug auf die Zahlung von Restbeträgen Empfänger von Finanz­
hilfen im Bereich der humanitären Hilfe, die gemäß Artikel 178 eine 
Partnerschaftsrahmenvereinbarung unterzeichnet haben oder denen 
ein Partnerschaftsrahmenbeschluss zugestellt wurde, sofern sie ein 
Kontrollsystem nachweisen können, das für diese Art von Zahlungen 
entsprechende Garantien bietet; 

d) Empfänger mehrerer Finanzhilfen, die unabhängige Prüfbescheini­
gungen vorgelegt haben, denen zufolge die Kontrollsysteme und 
die Methoden zur Vorbereitung der Anträge entsprechende Garantien 
bieten. 

Der zuständige Anweisungsbefugte kann ferner Finanzhilfenempfänger 
von der Verpflichtung zur Vorlage der Bescheinigung über die Kosten­
aufstellung und die zugrunde liegenden Abrechnungen entbinden, wenn 
dieser von Bediensteten der Kommission oder von einer von ihr beauf­
tragten Stelle geprüft wurde oder werden wird und diese Prüfung die 
gemeldeten Kosten entsprechend garantiert. 

Im Falle einer Vereinbarung zwischen der Kommission und mehreren 
Empfängern sind die Schwellenwerte nach Unterabsatz 3 Buchstaben a 
und b je Empfänger anzuwenden. 

(4) Der zuständige Anweisungsbefugte kann nach Maßgabe einer 
Risikobewertung für eine Zahlung die Vorlage eines Prüfberichts über 
die operativen Aspekte verlangen, der von einem unabhängigen, vom 
zuständigen Anweisungsbefugten zugelassenen Prüfer angefertigt wurde. 
Der vom zuständigen Anweisungsbefugten verlangte Prüfbericht wird 
dem Zahlungsantrag beigefügt und die Kosten für seine Erstellung gel­
ten gemäß den Bedingungen des Artikels 126 der Haushaltsordnung als 
förderfähig. In dem Prüfbericht ist anzugeben, dass die operativen As­
pekte nach der vom zuständigen Anweisungsbefugten genehmigten Me­
thode geprüft wurden und ob die Maßnahme oder das Arbeitsprogramm 
tatsächlich gemäß den in der Finanzhilfevereinbarung oder dem Finanz­
hilfebeschluss festgelegten Bedingungen umgesetzt wurde. 
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Artikel 208 

Aussetzung und Kürzung von Finanzhilfen 

(Artikel 135 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Umsetzung einer Finanzhilfevereinbarung oder eines Finanz­
hilfebeschlusses, die Beteiligung eines Empfängers an deren Umsetzung 
oder Zahlungen können ausgesetzt werden, um das tatsächliche Vor­
liegen der mutmaßlichen schwerwiegenden Fehler, der Unregelmäßig­
keiten, des Betrugs oder der Pflichtverletzungen zu prüfen. Bestätigen 
sich die Vermutungen nicht, so wird die Umsetzung so schnell wie 
möglich wieder aufgenommen. 

(2) Wird die genehmigte Maßnahme oder das genehmigte Arbeits­
programm nicht, nicht ordnungsgemäß, nicht vollständig oder nicht 
fristgerecht umgesetzt, so nimmt der zuständige Anweisungsbefugte, 
nachdem dem Empfänger Gelegenheit für eine Stellungnahme gegeben 
wurde, je nach dem Stand der Auszahlungen entweder eine entspre­
chende Kürzung vor oder er fordert den fraglichen Anteil der ausgezahl­
ten Finanzhilfe zurück. 

KAPITEL 5 

Ausführung 

Artikel 209 

Ausführungsverträge 

(Artikel 137 der Haushaltsordnung) 

(1) Erfordert die Umsetzung einer Maßnahme oder eines Arbeitspro­
gramms, für die eine Finanzhilfe gewährt wird, die Vergabe eines Auf­
trags, so erteilt der Empfänger der Finanzhilfe unbeschadet der Anwen­
dung der Richtlinie 2004/18/EG dem wirtschaftlich günstigsten Angebot 
bzw. gegebenenfalls dem Angebot mit dem niedrigsten Preis den Zu­
schlag; dabei vermeidet er jeglichen Interessenkonflikt. 

(2) Erfordert die Umsetzung einer Maßnahme oder eines Arbeitspro­
gramms, für die eine Finanzhilfe gewährt wird, die Vergabe eines Auf­
trags im Wert von über 60 000 EUR, kann der zuständige Anweisungs­
befugte dem Empfänger zur Auflage machen, zusätzlich zu Absatz 1 
besondere Vorschriften zu beachten. 

Diese besonderen Vorschriften basieren auf der Haushaltsordnung und 
bestimmen sich nach dem jeweiligen Auftragswert, dem Anteil des 
Beitrags der Union an den Gesamtkosten der Maßnahme und dem Ri­
siko. Sie sind in der Finanzhilfevereinbarung oder dem Finanzhilfe­
beschluss festgelegt. 

Artikel 210 

Finanzielle Unterstützung Dritter 

(Artikel 137 der Haushaltsordnung) 

Sofern in den Bedingungen nach Artikel 137 Absatz 1 der Haushalts­
ordnung die zu erreichenden Ziele oder Ergebnisse hinreichend genau 
festgelegt sind, gilt der Ermessensspielraum nur als ausgeschöpft, wenn 
in der Finanzhilfevereinbarung oder dem Finanzhilfebeschluss außerdem 
Folgendes festgeschrieben ist: 
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a) der Höchstbetrag der Förderung, die einem Dritten gewährt werden 
kann und die nicht mehr als 60 000 EUR betragen darf, es sei denn, 
die finanzielle Unterstützung ist das eigentliche Ziel der Maßnahme, 
und die Kriterien für die Festlegung des jeweiligen Förderbetrags; 

b) eine erschöpfende Aufstellung der Arten von Tätigkeiten, die für 
eine finanzielle Förderung in Betracht kommen; 

c) die Festlegung der Empfänger oder Kategorien von Empfängern, die 
für eine finanzielle Förderung in Betracht kommen, und der Gewäh­
rungskriterien. 

TITEL VII 

PREISGELDER 

Artikel 211 

Arbeitsplanung 

(Artikel 138 Absatz 2 der Haushaltsordnung) 

(1) Jeder zuständige Anweisungsbefugte erstellt ein jährliches oder 
mehrjähriges Arbeitsprogramm für den Bereich der Preisgelder. Das 
Arbeitsprogramm wird vom Organ angenommen und so bald wie mög­
lich, spätestens jedoch am 31. März des betreffenden Haushaltsjahres, 
auf seiner einschlägigen Internetseite veröffentlicht. 

Das Arbeitsprogramm enthält Angaben zur Dauer seiner Gültigkeit, über 
den etwaigen Basisrechtsakt, die zu erreichenden Ziele, die zu erwar­
tenden Ergebnisse, den Zeitplan für die Wettbewerbe und die Richt­
beträge der Preisgelder. 

Soll der Beschluss zur seiner Annahme für die Preisgelder des betref­
fenden Jahres als Finanzierungsbeschluss gelten, muss das Arbeitspro­
gramm darüber hinaus die in Artikel 94 angeführten Angaben enthalten. 

(2) Bei substanziellen Änderungen des Arbeitsprogramms im Jahres­
verlauf wird nach den Modalitäten von Absatz 1 ein ergänzendes Do­
kument angenommen und veröffentlicht. 

Artikel 212 

Wettbewerbsregeln 

(Artikel 138 Absatz 2 der Haushaltsordnung) 

▼M1 
(1) In den Wettbewerbsregeln wird Folgendes festgelegt: 

a) die Teilnahmebedingungen, die mindestens Folgendes umfassen: 

i) Zulassungskriterien; 

ii) unter Berücksichtigung der Bedingungen des Absatzes 2 Mo­
dalitäten und Frist für die Einreichung der Wettbewerbsbeiträge 
und, wenn erforderlich, für die vorherige Anmeldung der Teil­
nehmer; 

iii) Hinweis auf die Ausschlusssituationen gemäß Artikel 106 Ab­
satz 1 sowie Artikel 107 der Haushaltsordnung; 
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iv) Hinweis auf die ausschließliche Haftung der Teilnehmer im 
Falle von Ansprüchen, die sich aus den im Rahmen des Wett­
bewerbs ausgeführten Tätigkeiten ergeben; 

v) Hinweis auf die in den Wettbewerbsregeln festgelegte Ver­
pflichtung der Preisträger, ihr Einverständnis mit den Kontrol­
len und Prüfungen der Kommission, des OLAF und des Rech­
nungshofs und mit der nachträglichen Bekanntmachung zu er­
klären; 

vi) Bestimmung, dass das Recht der Union, gegebenenfalls ergänzt 
durch das in den Wettbewerbsregeln genannte nationale Recht, 
Anwendung findet; 

vii) Bezeichnung des bei Streitigkeiten zuständigen Gerichts oder 
der zuständigen Schiedsstelle; 

viii) Hinweis auf die Möglichkeit, dass gegen Teilnehmer nach 
Maßgabe des Artikels 106 der Haushaltsordnung finanzielle 
Sanktionen verhängt oder Ausschlussentscheidungen getroffen 
werden können; 

b) die Vergabekriterien, anhand derer die Qualität der Wettbewerbsbei­
träge im Hinblick auf die verfolgten Ziele bewertet, die erwarteten 
Ergebnisse eingeschätzt und die Preisträger nach objektiven Maßstä­
ben ermittelt werden können; 

c) die Höhe des Preisgeldes bzw. der Preisgelder; 

d) die Modalitäten für die auf die Preisverleihung folgende Auszahlung 
der Preisgelder an die Preisträger. 

Soweit in den Wettbewerbsregeln nichts anderes angegeben ist, erfüllen 
die Empfänger von Finanzhilfen der Union die Zulassungskriterien im 
Sinne von Unterabsatz 1 Buchstabe a Ziffer i. 

Für den Fall der Teilnahme internationaler Organisationen kann hin­
sichtlich Unterabsatz 1 Buchstabe a Ziffer vi eine abweichende Bestim­
mung getroffen werden. 

▼B 
(2) Für die Einreichung der Wettbewerbsbeiträge wählt der zustän­
dige Anweisungsbefugte Kommunikationsmittel, die allgemein verfüg­
bar sind und nicht zur Folge haben, dass der Zugang der Teilnehmer 
zum Wettbewerb eingeschränkt wird. 

Die gewählten Kommunikationsmittel müssen gewährleisten, 

a) dass die eingereichten Wettbewerbsbeiträge die zu ihrer Bewertung 
erforderlichen Informationen enthalten; 

b) dass die Unversehrtheit der Daten sichergestellt ist; 

c) dass die Vertraulichkeit der Wettbewerbsbeiträge gewahrt bleibt; 

d) dass der Schutz personenbezogener Daten den Anforderungen der 
Verordnung (EG) Nr. 45/2001 genügt. 

(3) In den Wettbewerbsregeln können die Bedingungen für die An­
nullierung des Wettbewerbs festgelegt werden, insbesondere für den 
Fall, dass seine Ziele nicht erreicht werden können oder dass die juris­
tische oder natürliche Person, die als Preisträger hervorgehen würde, die 
Teilnahmebedingungen nicht erfüllt. 
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(4) Die Wettbewerbsregeln werden auf der einschlägigen Internetseite 
der Organe der Union veröffentlicht. Falls dies für eine weiter gehende 
Bekanntmachung bei den potenziellen Teilnehmern erforderlich ist, wer­
den die Wettbewerbsregeln zusätzlich in anderer geeigneter Form, u. a. 
im Amtsblatt der Europäischen Union, veröffentlicht. Sie können un­
mittelbar nach der Annahme des Finanzierungsbeschlusses gemäß Ar­
tikel 84 der Haushaltsordnung veröffentlicht werden, d. h. auch bereits 
in dem der Haushaltsausführung vorausgehenden Jahr. Eine inhaltliche 
Änderung der Wettbewerbsregeln wird nach den gleichen Regeln ver­
öffentlicht. 

Artikel 213 

Nachträgliche Bekanntmachung 

(Artikel 138 Absatz 2 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Informationen zu den im Laufe eines Haushaltsjahrs vergebe­
nen Preisgeldern werden gemäß Artikel 21 veröffentlicht. 

(2) Nach der Veröffentlichung gemäß Absatz 1 übermittelt die Kom­
mission dem Europäischen Parlament und dem Rat auf deren Wunsch 
einen Bericht mit folgenden Informationen: 

a) Anzahl der Teilnehmer im Vorjahr; 

b) Anzahl der Teilnehmer und Anteil der erfolgreichen Beiträge pro 
Wettbewerb; 

c) Verzeichnis der im Vorjahr an den Jurys beteiligten Sachverständi­
gen und Beschreibung des Verfahrens für ihre Auswahl. 

Artikel 214 

Bewertung 

(Artikel 138 Absatz 3 der Haushaltsordnung) 

(1) Für die Bewertung der Wettbewerbsbeiträge setzt der zuständige 
Anweisungsbefugte eine mindestens dreiköpfige Jury ein; die Jurymit­
glieder können externe Sachverständige oder Personen sein, die mindes­
tens zwei organisatorische Einheiten des Organs oder der Einrichtungen 
nach Artikel 62 und 208 der Haushaltsordnung vertreten und in keinem 
hierarchischen Verhältnis zueinander stehen; diese Vorgabe gilt nicht für 
Vertretungen und Außenstellen gemäß Artikel 72 der vorliegenden Ver­
ordnung sowie für betraute Einrichtungen nach den Artikeln 62 und 208 
der Haushaltsordnung, die über keine voneinander getrennten organisa­
torischen Einheiten verfügen. 

Die Sachverständigen nach Unterabsatz 1 unterliegen hinsichtlich der 
Vermeidung von Interessenkonflikten den Verpflichtungen gemäß Arti­
kel 57 der Haushaltsordnung. 

Externe Sachverständige geben bei ihrer Benennung eine Erklärung ab, 
der zufolge sie sich nicht in einer Situation befinden, die einen Interes­
senkonflikt darstellt, und sie den Anweisungsbefugten umgehend unter­
richten werden, falls im Verlauf des Bewertungsverfahrens eine solche 
Situation entstehen sollte. 
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(2) Nach Abschluss der Arbeiten der Jury unterzeichnen die Mitglie­
der ein Protokoll, in dem alle geprüften Wettbewerbsbeiträge aufgeführt, 
unter qualitativen Gesichtspunkten bewertet und die für eine Preisver­
leihung in Betracht kommenden Beiträge herausgestellt werden. Die 
Unterzeichnung kann über ein elektronisches System erfolgen, das 
über eine angemessene Authentifizierung des Unterzeichners verfügt. 

Das Protokoll nach Unterabsatz 1 wird zur späteren Referenz auf­
bewahrt. 

(3) Der zuständige Anweisungsbefugte fasst anschließend einen Be­
schluss über die Gewährung von Preisgeldern, der u. a. Folgendes ent­
hält: 

a) Gegenstand und gegebenenfalls Gesamtbetrag der vergebenen Preis­
gelder; 

b) Namen der Preisträger, Höhe des jedem Preisträger gewährten Preis­
geldes und Begründung der Wahl; 

c) Namen der abgelehnten Teilnehmer und Begründung der Ablehnung. 

Artikel 215 

Unterrichtung und Zustellung 

(Artikel 138 Absatz 3 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Unterrichtung der Teilnehmer über das Ergebnis der Bewer­
tung ihres Beitrags erfolgt möglichst umgehend, in jedem Fall jedoch 
binnen 15 Kalendertagen nach der Beschlussfassung durch den Anwei­
sungsbefugten. 

(2) Der Beschluss über die Zuerkennung des Preisgeldes wird dem 
Preisträger zugestellt und bildet die rechtliche Verpflichtung im Sinne 
des Artikels 86 der Haushaltsordnung. 

TITEL VIII 

FINANZIERUNGSINSTRUMENTE 

Artikel 216 

Auswahl der mit der Umsetzung von Finanzierungsinstrumenten im 
Wege der indirekten Mittelverwaltung betrauten Einrichtungen 

(Artikel 139 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Kommission vergewissert sich, dass die mit der Umsetzung 
von Finanzierungsinstrumenten im Wege der indirekten Mittelverwal­
tung betrauten Einrichtungen die in Artikel 60 Absatz 2 der Haushalts­
ordnung festgelegten Anforderungen erfüllen. Sobald einschlägige Be­
lege hierfür vorliegen, gelten diese künftig für jegliche Umsetzung von 
Finanzierungsinstrumenten durch die betreffende Einrichtung, sofern an 
den für diese Anforderungen relevanten Systemen, Vorschriften und 
Verfahren der betrauten Einrichtung keine wesentlichen Änderungen 
vorgenommen werden. 

(2) Für die Auswahl von Einrichtungen, die mit der Umsetzung von 
Finanzierungsinstrumenten gemäß Artikel 61 Absatz 2 der Haushalts­
ordnung betraut werden, veröffentlicht die Kommission eine Ausschrei­
bung für potenzielle betraute Einrichtungen. Diese Ausschreibung ent­
hält die Auswahl- und Gewährungskriterien. 
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In der Ausschreibung nach Unterabsatz 1 wird außerdem angegeben, ob 
die betraute Einrichtung dem spezifischen Finanzierungsinstrument ei­
gene Finanzmittel zuweisen muss oder ob eine Risikoteilung vorgenom­
men wird. Sofern die Ausschreibung einschlägige Angaben enthält und 
einem möglichen Interessenkonflikt vorgebeugt werden muss, wird in 
der Ausschreibung außerdem festgelegt, dass die betraute Einrichtung 
Maßnahmen zur Herbeiführung der Gleichlage der Interessen im Sinne 
von Artikel 140 Absatz 2 der Haushaltsordnung vorzuschlagen hat. Die 
Maßnahmen zur Herbeiführung der Gleichlage der Interessen finden 
Eingang in die Vereinbarung über das betreffende Finanzierungsinstru­
ment. 

Mit den Einrichtungen, die die Auswahlkriterien erfüllen, eröffnet die 
Kommission einen transparenten und objektiven Dialog unter Vermei­
dung von Interessenkonflikten. Im Anschluss an diesen Dialog unter­
zeichnet die Kommission Übertragungsvereinbarungen mit der Einrich­
tung oder den Einrichtungen, die die wirtschaftlich günstigsten Vor­
schläge, gegebenenfalls auch hinsichtlich der Allokation ihrer eigenen 
Finanzmittel oder der Risikoteilung, eingereicht haben. 

(3) Die Kommission kann vor der Unterzeichnung von Übertra­
gungsvereinbarungen in direkte Verhandlungen mit potenziellen betrau­
ten Einrichtungen eintreten, sofern es sich um in dem einschlägigen 
Basisrechtsakt benannte oder in Artikel 58 Absatz 1 Buchstabe c Ziffer 
iii der Haushaltsordnung aufgeführte betraute Einrichtungen handelt, 
oder in ordnungsgemäß begründeten und dokumentierten Ausnahmefäl­
len, insbesondere dann, wenn 

a) nach einer Ausschreibung für potenzielle betraute Einrichtungen 
keine geeigneten Vorschläge eingereicht wurden; 

b) für Finanzierungsinstrumente mit besonderen Merkmalen auf eine 
bestimmte hochqualifizierte oder hochspezialisierte Art von Einrich­
tung oder eine Einrichtung mit besonderen Verwaltungskapazitäten 
zurückgegriffen werden muss; 

c) dringliche, zwingende Gründe im Zusammenhang mit Ereignissen, 
die die Union nicht voraussehen konnte, es nicht zulassen, das Ver­
fahren gemäß Absatz 2 einzuhalten. 

Artikel 217 

Inhalt der Übertragungsvereinbarungen mit den mit der Umsetzung 
von Finanzierungsinstrumenten im Wege der indirekten 

Mittelverwaltung betrauten Einrichtungen 

(Artikel 139 der Haushaltsordnung) 

Neben den in Artikel 40 aufgeführten Anforderungen enthält die Über­
tragungsvereinbarung mit den mit der Umsetzung von Finanzierungs­
instrumenten betrauten Einrichtungen angemessene Regelungen zur Ge­
währleistung der Einhaltung der in Artikel 140 der Haushaltsordnung 
festgelegten Grundsätze und Bedingungen. Insbesondere enthalten die 
Übertragungsvereinbarungen Folgendes: 

a) die Beschreibung des Finanzierungsinstruments, einschließlich sei­
ner Anlagestrategie oder -politik, die Art der bereitgestellten Unter­
stützung, die Zulassungskriterien für Finanzmittler und Endempfän­
ger sowie die zusätzlichen operativen Anforderungen zur Verwirk­
lichung der politischen Ziele des Instruments; 

b) die Anforderungen hinsichtlich der wertmäßigen Zielspanne für die 
Hebelwirkung; 
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c) eine Beschreibung der nicht förderfähigen Maßnahmen und der 
Ausschlusskriterien; 

d) Bestimmungen, die eine Herbeiführung der Gleichlage der Interes­
sen gewährleisten und auf die Bewältigung möglicher Interessen­
konflikte abzielen; 

e) Bestimmungen über die Auswahl von Finanzmittlern gemäß Arti­
kel 139 Absatz 4 Unterabsatz 2 der Haushaltsordnung und gegebe­
nenfalls über die Einrichtung von spezialisierten Investitionsgesell­
schaften; 

f) Bestimmungen über die Verantwortlichkeit der betrauten Einrich­
tung und anderer an der Umsetzung des Finanzierungsinstruments 
beteiligter Einrichtungen; 

g) Bestimmungen über die Streitbeilegung; 

h) Bestimmungen über die Governance des Finanzierungsinstruments; 

i) Bestimmungen über die Verwendung und Wiederverwendung des 
Beitrags der Union unter Beachtung von Artikel 140 Absatz 6 der 
Haushaltsordnung; 

j) Bestimmungen über die Verwaltung von Beiträgen der Union und 
von Treuhandkonten, auch in Bezug auf Kontrahentenrisiken, ak­
zeptable Transaktionen der Finanzverwaltungen, Verantwortlichkei­
ten der betroffenen Parteien, Abhilfemaßnahmen bei Überschüssen 
auf Treuhandkonten, die Aufbewahrung von Aufzeichnungen und 
die Berichterstattung; 

k) Bestimmungen über die Vergütung der betrauten Einrichtung, auch 
in Bezug auf Verwaltungsgebühren, sowie über die Berechnung und 
Zahlung von Verwaltungskosten und -gebühren an die betraute Ein­
richtung im Einklang mit Artikel 218; 

l) bei Bedarf Bestimmungen über rechtliche Rahmenbedingungen für 
die Beiträge der Fonds gemäß Artikel 175 der Haushaltsordnung, 
insbesondere des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, 
des Europäischen Sozialfonds, des Kohäsionsfonds, des Europäi­
schen Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des ländlichen 
Raums und des künftigen Fischereifonds (im Folgenden: GSR- 
Fonds); 

m) Bestimmungen über die Laufzeit, Möglichkeit einer Verlängerung 
und Beendigung des Finanzierungsinstruments, auch in Bezug auf 
die Bedingungen für eine vorzeitige Beendigung und gegebenenfalls 
Ausstiegsstrategien; 

n) Bestimmungen über die Überwachung der Umsetzung der Unterstüt­
zung für Finanzmittler und Endempfänger, auch in Bezug auf die 
Berichterstattung durch die Finanzmittler; 

o) gegebenenfalls die Art und Weise von Deckungsgeschäften gemäß 
Artikel 219. 

Artikel 218 

Verwaltungskosten und -gebühren der betrauten Einrichtungen 

(Artikel 139 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Kommission vergütet den betrauten Einrichtungen die Um­
setzung eines Finanzierungsinstruments durch leistungsorientierte Ge­
bühren, durch die Erstattung außerordentlicher Aufwendungen und 
durch Gebühren für die Kassenmittelverwaltung, sofern die betraute 
Einrichtung die Kassenmittel des Finanzierungsinstruments verwaltet. 
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(2) Die leistungsorientierten Gebühren dienen dazu, der betrauten 
Einrichtung die bei der Umsetzung eines Finanzierungsinstruments an­
gefallene Arbeit zu vergüten. Sie können bei Bedarf auch politikbezo­
gene Anreize enthalten, um die Verwirklichung der politischen Ziele zu 
fördern, oder Anreize hinsichtlich der finanziellen Ergebnisse des Fi­
nanzierungsinstruments setzen. 

Artikel 219 

Besondere Regelungen für Treuhandkonten bei der indirekten 
Mittelverwaltung 

(Artikel 139 der Haushaltsordnung) 

(1) Die mit der Umsetzung von Finanzierungsinstrumenten betrauten 
Einrichtungen dürfen in eigenem Namen und ausschließlich im Namen 
der Kommission Treuhandkonten im Sinne von Artikel 68 Absatz 7 der 
Haushaltsordnung einrichten. Die betrauten Einrichtungen übermitteln 
der einschlägigen Dienststelle der Kommission entsprechende Rech­
nungsabschlüsse. 

(2) Auf den Treuhandkonten wird eine angemessene Liquidität auf­
rechterhalten und die auf derartigen Treuhandkonten gehaltenen Aktiva 
werden im Einklang mit den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit der 
Haushaltsführung und gemäß den einschlägigen Aufsichtsregeln im Ein­
klang mit Artikel 140 Absatz 7 der Haushaltsordnung verwaltet. 

(3) Für die Umsetzung von Finanzierungsinstrumenten dürfen die 
betrauten Einrichtungen keine Deckungsgeschäfte zu Spekulationszwe­
cken vornehmen. Die Art und Weise von Deckungsgeschäften muss 
vorab von der Kommission genehmigt und in den Übertragungsverein­
barungen gemäß Artikel 217 festgelegt werden. 

Artikel 220 

Im Wege der direkten Mittelverwaltung umgesetzte 
Finanzierungsinstrumente 

(Artikel 139 der Haushaltsordnung) 

(1) In Ausnahmefällen dürfen Finanzierungsinstrumente gemäß Arti­
kel 139 Absatz 4 der Haushaltsordnung auf folgendem Wege direkt 
umgesetzt werden: 

a) durch eine spezialisierte Investitionsgesellschaft, an der die Kommis­
sion zusammen mit anderen öffentlichen oder privaten Investoren 
beteiligt ist, um die Hebelwirkung des Beitrags der Union zu erhö­
hen; 

b) durch Darlehen, Bürgschaften, Kapitalbeteiligungen und andere Ri­
sikoteilungsinstrumente, bei denen es sich nicht um Investitionen in 
spezialisierte Investitionsgesellschaften handelt, und die den End­
empfängern direkt oder über Finanzmittler bereitgestellt werden. 

(2) Für die Umsetzung von Finanzierungsinstrumenten darf die Kom­
mission keine Deckungsgeschäfte zu Spekulationszwecken vornehmen. 
Die Art und Weise von Deckungsgeschäften muss vorab von der Kom­
mission genehmigt und in den Vereinbarungen mit den mit der Umset­
zung des Finanzierungsinstruments betrauten Einrichtungen festgelegt 
werden. 
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Artikel 221 

Auswahl der Finanzmittler, Verwalter spezialisierter 
Investitionsgesellschaften und Endempfänger 

(Artikel 139 der Haushaltsordnung) 

(1) Setzt die Kommission Finanzierungsinstrumente im Wege der 
direkten oder indirekten Mittelverwaltung durch spezialisierte Investiti­
onsgesellschaften um, so werden derartige Investitionsgesellschaften ge­
mäß den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats eingerichtet. Sie kön­
nen bei Maßnahmen im Außenbereich auch gemäß den Rechtsvorschrif­
ten eines Drittlands eingerichtet werden. Die Verwalter derartiger Inves­
titionsgesellschaften sind gesetzlich oder vertraglich verpflichtet, ihren 
einschlägigen Sorgfaltspflichten nachzukommen und nach Treu und 
Glauben zu handeln. 

(2) Die Verwalter der spezialisierten Investitionsgesellschaften nach 
Absatz 1 und die Finanzmittler oder Endempfänger der Finanzierungs­
instrumente werden unter gebührender Berücksichtigung der Art des 
umzusetzenden Finanzierungsinstruments, der Erfahrung sowie der ope­
rativen und finanziellen Leistungsfähigkeit der betreffenden Einrichtun­
gen und/oder der wirtschaftlichen Lebensfähigkeit der Projekte der End­
empfänger ausgewählt. Die Auswahl erfolgt auf transparente Weise, 
wird anhand objektiver Kriterien begründet und löst keinen Interessen­
konflikt aus. 

▼M1 __________ 

▼B 

Artikel 222 

Bedingungen für die Verwendung von Finanzierungsinstrumenten 

(Artikel 140 der Haushaltsordnung) 

(1) Finanzierungsinstrumente dienen dazu, Marktunvollkommenhei­
ten, Marktversagen oder suboptimale Investitionsbedingungen auszuglei­
chen und lediglich diejenigen Endempfänger zu fördern, die zum Zeit­
punkt der Unterstützung der Union durch ein Finanzierungsinstrument 
als potenziell wirtschaftlich lebensfähig gewertet werden. 

(2) Finanzierungsinstrumente bieten den Endempfängern in angemes­
sener Weise Unterstützung. Insbesondere sollte die Vorzugsbehandlung 
von Investoren, die Koinvestitionen oder Risikoteilung bieten, gerecht­
fertigt, den von den Investoren im Zusammenhang mit einem Finanzie­
rungsinstrument eingegangenen Risiken angemessen und auf den für die 
Gewährleistung ihrer Investition oder der Risikoteilung notwendigen 
Mindestumfang beschränkt sein. 

Artikel 223 

Hebelwirkung 

(Artikel 140 der Haushaltsordnung) 

(1) Finanzierungsinstrumente stellen darauf ab, eine Hebelwirkung 
des Beitrags der Union zu erreichen, indem eine Gesamtinvestition aus­
gelöst wird, die den Beitrag der Union übersteigt. 

Die Hebelwirkung der Unionsmittel entspricht dem Quotienten aus dem 
Finanzbetrag für förderfähige Endempfänger und dem Betrag des Uni­
onsbeitrags. 

(2) Die wertmäßige Zielspanne für die Hebelwirkung basiert auf ei­
ner Ex-ante-Bewertung des betreffenden Finanzierungsinstruments. 
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Artikel 224 

Ex-ante-Bewertung von Finanzierungsinstrumenten 

(Artikel 140 der Haushaltsordnung) 

(1) Finanzierungsinstrumente stützen sich auf Ex-ante-Bewertungen, 
anhand derer Marktunvollkommenheiten, Marktversagen oder subopti­
male Investitionsbedingungen ermittelt werden und der Investitions­
bedarf vor dem Hintergrund der Politikziele bewertet wird. 

(2) Die Ex-ante-Bewertungen sollen zeigen, dass die festgestellten 
Marktbedürfnisse durch marktbestimmte Maßnahmen oder andere Maß­
nahmen der Union, bei denen es sich nicht um die Finanzierung über 
ein Finanzierungsinstrument handelt, etwa durch Regulierung, Liberali­
sierung, Reformen oder andere politische Maßnahmen, nicht angemes­
sen und zeitnah erfüllt werden können. Anhand der Bewertungen wer­
den die Wahrscheinlichkeit und die möglichen Kosten von Marktver­
zerrungen und der Verdrängung der privaten Förderung durch die Fi­
nanzierungsinstrumente ermittelt und Wege aufgezeigt, wie negative 
Auswirkungen derartiger Verzerrungen verringert werden können. 

(3) Im Einklang mit dem Grundsatz der Subsidiarität soll die Ex- 
ante-Bewertung zeigen, dass sich die ermittelten Marktbedürfnisse bes­
ser mit Finanzierungsinstrumenten auf Unionsebene bewältigen lassen 
als mit ähnlichen Finanzierungsinstrumenten auf nationaler oder regio­
naler Ebene, einschließlich der GSR-Fonds. Bei der Bewertung des 
durch den Unionsbeitrag generierten Mehrwerts sind Faktoren wie ein 
erschwerter Zugang zu Mitteln auf nationaler Ebene, insbesondere für 
grenzüberschreitende Projekte, Skaleneffekte oder ausgeprägte Demons­
trationseffekte im Zusammenhang mit der Verbreitung bewährter Prak­
tiken in den Mitgliedstaaten zu berücksichtigen. 

(4) Mit der Ex-ante-Bewertung wird der effizienteste Modus für den 
Einsatz des Finanzierungsinstruments bestimmt. 

(5) Anhand der Ex-ante-Bewertung wird außerdem aufgezeigt, dass 
das geplante Finanzierungsinstrument mit Folgendem im Einklang steht: 

a) neuen und bestehenden Finanzierungsinstrumenten, um ungewollte 
Überschneidungen zu vermeiden und Synergien und Skaleneffekte 
zu erreichen; 

b) Finanzierungsinstrumenten und anderen Formen staatlicher Interven­
tion, die im selben Marktumfeld eingesetzt werden, um Inkonsisten­
zen zu vermeiden und potenzielle Synergien zu untersuchen. 

(6) Mit der Ex-ante-Bewertung werden die Angemessenheit der ge­
planten Maßnahme hinsichtlich des Umfangs der ermittelten Finanzie­
rungslücke und die erwartete Hebelwirkung der geplanten Finanzie­
rungsinstrumente evaluiert und die zusätzlichen qualitativen Auswirkun­
gen untersucht, etwa die Verbreitung bewährter Praktiken, die wirksame 
Förderung der politischen Ziele der Union durch die Umsetzungskette 
oder der Zugang zu spezifischer Expertise von an der Umsetzungskette 
beteiligten Akteuren. 

(7) Im Rahmen der Ex-ante-Bewertung werden angemessene Leis­
tungsindikatoren für die vorgeschlagenen Finanzierungsinstrumente ein­
geführt und die erwarteten Leistungen, Ergebnisse und Auswirkungen 
spezifiziert. 
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(8) Eine gesonderte Ex-ante-Bewertung der Finanzierungsinstrumente 
wird nur dann vorgenommen, wenn eine derartige Bewertung, die alle 
Kriterien der Absätze 1 bis 7 erfüllt, nicht in der Ex-ante-Bewertung 
oder einer Folgenabschätzung des durch den Basisrechtsakt abgedeckten 
Programms oder der Maßnahme enthalten ist. 

Artikel 225 

Überwachung von Finanzierungsinstrumenten 

(Artikel 140 der Haushaltsordnung) 

(1) Zur Gewährleistung einer harmonisierten Überwachung der Fi­
nanzierungsinstrumente nach Artikel 140 Absatz 12 der Haushaltsord­
nung richtet der zuständige Anweisungsbefugte ein Überwachungssys­
tem ein, um zur hinreichenden Gewähr beizutragen, dass die Mittel der 
Union im Einklang mit Artikel 32 Absatz 2 der Haushaltsordnung ver­
wendet werden. 

(2) Das Überwachungssystem wird zur Bewertung des Umsetzungs­
fortschritts bei der Verwirklichung der Politikziele verwendet, der an­
hand der im Einklang mit der Ex-ante-Bewertung eingerichteten ein­
schlägigen Leistungs- und Ergebnisindikatoren gemessen wird, sowie 
zur Analyse, inwieweit die Umsetzung mit den gemäß Artikel 140 Ab­
satz 2 der Haushaltsordnung festgelegten Anforderungen im Einklang 
steht, und es bietet die Grundlage für die Berichterstattung der Kommis­
sion gemäß den Artikeln 38 Absatz 5 und 140 Absatz 8 der Haushalts­
ordnung. 

(3) Im Falle der indirekten Mittelverwaltung stützt sich die Kommis­
sion bei der Überwachung auf die von den betrauten Einrichtungen 
übermittelten Berichte und Rechnungen sowie auf die verfügbaren 
Rechnungsprüfungen und die von der betrauten Einrichtung durch­
geführten Kontrollen unter gebührender Berücksichtigung der Verwal­
tungserklärung der betrauten Einrichtung und des Bestätigungsvermerks 
der unabhängigen Prüfstelle gemäß Artikel 60 Absatz 5 der Haushalts­
ordnung. Die Kommission überprüft die von den betrauten Einrichtun­
gen bereitgestellten Angaben und kann auf der betreffenden Umset­
zungsebene bis hin zu den Endempfängern Kontrollen durchführen, 
auch auf Stichprobenbasis. 

Die Überwachung durch die betraute Einrichtung stützt sich auf die von 
den Finanzmittlern übermittelten Berichte und Rechnungen sowie auf 
die verfügbaren Rechnungsprüfungen und die von dem Finanzmittler 
durchgeführten Kontrollen unter gebührender Berücksichtigung der Zu­
verlässigkeitserklärung des Finanzmittlers und des Bestätigungsvermerks 
der unabhängigen Prüfstelle. 

Ist kein Finanzmittler vorhanden, so überwacht die betraute Einrichtung 
die Verwendung des Finanzierungsinstruments direkt auf der Grundlage 
der von den Endempfängern übermittelten Berichte und Rechnungen. 

Die betraute Einrichtung überprüft die von den Finanzmittlern oder 
Endempfängern bereitgestellten Angaben, gegebenenfalls auf Stichpro­
benbasis, und führt im Einklang mit der Vereinbarung gemäß Arti­
kel 217 Kontrollen durch. 

(4) Im Rahmen der direkten Mittelverwaltung stützt sich die Kom­
mission bei der Überwachung auf die von den Finanzmittlern und End­
empfängern bereitgestellten Berichte und Rechnungen, die entsprechen­
den Kontrollen unterliegen. Die Bestimmungen von Absatz 3 gelten 
entsprechend für die direkte Mittelverwaltung. 
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(5) Die Vereinbarungen zur Umsetzung des Finanzierungsinstruments 
enthalten die für die Anwendung der Absätze 1 bis 4 erforderlichen 
Bestimmungen. 

Artikel 226 

Behandlung von Beiträgen aus den GSR-Fonds 

(Artikel 140 der Haushaltsordnung) 

(1) Über Beiträge aus GSR-Fonds für unter Titel VIII der Haushalts­
ordnung geschaffene Finanzierungsinstrumente, die durch GSR-Fonds 
gemäß den sektorspezifischen Vorschriften unterstützt werden, ist ge­
sondert Buch zu führen. 

(2) Beiträge aus den GSR-Fonds werden in gesonderten Rechnungs­
abschlüssen ausgewiesen und im Einklang mit den Zielen der betreffen­
den GSR-Fonds für Maßnahmen und Endempfänger verwendet, die dem 
Programm oder den Programmen, aus denen die Beiträge geleistet wer­
den, entsprechen. 

(3) Hinsichtlich der Beiträge aus GSR-Fonds für unter Titel VIII der 
Haushaltsordnung geschaffene Finanzierungsinstrumente gelten die sek­
torspezifischen Vorschriften. 

TITEL IX 

RECHNUNGSLEGUNG UND RECHNUNGSFÜHRUNG 

KAPITEL 1 

Rechnungslegung 

Artikel 227 

Bericht über die Haushaltsführung und das Finanzmanagement des 
Haushaltsjahres 

(Artikel 142 der Haushaltsordnung) 

Der Bericht über die Haushaltsführung und das Finanzmanagement des 
betreffenden Haushaltsjahres gibt folgendes wirklichkeitsgetreu wieder: 

a) die Verwirklichung der Ziele des Haushaltsjahres gemäß dem Grund­
satz der Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung, 

b) die Finanzlage und die Ereignisse, welche die im Laufe des Haus­
haltsjahres durchgeführten Tätigkeiten nachhaltig beeinflusst haben. 

Der Bericht über die Haushaltsführung und das Finanzmanagement ist 
ein von den Übersichten über den Haushaltsvollzug gesondertes Doku­
ment. 

Artikel 228 

Abweichung von den Rechnungsführungsprinzipien 

(Artikel 144 der Haushaltsordnung) 

Besteht nach Ansicht des Rechnungsführers in einem besonderen Fall 
Veranlassung, von den in den Rechnungsführungsvorschriften der 
Union vorgesehenen Rechnungsführungsprinzipien abzuweichen, so 
wird dies in dem Anhang gemäß Artikel 232 vermerkt und ordnungs­
gemäß begründet. 
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Artikel 229 

Belege 

(Artikel 144 der Haushaltsordnung) 

(1) Jede Buchung stützt sich auf datierte und nummerierte Belege, 
entweder in Papierform oder auf sonstigen Trägern, welche ihre Zuver­
lässigkeit und die Aufbewahrung ihres Inhalts während des in Artikel 48 
vorgeschriebenen Zeitraums gewährleisten. 

(2) Gleichartige Vorgänge, die am selben Ort und innerhalb dessel­
ben Tages getätigt wurden, können in einem einzigen Beleg zusammen­
gefasst werden. 

Artikel 230 

Ergebnisrechnung 

(Artikel 145 der Haushaltsordnung) 

Die Ergebnisrechnung spiegelt die Aufwände und Erträge des Haus­
haltsjahres wider, die nach ihrer Art klassifiziert werden. 

Artikel 231 

Kapitalflussrechnung 

(Artikel 145 der Haushaltsordnung) 

In der Kapitalflussrechnung werden die Kassenmittelbewegungen des 
Zeitraums mit den jeweiligen Eröffnungs- und Abschlusssalden aus­
gewiesen. 

Die Kassenmittel bestehen aus folgenden Elementen: 

a) Barbestand, 

b) Sichtkonten und Sichteinlagen, 

c) sonstigen verfügbaren Werten, die rasch flüssig gemacht werden 
können und deren Wert stabil ist. 

Artikel 232 

Erläuterungen zu den Jahresabschlüssen 

(Artikel 145 der Haushaltsordnung) 

Die in Artikel 145 der Haushaltsordnung genannten Erläuterungen sind 
fester Bestandteil der Jahresabschlüsse. Sie enthalten mindestens fol­
gende Informationen: 

a) Rechnungsführungsprinzipien, -vorschriften und -methoden; 

b) Erläuterungen mit zusätzlichen Angaben, die nicht in den Jahres­
abschlüssen enthalten, aber für ein den tatsächlichen Verhältnissen 
entsprechendes Bild erforderlich sind: 
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Artikel 233 

Übersichten über den Haushaltsvollzug 

(Artikel 146 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Übersichten über den Haushaltsvollzug enthalten: 

a) eine Einnahmenübersicht, die Folgendes umfasst: 

i) die Entwicklung des Einnahmen-Voranschlags; 

ii) die Ausführung der Einnahmen; 

iii) die Entwicklung der festgestellten Forderungen; 

b) einen Überblick über die Entwicklung der insgesamt verfügbaren 
Mittel für Verpflichtungen und Mittel für Zahlungen; 

c) einen Überblick über die Verwendung der insgesamt verfügbaren 
Mittel für Verpflichtungen und Mittel für Zahlungen; 

d) einen Überblick über die noch zur Zahlung anstehenden, die aus dem 
vorhergehenden Haushaltsjahr übertragenen und die im Laufe des 
Haushaltsjahres vorgenommenen Mittelbindungen. 

(2) Der Einnahmenübersicht ist auch eine nach Mitgliedstaaten auf­
geschlüsselte Aufstellung über die Eigenmittelbeträge beigefügt, für die 
eine Einziehungsanordnung erging und die am Ende des Haushaltsjahres 
noch einzuziehen waren. 

Artikel 234 

Übermittlung der Rechnungsabschlüsse 

(Artikel 148 der Haushaltsordnung) 

Die vorläufigen und endgültigen Rechnungsabschlüsse nach Artikel 147 
und 148 der Haushaltsordnung dürfen elektronisch übermittelt werden. 

KAPITEL 2 

Rechnungsführung 

A b s c h n i t t 1 

S t r u k t u r d e r R e c h n u n g s f ü h r u n g 

Artikel 235 

Struktur der Rechnungsführung 

(Artikel 151 der Haushaltsordnung) 

(1) Der Rechnungsführer jedes Organs und jeder Einrichtung gemäß 
Artikel 141 der Haushaltsordnung dokumentiert und aktualisiert die 
Struktur und die Verfahren der Rechnungsführung seines Organs bzw. 
seiner Einrichtung. 
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(2) Die Haushaltseinnahmen und -ausgaben werden in dem IT-Sys­
tem gemäß Artikel 236 nach dem wirtschaftlichen Charakter des Vor­
gangs als laufende Einnahmen oder Ausgaben oder als Vermögenszu- 
oder -abgang erfasst. 

Artikel 236 

IT-Systeme 

(Artikel 151 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Rechnungsführung erfolgt mit Hilfe eines integrierten IT- 
Systems. 

(2) Die Organisation der Rechnungsführung mittels rechnergestützter 
Systeme oder Teilsysteme erfordert eine vollständige Beschreibung der 
Systeme und Teilsysteme. 

In dieser Beschreibung wird der Inhalt aller Datenfelder definiert und 
genau angegeben, wie das System die einzelnen Vorgänge bearbeitet. 
Des Weiteren wird aufgezeigt, wie das System einen kompletten 
Prüfpfad für jeden Vorgang und für jede Änderung der Systeme und 
Teilsysteme gewährleistet, damit jederzeit festgestellt werden kann, wer 
welche Änderungen vorgenommen hat. 

In den Beschreibungen der IT-Rechnungsführungssysteme und -teilsys­
teme wird gegebenenfalls auf die bestehenden Verknüpfungen mit dem 
zentralen Rechnungsführungssystem, insbesondere im Bereich des Da­
tentransfers und der Saldenabstimmung, hingewiesen. 

(3) Zugang zu den IT-Systemen und -Teilsystemen haben nur die 
Personen, die in einem in jedem Organ geführten und aktualisierten 
Verzeichnis der befugten Nutzer aufgeführt sind. 

A b s c h n i t t 2 

B ü c h e r 

Artikel 237 

Bücher 

(Artikel 154 der Haushaltsordnung) 

Jedes Organ bzw. jede Einrichtung nach Artikel 141 der Haushaltsord­
nung führt ein Kontenjournal, ein Hauptbuch und zumindest Neben­
bücher für Schuldner, Gläubiger und Anlagewerte, es sei denn, dies 
ist im Hinblick auf das Kosten-Nutzen-Verhältnis nicht sinnvoll. 

Bei den Büchern handelt es sich um elektronische Dokumente, die vom 
Rechnungsführer vorgegeben werden und aussagekräftige Daten ge­
währleisten. 

Die Einträge des Kontenjournals werden in die Konten des Hauptbuchs 
übernommen, das nach dem in Artikel 212 festgelegten Kontenplan 
strukturiert ist. 

Das Kontenjournal und das Hauptbuch können nach Bedarf in Neben­
journale und -bücher untergliedert werden. 
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Die Einträge der Nebenjournale und -bücher werden mindestens einmal 
monatlich im Kontenjournal und im Hauptbuch konsolidiert. 

Artikel 238 

Allgemeine Kontenbilanz 

(Artikel 154 der Haushaltsordnung) 

Jedes Organ und jede Einrichtung nach Artikel 141 der Haushaltsord­
nung erstellt eine Kontenbilanz, in der sämtliche Konten der Finanz­
buchführung, einschließlich der im Laufe des Haushaltsjahres saldierten 
Konten, ausgewiesen sind, und zwar jeweils mit Angabe: 

a) der Kontennummer; 

b) der Kontenbezeichnung; 

c) der gesamten Sollbeträge; 

d) der gesamten Habenbeträge; 

e) des Kontensaldos. 

Artikel 239 

Abgleich der Bücher 

(Artikel 154 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Daten des Hauptbuchs werden so gespeichert und struktu­
riert, dass sie den Nachweis des Inhalts der einzelnen Konten in der 
allgemeinen Kontenbilanz ermöglichen. 

(2) Für das Bestandsverzeichnis über die Anlagewerte finden die 
Bestimmungen der Artikel 246 bis 253 Anwendung. 

A b s c h n i t t 3 

V e r b u c h u n g 

Artikel 240 

Buchungsvorgänge 

(Artikel 154 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Buchungen werden nach der Methode der doppelten Buch­
führung vorgenommen, d. h. jede in der Buchführung erfasste Bewe­
gung oder Veränderung schlägt sich bei den einzelnen betroffenen Kon­
ten in Soll- und Haben-Buchungen nieder, die sich in ihrer Summe 
ausgleichen. 

(2) Bei einer auf eine andere Währung als den Euro lautenden Trans­
aktion wird der Gegenwert in Euro berechnet und verbucht. 

Die Transaktionen in Devisen der neubewertbaren Konten werden min­
destens bei jedem Rechnungsabschluss neu bewertet. 

Diese Neubewertung erfolgt auf der Grundlage der gemäß Artikel 6 
festgelegten Kurse. 
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Für die Umrechnung anderer Währungen in Euro zwecks Aufstellung 
der Vermögensübersicht zum 31. Dezember des Jahres n wird der am 
letzten Arbeitstag des Jahres n geltende Kurs herangezogen. 

(3) Die gemäß Artikel 152 der Haushaltsordnung festgelegten Rech­
nungsführungsvorschriften umfassen auch die für die periodengerechte 
Rechnungsführung erforderlichen Umrechnungs- und Neubewertungs­
regeln. 

Artikel 241 

Buchungsangaben 

(Artikel 154 der Haushaltsordnung) 

Bei jeder Buchung werden Ursprung, Inhalt und Verbuchungsstelle des 
jeweiligen Vorgangs sowie die Referenzdaten der entsprechenden Be­
lege angegeben. 

Artikel 242 

Eintragung in das Kontenjournal 

(Artikel 154 der Haushaltsordnung) 

Die Rechnungsvorgänge werden nach einer der folgenden Methoden, 
die einander nicht ausschließen, in das Kontenjournal eingetragen: 

a) entweder täglich durch Erfassung jedes einzelnen Vorgangs 

b) oder in Form einer monatlichen Zusammenfassung der Gesamt­
beträge der Vorgänge, vorausgesetzt, es werden alle Belege auf­
bewahrt, anhand deren die einzelnen Vorgänge jedes einzelnen Ta­
ges überprüft werden können. 

Artikel 243 

Validierung der Buchungen 

(Artikel 154 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Buchungen im Kontenjournal und in den Nebenjournalen 
werden endgültig, indem sie durch ein Verfahren validiert werden, das 
jegliche Änderung oder Streichung von Einträgen untersagt. 

(2) Zur definitiven Festschreibung der zeitlichen Reihenfolge der Bu­
chungseinträge und der Gewährleistung ihrer Unantastbarkeit wird spä­
testens vor der Vorlage der endgültigen Jahresabschlüsse ein Abschluss­
verfahren durchgeführt. 

A b s c h n i t t 4 

K o n t e n a b s t i m m u n g u n d - p r ü f u n g 

Artikel 244 

Kontenabstimmung 

(Artikel 154 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Salden der Konten der allgemeinen Kontenbilanz werden 
regelmäßig, mindestens jedoch zum Zeitpunkt des Jahresabschlusses, 
mit den Daten der Verwaltungssysteme abgestimmt, die die Anwei­
sungsbefugten für die Verwaltung der Forderungen und Verbindlichkei­
ten und die tägliche Erfassung im Rechnungsführungssystem einsetzen. 
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(2) Der Rechnungsführer überprüft regelmäßig, mindestens jedoch 
bei jedem Rechnungsabschluss, ob die Banksalden der Wirklichkeit ent­
sprechen, und kontrolliert insbesondere 

a) die Bankguthaben durch Abstimmung mit den von den Finanzinsti­
tuten übersandten Kontoauszügen; 

b) die Barmittel durch Abstimmung mit den Angaben des Kassenbuchs. 

Bei den Anlagekonten erfolgt diese Überprüfung gemäß Artikel 250. 

(3) Die interinstitutionellen Verbindungskonten werden monatlich ab­
gestimmt. 

(4) Die Verwahrkonten werden vom Rechnungsführer eingerichtet 
und jährlich geprüft. Sie werden unter der Verantwortung des Anwei­
sungsbefugten geführt und von diesem so bald wie möglich abgerech­
net. 

A b s c h n i t t 5 

H a u s h a l t s b u c h f ü h r u n g 

Artikel 245 

Inhalt und Führung der Haushaltskonten 

(Artikel 156 der Haushaltsordnung) 

(1) In der Haushaltsbuchführung wird für jede Untergliederung des 
Haushaltsplans folgendes ausgewiesen: 

a) bei den Ausgaben: 

i) die im ursprünglichen Haushaltsplan bewilligten Mittel, die in 
Berichtigungshaushaltspläne eingesetzten Mittel, die übertragenen 
Mittel, die infolge zweckgebundener Einnahmen bereitgestellten 
Mittel, die durch Mittelübertragungen bereitgestellten Mittel so­
wie der Gesamtbetrag der so verfügbaren Mittel; 

ii) die für das Haushaltsjahr vorgenommenen Mittelbindungen und 
Zahlungen; 

b) bei den Einnahmen: 

i) die Einnahmenansätze des ursprünglichen Haushaltsplans, die 
Einnahmenansätze der Berichtigungshaushaltspläne, die zweck­
gebundenen Einnahmen und der Gesamtbetrag des so ermittelten 
Einnahmenvoranschlags; 

ii) die für das Haushaltsjahr festgestellten Forderungen und einge­
zogenen Beträge; 

c) die Fortschreibung der noch abzuwickelnden Mittelbindungen und 
der noch einzuziehenden Einnahmen aus früheren Haushaltsjahren. 

Die Mittel für Verpflichtungen und Mittel für Zahlungen im Sinne von 
Absatz 1 Buchstabe a werden getrennt erfasst und verfolgt. 
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Ausgewiesen werden in der Haushaltsbuchführung ferner die globalen 
vorläufigen Mittelbindungen des Europäischen Garantiefonds für die 
Landwirtschaft (im Folgenden: EGFL), sowie die entsprechenden Zah­
lungen. 

Diese Mittelbindungen werden dem Gesamtbetrag der Mittel des EGFL 
gegenübergestellt. 

(2) Die Haushaltsbuchführung gestattet eine gesonderte Verfolgung 

a) der Verwendung der übertragenen Mittel und der Mittel des Haus­
haltsjahres; 

b) der Abwicklung der noch zur Zahlung anstehenden Mittelbindungen. 

Bei den Einnahmen werden die noch einzuziehenden Forderungen aus 
früheren Haushaltsjahren getrennt ausgewiesen. 

(3) Die Haushaltsbuchführung kann so gestaltet werden, dass eine 
analytische Buchführung entwickelt wird. 

(4) Die Haushaltsbuchführung erfolgt mit Hilfe von IT-Systemen, in 
Büchern oder auf Datenblättern. 

KAPITEL 3 

Bestandsverzeichnisse 

Artikel 246 

Bestandsverzeichnisse 

(Artikel 157 der Haushaltsordnung) 

Der Anweisungsbefugte legt mit Unterstützung des Rechnungsführers 
das System für die Führung der Bestandsverzeichnisse über die Anlage­
werte fest. Dieses System liefert alle für die Buchführung und die 
Erhaltung des Anlagevermögens erforderlichen Informationen. 

Artikel 247 

Erhaltung der Vermögensgegenstände 

(Artikel 157 der Haushaltsordnung) 

Die Organe und Einrichtungen nach Artikel 141 der Haushaltsordnung 
erlassen die jeweils für sie maßgeblichen Vorschriften über die Erhal­
tung der in ihrer Vermögensübersicht ausgewiesenen Vermögensgegen­
stände und bestimmen die für die Führung des Bestandsverzeichnisses 
zuständigen Dienststellen. 

Artikel 248 

Erfassung der Vermögensgegenstände im Bestandsverzeichnis 

(Artikel 157 der Haushaltsordnung) 

In das Bestandsverzeichnis eingetragen und in den Anlagekonten erfasst 
werden Vermögensgegenstände, bei denen der Anschaffungspreis bzw. 
die Gestehungskosten höher sind als in den Rechnungsführungsvor­
schriften nach Artikel 152 der Haushaltsordnung angegeben, deren Nut­
zungsdauer mehr als ein Jahr beträgt und bei denen es sich nicht um 
Verbrauchsgüter handelt. 
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Artikel 249 

Angaben zu den im Bestandsverzeichnis erfassten Gegenständen 

(Artikel 157 der Haushaltsordnung) 

Das Bestandsverzeichnis enthält eine angemessene Beschreibung jedes 
Gegenstands und des Ortes, an dem dieser sich befindet, oder für be­
wegliche Gegenstände die verantwortliche Dienststelle oder Person, das 
Anschaffungsdatum und die Stückkosten. 

Artikel 250 

Kontrollen des Bestandsverzeichnisses für bewegliche 
Vermögensgegenstände 

(Artikel 157 der Haushaltsordnung) 

Die Organe und Einrichtungen nach Artikel 141 der Haushaltsordnung 
überzeugen sich bei den Kontrollen des Bestandsverzeichnisses davon, 
dass jeder Gegenstand körperlich vorhanden ist und mit der Eintragung 
im Bestandsverzeichnis übereinstimmt. Diese Kontrollen erfolgen im 
Rahmen eines jährlichen Prüfprogramms, außer bei Sachanlagen und 
immateriellen Anlagewerten, die mindestens alle drei Jahre kontrolliert 
werden. 

Artikel 251 

Veräußerung von Vermögensgegenständen 

(Artikel 157 der Haushaltsordnung) 

Die Mitglieder, Beamten oder sonstigen Bediensteten sowie alle anderen 
Mitarbeiter der Organe und der Einrichtungen nach Artikel 141 der 
Haushaltsordnung dürfen von diesen Organen und Einrichtungen ver­
äußerte Vermögensgegenstände nur dann erwerben, wenn die Veräuße­
rung im Wege einer öffentlichen Ausschreibung erfolgt. 

Artikel 252 

Verfahren zur Veräußerung von Vermögensgegenständen 

(Artikel 157 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Veräußerung von Vermögensgegenständen wird in geeigneter 
Weise lokal bekanntgegeben, wenn der Stückkaufwert der Gegenstände 
mindestens 8 100 EUR beträgt. Die Frist zwischen der Veröffentlichung 
der letzten Anzeige und dem Abschluss des Kaufvertrags beträgt min­
destens 14 Kalendertage. 

Die Veräußerung gemäß Unterabsatz 1 wird durch eine Verkaufsanzeige 
im Amtsblatt der Europäischen Union bekanntgemacht, wenn der Stück­
kaufwert der Gegenstände mindestens 391 100 EUR beträgt. Des Wei­
teren kann eine geeignete Veröffentlichung in der Presse der Mitglied­
staaten kann erfolgen. Die Frist zwischen der Veröffentlichung der An­
zeige im Amtsblatt der Europäischen Union und dem Abschluss des 
Kaufvertrags beträgt mindestens einen Monat. 
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(2) Übersteigen die Kosten der Bekanntmachung den erwarteten Er­
trag, so können die Organe und die Einrichtungen nach Artikel 141 der 
Haushaltsordnung von einer Bekanntmachung absehen. 

(3) Die Organe und die Einrichtungen nach Artikel 141 der Haus­
haltsordnung sind gehalten, bei der Veräußerung von materiellen Ver­
mögensgegenständen stets die Erzielung der günstigsten Preise anzustre­
ben. 

(4) Die Absätze 1, 2 und 3 finden keine Anwendung auf Verkaufs­
transaktionen zwischen den Organen der Union und ihren Einrichtungen 
nach Artikel 208 der Haushaltsordnung. 

Artikel 253 

Verfahren zur Abtretung von Vermögensgegenständen 

(Artikel 157 der Haushaltsordnung) 

Werden im Bestandsverzeichnis eingetragene Gegenstände, einschließ­
lich Gebäude, entgeltlich oder unentgeltlich abgetreten, als unbrauchbar 
aus dem Bestand ausgesondert, vermietet oder kommen sie durch Ver­
lust, Diebstahl oder in sonstiger Weise abhanden, so verfasst der An­
weisungsbefugte eine entsprechende Erklärung oder Niederschrift. 

Aus der Erklärung oder der Niederschrift geht insbesondere hervor, ob 
ein Beamter oder sonstiger Bediensteter der Union oder eine andere 
Person zum Schadenersatz herangezogen werden kann. 

Werden unbewegliche Vermögensgegenstände oder Großanlagen unent­
geltlich zur Verfügung gestellt, so werden hierüber entsprechende Ver­
träge abgeschlossen; dem Europäischen Parlament und dem Rat wird 
hiervon jährlich bei der Vorlage des Haushaltsentwurfs Mitteilung ge­
macht. 

Die Mitglieder, Beamten oder sonstigen Bediensteten sowie alle anderen 
Mitarbeiter der Organe und der Einrichtungen nach Artikel 141 der 
Haushaltsordnung dürfen keine im Bestandsverzeichnis aufgeführten 
Vermögensgegenstände, die unentgeltlich abgetreten oder als unbrauch­
bar aus dem Bestand ausgesondert werden, erhalten. 

Artikel 254 

Bestandsverzeichnis und Bekanntgabe der Veräußerungen in den 
Delegationen der Union 

(Artikel 157 der Haushaltsordnung) 

(1) Das laufende Bestandsverzeichnis über die zum Vermögen der 
Union gehörenden beweglichen Gegenstände wird im Falle der Delega­
tionen der Union vor Ort geführt. Es wird den Zentraldiensten nach den 
von jedem Organ festgelegten Modalitäten regelmäßig übermittelt. 

Bewegliche Gegenstände, die in die Delegationen der Union verbracht 
werden, werden bis zu ihrer Aufnahme in das laufende Bestandsver­
zeichnis in einem vorläufigen Verzeichnis erfasst. 

(2) Die Bekanntgabe der Veräußerung beweglicher Gegenstände der 
Delegationen der Union erfolgt nach den ortsüblichen Gepflogenheiten. 
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TEIL 2 

SONDERBESTIMMUNGEN 

TITEL I 

FORSCHUNG 

Artikel 255 

Typologie der Maßnahmen 

(Artikel 181 der Haushaltsordnung) 

(1) Die direkten Maßnahmen werden von den Forschungsanstalten 
der Gemeinsamen Forschungsstelle (im Folgenden: JRC) durchgeführt 
und grundsätzlich vollständig aus dem Haushaltsplan finanziert. Dabei 
handelt es sich um 

a) Forschungsprogramme, 

b) Tätigkeiten im Bereich der exploratorischen Forschung, 

c) Tätigkeiten im Bereich der wissenschaftlichen und technischen Un­
terstützung institutioneller Art. 

(2) Das JRC kann sich unter den Bedingungen des Artikels 183 der 
Haushaltsordnung an indirekten Maßnahmen beteiligen. 

(3) Die Forderungsvorausschätzungen gemäß Artikel 181 Absatz 2 
werden dem Rechnungsführer zur Erfassung übermittelt. 

Artikel 256 

Zusatzvorschriften für das JRC 

(Artikel 183 der Haushaltsordnung) 

(1) Bei den wettbewerbsorientierten Tätigkeiten des JRC handelt es 
sich um 

a) Tätigkeiten infolge von Finanzhilfe- oder Vergabeverfahren; 

b) Tätigkeiten für Rechnung Dritter; 

c) Tätigkeiten im Rahmen einer Verwaltungsvereinbarung mit anderen 
Organen oder Kommissionsdienststellen über die Erbringung wissen­
schaftlich-technischer Leistungen. 

(2) Ist im Rahmen der Tätigkeiten, welche das JRC für Rechnung 
Dritter durchführt, die Vergabe eines Auftrags erforderlich, so werden 
bei dem entsprechenden Vergabeverfahren die Grundsätze der Trans­
parenz und der Gleichbehandlung beachtet. 

(3) Die Forderungsvorausschätzungen gemäß Artikel 183 Absatz 2 
werden dem Rechnungsführer zur Erfassung übermittelt. 
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TITEL II 

MASSNAHMEN IM AUSSENBEREICH 

KAPITEL 1 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 257 

Für eine Finanzierung in Betracht kommende Maßnahmen 

(Artikel 184 der Haushaltsordnung) 

Die Mittel für Maßnahmen gemäß Teil 2 Titel IV Kapitel 1 der Haus­
haltsordnung können insbesondere für die Finanzierung von Aufträgen, 
Finanzhilfen, einschließlich Zinsverbilligungen, Sonderdarlehen, Darle­
hensgarantien, finanzieller Unterstützung, Budgethilfen und sonstiger 
spezifischer Formen der budgetären Unterstützung verwendet werden. 

KAPITEL 2 

Budgethilfe und Gebertreuhandfonds 

Artikel 258 

Einsatz von Budgethilfen 

(Artikel 186 der Haushaltsordnung) 

(1) Sofern dies in den entsprechenden Basisrechtsakten geregelt ist, 
kann die Kommission sektorbezogene oder allgemeine Budgethilfe in­
nerhalb eines Drittlands unter folgenden Bedingungen gewähren: 

a) die Verwaltung der öffentlichen Finanzen in dem betreffenden Part­
nerland ist hinreichend transparent, zuverlässig und wirkungsvoll; 

b) das Partnerland verfügt über hinreichend glaubwürdige und zweck­
dienliche sektorbezogene oder nationale Programme; 

c) das Partnerland verfolgt eine auf Stabilität ausgerichtete makroöko­
nomische Politik. 

(2) In den mit dem Partnerland geschlossenen Vereinbarungen geht 
das Partnerland die Verpflichtung ein, der Kommission fristgerecht zu­
verlässige Informationen zu übermitteln, die es ihr ermöglichen, die 
Einhaltung der in Absatz 1 genannten Bedingungen zu bewerten. 

Artikel 259 

Unions-Treuhandfonds für Maßnahmen im Außenbereich 

(Artikel 187 der Haushaltsordnung) 

Sobald die Beiträge anderer Geber auf dem betreffenden Bankkonto des 
Treuhandfonds eingegangen sind, werden sie in Höhe ihres am Tag des 
Eingangs in Euro umgerechneten Betrags berücksichtigt. 
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Der Beitrag der Union wird unter Berücksichtigung der von den anderen 
Gebern eingezahlten verfügbaren Mittel so rechtzeitig überwiesen, dass 
die rechtlichen Verpflichtungen des Treuhandfonds erfüllt werden kön­
nen. 

Auf dem Bankkonto des Treuhandfonds auflaufende Zinsbeträge werden 
in den Treuhandfonds investiert, sofern in der Gründungsakte des Treu­
handfonds nichts anderes bestimmt ist. 

Sämtliche Transaktionen, die im Laufe des Jahres auf dem Bankkonto 
gemäß Absatz 3 vorgenommen werden, werden in der Rechnungsfüh­
rung des Treuhandfonds ordnungsgemäß erfasst. 

Der Anweisungsbefugte erstellt zweimal jährlich Finanzberichte über 
die Tätigkeit der einzelnen Treuhandfonds. 

Die Treuhandfonds werden alljährlich einer Prüfung durch einen un­
abhängigen externen Prüfer unterzogen. 

Der Verwaltungsrat des Treuhandfonds genehmigt den vom Anwei­
sungsbefugten erstellten Jahresbericht des Treuhandfonds und den 
vom Rechnungsführer erstellten Jahresabschluss. Beide Berichte werden 
dem Jahresbericht des bevollmächtigten Anweisungsbefugten beigefügt 
und im Rahmen des Entlastungsverfahrens für die Kommission dem 
Europäischen Parlament und dem Rat vorgelegt. 

Die Vorschriften über die Zusammensetzung des Verwaltungsrats sowie 
dessen Geschäftsordnung sind in der von der Kommission angenom­
menen und von den Gebern akzeptierten Gründungsakte des Treuhand­
fonds niedergelegt. Diese Vorschriften müssen für eine gerechte Ver­
tretung der Geber sorgen und gewährleisten, dass die endgültige Ent­
scheidung über die Verwendung der Mittel mit Zustimmung der Kom­
mission ergeht. 

▼M1 

KAPITEL 3 

Auftragsvergabe 

Artikel 260 

Anmietung von Gebäuden 

(Artikel 190 der Haushaltsordnung) 

Die einzigen Immobilientransaktionen, die aus operativen Mitteln für 
Maßnahmen im Außenbereich finanziert werden können, sind Anmie­
tungen von Gebäuden, die zum Zeitpunkt der Unterzeichnung des Miet­
vertrags bereits errichtet sind. Diese Transaktionen werden gemäß Ar­
tikel 124 bekannt gegeben. 

Artikel 261 

Dienstleistungsaufträge 

(Artikel 190 der Haushaltsordnung) 

(1) Dienstleistungsaufträge umfassen: 

a) Studienaufträge, die vom öffentlichen Auftraggeber an den Auftrag­
nehmer vergeben werden und u. a. Studien zur Ermittlung und Vor­
bereitung von Projekten, Durchführbarkeits-, Wirtschaftlichkeits- und 
Marktstudien, technische Studien und sonstige Prüfungen betreffen; 
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b) Aufträge für technische Hilfe, bei denen der Auftragnehmer eine 
beratende Funktion ausüben, ein Projekt leiten bzw. überwachen 
oder die im Vertrag genannten Sachverständigen bereitstellen soll. 

(2) Verfügt ein Drittland in seinen Dienststellen oder in Einrichtun­
gen mit öffentlicher Beteiligung über qualifiziertes Verwaltungsper­
sonal, so können die Aufträge von diesen Dienststellen oder Einrichtun­
gen unmittelbar in Regie ausgeführt werden. 

Artikel 262 

Besondere Bestimmungen über die Schwellenwerte und Modalitäten 
der Vergabe von Aufträgen im Außenbereich 

(Artikel 190 der Haushaltsordnung) 

Artikel 123 bis 126, mit Ausnahme der Definitionen, Artikel 128, Ar­
tikel 134 Absatz 1 Buchstabe a, Artikel 135 Absatz 1 Buchstaben a und 
c bis f, Artikel 135 Absatz 4, Artikel 137, Artikel 137a, Artikel 139 
Absätze 3 bis 7, Artikel 148 Absatz 4, Artikel 151 Absatz 3, Arti­
kel 152, Artikel 153 Absätze 2 und 3, Artikel 154, Artikel 155, Arti­
kel 157, Artikel 158 mit Ausnahme des Absatzes 4 und Artikel 160 der 
vorliegenden Verordnung finden keine Anwendung auf die Aufträge, 
die von den öffentlichen Auftraggebern gemäß Artikel 190 Absatz 2 
der Haushaltsordnung oder für deren Rechnung vergeben werden. 

Die Kommission erlässt einen Beschluss zur Umsetzung der Bestim­
mungen über die Auftragsvergabe gemäß diesem Kapitel und regelt 
dabei auch, welche Kontrollen durch den zuständigen Anweisungs­
befugten angemessen sind, wenn die Kommission nicht der Auftrag­
geber ist. 

Artikel 263 

Nachweis des Zugangs zu Vergabeverfahren 

(Artikel 191 der Haushaltsordnung) 

Die Auftragsunterlagen schreiben den Bewerbern oder Bietern vor, den 
Staat zu nennen, in dem sie tatsächlich niedergelassen sind, und die 
nach dem jeweiligen nationalen Recht geforderten diesbezüglichen 
Nachweise zu erbringen. 

Artikel 264 

Bekanntmachung 

(Artikel 190 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Vorabinformation für internationale Ausschreibungen ist dem 
Amt für Veröffentlichungen gegebenenfalls möglichst umgehend auf 
elektronischem Wege zu übermitteln. 

(2) Für die Zwecke dieses Kapitels erfolgt die Bekanntmachung: 

a) bei internationalen Ausschreibungen zumindest im Amtsblatt der 
Europäischen Union; 
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b) bei lokalen Ausschreibungen zumindest im Staatsanzeiger des Emp­
fängerstaates oder in gleichwertigen Medien. 

Wird die Bekanntmachung auch lokal veröffentlicht, muss sie mit der 
im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlichten Bekanntmachung 
identisch sein und mit dieser zeitgleich veröffentlicht werden. Die Ver­
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union und im Internet 
wird von der Kommission in die Wege geleitet. Für die lokale Ver­
öffentlichung können die Einrichtungen gemäß Artikel 190 Absatz 2 
Buchstabe b der Haushaltsordnung sorgen. 

(3) Die Vergabebekanntmachung wird übermittelt, sobald der Vertrag 
unterzeichnet wird; dies gilt nicht für Verträge, die — sofern dies nach 
wie vor erforderlich ist — für geheim erklärt wurden oder deren Aus­
führung besondere Sicherheitsmaßnahmen erfordert, oder wenn der 
Schutz wesentlicher Interessen der Union oder des Drittlandes es gebie­
tet, und wenn die Bekanntmachung der Vergabe als nicht zweckmäßig 
erachtet wird. 

(4) In den Fällen gemäß Artikel 114a Absatz 3 Buchstaben a und b 
der Haushaltsordnung wird eine Bekanntmachung einer Auftragsände­
rung im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht, wenn der 
Wert der Änderung mindestens den in Artikel 265 Absatz 1 Buchstabe a, 
Artikel 267 Absatz 1 Buchstabe a oder Artikel 269 Absatz 1 Buch­
stabe a der vorliegenden Verordnung festgelegten Schwellenwerten ent­
spricht. 

Artikel 265 

Schwellenwerte und Vergabeverfahren für Dienstleistungsaufträge 
und Dienstleistungskonzessionen 

(Artikel 190 der Haushaltsordnung) 

(1) Die in Artikel 190 der Haushaltsordnung genannten Schwellen­
werte und Verfahren werden für Dienstleistungsaufträge und Dienstleis­
tungskonzessionen wie folgt festgesetzt: 

a) Aufträge und Konzessionen im Wert von mindestens 300 000 EUR: 

i) internationale nicht offene Ausschreibung im Sinne von Arti­
kel 104 Absatz 1 Buchstabe b der Haushaltsordnung und Arti­
kel 264 Absatz 2 Buchstabe a der vorliegenden Verordnung; 

ii) internationale offene Ausschreibung im Sinne von Artikel 104 
Absatz 1 Buchstabe a der Haushaltsordnung und Artikel 264 
Absatz 2 Buchstabe a der vorliegenden Verordnung; 

b) Aufträge und Konzessionen im Wert von unter 300 000 EUR: wett­
bewerbliches Verhandlungsverfahren gemäß Absatz 3 dieses Arti­
kels. 

c) Aufträge und Konzessionen im Wert von bis zu 20 000 EUR können 
auf der Grundlage eines einzigen Angebots vergeben werden. 

d) Zahlungen für Ausgaben bis zu 2 500 EUR können auf der Grund­
lage von Rechnungen ohne vorheriges Vergabeverfahren geleistet 
werden. 
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(2) Im internationalen nicht offenen Verfahren gemäß Absatz 1 
Buchstabe a ist in der Bekanntmachung die Zahl der Bewerber anzuge­
ben, die zur Einreichung eines Angebots aufgefordert werden. Bei 
Dienstleistungsaufträgen sind mindestens vier Bewerber zur Einreichung 
eines Angebots aufzufordern. Es muss eine ausreichende Zahl von Be­
werbern zur Einreichung von Angeboten zugelassen werden, damit ein 
echter Wettbewerb gewährleistet ist. 

Das Verzeichnis der ausgewählten Bewerber wird auf der Internet-Seite 
der Kommission veröffentlicht. 

Wenn die Zahl der Bewerber, die die Eignungskriterien bzw. die Min­
destanforderungen hinsichtlich der Leistungsfähigkeit erfüllen, geringer 
ist als die Mindestzahl, darf der öffentliche Auftraggeber dennoch nur 
jene Bewerber zur Angebotsabgabe auffordern, die die Kriterien erfül­
len. 

(3) Im wettbewerblichen Verhandlungsverfahren gemäß Absatz 1 
Buchstabe b erstellt der öffentliche Auftraggeber ohne vorherige Be­
kanntmachung ein Verzeichnis mit mindestens drei Bietern seiner Wahl. 

►C1 Im wettbewerblichen Verhandlungsverfahren ◄ werden die Bie­
ter aus einem durch eine Aufforderung zur Interessenbekundung be­
kannt gemachten Anbieter-Verzeichnis gemäß Artikel 136 Absatz 1 
Buchstabe b ausgewählt. 

Erhält der öffentliche Auftraggeber nach Konsultation der Bieter ledig­
lich ein Angebot, das in technischer und administrativer Hinsicht gültig 
ist, kann der Auftrag erteilt werden, sofern die Zuschlagskriterien erfüllt 
sind. 

(4) Für juristische Dienstleistungsaufträge, die nicht unter Artikel 134 
Absatz 1 Buchstabe h fallen, können die öffentlichen Auftraggeber un­
abhängig vom geschätzten Auftragswert das wettbewerbliche Verhand­
lungsverfahren anwenden. 

Artikel 266 

Inanspruchnahme des Verhandlungsverfahrens (negotiated 
procedure) für Dienstleistungs-, Liefer- und Bauaufträge 

(Artikel 190 der Haushaltsordnung) 

(1) Der öffentliche Auftraggeber kann in folgenden Fällen das Ver­
handlungsverfahren (negotiated procedure) auf der Grundlage eines ein­
zigen Angebots in Anspruch nehmen: 

a) Die Leistungen sollen von öffentlichen Einrichtungen, gemeinnützi­
gen Einrichtungen oder Idealvereinen erbracht werden und es handelt 
sich um Maßnahmen im institutionellen Bereich oder um Hilfe für 
Einzelne im sozialen Bereich. 

b) Die Ausschreibung ist ergebnislos geblieben, das heißt, kein Ange­
bot konnte in qualitativer und/oder preislicher Hinsicht überzeugen; 
in diesem Fall kann der öffentliche Auftraggeber nach Aufhebung 
des Ausschreibungsverfahrens aus dem Kreise der Bieter, die an 
diesem Verfahren teilgenommen hatten, einen oder mehrere Bieter 
für Verhandlungen auswählen, sofern die ursprünglichen Auftrags­
unterlagen nicht wesentlich geändert werden. 
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c) Infolge der Kündigung eines bestehenden Vertrags ist ein neuer Ver­
trag zu schließen. 

(2) Für Zwecke des Artikels 134 Absatz 1 Buchstabe c sind Inter­
ventionen im Rahmen von Krisensituationen gemäß Artikel 190 Ab­
satz 2 Situationen äußerster Dringlichkeit gleichgestellt. Der bevoll­
mächtigte Anweisungsbefugte stellt gegebenenfalls in Abstimmung mit 
den anderen betroffenen bevollmächtigten Anweisungsbefugten fest, 
dass eine Situation äußerster Dringlichkeit vorliegt, und überprüft seine 
Entscheidung regelmäßig im Hinblick auf den Grundsatz der Wirtschaft­
lichkeit der Haushaltsführung. 

(3) Institutionelle Maßnahmen im Sinne von Absatz 1 Buchstabe a 
umfassen Dienstleistungen in unmittelbarem Zusammenhang mit dem 
jeweiligen Auftrag der öffentlichen Einrichtung. 

Artikel 267 

Schwellenwerte und Vergabeverfahren für Lieferaufträge 

(Artikel 190 der Haushaltsordnung) 

(1) Die in Artikel 190 der Haushaltsordnung genannten Schwellen­
werte und Verfahren werden für Lieferaufträge wie folgt festgesetzt: 

a) Aufträge im Wert von mindestens 300 000 EUR: internationale of­
fene Ausschreibung im Sinne von Artikel 104 Absatz 1 Buchstabe a 
der Haushaltsordnung und Artikel 264 Absatz 2 Buchstabe a der 
vorliegenden Verordnung; 

b) Aufträge im Wert von unter 300 000 EUR: 

i) Aufträge im Wert von mindestens 100 000 EUR, aber unter 
300 000 EUR: lokale offene Ausschreibung im Sinne von Arti­
kel 104 Absatz 1 Buchstabe a der Haushaltsordnung und Arti­
kel 264 Absatz 2 Buchstabe b der vorliegenden Verordnung; 

ii) Aufträge im Wert von unter 100 000 EUR: wettbewerbliches 
Verhandlungsverfahren im Sinne des Absatzes 2; 

c) Zahlungen für Ausgaben bis zu 2 500 EUR können auf der Grund­
lage von Rechnungen ohne vorheriges Vergabeverfahren geleistet 
werden. 

d) Aufträge im Wert von bis zu 20 000 EUR können auf der Grundlage 
eines einzigen Angebots vergeben werden. 

(2) Im wettbewerblichen Verhandlungsverfahren gemäß Absatz 1 
Buchstabe b Ziffer ii erstellt der öffentliche Auftraggeber ohne vor­
herige Bekanntmachung ein Verzeichnis mit mindestens drei Lieferanten 
seiner Wahl. 

Erhält der öffentliche Auftraggeber nach Konsultation der Lieferanten 
lediglich ein Angebot, das in technischer und administrativer Hinsicht 
gültig ist, kann der Auftrag erteilt werden, sofern die Zuschlagskriterien 
erfüllt sind. 
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Artikel 269 

Schwellenwerte und Vergabeverfahren für Bauaufträge und 
Baukonzessionen 

(Artikel 190 der Haushaltsordnung) 

(1) Die in Artikel 190 der Haushaltsordnung genannten Schwellen­
werte und Verfahren werden für Bauaufträge und Baukonzessionen wie 
folgt festgesetzt: 

a) Aufträge bzw. Konzessionen im Wert von mindestens 5 000 000 
EUR: 

i) internationale offene Ausschreibung im Sinne von Artikel 104 
Absatz 1 Buchstabe a der Haushaltsordnung und Artikel 264 
Absatz 2 Buchstabe a der vorliegenden Verordnung oder 

ii) im Hinblick auf die Besonderheiten bestimmter Bauleistungen 
internationale nicht offene Ausschreibung im Sinne von Arti­
kel 104 Absatz 1 Buchstabe b der Haushaltsordnung und Arti­
kel 264 Absatz 2 Buchstabe a der vorliegenden Verordnung; 

b) Aufträge bzw. Konzessionen im Wert von mindestens 300 000 EUR, 
aber unter 5 000 000 EUR: lokale offene Ausschreibung im Sinne 
von Artikel 104 Absatz 1 Buchstabe a der Haushaltsordnung und 
Artikel 264 Absatz 2 Buchstabe b der vorliegenden Verordnung; 

c) Aufträge bzw. Konzessionen im Wert von unter 300 000 EUR: wett­
bewerbliches Verhandlungsverfahren im Sinne des Absatzes 2 dieses 
Artikels; 

d) Aufträge bzw. Konzessionen im Wert von bis zu 20 000 EUR kön­
nen auf der Grundlage eines einzigen Angebots vergeben werden; 

e) Zahlungen für Ausgaben bis zu 2 500 EUR können auf der Grund­
lage von Rechnungen ohne vorheriges Vergabeverfahren geleistet 
werden. 

(2) Im wettbewerblichen Verhandlungsverfahren gemäß Absatz 1 
Buchstabe c dieses Artikels erstellt der öffentliche Auftraggeber ohne 
vorherige Bekanntmachung ein Verzeichnis mit mindestens drei Auf­
tragnehmern seiner Wahl. 

Erhält der öffentliche Auftraggeber nach Konsultation der Auftragneh­
mer lediglich ein einziges Angebot, das in administrativer und tech­
nischer Hinsicht gültig ist, kann der Auftrag erteilt werden, sofern die 
Zuschlagskriterien erfüllt sind. 

Artikel 273 

Leistungsbeschreibung 

(Artikel 190 der Haushaltsordnung) 

Abweichend von Artikel 138 Absatz 3 können die Spezifikationen bei 
allen Verfahren, bei denen ein Teilnahmeantrag vorgesehen ist, entspre­
chend der beiden Verfahrensstufen aufgeteilt werden, wobei es möglich 
ist, in der ersten Stufe lediglich die in Artikel 138 Absatz 3 Buchstaben a 
und f genannten Angaben zu machen. 
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Artikel 274 

Sicherheitsleistungen 

(Artikel 190 der Haushaltsordnung) 

(1) Abweichend von Artikel 163 lauten die Sicherheitsleistungen auf 
Euro oder die Währung des Vertrags, auf die sie sich beziehen. 

(2) Der öffentliche Auftraggeber kann entsprechend den Bestimmun­
gen des Artikels 156 eine Bietungsgarantie verlangen. Abweichend von 
Artikel 156 Absatz 2 gibt der öffentliche Auftraggeber die Bietungs­
garantie frei, wenn der Vertrag unterzeichnet wurde. 

(3) Abweichend von Artikel 165 Absatz 1 wird bei Überschreitung 
folgender Schwellenwerte eine Erfüllungsgarantie verlangt: 

a) 345 000 EUR bei Bauaufträgen; 

b) 150 000 EUR bei Lieferaufträgen. 

(4) Der öffentliche Auftraggeber kann entsprechend den Bestimmun­
gen des Artikels 165a einen Gewährleistungseinbehalt vornehmen. 

Artikel 275 

Verfahrensfristen 

(Artikel 190 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Angebote müssen bei der Anschrift und spätestens an dem 
Tag und zu der Uhrzeit, die in der Aufforderung zur Angebotsabgabe 
angegeben sind, beim öffentlichen Auftraggeber eingehen. Die Fristen 
für den Eingang der Angebote und der Teilnahmeanträge, die vom 
öffentlichen Auftraggeber festgesetzt werden, müssen so bemessen sein, 
dass die Interessenten über ausreichend Zeit für die Vorbereitung und 
Einreichung ihrer Angebote bzw. Anträge verfügen. 

Bei Dienstleistungsaufträgen beträgt die Frist zwischen dem Zeitpunkt 
der Absendung der Aufforderung zur Angebotsabgabe und dem Termin 
für den Eingang der Angebote mindestens 50 Tage. In Ausnahmefällen 
können jedoch andere Fristen bewilligt werden. 

(2) Die Bieter können bis zum Vortag des Termins für die Angebots­
abgabe schriftlich Fragen vorlegen. Der Auftraggeber beantwortet diese 
Fragen bis zum Vortag des Termins für die Angebotsabgabe. 

(3) Bei internationalen nicht offenen Verfahren beträgt die Frist für 
den Eingang der Teilnahmeanträge mindestens 30 Tage, gerechnet ab 
dem Tag der Veröffentlichung der Bekanntmachung. Die Frist zwischen 
dem Zeitpunkt der Absendung der Aufforderung zur Angebotsabgabe 
und dem Termin für den Eingang der Angebote beträgt mindestens 
50 Tage. In Ausnahmefällen können jedoch andere Fristen bewilligt 
werden. 

(4) Bei internationalen offenen Verfahren beträgt die Frist für den 
Eingang der Angebote, gerechnet ab dem Tag der Veröffentlichung 
der Bekanntmachung 

a) für Bauaufträge mindestens 90 Tage; 
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b) für Lieferaufträge mindestens 60 Tage. 

In Ausnahmefällen können jedoch andere Fristen bewilligt werden. 

(5) Bei lokalen offenen Verfahren beträgt die Frist für den Eingang 
der Angebote, gerechnet ab dem Tag der Veröffentlichung der Bekannt­
machung 

a) für Bauaufträge mindestens 60 Tage; 

b) für Lieferaufträge mindestens 30 Tage. 

In Ausnahmefällen können jedoch andere Fristen bewilligt werden. 

(6) Bei wettbewerblichen Verhandlungsverfahren gemäß Artikel 265 
Absatz 1 Buchstabe b, Artikel 267 Absatz 1 Buchstabe b Ziffer ii und 
Artikel 269 Absatz 1 Buchstabe c wird den Bewerbern eine Frist von 
mindestens 30 Tagen, gerechnet ab dem Absendetag des Schreibens mit 
der Aufforderung zur Angebotsabgabe, eingeräumt. 

Artikel 276 

Bewertungsausschuss 

(Artikel 190 der Haushaltsordnung) 

(1) Alle für konform erklärten Teilnahmeanträge und Angebote wer­
den von einem Bewertungsausschuss anhand der vorher bekannt gege­
benen Ausschluss-, Eignungs- und Zuschlagskriterien bewertet und ein­
gestuft. Dieser Ausschuss setzt sich aus einer ungeraden Zahl von Mit­
gliedern (mindestens drei) zusammen, die über alle für die Beurteilung 
der Angebote erforderlichen Fach- und Verwaltungskenntnisse verfügen. 
Die Mitglieder des Bewertungsausschusses unterzeichnen eine Erklä­
rung über ihre Unparteilichkeit und über das Nichtvorliegen eines Inte­
ressenkonflikts. 

(2) Ist die Kommission nicht selbst der öffentliche Auftraggeber, so 
sind ihr auf Anfrage je ein Exemplar der Auftragsunterlagen, der An­
gebote, der Bewertung der Angebote und der unterzeichneten Verträge 
zu übermitteln. Die Kommission kann außerdem an der Öffnung und 
Bewertung der Angebote als Beobachterin teilnehmen. 

(3) Angebote, die nicht alle in den Auftragsunterlagen verlangten 
wesentlichen Angaben enthalten oder die nicht den darin enthaltenen 
spezifischen Anforderungen entsprechen, werden abgelehnt. 

Gleichwohl kann der Bewertungsausschuss bzw. der öffentliche Auf­
traggeber unter Beachtung des Grundsatzes der Gleichbehandlung einen 
Bewerber oder Bieter auffordern, binnen einer von ihm festgesetzten 
Frist die für die Ausschluss-, Auswahl- und Vergabekriterien eingereich­
ten Belege zu präzisieren oder durch weitere Unterlagen zu ergänzen. 

(4) Bei ungewöhnlich niedrigen Angeboten gemäß Artikel 151 bittet 
der Ausschuss um die erforderlichen näheren Angaben zur Zusammen­
setzung des Angebots. 

(5) Bei Verfahren mit einem Auftragswert von bis zu 20 000 EUR, 
auf Grundlage einer Risikoanalyse bei einem erneuten Aufruf zum 
Wettbewerb innerhalb eines Rahmenvertrags sowie im Falle von Ver­
handlungsverfahren (negotiated procedures) gemäß Artikel 134 Absatz 1 
Buchstabe c, Buchstabe e, Buchstabe f Ziffern i und iii und Buchstabe h 
muss der Bewertungsausschuss nicht bestellt werden. 
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KAPITEL 4 

Finanzhilfen 

Artikel 277 

Vollfinanzierung 

(Artikel 192 der Haushaltsordnung) 

Abweichungen von der Verpflichtung zur Kofinanzierung werden im 
Rahmen der Beschlüsse über die Gewährung einer Finanzhilfe für die 
betreffenden Maßnahmen begründet. 

TITEL III 

EUROPÄISCHE ÄMTER 

Artikel 278 

Europäische Ämter und ihre Einrichtung 

(Artikel 195 der Haushaltsordnung) 

Bei den Ämtern im Sinne von Artikel 195 der Haushaltsordnung han­
delt es sich um 

a) das Amt für Veröffentlichungen, 

b) das Amt für Betrugsbekämpfung, 

c) das Europäische Amt für Personalauswahl und die diesem verwal­
tungsmäßig zugeordnete Europäische Verwaltungsakademie, 

d) das Amt für die Feststellung und Abwicklung individueller Ansprü­
che, 

e) das Amt für Gebäude, Anlagen und Logistik Brüssel sowie das Amt 
für Gebäude, Anlagen und Logistik Luxemburg. 

Ein oder mehrere Organe können zusätzliche Ämter schaffen, sofern 
dies durch eine Kosten-Nutzen-Studie gerechtfertigt werden kann und 
die Erkennbarkeit der Maßnahme der Union gewährleistet ist. 

Artikel 279 

Übertragung von Befugnissen auf interinstitutionelle europäische 
Ämter durch die Organe 

(Artikel 195 und 199 der Haushaltsordnung) 

Die Zuständigkeit für die Mittelbindungen liegt bei jedem Organ. Die 
Organe können dem Direktor des betreffenden interinstitutionellen eu­
ropäischen Amtes alle weiteren Handlungen übertragen, insbesondere 
das Eingehen rechtlicher Verpflichtungen, die Feststellung von Aus­
gaben, die Bewilligung von Zahlungen und die Ausführung von Ein­
nahmen; sie legen die Grenzen und Bedingungen dieser Befugnisüber­
tragung fest. 
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Artikel 280 

Sondervorschriften für das Amt für Veröffentlichungen 

(Artikel 195 und 199 der Haushaltsordnung) 

In Bezug auf das Amt für Veröffentlichungen entscheidet jedes Organ 
über seine Veröffentlichungspolitik. Der Nettoerlös aus dem Verkauf 
der Veröffentlichungen wird gemäß Artikel 21 der Haushaltsordnung 
von dem Organ, das Verfasser der betreffenden Veröffentlichungen 
ist, als zweckgebundene Einnahme wiedereingesetzt. 

Artikel 281 

Übertragung bestimmter Aufgaben durch den Rechnungsführer 

(Artikel 196 der Haushaltsordnung) 

Auf Vorschlag des Direktoriums des betreffenden Amtes kann der 
Rechnungsführer der Kommission einige seiner Aufgaben im Zusam­
menhang mit der Einziehung von Einnahmen und der Zahlung von 
Ausgaben, die von dem betreffenden Amt direkt wahrgenommen wer­
den, einem Bediensteten des Amtes übertragen. 

Artikel 282 

Kassenmittel — Bankkonten 

(Artikel 196 der Haushaltsordnung) 

Auf Vorschlag des Direktoriums eines interinstitutionellen Amtes kann 
die Kommission für den Kassenmittelbedarf des Amtes Bank- oder 
Postscheckkonten auf den Namen des Amtes eröffnen. Der jährliche 
Kassenmittelsaldo wird am Ende des Haushaltsjahres zwischen der 
Kommission und dem betreffenden Amt abgestimmt und abgerechnet. 

TITEL IV 

VERWALTUNGSMITTEL 

Artikel 283 

Allgemeine Bestimmungen 

(Artikel 201 der Haushaltsordnung) 

Die Verwaltungsmittel dieses Titels sind in Artikel 41 der Haushalts­
ordnung definiert. 

Mittelbindungen im Zusammenhang mit Verwaltungsmitteln, die von 
der Art her mehreren Titeln gemeinsam sind und global bewirtschaftet 
werden, können entsprechend der Klassifikation nach der Art der Aus­
gaben gemäß Artikel 25 global in der Haushaltsbuchführung ausgewie­
sen werden. 

Die betreffenden Ausgaben werden nach der für die Mittel vorgenom­
menen Verteilung bei den Haushaltslinien der einzelnen Titel verbucht. 
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Artikel 284 

Mietgarantien 

(Artikel 201 der Haushaltsordnung) 

Die Organe leisten Mietgarantien in Form von Bankgarantien oder Ein­
lagen auf gesperrten Konten, die auf ihren Namen und den Namen des 
Vermieters eingerichtet werden; diese Konten lauten auf Euro, aus­
genommen in ordnungsgemäß begründeten Fällen. 

Kann bei Transaktionen in Drittländern auf keine dieser Formen der 
Mietgarantie zurückgegriffen werden, kann der zuständige Anweisungs­
befugte andere Garantieformen akzeptieren, sofern diese den Schutz der 
finanziellen Interessen der Union in gleicher Weise gewährleisten. 

Artikel 285 

Vorschüsse an das Personal und die Mitglieder der Organe 

(Artikel 201 der Haushaltsordnung) 

Dem Personal und den Mitgliedern der Organe können nach Maßgabe 
des Statuts Vorschüsse gezahlt werden. 

Artikel 286 

Immobilientransaktionen 

(Artikel 203 der Haushaltsordnung) 

(1) Die Ausgaben gemäß Artikel 203 Absatz 3 Buchstabe a der 
Haushaltsordnung umfassen Ausgaben für die Gebäudeausstattung 
aber keine Nebenkosten. 

(2) Die frühzeitige Unterrichtung gemäß Artikel 203 Absatz 4 der 
Haushaltsordnung und die vorherige Zustimmung gemäß Artikel 203 
Absatz 5 der Haushaltsordnung gelten nicht, wenn Grundstücke kosten­
frei oder für einen symbolischen Betrag erworben werden. 

(3) Die frühzeitige Unterrichtung und die vorherige Zustimmung ge­
mäß Artikel 203 Absätze 3 bis 7 der Haushaltsordnung gelten nicht, 
wenn Wohngebäude erworben werden. Das Europäische Parlament und 
der Rat können bei dem betreffenden Organ Auskünfte über Wohn­
gebäude anfordern. 

(4) In außergewöhnlichen oder politisch dringlichen Umständen kön­
nen bei Immobilienprojekten für EU-Delegationen oder -Büros in Dritt­
ländern die gemäß Artikel 203 Absatz 4 der Haushaltsordnung früh­
zeitig zu übermittelnden Informationen gemeinsam mit dem Immobi­
lienprojekt nach Artikel 203 Absatz 5 vorgelegt werden. In solchen 
Fällen erfolgen die frühzeitige Unterrichtung und die vorherige Zustim­
mung so früh wie möglich. 
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(5) Das Verfahren der vorherigen Zustimmung gemäß Artikel 203 
Absätze 5 und 6 der Haushaltsordnung gilt nicht für vorbereitende Ver­
träge oder Studien, die zur Bewertung der Einzelkosten und der Finan­
zierung des Immobilienprojekts erforderlich sind. 

(6) Die in Artikel 203 Absatz 7 Ziffern ii bis iv der Haushaltsord­
nung vorgesehenen Schwellenwerte 750 000 EUR bzw. 3 000 000 EUR 
gelten für Ausgaben, die auch die Gebäudeausstattung umfassen kön­
nen. Im Falle von Miet- oder Nießbrauchverträgen gelten diese Schwel­
lenwerte für die Mietausgaben, die auch die Gebäudeausstattung umfas­
sen können, nicht aber die Nebenkosten. 

(7) Ein Jahr nach Inkrafttreten der Haushaltsordnung erstattet die 
Kommission über die Anwendung der in Artikel 203 Absätze 3 bis 8 
der Haushaltsordnung vorgesehenen Verfahren Bericht. 

TITEL V 

SACHVERSTÄNDIGE 

Artikel 287 

Externe Sachverständige und deren Vergütung 

(Artikel 204 der Haushaltsordnung) 

(1) Für Aufträge unterhalb der Schwellenwerte nach Artikel 170 Ab­
satz 1 können zu vergütende externe Sachverständige im Verfahren nach 
Absatz 2 ausgewählt werden. 

(2) Im Amtsblatt der Europäischen Union oder, falls dies für eine 
Bekanntmachung bei den potenziellen Bewerbern erforderlich ist, auf 
der Website des betreffenden Organs wird eine Aufforderung zur Inte­
ressenbekundung veröffentlicht. 

Die Aufforderung zur Interessensbekundung enthält eine Beschreibung 
der Aufgaben, deren Dauer und die Vergütungsregelung, die auf Stück­
preisen beruhen kann. 

Auf der Grundlage der Aufforderung zur Interessenbekundung wird ein 
Verzeichnis erstellt. Dieses gilt ab seiner Veröffentlichung für höchstens 
fünf Jahre, oder aber für die Dauer des Mehrjahresprogramms, auf das 
sich die Aufgaben beziehen. 

▼M1 
(3) Während der Geltungsdauer der Aufforderung zur Interessenbe­
kundung, mit Ausnahme der letzten drei Monate, können alle interes­
sierten natürlichen Personen Bewerbungen einreichen. 

▼B 
(4) Die Kommunikation mit den ausgewählten Sachverständigen, ins­
besondere der Abschluss von Verträgen und die Vereinbarung von Ver­
tragsänderungen, kann über ein von dem Organ eingerichtetes elektro­
nisches Kommunikationssystem erfolgen. 

Solche Systeme müssen folgenden Anforderungen entsprechen: 

a) lediglich befugte Personen haben Zugang zum System und den damit 
übermittelten Dokumenten; 

b) lediglich befugte Personen dürfen ein Dokument elektronisch unter­
zeichnen oder durch das System übermitteln; 
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c) befugte Personen müssen anhand festgelegter Methoden durch das 
System authentifiziert werden; 

d) Datum und Uhrzeit der elektronischen Transaktion müssen genau 
bestimmbar sein; 

e) die Unversehrtheit der Dokumente muss gewährleistet sein; 

f) die Verfügbarkeit der Dokumente muss gewährleistet sein; 

g) erforderlichenfalls muss die Vertraulichkeit der Dokumente gewähr­
leistet sein; 

h) der Schutz personenbezogener Daten muss den Anforderungen der 
Verordnung (EG) Nr. 45/2001 genügen. 

Für die mit einem solchen System versandten Daten gilt eine rechtliche 
Vermutung der Unversehrtheit der abgesendeten oder empfangenen Da­
ten und der Korrektheit der vom System angegebenen Zeitpunkte der 
Versendung und des Empfangs der Daten. 

Ein mit einem solchen System übermitteltes oder zugestelltes Dokument 
gilt als einem Papierdokument gleichwertig, ist in Gerichtsverfahren als 
Beweismittel zulässig und gilt als Original; für das Dokument gilt die 
rechtliche Vermutung der Echtheit und Unversehrtheit, sofern es keine 
dynamischen Elemente enthält, die seine automatische Änderung bewir­
ken können. 

Die elektronischen Unterschriften nach Unterabsatz 2 Buchstabe b ha­
ben die gleiche Rechtswirkung wie handschriftliche Unterschriften. 

(5) Das Sachverständigenverzeichnis und die Aufgabenfelder werden 
jährlich veröffentlicht. Die Vergütung von Aufgaben mit mehr als 
15 000 EUR wird veröffentlicht. 

(6) Absatz 5 gilt nicht, wenn durch eine Veröffentlichung der Infor­
mationen die durch die Charta der Grundrechte der Europäischen Union 
geschützten Rechte und Freiheiten des Einzelnen verletzt oder die ge­
schäftlichen Interessen der Sachverständigen beeinträchtigt würden. 

TEIL 3 

ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 288 

Übergangsbestimmungen 

Die Artikel 35 bis 43 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2342/2002 
gelten weiterhin für sämtliche Verpflichtungen, die bis zum 31. Dezem­
ber 2013 eingegangen werden. Die Artikel 33 bis 44 der vorliegenden 
Verordnung gelten nur für Verpflichtungen, die ab dem 1. Januar 2014 
eingegangen werden. 

Für Finanzhilfen im Rahmen der im Haushaltsjahr 2012 oder früherer 
Haushaltsjahre bewilligten globalen Mittelbindungen, für die die Ver­
einbarungen oder Beschlüsse bis zum 31. Dezember 2013 unterzeichnet 
bzw. zugestellt werden, kann der zuständige Anweisungsbefugte unter 
Beachtung der Grundsätze der Gleichbehandlung und der Transparenz 
beschließen, dass Teil 1 Titel VI der Verordnung (EG, Euratom) 
Nr. 2342/2002 weiterhin Anwendung findet. 
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Artikel 289 

Aufhebung 

Die Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2342/2002 wird aufgehoben. 

Verweisungen auf die durch Absatz 1 aufgehobene Verordnung gelten 
als Verweisungen auf die vorliegende Verordnung und sind nach der 
Entsprechungstabelle im Anhang zu lesen. 

Artikel 290 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt 
der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 1. Januar 2013. 

Die Artikel 216 bis 226 gelten erst ab dem 1. Januar 2014. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittel­
bar in jedem Mitgliedstaat. 
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ANHANG 

Entsprechungstabelle 

Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2342/2002 Vorliegende Verordnung 

Artikel 1 Artikel 1 

Artikel 4a Artikel 2 

Artikel 5 Artikel 3 

Artikel 6 Artikel 4 

Artikel 7 Artikel 5 

Artikel 8 Artikel 6 

Artikel 10 Artikel 7 

Artikel 11 Artikel 8 

Artikel 12 Artikel 9 

Artikel 13 Artikel 10 

Artikel 13a Artikel 11 

Artikel 15 Artikel 12 

Artikel 17 Artikel 13 

Artikel 17a Artikel 14 

Artikel 18 Artikel 15 

Artikel 19 Artikel 16 

Artikel 20 Artikel 17 

Artikel 21 Artikel 18 

Artikel 22 Artikel 19 

Artikel 23 Artikel 20 

— Artikel 21 

— Artikel 22 

— Artikel 23 

Artikel 26 Artikel 24 

Artikel 27 Artikel 25 

Artikel 28 Artikel 26 

Artikel 29 Artikel 27 

Artikel 30 Artikel 28 

Artikel 43a Artikel 29 

Artikel 32a Artikel 30 

Artikel 33 Artikel 31 

Artikel 34 Artikel 32 

— Artikel 33 
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Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2342/2002 Vorliegende Verordnung 

Artikel 36 Artikel 34 

Artikel 37 Artikel 35 

Artikel 40 Artikel 36 

Artikel 35a Artikel 37 

— Artikel 38 

— Artikel 39 

Artikel 41 Artikel 40 

— Artikel 41 

Artikel 42 Artikel 42 

Artikel 43 Artikel 43 

Artikel 39 Artikel 44 

Artikel 44 Artikel 45 

Artikel 45 Artikel 46 

Artikel 46 Artikel 47 

Artikel 49 Artikel 48 

Artikel 47 Artikel 49 

Artikel 50 Artikel 50 

Artikel 51 Artikel 51 

Artikel 53 Artikel 52 

Artikel 54 Artikel 53 

Artikel 55 Artikel 54 

Artikel 56 Artikel 55 

Artikel 57 Artikel 56 

Artikel 58 Artikel 57 

Artikel 59 Artikel 58 

Artikel 60 Artikel 59 

Artikel 61 Artikel 60 

Artikel 62 Artikel 61 

Artikel 63 Artikel 62 

Artikel 64 Artikel 63 

Artikel 65 Artikel 64 

Artikel 255 Artikel 65 

Artikel 66 Artikel 66 

Artikel 67 Artikel 67 

Artikel 68 Artikel 68 

Artikel 69 Artikel 69 

Artikel 70 Artikel 70 
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Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2342/2002 Vorliegende Verordnung 

Artikel 71 Artikel 71 

Artikel 254 Artikel 72 

— Artikel 73 

Artikel 72 Artikel 74 

Artikel 74 Artikel 75 

Artikel 75 Artikel 76 

Artikel 73 Artikel 77 

Artikel 76 Artikel 78 

Artikel 77 Artikel 79 

Artikel 78 Artikel 80 

Artikel 79 Artikel 81 

Artikel 80 Artikel 82 

Artikel 86 Artikel 83 

Artikel 81 Artikel 84 

— Artikel 85 

Artikel 82 Artikel 86 

Artikel 83 Artikel 87 

Artikel 84 Artikel 88 

Artikel 85 Artikel 89 

Artikel 85a Artikel 90 

Artikel 87 Artikel 91 

Artikel 88 Artikel 92 

Artikel 85b Artikel 93 

Artikel 90 Artikel 94 

Artikel 91 Artikel 95 

Artikel 92 Artikel 96 

Artikel 94 Artikel 97 
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